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Erſter Abſchnitt. 
Einheimiſche 
Geſetzgebung. 
Allgemeine Verwaltungs⸗Sachen. 


I. , 
Circular⸗Reſcript des König. Minifteriums des Innern 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, bie Berichtigung 
eines, in ber Regierungs⸗Geſchaͤfts⸗Anweiſung v. 31. 
Deebr. 1825. vorfommenden Druckfehlerg berreffend. 


— 





In der Geſchaͤfts,Anweiſung für die Negierungen vom 
31. December ©. J. befindet fih Seite 8 zu e *) ‘ein 
Drudfehler, indem flatt ' 
"Ablöfungen bei den mit Domanial- Abgaben und 
£eiftungen belafteten Grundſtuͤcken ꝛtc. ıc, 
8 heißen fol: | i 
Abzweigungen bei dem ꝛe. ꝛc., 
als worauf die Könige. Regierung, zur Vermeidung etwas _ 
iger Mißdeutung, aufmerffam gemacht wird. 
Berlin, den 5. März 1826. Ä | 
Dinifterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
Jabrg. 1825. Ates Heft, ©. 837. 
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Reſcript der, Königl, Minifterien‘ des Innern und ber 
Finanzen, an die Königl. Regierung zu Coblenz, das 
Reſſort der Regierungs-Abtheilungen rückfichtlich der 
Vertilgung wilder Thiere sc. betreffend. 


Die von der Koͤnigl. Regierung im Berichte vom 
19. v. M. angeführte Beftimmung der Geſchaͤfts⸗Anwei⸗ 
fung für die Regierungen vom 31. December v. J. Litt. 
D. Nro, 2, mwegen Vertilgung milder Thiere ꝛc. handelt, 
wie Died der Zuſammenhang deutlich ergiebt, lediglich von 
der polizeilichen Verwaltung bezüglich auf die Domainen, 
und es wird Dadurch im Uebrigen nichts im Reſſort der 
erſten Abtheilung der Koͤnigl. Regierung verändert. 

Berlin, den 23. März 1826. 
Der Minifter des Innern. Der Minifter der Finanzen. 

v. Shudfmann. v. Motz. 


Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, 
an die Koͤnigl. Regierungen zu Königsberg, Stettin, 
Pofen, Breslau, Potsdam, Magdeburg, Coblenz und 
Muͤnſter, die unentgeldliche Verabfolgung der Amtsblaͤt⸗ 
ser an die Provinzial-Steuer-Direftoren betreffend. 


Die Provinzial: Steuer Direktoren bedürfen, außer 
den Amtsblaͤttern der Regierungen ihres Verwaltungs⸗ 
Bezirks, welche fie bereitd erhalten, noch der Amtsblätter 
der Regierungen im Hauptorte einer jeden Provinz, wo 
der Ober, Präfivene feinen Sig hat. Die König, Negies 
rung wird daher angewiefen, auch den Provinzial-Steuer> 
Direktoren anderer Provinzen ein Eremplar Ihres Amts⸗ 
blatts, fofern dies nicht bereits gefchehen fein follte, uns 
entgeldlich zuſenden zu laſſen. ö 

Berlin, den 28. Februar 1826. 

Miniſterium des Innern; Erſte Abtheilung, 

| | Köhler, 
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Reſcripe des Kbnigl. Miniſteriums des —8* an die 

Koͤnigl. Regierung zu Danzig, dieſelbe Angaegem | 

heit betreffend. | 

Die Genese Dirt bedurfen, außer den 

Amtsblättern ihres Verwaltungs-Bezirfs, noch der Amts: 

Blätter der Regierungen, in deren Drte dergleichen Steuers 

Verwaltungen: befindlich find. Die Königl. Regierung wird 

daher angemwiefen, auch. den ProvinziaSteuer-Direktoren 

anderer Provinzen ein Eremplar Ihres Amtsbiatts un⸗ 

entgeldlich zufommen zu laſſen. 
Berlin, den 25. März 1826. ‚ 
linden des Innern. — Acheung 
Köhler. 


5. — 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. General⸗Kommiſſionen, die Un⸗ 
terlaſſung der von oͤffentlichen Behoͤrden und Beamten 
bisher erſtatteten Neujahrs⸗ ıc. Gratulationen be⸗ 
treffend. s H 


Nachdem des Königs. Majeftät diejenigen: Militair⸗ 
Perſonen, welche nach ihrer Stellung und der bisherigen 
Obſervanz Alterhöchfidenenfelben beim Jahreswechfel und 
zu Allerhoͤchſt Dero Geburtstage ihre Anhaͤnglichkeit fchrift: 
lich bezeigt, Hiervon mit der huldvollen Aeußerung zu ent 
Binden geruhet haben, daß Allerhoͤchſt diefelben ohnehin 
von deren Treue und Ergebenheit überzeugt feien: fo tft 
diefe Beſtimmung hiernaͤchſt mittelſt Allerhoͤchſter Kabinets⸗ 
Ordre an das Koͤnigl. Staats: Minifterium vom 4. Ja⸗ 
nuar c. auch auf die ſaͤmmtlichen Koͤnigl. Geſandſchaften, 
geiſtlichen und Civil⸗Behoͤrden und Beamten ausgedehnt 
worden, welches der Koͤnigl. General⸗Kommiſſton hiermit 
zur Beachtung bekannt gemacht wird⸗Dieſer Allerhoͤch⸗ 

| — A2. > 
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ſten Beſtimmung folgend, haben auch ſammtliche Koͤnigl. 
Miniſterien, uͤberzeugt von dem Wohlwollen der Koͤnigl. 
Behoͤrden, deren Neujahrs⸗Gluͤckwuͤnſche da, wo ſolche bisher 
noch ſtatt gefunden, fuͤr die Zukunft zu verbitten ee 
Berlin, den 26. März 1826. 
De Minifter des Innern. 
| — 





Circular⸗Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien an ſaͤmmtliche 
Koͤnigl. Herren Dber-Präfidenten, ven Titel und Charak⸗ 
ter ala Ober⸗ und Geheimen sDReglerhfgeraih be⸗ 

treffend. 


Es iſt uns Senserftich geworden, daß eihigen derje⸗ 
nigen Ober-Regierungs-Raͤthen, welche ſchon vorher dem 
Titel Geheime Negierungs-Näthe führten, jet der com⸗ 
binirte Titel, eines „Geheimen Ober »Degierungs» Raths“ 
gegeben, oder von ihnen angenommen wird. Dies iſt aber 
faiſch, und der Allerhoͤchſten Abſi J— ‚guiolber, — * 
the find in“den Etats aldi 

„Dbers. und: Geheime —— Käthe“ R 
bezeichnet, und werden am füglichften m blos mit 
dem Charafter | 
Ober, Negierungs'- Kath a2 
als demjenigen, welcher: ihnen -ihren Kann um — 
den Vorrang vor anderen Regierungs-Raͤthen, auch. vor 
denen giebt, die zugleich Titular⸗ Geheime Raͤthe ſind, zu 
bezeichnen feinem. ac. veranlaſſen (erſuchen) wir, hier⸗ 
von gefaͤlligſt Kenntniß zu nehmen, und vorkommenden 
Falls auf die Beobachtung der richtigen Titulatur zu halten, 
und Mißgriffe, die Sie etwa bemerken ſouten/ abe 

Berlin, den: 26. Sanuarrı826s:, 

Miniſterium der Geiſtlichen⸗, Miniſterium des Mminmeruimder 
Unterrichts: u. Medizinal⸗ Innern. Finanzen. 
Angelegenheiten. v. Schuckmaun. v. Motz.— 

» Alt en ſt ein. 
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7. 
Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien des Innern und der 
Finanzen an die Koͤnigl. Regierung zu Trier, die bei 
Beſcheiden, Ausfertigungen und vidimirten Abſchriften 
anzuwendenden Sportelfäge betreffend. 


Die von. der Königt, Kegierung in dem Berichte vom. 
zıten v. M. aufgefiellte Anſicht, als wenn aus der Vor⸗ 
‚Schrift: $. 7. No. 10. der Sportel⸗Taxordnung vom 25. 
April d. J. auf unbedingte Sportelfreiheit: für die Befcheide 
auf eine erfie. Beſchwerde geſchloſſen werden muͤſſe, if 
nicht. richtig. 
| Ob dergleichen Beſcheide ſportelpflichtig ſind, oder 
nicht, iſt, wie bei allen anderen Beſcheiden, lediglich nach 
den Haupt ⸗ Regeln F. 1. bis 5. zu beurtheilen, und die 
Vorſchrift 8. 7. Na. 10. nur dahin zu verſtehen, daß wie⸗ 
derholte Beſcheide auf grundloſe Beſchwerden dennoch Spor⸗ 
teln ‚tragen ſollen, ſelbſt dann, wenn ſonſt der Fall der 
Sportelpfichtigkeit nicht vorhanden wäre” - , _ 

‚Auf die, im. Allgemeinen gemachte Anfrage über die 
Anwendung des ordentlichen Ausfertigungs⸗Sportel⸗Satzes, 
kaun der Koͤnigl. Regierung eine andere Anweiſung, als 
bie Sportul⸗Ordnungund der $.7.. derſelben unter Nro, 
11. enthält, nicht. gegeben werden, wonach dem Ermeffen der 
Behörden überlaffen wird, in welchen, Foͤllen, außer den 
beftimmt genannten oder. ausgenommenen, Sporteln anzu⸗ 
ſetzen ſind, und ob der Sportelſat von HAMBIR: oder 10: 
Sgr. anzuwenden. ihn. | 

Fuͤr verlangte Begfaußte Abſchriften iſt nur der Satz 
von 10 Sgr. für die Vidimations-Atteſte zu nehmen; aue 
ßerdem koͤnnen jedoch die REIN als er us 
liquidire werden: -- a, fi 

Berlin, den 21. Oktober 1828. es 
Der Minifter des Innern, Der Dirifer der — 

v. Schuckmann. — v. Mot. 
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8. 
Kefeript der Königl, Miniſterien des Innern und der 
Finanzen, an die Koͤnigl. Regierung zu Arnsberg, bie 
Anwendung der Sportels-Tarordnung bei Prüfungen. 
und Anftellungen ber Staatsbeamten betreffend. 


— — 


Um die Verſchiedenheit der Meinungen zu beſeitigen, 
welche nach dem Inhalte des Berichts der Koͤnigl. Re⸗ 
gierung vom ıgten, und beſage der gleichzeitig eingekom⸗ 
menen beiden Vota vom 2oſten und 28ſten v. M. in dem 
Collegio über die Anwendung der Sportel⸗ Taxordnung 
vom 25. April v. J. ſich ergeben Haben, wird Ihr Fol⸗ 
gendes eroͤffnet. Bei bloßen Auftraͤgen, welche ſolchen 
Perſonen, denen nach der eben erwaͤhnten Sportel⸗ Tax⸗ 
Ordnung $. 7. No. 2. die Sportulfreiheit zuſtehet, zum 
Behufe der Pruͤfung ihrer Dienſtqualifikation ertheilt wer⸗ 
den, koͤnnen allerdings: feine Sporteln ꝛꝛc. zum Anſatze 
kommen, zumal ſchon durch das bereits in den von Kamptz⸗ 
ſchen Annalen abgedruckte Reſcript an die Regierung zu 
N. N. vom 2. Auguſt v. J. *) ſeſtgeſetzt iſt, daß jenen 

Perſonen die ihnen beigelegte Sportelfreiheit auch ſelbſt 
ruͤckſichtlich der Pruͤfungs:Protokolle zu Starten komme. Es 
koͤnnen alfo auch aus dieſem Titel bloße dienſtliche Auf⸗ 
traͤge, die an und fuͤr ſich ſelbſt ſich zur Sportelerhebung 
nicht eignen, nicht mit Sporteln belegt werden, wogegen 
aber dieſe Sportelfreiheit auf wirkliche Anftellungss oder 
definitive Beſtaͤtigungs⸗Reſcripte (Nro. 1. $. 7. der Spor⸗ 
tel- Zar» Drdnung) keinesweges ausgedehnt werden kann, 
ſondern bei diefen der Sportels Anfag zuläßig if, wenn 

folhe auch die im $. 7. Nro. 2. bezeichneten Bern 
betreffen. 

Berlin, den 11. März 1826. . 

Minifterium des Innern. Minifterium der Sinanzen, 

v. Schuckmann. v. Mo 


*) Iabrg. 1825. 3tes Heft, ©. 598. 


* 
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9 
Refcript des Komil. Miniſteriums des Innern an die 
PN Regierung zu Danzig, das Sportelverfahren 
..bei den Unterbehörben betreffend. 


Vorarbeiten zu einer alfgemeinen Sportul: Ordnung. . 
für die Unter s Behörden find, wie ich ber Königl. Megies 
rung auf Ihren: Bericht vom ı2ten v. M. hiermit ers 
wiedere, bei meinem Minifterio nicht vorhanden, fondern 
in Beziehung auf den - gedachten. Gegenftand folgende 
Grundfige- beobachtet worden:  -- 

1) Den- Kreis: Behörden iſt das Sportuliren Aberhaupt 
nur dann erlaubt, wenn die Erhebung einer Gebühr, 

‚lei B. bei Paͤſſen, ausdrüͤck lich nachgelaffen ift, 
in welchen alle. denn auch über die Berechnung 
biete Gebuͤhren Beftimmmng befteht.- Außerdem Eins 
nen die Landräthe in Gefchäften, welche Iediglich das - 

. ‚privat, Intereffe eines Einfaffen betreffen, hoͤchſtens 

die Erſtattung baarer Auslagen fordern. 

2) Magiſtraͤte und untere Polizei⸗Behoͤrden dürfen nur 
in Gefchäften  diefer Art,. wenn nemlich ein Privat- 
Sintereffe eine Amts- Handinng nothwendig macht, 
außerdem aber die Polizei» Behörden in Polizei: Kons 
traventiond-Fällen, Sportuln liqnidiren, welche nach 
Analogie der Untergerichts « SportulsTare anzufegen, 

, and. anf Befchwerben, von ber Koͤnigl. egierung zu 

maã igen und feſtzuſtellen find. 

3) Als Faͤlle, in. welchen Sportuln erhoben — 
koͤnnen, find diejenigen nicht zu betrachten, in wel⸗ 

- hen der Magiftrat in Vertretung der Stadt als 

Partei gegen die andere Partei eintritt. Bei allen, 
Namens der Stadt abzufchließenden Kontraften er: 

pedirt daher. der Magiftrat unentgeldlich , indem es 
unzulaͤßig iſt, der anderen contrahirenden Partei Kos 
fien für die Vertretung der Gegenpartei bei dem abs 
zufchliegenden Sefchäfte anzufinnen. 

4) Wenn die Magiſtrats⸗Perſonen die Sportuln nach 


ihren Beſtallungen noch perſoͤnlich beziehen, fo muß 
ed zwar dabei fo lange bewenvden, bis ſie von der 
Stadt durch Erhöhung der Befoldungen entfchädigt 
find. Es ift aber überall, befonders bei Beſtaͤtigung 
der Beſtallungen von der Koͤnigl. Regierung dahin 
zu wirken, daß der unmittelbare Sportuldezug der 
Maagiſtrats⸗Perſonen abgefchafft, und ihnen dafuͤr 
durch Erhoͤhung der Beſoldungen Entſchaͤdigung ge⸗ 
leiſtet werde, wogegen dann die Sportuln zur Kaͤm⸗ 
merei zu berechnen ſind. | ar 
5) Wenn eine Stadt den. Sportuln ; Einnahtme-gar nicht 
zu bedürfen, vielmehr. ihren Magiftrat auch ohne 
ſolche beſolden, daher dieſem eine ganz unentgeldliche 
Adminiſtration zur Pflicht machen zu koͤnnen glaubt, 
ſo iſt ſie an einer- ſolchen Einrichtung nicht zu bes 
hindern. Nur in Polizei⸗ Kontraventiond -Zälfen wers 
den dann Sportuln zu erheben ſein. 
Durch Befolgung dieſer Grundfäge wird: eine tallger 
meine Sportul= Tare überfläffig werden, daher die Koͤnigl. 
Regierung hiernach verfahren mag. ee; 
— Berlin, ben 7. Januar 1826. - 
Der Minifier: des’ Innern. | 
| 6 vSchuckmann. 
— — re hen ne — 
Publikandum der Königl Regierung zu Danzig, die 
“Prüfung der Subalternen⸗ und Adminiſtrations⸗ 


Beamten, Bereffd, 


Die Geſuche um, Aus ung in. Subalternen«Poffen 
in den Negierungs- Bureay’s, und. als Adminifirations, 
Beamte werben häufig von, Subjeften. angehracht, die für 
den öffentlichen Dienft nicht „gehörig ausgebilder find. Um 
unnöthige diesfaͤllige Anträge, zu vermeiden, macht die Nes 
gierung hiermit bekannt, daß ‚fie. — mit- Vorbehalt der. 
geſetzlichen Anſtellungs⸗Anſpruͤche — von nun; an alle Ber 
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werber einer angetieffenen * ſowohl ihrer Vor⸗ als 
Berufskenntniſſe unterwerfen wird. Sie fordert für die 
jenigen, die fih auf den KanzleisDienft befchränfen wol⸗ 
fen, mindeftend eine ganz vollftändige Elementar-Bildung, 
insbefondere genaue Kenntniß der deutfchen Sprache und 
Geläufigkeit in den ‚üblichen Terminologien des Geſchaͤfts⸗ 
lebens, vorzugsmeife aber eine correkte, Flare und ange 
nehm in die Augen fallende Handfehrift. Fuͤr die hoͤhern 
Dienfitelen dagegen muß das Maaf der Ausbildung, wel⸗ 
che die höchften Klaſſen einer hoͤhern Stadtſchule und.bes 
ziehungsweiſe die beiden erſten Klaffen eines Gymnaflit ger 
währen, nachgemwiefen werden, ehe auf Anträge, felbft zu 
Anftellung unbefoldeter Afpiranten etwas gefcheheh Fan. 
Zu diefer allgemeinen Bildung muß aber noch eine nähere 
Kenntniß des Dienfted und feiner verfchiedenen Gegen _ 
ftände und Beziehungen, die Fähigfeit, Begriffe und Zah⸗ 
Ien richtig zu ordnen, und fich fehriftlich über Angelegen« 
beiten der Art mit Einficht und Beurtheilung auszuſpre⸗ 
chen, hinzukoumen. 

Die Regierung empfiehlt demnach denjenigen jungen, 
Männern, die ſich dem. öffentlichen Dienfte widmen wollen, 
ihre Anträge. nicht zu uͤhereilen, ſondern zudoͤrderſt ihre, | 
Bildung zu vollenden, um fich einer größeren Berůckſich⸗ 
tigung wuͤrdig zu machen. Es verſteht ſich uͤbrigens, daß 
hiedurch dem ſonſtigen Erforderniſſe zur oͤffentlichen An⸗ 
ſtellung kein Abbruch jefchieht. Bere 
Sanʒig, den 7. ehruar 1826. 

Koͤnigl. Er Negierpng. Erfte und ae ang nr 


— mer ee“. 
- De J pe Zr Ze: > 


— 
Refeript des ‚Ko Snigl. Miniſteriums des Sic und der 
Polizei an dag Koͤnigl. Polizei Präfidium. zu Berlin, 
‚den Baal der. Goldrare bei neuen Tnftrllungen.. 
betreffend. 


— 


Dem Rönigt. Polizei/Praͤſidio wird auf den Bericht. 


Io. 


vom 26ſten v. M., wegen der Goldantheile bei den "Ges 
balt3» Zahlungen, eröffnet: daß die feit dem 1. Januar 
1825. angeftellten Beamten auf die Goldrate Feine An- 
forüche Haben, wie dies in der Circular-DVerfügung des 
Königl. Finanz: Minifterii vom ı=2. November 1824. *) 
unter der Abtheilung A, beſtimmt genug ausgedrückt if. 
Berlin, den 10. Maͤrz 1826. | 
— des Innern und der Polizei. 
Koͤhler. 


12. 


Reſcript des Königl. Staats-Minifterlums an bie Koͤ⸗ 
nigl, Haupt Verwaltung der Staats» Schulden zu Bers 
kin, betreffend die Berhältniffe der Wartegelds- Beam 
ten in Beziehung. auf Befchäftigung und Remus i 
neration. | 


— e — 


Das Staats⸗Miniſterlum eröffnet Einer Koͤnigl. ꝛc. 
Haupt-⸗-Verwaltung der Staats-Schulden auf das Schrei⸗ 
„ben von 6. December v. J., daß zwar weder in dem 
Gefege vom 25. Mai. 1820. noch fpäterhin beftimmt wor⸗ 
den iſt, mie ein im feinem Wohnorte zur Beſchaͤftigung 
gerufener Wartegelds Beamter bezahlt werden fol, wenn 
er mehr als mäßig zur Arbeit angezogen, wird. 

Daraus aber, daß das genannte Gefeg ad 4. ihn 
nur zu einer mäßigen Dienftleiftung verpflichtet, folgt 
von felbft, daß wenn derfelbe über dies Maaß und voll 
befchäftigt wird, er auch noch neben dem Wartegelde ans 
gemeffen vemunerirt werden kann. 

Hiernach ift daher gegen dad Verfahren, telches 
Eine ꝛc. nah dem obigen Schreiben in diefer Beziehung. 
beobachtet hat, nichts zu erinnern. ° Nur wird für die 
wenigen Fälte, in denen Einftig noch ein-nicht das volle 
Gehalt beziehender Wartegeld Beamter zur Befchäftis 
gung herangezogen werben — das Maaß der Remune⸗ 
ration dahin zu beſtimmen ſein: 

”) Jahrg · 1824. Ates Heft, S. 869. 
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daß ſolche, falls der —— in einem feiner frühes 
ren Dienfiftelung gleihen oder ähnlichen Ders 
hältniffe. befchäftige wird, zufammen: mit feinem 
Wartegelde nicht mehr beträgt, ald das Gehalt, 

‘ welches der Berechnung. diefed Wartegelded zum Grunde, 
: gelegen hat — ein Grundfag, der. au ſchon bisher 
zur Anwendung gekommen iſt. 

Fuͤr den ſeltenen Fall aber, wo ein Wartegeld⸗Em⸗ 


pfaͤnger zu außerordentlichen Geſchaͤften gebraucht, u 


oder in einer höheren Dienſt-Kathegorie befchäfs 
tige wird, bleibt die. Beſtimmung der angemeflenen Remus 
neration der betreffenden Verialtungds Behörde überlaffen. 
Berlin, den, 14. Februar 1826. 
Koͤnigl. Staats: ine 


13. 
Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien des RE und, ber 
Finanzen an bie Königl. Regierung zu Erfurt, vie Li⸗ 
quibation ber Pferdezahl bei. gemeinihnfdiden | 
Dienftreifen betreffend. * 
Der Koͤnigl. Regierung wird auf die von Derſelben 
über die Anwendung des ıoten $. des Diaͤten⸗ und Fuhr⸗ 
— vom 28. Juni v. J. unter dem Zoſten 
. M. wiederholte: Anfrage vom 16. September v. J., 
243 mit mehreren gleichartigen zuvoͤrderſt dem Königl. 
Staats: Minifterio zur -Entfcheidung vorgelegt worden, 
nunmehr eröffnet ‚„ daß in Fällen, wenn mehrere Beamte 
in fommiffarifchen Gefchäften zufammen reifen, fie bei der 
Eiquidation der Pferdezahl nach dem Ertrapoft> Reglement 
ſich richten, und diefelbe mit Quittungen . der EPaAyent 
belegen müffen. ee 
Berlin, den 25. Februar 1826. 
Der Miniſter des Innern. Der — der Finanzen. 
v. Shudmann. Mo. 
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Eat; 
Circular⸗ Keferipe des Königl. Miniſteriums des Innern 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen und an die Mini— 
ſterial⸗ Bau⸗Kommiſſion zu Berlin, die Diaͤtenſaͤtze für 
Geldmeſſer und. Bau⸗Konduleure betreffend. 





ur bein. llgemeineir Reglement für; die Feldmeſſer 
som 29. April 1813. iſt der gewoͤhnliche Diätenfag für 
diefelben auf ı Athl. 15 fgr, ‚feftgefeßt, jedoch zugleich bes 
ſtimmt, daß ein Feldmeſſer fuͤr die Tage, weiche er des 
erhaltenen Auftrages wegen zur Reiſe anwenden muß, nur 
1 Rthl. 10 ſgr. taͤglich empfangen ſoll. 

Da dieſer Unterſchied nicht hinreichend begruͤndet iſt, 
fo haben des Koͤnigs Majeſtaͤt, auf meinen Antrag, mit: 
telft Allerhoͤchſter Kabinets-Ordre vom gten d. Mes. zu 
ee, ‚geruht, daß. im ‚Diötenfage für Arbeit: und. 

Reifer Tage, der Feldmeſſer und unbeſoldeten Bau ⸗ Kon⸗ 

onduf eure feine Verſchlebenheit ſtait finden, ſondern 
auch für die Reiſetage der Diaͤtenſatz von Einein Thaler 
und Zunfzehn Silbergroſchen bewilligt werden ſoll. 

Die Koͤnigl. Regierung hat Sich nach dieſer Beſtim⸗ 
mung ziur achten, und ſolche durch die RR befannt 





zu machen. Wand 
Berlin, den 17. Januar 1826. bs aha? 
vo.‘ Der · Miniſter des —2* ee TE 
a uch, —* 35007 GH ‚u Sgudmann. AT Pr 5 Du 
IT IN Yan ToR i SEID 
LE TIGE A * Pu, | 
TE at 15530 AIR, 


Kefaipt der‘ nat —— an die goͤnigl Rein⸗ 
rung zu Aachen, das Verfahren “bei Zeugen: Verneh⸗ 
| gen in Unterfuchungsfachen. der Verwalluugs⸗ 
| een betreffend. a 
Der Koͤnigl. — wird- erölrnet, dag eB des 
von Derfelben unter dem 28. Dftober v. I. in Antrag 
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gebrachten Geſetzes, um die den ‚gerichtlichen Behörden ger 
gen ungeborfame Zeugen. zuflehenden „Zwangss 
Maaßregeln auch den Derwaltungds Behörden in deren 
Unterfuchungd > Sarhen gegen Verwaltungs» Beamte beizus 
legen, nicht bedarf, indem es in.derartigen Fällen den Re⸗ 
gierungen unbedenklich freifteht, einen vorgefchlagenen Zeus 
gen, welcher fein Zeugniß verweigert, in, Gemäßheit des 
$. 312. der Kriminal; Ordnung von 1805.,. welche nach 
der Alterhöchften Kabinets«Drdre vom 6.März 1821. in 
den fraglichen Fällen auch in. den Miheinländern Anwen⸗ 
dung findet, dazu durch feinen ordentlichen Nichter, mit: 
telft Geld» oder Gefängniß- Strafe, anhalten zu laffen; 
wobei es den Negierungen freifteht, den renitenten ‚Zeugen 
durch Requiſition feines perfönlichen Richters, um durd) 
den Regierungs-Kommiſſarius vernommen zu werden, vors 
faden, oder, wie im vorliegenden Salle gefchehen iſt, die 
Dernehmung felbft durch den ordentlichen ic bewirken 
zu laflen. 
Berlin, den 1. Januar 1826. 

Minifterium der Geiſtlichen⸗-, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗ 

Angelegenheiten. 

v. Altenſtein. 
Miniſterium des Innern. WMiniſterium der Finanzen. 
v. Schuckmann.v. Maß. 


. | . 16. 5 | ne . . FR 
Publifandum der Königl. Regierung zu Merfeburg, das 
Berfahren bei Penfiong» Anträgen betreffend. 





In Beziehung auf unfere Verfügungen vom 12. Fe 
Bruar 1823. (Amtöblatt 1823. ©. 50.) und vom 25. 
Januar 1824. (Amtsbl. 1824. ©. 50.) machen wir den 
Behörden und Beamten unfers Verwaltungs + Bereichs, 
welche in den Fall kommen, Berichte in Penfions : Angele- 
genheiten an uns zu erflatten, Hierdurch noch folgende 
Punkte zur genaueften Nachachtung bei Behandlung von 
Penfiond s Anträgen befannt: 
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1) Offizianten, welche mit Vorbehalt des Widerrufs 
oder Kündigung angeftelt find, haben in der Regel 
feinen Anſpruch auf Penfion; wenn jedoch berglei- 
chen Stellen verforgungäberechtigten Militair: Berfos . 
nen uͤbertragen gewefen find, fo muß bei deren Aus⸗ 
fcheiden aus dem Dienfte der Betrag der früher von 
ihnen bezogenen Militair-Penfionen angezeigt werben; 

2) das in den. einzureichenden Penſions-Vorſchlags⸗ 
Nachweifungen angegebene Lebends und Dienft > Alter 
der zu penfionirenden Beamten muß, von jegt an, 
jedesmal befonders befcheinigt fein; 


3) Jahre einer freiwilligen Dienftlofigfeit; oder, im 


welchen der Beamte, in andern ald unmittelbaren 
Staats: Dienften geftanden hat, müflen befonders 
bemerkt werden; | | 
4) wenn dad PenfiondsGefuch durch phyſiſche Dienfts 
unfähigfeit begründet wird, ift gu bemerken: ob der 
zu Penfionirende nicht noch ein anderes Amt zu 
bekfeiden fähig it? Auch it 
5) bei denjenigen Beamten, welche vorher ins Militair 
geftanden haben, die Dauer ihred vor dem Seinde 
- geleifteten Militair, Dienfted befonderd zu bemerken. 
Diefe muß aber, wenn fie berücfichtigungsfähig fein 
fol, von der competenten Militair- Behörde ſogleich 
bei der Verabfehiedung aus dem Militair beſcheinigt, 
und in dem Abfchiede ſelbſt ausdrücklich und deut» 
lich angegeben fein. 
Merfeburg, den 18. Januar 1826. 
Königl. Preuß. Regierung, 
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Circular⸗Reſcript bes Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 

an das Koͤnigl. Polizei Prafidium und an die Militairz 

und Bau:Rommiffion zu Berlin, fo wie an fämmtliche 

KRönigl. Generat-Rommiffionen, ‚die Befcheinigung ber 

Dienftzeit und des Lebensalters bei Penfionsvor; 
| ſchlaͤgen um 


\ 





Behufs Ausführung der in dem Penfiong : Negles 
ment vom 30. April v. J. erlaffenen Beflimmungen kommt 
ed weſentlich darauf an, daß bei Borfchlägen zu Penſions⸗ 
Bewilligungen jedesmal die Dauer der von einem Beam⸗ 
ten dem Staate geleifteten anrechnungsfähigen Dienfte, und 
in manchen Fällen auch daß Lebensalter deffelben genau 
feftgeftellt werde. 

Es wird nun zwar vorausgefeßt, daß bei Abgabe 
der bisher gemachten Penſions-Vorſchlaͤge in obiger Bes 
ziehung bereits mit der nöthigen Sorgfalt verfahren wor⸗ 
den iſt. 

Um indeſſen jedes Bedenken hieruͤber zu heben, wird 
das Koͤnigl. Polizei⸗Praͤſidium (die Militair, und Baus 
Kommiffion, die General: Kommiffion) hiemit angewiefen, 
Fünftig die einzureichenden Penfions + VBorfchlags : Nachweis 
ſungen jederzeit mit der auf Seine (Fhre) Verantwort⸗ 
lichkeit abzufaffenden Befcheinigung: 
daß die darin berechnete Dienftzeit und das angegebene 
Alter, nach der genommenen Ueberzeugung, völlige Rich⸗ 
zu verſehen. 

Berlin, den 14. Januar 1826. 
Minifterium des Innern. Erfte Abtheilung. 
Köhler. 


® 
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: i 18. \ 
Publifandum der Königl. Regierung zu Breslau, bie 
PenfionssAbzüge von den Gehältern der ab officio 
fuspendirten Beamten betreffend. 





Es iſt bei den Penfions-Abzügen von ten Befoldun- 
gen bisher der Grundfag angenommen worden, daß ſolche 
nicht von der Stelle, ſondern von der Perſon des Gehaltss 
Empfängers entrichtet werden. In Beziehung hierauf bat 
die Königl. Regierung zu Liegnig Veranlaſſung gefunden, 
hoͤhern Orts anzufragen, wie mit diefen Geldaßzügen für 
den Fall der Suspenſion eines zur Kriminal Unterfuchung 
gezogenen Beamten zu verfahren fei. Ä 

Des Herrn Finanz: Minifterd Excellenz haben in dem 
hierauf erlaffenen ‚und und mitgetheilten Nefeript vom 2% 
Januar d. J. zu beſtimmen geruhet, daß von dem Gehalte 
eines ſolchen fuspendirten und während der Euspenfion 
auf die Hälfte feined Gehalts gefegten Beamten, der vor— 
ſchriftsmaͤßige ganze Betrag zum Penſiondsfonds 
entrichtet werden fol, fo daß diefer Betrag von dem vols 
len Gehalt in Abzug zu ‚bringen if, und von dem bleiben 
den Gehalte die eine: Hälfte den Beamten zu belaffen, die 
andere aber zur etwanigen Gtellvertretung ıc. zu verwen⸗ 
den iſt. Hiernaͤch ſoll analogifch auch für den Fall vers 
fahren werden, wenn das Gehalt des Beamten mit Ars 
reft belegt, oder ihm, den Vorfchriften der Kriminal⸗Ord⸗ 
nung gemäß, ‚bloß. eine Kompetenz aus dem Gehalt vers 
abreicht wird, indem fodann immer erſt der Penſſons⸗Bei⸗ 
trag von dem ganzen Gehalte abgezogen, und nur uͤber 
das ſodann bleibende Gehalt nach Vorſchrift der Geſetze 
disponirt werden ſoll. ee. 

Sämmtliche Steuer: Aemter und Behörden unfers 
Gefchäfts- Bezirks, welche Königl. Kaffen verwalten, und 
aus denfelben Gehälter zu zahlen haben, werden hiermit 
angemwiefen, in etwa vorfommenden dergleichen Fällen, nach den 
obigen Beflimmungen fich genau zu achten, und zu verfahren. 

Breslau, den 21. Februar 1826. 

- Königl. Preußiſche Regierung. 


19. 


27 
2 NET Ag simon; Kisitssiän 21999 
Allerhochſte Kabinets⸗Ordre, die Zulaͤſſigkeit des Pers 
ſonal⸗Arreſtes gegen Penſtonairs und Wartegelbs⸗ Em? 
pfaͤnger, wegen früherer Schulden, betreffend. a 
ET ne ty 

Ich finde, Mich: veranlaßt, hierdurch, zu erklären, dag 

die Beſtimmungen der Kabinetd-Befehle vom 29: März und 
6. Dftober 1823., in Beziehung. auf- die Zulaͤſſigkeit des 
Perſonal⸗Arreſtes der auf Penfion oder Wartegeld ſtehen⸗ 
den Eivil-Beamten ‚oder Militair Perfonen, wegen Schuls 
den, Meiner Abſicht gemaͤß, ‚nicht auf ſolche Schulden 
Anwendung, Binden Eönnen, die ſchon vor Bekanntmachung 
jener Befehle von. den dadurch ‚betroffenen Individuen kon⸗ 
trahirt waren · Ih mache Ihnen dies narhrichtlich, 
und. Ihnen, dem Juſtiz-Miniſter, in Antwort. auf den 
Bericht vom 2often d. M., mit; dem, Auftgage befannt, die 
Gerichtö = Behörden dem gemäß „mit Anweiſung zu verfehen. 
Berlin, den 27. Januar 18203. — 
PR * Friedrich Wil helm. 3 

n ’ . i 
‚Staats Miniſter u: Safe und im on 
* ent —9 | . ste 


n f . . 
Äh 7 n - 79 “ 
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Circulars Refeript,. des. Koͤnigl. Minifteriums des Innern 
an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen und an das hiefige 
‚Polizei + Präfidbium, bie theilweife Berichtigung der 
Wirtwen-Kaffen- Beiträge in Courant_ betreffend. 


ip rn RENND 

Es ift befchlofien worden, ben; durch die Verfügung 
vom. Br SIR „1823, auf Funfzehn pr. Ct, feſtgeſetzten 
Defrag des dio für’ diejenigen even» Kaffens Beiträge, 
welche in mweniger als einem halben Friedrichsd'or beftehei, 
oder von Beamten, die im ihrem Gehalte fein Gold bes 
ziehen, dann Izu: entrichten: ſind, wenn fie: es nicht vor⸗ 
ziehen, ihre Leiſtungen in: der reglenientsmaͤßigen Münjt 

Annalen, Heft I. 1826. DB 


f 
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Sorte abzuführen, gegenwärtig, nachdem der Gold- Cours | 
bedeutend heruntergegangen if, auf. Zwälf,z pr. Gt:.ders | 
abzufegen. Vom eAtnda. def ‚näcıften, Nezeptiond » Terz , 
' mind pro 6* 

findet dieſe Einrichtung 


ren Beſtimmungen ein Theil des Gehalts wieder in Golde 

ausgezahlt wird. PR A 

Berlin, den 20, Januar 1826. .  .. 
2Miniſtetium des Inner 

* er main x lee. 


.r 
4 
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Circular⸗Reſcript des Königl. Finanz Minifteriums an 
Kinmtliche Königl. Regierungen, die Bewilligung des 
Kdonigl. Pathengeſchenks für" den fiebenten Sohn 
ea Ä  anin .. 


—* 1415777 ' u y 


Es iſt ſeither haͤnig beinerkt worden; daß Eltern von 
fieben und mehr Söhnen, den ihnen durch; die Allerhoͤchſte 


ıg, 


Kabinets⸗Ordre vom 26. April 1816., eingeräumten- An; 
fpruch auf ein Königl. Pathengeſchenk von 50 Thle; fehr 
verfpätet, oft wohl gar erft mach. Einer Reihe von Fahren 
geltend. machen. — Da, abgefehen von den dadurch bet 
der Ermittelung der igefeglichen Zuläßigfeit des Anfpruchs 
oe entfiehenden, fich mit der Zeit nur noch. vermeb- 
renden Weiterungen und Verdunfelungen , die Geftattung 
einer: ſolchen Verzögerung nicht in der Abficht des Geſetzes 
liegt, letzteres vielmehr vordusfeßtt: daß jeder zu der obigen 
Prämie Berechtigte, nach feiner dermaligen Lage, den An: 
ſpruch gleich bei der Geburt des zu beſchenkenden Sohnes, 
oder: Doch’ bald nachher anmelden: werde; ſo wird, .um:ben 
Gang dieſer Unterſtůtzungb Angelegenheit anf. dent ur 
ſprũuglichen wohlwolichden Zweck jener Allerhoͤchſten Bes 
ſtimmung zuruck zu fuͤhren, hierdudch Folgendes feſtgeſetzt: 
* Alle diejenigen ) denen, nach dem Tage der oͤffentli⸗ 
hen Bekannimachung dieſes durch die Amtsblaͤtter, 
ein ſiebenter oder. jüngeren, zut Beſchenkung geeigne - 
ter Sohn geboren werden ſollte, mäffen den diesfaͤl⸗ 
ligen Auſpruch anf die Prämie von’ 50 Thlr. : isi"ers 
halb Eines Jahres, vom Tage der Geburt des? zu 
beſchentenden· Sohnes an gerechnet, bei der Behoͤrde 
anmelden, widrigenfalls der Anſpruch für biefen Sohn 
als erloſchen zu Ki betrachten iſt 
2. Dieſjenigen/ Welche jetzt ſchon einen Anſpruch auf 
jene Praͤmie zu haben glauben, denſelben aber bis 
jeßt noch nicht geltend gemacht haben, muͤſſen felbis 
gen, wenn der zur Beſchenkung geeignete Sohn ſchon 
über ein Fahr alt fein follte, innerhalb drei Mona. 
ten anmelden, widrigenfalls das Anrecht auf bie 
Praͤmie fär dieſen Sohn ebenfalls nicht weiter zu 
berůckſichtigen iſt 
Auf, das Koͤnigl. Vathengeſchent von 100 Thlr. finden 
ſelbige aber, ſelbſtredend keine Anwendung, da die Bewilli— 
gung des letztetn auf. andern Grundſaͤtzen beruht, und 
durch die Bedingungen, an welche es geknuͤpft iſt, 
die BEN des 3 diesfäligen er für den Fall 


20 


einer Verſaͤumniß, fon. in ber Sache A Segrhns 
det if. 
er, den 30, — * 
| Der Bea Miniſter. — 
v. m BEE 
ae 3 . 
Sublifandum der Koͤnigl. Regierung zu Minden, 
dieſelbe Angelegenheit betreffend. ———— 
Auf den Grund. Hoher, Minifterial - Eutfheidung 
wird hierdurch zur. Öffentlichen Kenntniß gebracht, daß die 
Koͤnigl. Pathengeſchenke und Unterſtuͤtzungsgelder für El- 
‚ tern von. fieben Söhnen, fo off fie, ganz oder ‚theilweife, 
auf den Grund der im ungeflörter, durch. Feine Tochter 
unterbrochener Neihefolge geſchehenen Geburt- von: fieben 
Söhnen bewilligt wurden, jederzeit, big zur Summe von 
funfzig- Thalern einſchließlich, Eigenthum: des fiebenten 
Sohnes find, woran dem Vater nur das Recht der Der: 
waktung und des Nleßbrauchs, wie bei jedem· arderen 
Pekulio ſeiner Kinder, zuſteht. | 
Wonach fich, alle Behörden in. den dann. — 
Faͤllen zu achten haben. ER 
Minden, den 9. Januar 1826. Er 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. Erſte Abthellang 
Verhaͤltniſſe zu auswaͤrtigen — 
Fr 23.. 
Reſcript der Koͤnigl. Mimerien des Innern üb der 
ausmwärtigen Angelegenheiten, an den Königl.: Geheimen 
Staats» Minifter, Ober⸗Praͤſidenten ic. Herrn’ v. Kle⸗ 
wis Ereellenz zu Magdeburg, die mit den Ländern der 


Spanifchen Monarchie beitehende w ſwottiabei | 
betreffend. | 


F 





Die unterzeichneten Miniſterien gaben ans En. Excel 
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lenz geehrtem Schreiben vom roten d. M. erfehen, daß 
die Königl. Regierung zu. Erfurt Bedenken trägt, dem 
Kaufmann N. N., von Teinem zu Erfurt befindlichen Vers 
mögen, Sechstauſend Thaler. abzugöfrei nach Merifo zu 
verabfolgen. 

Da’ wiſchen den Pteuß Staaten und den geſamm⸗ 
‚ten Landen der Spaniſchen Monarchie die Abſchoß⸗Frei⸗ 
heit ohne Kompaktaten befteht, fo muß das in biefer 
Hinfiche ſtets Bedbachrete Verfahren’ unbedenktich:'auch ges 
gen Mexiko ſtatt finden, und es iſt Daher: das oberwaͤhnte 
Vermoͤgen abzugsfrei dorthin zu verabfolgen. 

Berlin, den 25. Maͤrz 1826. 
ey des, Innern. , Minifterium der auswärtigen 

Äh „Köhler ; | :, Angelegenheiten. 
v. © m J n pr er 2 





i 24. 
—— der Kdnigl. Regierung zu iin, bes 
teffend big : Einfube weißer Kreide-in das — 
reich Polen. ae 





— * Miniſterial⸗ Verfugung vom agften 
v. M., wird hiermit ‚bekannt gemacht, das die Einfuhr 
weißer Kreide, gegen Erhebung einer Zoll⸗ und Konfums 
tions. Abgabe von 15 Grofhen polnifch für den Eentner, 
im Königreich Polen erlaube worden ift. 
Breslau, den 4. Februar 1826. 
zn: Preuß. ie 
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ei IL; 2: 
"Staats > Eintinfte.. * 
"Sina Bermaltung im Algeneinen. | 
di 7 Fo | 


Publifandum ber. König. ‚Regierung zu Breslau, die 
Compenſation der Abgaben ꝛc. Ruͤckſtaͤnde mit den Ans 
fprüchen an Smasefonds — 

Des Koͤnigs Majeftät baden mittelſt Allerhoͤchſter 
Kabinets / Ordre vom 26. November v. J. zu genehmigen 
geruhet; / 
daß alle Ruͤckſtaͤnde der Unterthanen, fie mögen in Ab⸗ 

gaben, Pacht oder. fonfligen Neften beftehen, mit deren 
etwanigen Anſpruͤchen an die. allgemeinen und befons 
dern Staats⸗Fonds, ohne Ruͤckſicht darauf, ob die Reſte 
und Gegenforderungen in verfchiedenem Berisden auf- 
gelaufen, und leßtere vorfchriftgmäßig nur in Staates 
Schutdfcheinen zu berichtigen find, in folchen Fällen zum 
Nominal⸗Betraͤge eompenſirt werden, koͤnnen, wo ſowohl 
die empfangende als die zur Zahlung verpflichtete Kaffe 
dem Königl. Finanz-Minifterio.angehört, daf aber, wenn 
feine Kaffe des Finanz: Minifterii, fondern die, anderer 
Behörden, insbeſondere der Haupt s Verwaltung der 
Staatsfchulden oder der abgefonderten Reſt Verwaltung, 
zur Berichtigung der Gegenforderungen verpflichtet find, - 
die Nefte der Unterthanen, fo weit ihre Gegenforderuns 
gen reichen, durch die, ihnen auf leßtere in Staats⸗ 
Schuldfcheinen, oder in Provinzial: Staatsfchuld: Vers 
fchreibungen zu gemährenden Zahlungsmittel, nach dem 
Nominalwerth abgetragen werden Finnen. 

Diefe Allerhoͤchſte Beſtimmung wird hiermit zur all⸗ 
gemeinen Kenntniß gebracht. 

Breslau, den 19. Januar 1826. 

Königl, Preuß. Regierung. 





3 
’ 26 ww. \ ; 
Publikandum der Königl. Regierung zu Duͤſſeldorf, die 
Zahlungen an oͤffentliche Kaffen in ZinsKoupons 
betreffend. | 
Des Herin Finanz Minifterd Ercellenz haben mittelft 
Verfügung vom 22. December 1875. beftimmt!? 
daß in denjenigen Fällen, in welchen die Zablung lan⸗ 
desherrlicher Abgaben und" Gefälle ganz in Zins⸗Kou⸗ 
pons von Staats⸗Schuldſcheinen augeboten wird, die 
Zwangs⸗Zahlung der Haͤlfte in Kaſſen⸗Anweiſungen 
nicht zu verlangen ſei. | 
Indem wir Die Steuerpflichtige hiervon unterrichten, 
beauftragen wir zugleich Die Stewer »Einnehmer, in vor⸗ 
kommenden Faͤllen die. Steuer, Berichtigung ganz in Zind* 
Koupons im Journale vor Der Linie zu bemerken, in den 
Dnittungen- aber zu bemerken, daß die Zahlung durch Zins⸗ 
— —— BEE ann 
Düffeldorf, den 24. Januar 1826. | 
König. Regierung. 


— De ca, 0 5 — 
Circular⸗Reſcript der Koͤnigl. Ober⸗Rechnungs⸗Kammer 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen und Juſtiz⸗ Behoͤr⸗ 
ven, die Buch⸗ und Rechnungsführung über die, auf 

Koften des Staats angefchafften Urenfilien, Geraͤth⸗ 
ſchaften, Bücher ıc. betreffend. * 





Nach dem 5. 20. der und unterm 18. December 1824. 
Allerhoͤchſt ertheilten Inſtruktion, muͤſſen die fuͤr Rech⸗ 
nung des Staats angekauften Gegenſtaͤnde, in ſofern ſie 
aus Ntenfilien, Geraͤthſchaften und den zu Kunſt⸗ und an⸗ 
dern Sammlungen, auch Bibliothefen gehörigen Gegens 
ſtaͤnden befiehen, in den betreffenden Anventarien in Zus 
gang narhgewiefen werden, und iſt es unferer Beftimmung 


ah, : | 
überlaffen worden, in wie weit die Inventarien den Rech 
nangencbeizufügen find;inder bei; — nur Kassa regel⸗ 
maͤßige Fuͤhrung nachzuweiſen iſt. 

In Folge dieſer Allerhoͤchſten Re, ber 
den Nachweis der bei den — und den — un⸗ 


„Abe“ 


423) Zur Germinderang * shares und- que Erleich- 
terung fuͤr die Nechnungsführer, follen von jegt ab, 
‚bee: Regel nach, ; weder die über die Dienſt⸗ und 
Kaffen-Utenfilien und Geräthfehaften , » einfchlteßlich 
sid der;zu denserftern: etwa gehörenden Bücher -und Lands 

. Karten, zu führenden Inventarien felbft,; noch: die Ab⸗ 

“7 nnd Zugangs⸗Nachweiſungen, den Rechnungen: beis 
2:5 ngefägt:- werden, -,und «bleibt deren : Einforderung ‚nur 
für ‚einzelne Fälfe vorbehalten, wo fich. bei: Reviſion 
der Nechnungen befondere un — 
ſollte. „Re " ' a 
Dagegen muß: 

5) nicht nur bei den a derjenigen Kaſſen, 
welche die Verwendung der zu Unterhaltung ihrer 
Utenfilien und Geräthfchaften und der Utenſilien ıc, 
ihrer vorgeſetzten Behörde ausgeſetzten Fonds nach⸗ 
quweiſen haben, ſondern auch bei allen übrigen Kaſ⸗ 
fen, Magazinen ꝛc., deren Utenſilien ꝛc. aus dem 
Fonds | einer andern Kaffe unterhalten werden, durch 
eine Befcheinigung ihrer vorgeſetzten Behoͤrde darge⸗ 
than werden, 

dag die Inventarien ordnungsmaͤßig geführt, die 
HR gehörig geprüften Zugänge darin nachgetragen, die 
Abgänge ald unvermeidlich nachgemwiefen, und die 
vorhanden ſein follenden Inventarienftüce wirklich 
vorgefunden worden ſind. 
3) Unter jeder Liquidation oder Quittung über den Geld⸗ 
betrag fuͤr angeſchaffte, den Inventarien hinzutretende 
Atenſilien und Geraͤthſchaften, muß von demjenigen 


‘ ri, 
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Beamten, welcher mitder Führung des Inventarii 
beauftragt ift, -befcheinigt: fein, _- 
daß die angefchafften Gegenſtaͤnde in das Inben⸗ 
tarium und auf welcher Seite und unter welcher 

Nummer deſſelben eingetragen worden find. 

4) Findet die obengedachte Beſtimmung sub 3 zwar auch 
auf die Liquidationen der Geldbetraͤge fuͤr alle andere, 
als die zw den Dienſt⸗ Utenſilien und Geraͤthſchaften 
gehörende Inventarienſtücke, mithin auch auf die zu 

Kunſt⸗ and andern Sammlungen ꝛc. gehörigen Gegen⸗ 

ſtaͤnde Anwendung; hinſichtlich der Fuͤhrung der In⸗ 
ventarien von allen andern Gegenſtaͤnden, als den 
gewoͤhnlichen Dienſt⸗ und Kaſſen-Utenſilien und Ges“. 
raͤthſchaften, einſchließlich der dazu gehörigen Bücher 
und “Landkarten, ſo wie in Anſehung der Einſendung 
oder resp. Nichteinſendung dieſer Inventarien mit 
den Rechnungen, behaͤlt es aber bei den diesfaͤlligen 
bisherigen Anordnungen bis dahin ſein Bewenden, 
daß deshalb, nach Verſchiedenheit der einzelnen In⸗ 
ſitute, beſondere Beſtimmungen, in ſofern ſie noch 
Noͤthig erachtet werden, ergeben. 

Die Koͤnigl. Regierung (Juſtiz⸗Behoͤrde) hat Sich nach 
dieſen Beſtimmungen, welche in die allgemeine Rechnungs⸗In⸗ 
ſtruktion, deren Ausarbeitung in dem $.46. unſerer Inſtruk⸗ 
tion vorbehalten worden ift, und nach Defeitigung der 
deshalb noch obmwaltenden Hinderniſſe erfolgen wird, wer⸗ 
den aufgenommen werden, nicht nur Selbſt zu achten; 
ſondern auch die Ihr untergeordneten Behoͤrden und Kaſ⸗ 
ſen danach anzuweiſen, und auf deren genaue. Befolgung 
zu halten. 

Potsdam, den 27. Januar 1826. 
Ober⸗ ——— Kammer. 
Aſchenbo rm 
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nad — 84. ee he! | 

Refeript des Königl. Minifteriums des Innern, an bie 

Koͤnigl. Regierung zu Gumbinnen, die Bewilligung 

von Prämien aus dem dazu beſtimmten Prämien 
one bee. 


r . 


— 


Der Koͤnigl. Regierung gereicht auf den Bericht vom 
zten d. M. zum Beſcheide, daß Sie die Prämien für ges 
Adtete Wölfe und Herrenlofe Hunde, in ſoſern folche nach 
den regulatiomäßig. feſtſtehenden Sägen ‚bewilligt werden, 
ohne . befondere. Genehmigung des Miniſterii des Innern 
anweiſen kann. ut er en | 

Wegen: ‚der fonft hei. dem Praͤmien⸗Fonds Ihrer 
Haupt; Kaffe vorkommenden: Andgaben hat Sie ‚aber jededs 
mal die ‚Genehmigung: einzuholen. a | 
er Verlin, den 31. März 1826. EL 

AR Der Miniſter des Innern. +2; 
a 3a. M Schuckmann. 





St e u e rn. 
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Publifandum der Koͤnigl. Regierung zu Stralfund, be: 
treffend die Fünftige. Verwaltung ber Einkuͤnfte von 
“denjenigen Koinmunikations⸗Anſtalten, welche nicht 

Ä zur Chauffee gehören. Re, 





Das Publikum wird hierdurch benachrichtigt, daß it 
Gemaͤßheit höherer Beſtimmung die Verwaltung der Eins 
fünfte von denjenigen Kommunikations; Anftalten, weiche 
nicht zur Chauffee gehören, nicht mehr von der unters 
zeichneten Negierung reffortirt, fondern vom ıflen d. M. 
ab der Koͤnigl. Provinzial» StenersDireftion zu Gtettin 
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übertoiefen worden if, daher bei Vorlommenheiten ein jr⸗ 
der ſich in dieſen Angelegenpeiten an die gedachte ia 
zu wenden bat. .  . 
ne den 7. Jaunar 1826. 
Koͤnigl. — 





V 36. | Ä 

Publikandum der Königl. Regierung zu. Breslau, die 

Beſtrafung der Uebertreter der ERDE 
——— 


Es wird hiermit — — daß die Chauſſẽe⸗ 
geld⸗Einnehmer mie neuen Dienſt⸗Inſtruktionen betheilt 
worden ſind. 

Der Inhalt, ſo weit er das Publikum angeht, iſt 
kuͤrzlich folgender: 
aus F. 11. Die Reiſenden ſind verpflichtet, die Chauſſẽe⸗ 

geld⸗Zettel anzunehmen, und an der zunaͤchſt fol⸗ 

genden Hebeſtelle wieder abzugeben. 
aus F. 12. Paſſirt der Zahlende in einer Richtung, in 
welcher er bereits eine Hebeſtelle beruͤhrt haben kann; 
ſo muß der Einnehmer demſelben den bei dieſer He⸗ 
beſtelle erhaltenen Zettel abfordern. 
aus F. 13. Auf ſolchen Chauffeen, mo die Horanser 
hebung des Chauffeegeldes für die zu befahrende 

Strecke bereits ‚eingeführte ift, (wie 3. B. auf der 

Breslau⸗, Dhlau, Brieger = Kunfiftraße) muß jeder 

Heifende, welcher von der frühern Debeftelle Feinen 

Zettel vorweifen kann, die Dort zu entrichten gewe⸗ 

fene Abgabe nachzahlen, 

ft aber der Neifende aus der Umgegend, und 
wahrſcheinlich, daß. er erſt zwiſchen beiden Debeftellen 
auf die Chauffee gekommen fei; fo darf eine Nach⸗ 
bebung nicht flatt finden. 

Auch bei Nachhebungen müffen Zettel ertheile und 
angenommen werden. 
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and; g. 35. Weigert ſich ein Reiſender das Chauffeegeld 
zu entrichten, und läßt-er ſich von feiner Weigerung 
durch Herablaffung des Schlagbaums nicht abbrin⸗ 
gen; fo muß ihn der :Einnehmer;;; wo: möglich mit 
Hülfe des herbetzurufenden Wärterd oder eines an⸗ 
dern gültigen Zeugen, pfänden. 
Ueber das abgenommene Pfand, defien Werth den 
Betrag des verweigerten Chauſſéegeldes fo wenig als 
2 möglich uͤberſteigen darf, muß. der "Einnehmen! bein 
2,7, Meifenden einen Pfandſchein ertheilen.. 
In gleicher Are iſt zw. verfahren, wenn ein Rei⸗ 
ſender auf dem Verſuch, ſich der Abgabe zu entzie⸗ 
ben, oder auf Uebertretung der übrigen, im Anhange 
zum Chanfeegeld-Tarif vom 29.Mai 1822. (m. f. 
2,0 Amtsblatt 1822. pag. 259.) ertheilten Vorſchriften 
betroffen wird. In diefem Galle muß der Neifende 
Ei "zugleich zur Erlegung der verwirften Strafe angehal- 
sch, und ihm ein Empfangfchein ertheilt: werden. 
Tritt unter den vorhin bemerkten Umſtaͤnden der 
So ag einer Pfändung ein, fo iſt dieſelbe auch auf 
ben Betrag der verwirkften Strafe zu richten. 
He fich aber der: Neifende, der in den $..$. 15. 
zu und 16. des benannten Anhanges und der,.auf dem 
9... Hei-jedem Schlage aufgeftellten Straftafeln bezeich« 
neten, ſchweren Vergehen fchuldig "gemacht, fo iſt 
*1* ach den dafelbft. ertheilten Vorfchriften zu ‚verfahren. 
95 Mir fordern das reifende Publifum auf, fih nad 
giefen- hoͤhern Beſtimmungen pünktlich zu achten, damit 
es ſich nicht Schaden und Unannehmlichkeiten Be 
Beeslau, den 23. December 1825 
Khnigi. — Regierung. 





ZEIT 
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31. 
eollitanduni ber Koͤnigl. Provinzial⸗ Steuer-Direftion 
* Stettin, den Durchfuhrhandel nach RER 
' Strelitz betreffend. | 


Pr Bezug auf die für den obbezeichneten Dürchfuhr: 
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handel im Amtsblatt für das Jahr 1825, Stück 44, 
No. 289, Seite 405, unterm 27. Auguſt 1825. ergans 
genen Beſtimmungen, bringe ich Hierdurch. zur Kenntniß 
des handelnden Publifums, daß. auh „Syrup und Ro⸗ 
finen“ nur einer Durchgangsabgabe von „Zehn Silber 
grofhen“--für den Zentner unterliegen ſollen, wenn fie 
über. die dafelbft bezeichneten Wege Dunn werden. 
, Stettin, den 8. März 1826, 
Der Geheime Dber- Finanz: Rath und Prosinza 
Steuer » Direftor. -- 
Ä Böptendorft 





Pubtiandam der — zu Cl, 
> ffeuerlichen Meldungen betreffend. 


EEE * 


| 8 in RR einzelnen ‚Sälten Sfters gleifetaft 
geworden, ob die aus dem Gefeße vom 8. Februar 1819. 
und aus den in Folge deflelben gegebenen Befiimmungen 
erforderlichen Meldungen über Geraͤthe, Betriebsgang und 
andere. dergleichen ſteuerliche Angelegenheiten: ‚wirklich und 
‚zur rechten Zeit abgegeben worden find. ‚Der: Mangel an 
Ausweis darüber hat zu manchen: Anklagen und. Strafs 
verfahren gegen. bie zur Meldung —— Perſonen 
geleitet. | 
Zur fernern Ermine ſolcher Zweihelhaltigkeit und 
der daraus nothwendig hervorgehenden Weiterungen und 
Inannehmlichfeiten wird. hiermu BR atnartjant ges 
macht, * =? 
„daß Jedermann ; der in den. Fau Fomutt;- ſoiche ſteuer⸗ 
liche Meldung zu machen, ſich daruͤber, daß und wann 
„Be. geſchehen, mit ſchriftlichem Ausweis der Steuer⸗-Be— 
hoͤrde zu verſehen, und dieſen wohl zu bewahren hat. 
Zu dem Zwecke muͤſſen: 
a) alle Meldungen über Zus und Abgang. von Brenn 
nnd Braugeraͤthen, ‚über deren beabfüchtigte Nepara- 


g0 


"tur oder ſonſtige Arshidernng, über Entfernung oder 


9 andermweite Beſtimmung berfelben — SS. 16. 17. und 
ing. der: Steuerordnung vom 8. Februar 181 9. — 
2 Der Steuerhebeſtelle, zu welcher die Brennerei oder 


* Brauerei gehört, zweifach übergeben werden; die 
5 Steuerhebeftelle behäft ein Exemplar, und “gibt das 
m, zweite mit amtlicher. Befcheinigung —+:$, 20. der 


Steuerordnung — dem Meldenden zurüd. 

Die Verhandinngen über Vermeſſung des Geräthe: 
Raum-Inhalts werden von den Steuer: Beamten 
sweifad aufgenommen, und in einer Ausfertigung 
dem Inhaber der Brauerei oder Brennerei zur Auf: 
bewahrung zugeftellt. 


b) Die Brau : Anmeldungen und deren etwanige Abs 


...- Anderungen- —.$$, 29. 30. und 31. der ‚Steuer 


Drdnung — werden. der, Steuerhebeſtelle ziwar nur 
einfach übergeben, mit gleichzeitiger Vorlegung des 
Brau : Berfteuerungs= Buches jedoch, in welches die 


: + Steuerhebeftelle Die gefchehene: Re. ‚oder deren 


Abänderung einträgt..: 
‚Eben dieſes geſchieht in Bezug anf: die Malz: 
Schroot-Borrärhe und den: Dre ihrer Aufbewahrung. 


0) Die Erklärungen: des Sreunerei-Betriebes werden der 


Steuerhebeſtelle 

ı) für. den: Blaſenzins von der Liqueur⸗ Bereitung 
durch das Verſteuerungsbuch — $. 22. der Steuer: 
Ordnung — gemacht, und in dieſem von der 
Steuerſtelle befcheinigt; 

3) für. die Branntweinbereitung aus Getreide, oder 

' Kartoffel Maifche: durch zweifache ‚Betriebes 
Nachweife, davon das eine Eremplar den Brens 
nereis Inhaber: zurũckgeht — 69. 2. und 3, des 
Regulativs vom. 1. December 13205 — 

3) für die Branntweinbereitung aus nicht mehfigen 
"Stoffen, eben fo durch zweifache Betriebd-De- 
Elaration, nach Anleitung des Regulativs vom 
21. Auguſt v. 

Sollen dieſe Bericht: Erklärungen: Aenderung er⸗ 


— 
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feiden, fo muß: davon. mit. Vorlegung derfelben : der 
Steuerhebeftelle: vorher befondere fchriftliche Anzeige 
zweifach gemacht werden; ein Exemplar diefer An⸗ 
zeige erhält der Dreunetei? — mit amtucher 
Beſcheinigung zuruͤck. 
Soll der Betrieb andern. fortzefee werden, fo 
ift ine Falle:oden 
Nro. ı) die anderweite Erklaͤrung in das Verfiene 
rungsbuch einzutragen;  .- 
Nro. 2). von dem Brennerei - Inhaber neue Betriebs⸗ 
Nachweiſe zweifach abzugeben; | 
Nro. 3) desgleichen neue Detrieb8-Deklaration z wei⸗ 


fach. 

Tritt die Notwendigkeit focher Aenderung im Laufe 
des Betriebes augenblicklich ein, fo ift die Anzeige 
darüber vor ihrem Abgange am die Steuerhebeftelle, 
wenn diefe nicht am Orte ber Brennerei fich befin⸗ 

- der, dem Steuer Beaniten Des Ortes, oderiän deſſen 

Ermangelung zweier dem Brennerei, Inhaber nicht 

verwandten, und: nicht::in feinem Dienſte ftehenden, 

auch fonft : ‚unvermwerflihen Zeugen, zur Ueberzeugung 
von ver Nothwendigkeit der. Unterbrechung und ur 

Bercheinigung ded: Befuindes vorzulegen. 

Fr Die aus dem Gefeßen vom 25. September 1820, 
erförderlichen Erklärungen und: Anzeigen, werden nach 
Maaßgabe der darüber. in den einzelnen: Bezirken noch 
in Kraft ſtehenden Beſtimmungen, entweder der Ge⸗ 
meine⸗Behoͤrde oder der Steuer⸗Behoͤrde, eutweder 
zweifach aͤberliefert, und in einem beſcheinigten 

Exemplar dem Deklaranten zuruͤckgegeben, oder aber 

einfach, wogegen der Deklarant von der anweſenden 
Behoͤrde befondere Empfangsbeſcheinigung erhält. 

e⸗ Ueber die in Bezug auf die Steuer von inlaͤndiſchen 
Tabacksblaͤttern, gemäß $$. 42. und 43. der Steuer⸗ 
Ordnung, der Gemeine-Behörde zu machenden Mels 
dungen, ertheilt. die- Gemeine» Bepörde Empfangss 
Defcheinigung. „ 

Wer nicht. beachtet, fich hiernach mit gehoͤrigem 
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Ausweis ‘über die erfolgte: Meldung zu verſorgen, wird es 
fich ſelbſt beizumeſſen haben, wenn ihm daraus Weitlaͤuf⸗ 
tigkeiten erwachſen, die Verſicherung der Behoͤrde, die Mel⸗ 
dung nicht erhalten zu haben, ohne Weiteres als richtig 
angenommen, und die auf das Unterlaffen ſolcher Mel: 
dung geſetzte Strafe verfügt wird. 

Die einſchlaͤgigen Behoͤrden haben ſich DR zu 
achten. 
Köln, den 23. Februar 1826. 

Der —— Ober⸗Finanz⸗ Rath und provinnel⸗Steuer 


Direktor. 
| v. © ch a 6 


Publifandum der FRE — in Liegnitz, d 
Stempel» Anwendung. bei ei benetfenb. 


— 
Jg: 


“ri, 


Zur röcßtigen. Auslegung des Stempelgefeges von 
7. März: 1822. $ 5. Litia., wonach bei reinem: Verfäus 
0 „der Betrag des Stempeld: von dem beſtimmten Kauf⸗ 
Preiſe, mit Hinzufugung des Werths der. etwa vorbehal⸗ 
tenen Nutzungen und der ausbedungenen Leiſtungen bes 
rechnet werden ſoll, wird auf den Grund der Koͤnigl. Fi⸗ 
nanz⸗ Miniſterial⸗Reſcripte vom 3. December. 1824. und 
25. Mai 1825. : folgendes hiermit befannt gemacht: 
7) &o wie bei Subhaftationen, zufolge der Beftimmung 
dB 8. 5. Lit, g. des Stempelgeſetzes vom 7. März 
—1822., dee Stempel nach dem Gebote, Worauf der 
Zuſchlag erfolgt, berechnet werden fol, und alſo ohne 
Ruͤckſicht auf die dem Grundſtuͤcke anhängenden onera 
‚ realia, welche auf jeden Kaͤufer mit übergeben, und 
deshalb ſchon bei der Taxation vom: Werthe des 
Grundſtuͤcks in Abzug geſtellt worden; eben ſo follen 
auch bei freiwilligen Verkaͤufen dergleichen onera 
realia und deren Kapitalswerth Bei Berechnung Ku 
A), We wur ro⸗ 


| | . 55 
Procent⸗Stempels nicht berückfichtigt werden, da die 
in $. 5. Lit.a. des Stempelgefeges erwähnten 
„borbehaltenen Nugungen und ausbedungenen Lei⸗ 
ſtungen“ 
nur auf ſolche Nutzungen und Leiſtungen zu beziehen find; 
welche erft durch den Kauf⸗Kontrakt ſelbſt zu Gunſten 
des Verkäufers oder ‘eines Dritten flipulirt werden. 
2, Bei dem Verkaufe von Domainen-Grundftücken ins⸗ 
befondere, ift der Kapitalds Betrag der zu reſerviren⸗ 
den Grundftener dem Remmpelpflichtigen Detrage nicht 
beizurechnen. 
3. Dei ſpaͤtern Veraͤußerungen eines Erbpachts⸗ oder 
Erbzins⸗Grundſtuͤcks kommt nur das Kaufgeld, nicht 
aber der Kanon, bei Berechnung des ſtempelſlichtigen 
Betrages in Anſchlag. u: 
Liegnig , den 7. Februar: 1826. 
Königl. Regierung. Zweite Abtheilung. 


34. 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an die 
Koͤnigl. Regierung zu Duͤſſeldorf, die Stempelpflichtig⸗ 
keit der Baugeſuche in Stoaͤdten betreffenb. | 





Der Königt. Regierung. wird auf ghre — om 
oten d. M., die Stempelpflichtigkeit der Bangefuche in 
Städten betreffend, ermwiedert, daß das Minifterium des 
Innern im Stempelgefege feinen Grund findet, dem von 
dem Königl. Finanz» Minifterio in der eingereichten Vers 
fügung an die Provinziäls Steuer: Direktion in Coͤlln vom 
13. Auguft v. J. (Anl. a.) ausgefprochenen Grundfage 
entgegen zu treten, die geringe Bedeutung des Objekts aber 
auch Feine Veranlaſſung darbietet, deshalb auf eine Modifi⸗ 
fation des Geſetzes bei ded Königs Majeftät anzutrogen. 

Berlin, den 28. Januar 1826. | 
Minifterium des Innern. Erfie Abtheilung. 
ee Köhler: 
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Da, tie Ste In Ihrem Berichte vom Hten v. M, ganz mie 
Hecht bemerken, im $.3. des Stempel: Sefekes wegen der Gefuche 
um Erlaubniß zu baulichen Anlagen, eine Ausnahme nicht gemacht 
iſt, Indem namentlich im Lit. e. nur.der Verhandlungen 

ı) wegen Beftimmung des Betrages öffentlicher Abgaben und 

Einziehung derfelben, : 

2). wegen Eintritts ins Militair, und 

3) Überhaupt wegen Leitungen an den Staat erwähnt wird, 
fo muß auch zu den obgedachten, die baulichen Anlagen betreffens 
den Geſuchen, Falls ihr Gegenftand die Höhe von Funfzig Thalern 
erreicht oder überftelgt, der Stempel genommen werden. 

Berlin, den 13. Auguft 1825. 

Finanz > Minifterium. 
Generals Verwaltung der Steuern. 
Maaßen, 


An 
den Königl. Geheimen DOber-Finanz- Rath 
und ey Direktor 
rn. » 


iu Chin. 
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Publifandum des König. Oberlandesgerichts zu Mas 
rienmwerder, die Ablieferung der Stempel: Strafgels 
ber betreffend. 

Es ift hoͤhern Dres fefigefegt worden: 
daß die durch bie Gerichte verhängten Stempelftrafen, 
von welchen bisher 3 an die Regierungs-Haupt⸗Kaſſen 
abgeliefert wurden, Fünftig zu den Haupt⸗Steuer⸗Aem⸗ 
tern fließen, von denfelben Brutto gebucht werden, und 
fie fih über das für die Denuncianten zurückbehaltene ° 
ztel Quittung geben laffen follen. 
Saͤmmtlichen Untergerichten im Departement des un. 
. terzeichneten Ober⸗Landesgerichts wird diefe Feftfeßung mit 
der Anmweifung bekannt gemacht, bei Abführung der feſt⸗ 
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geſetzten und eingezogenen Stempelſtrafen nicht tue die 
Straf⸗ Ueberſchuͤſſe, ſondern auch jedesmal die Quittungen 
der Denuncianten uͤber die ihnen ausgezahlten Denunci⸗ 
anten⸗Autheile an das betreffende Haupt⸗Steuer⸗Amt zu 
übermachen, . . en NE ag . 
Marienwerder, den 22. Mär; 1826. | 
Königl; Preuß. Ober, Landes: Gericht von Weſtpreußen. 





. C. 
Forſt⸗ und -Zagds Verwaltung. 
36. . / * | | 
Refeript bes Könige. Minifteriums des Innern an die 
Koͤnigl. Regierung zu Chlfn, die Ausübung der 
Forſtwirthſchafts⸗Poligei betreffend. 


Das Könige. Finanz Minifterium hat der Königl. 
Degierung Bericht vom 31. Mai v. J., | on 
die VBernachläßigung der Forftwirchfchaftd- Polizei im 
Dber s Bergifchen betreffend, — 
nebſt den anbei zuruͤckerfolgenden Druck⸗-Exemplaren der 
Großherzoglich Bergiſchen Forſt ⸗Organiſations⸗Verordnung 
vom 30. Oktober 1807. und des Kaiſerl. Decrets vom 
22. Juni 1811., zu Ihrer Beſcheidung hierher abgegeben, 
weil Sie bei Ihren Anträgen nur Privat⸗ und Konmu—⸗ 
nal= Waldungen im Auge gehabt hat. Durch die neue 
gorft- Drönung, deren Emanation beabfihtigt wird, wer⸗ 
den für die Folge auch in Anfehung der Forfts Polizei, 
welcher die Privat» und Kommunal: Waldungen zu uns 
terwerfen find, angemefiene Beftimmungen gegeben werden; 
Bis dahin aber Fann, zur Verhuͤtung forfipoltzeiiwidriger 
Behandlung der betreffenden Waldungen, unbedenflich von 
den in Älteren Verordnungen enthaltenen Vorſchriften, 
welche durch neuere Gefege und Verordnungen, nament- 
lich -in Anſehung der mn burch Die 
— (22 zu 
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Verordnung vom 24. December 1816, sicht aufgehoben 
oder modificirt ‘worden find, Gebrauch gemacht werden. 
Berlin, den 31. Maͤrz 1826. 
Miniſterium des Innern. Erſte — 
ler. 


37. 

Reeſcriptet des Konigl. Miniſteriums des Innern an die 
Koͤnigl. Regierung zu Coͤlln, die Bewilligung von Praͤ⸗ 
mien fuͤr die Entdeckung von Baumfrevlern be⸗ 

treffend. 

Wenn die Koͤnigl. Regierung Juhalts Ihres Berich⸗ 
tes vom 28ſten v. M. vorausſetzt, daß unter den in dem 
Erlaſſe vom 1. September d. J. erwähnten Baum: Fre 
veln bloß folche verfianden feien, welche an Bäumen vers 
übt werden, die in Gäuten, auf Feldern, Spagiergängen, 
öffentlichen Plägen, Wegen, Gaffen und Heerftraßen fies 
ben, fo. eröffne ich Derfelben, daß diefe Vorausſetzung 
richtig. if. 

Die den Entdecfern von Baum» Frevlern iu bewilli⸗ 
genden Praͤmien betreffend, ſo bleibt es der Koͤnigl. Re⸗ 
gierung uͤberlaſſen, ſolche, nach Verſchiedenheit der Faͤlle, 
bis zu einem Maximo von 10Rthl. beliebig feſtzuſetzen. 
Die Prämien dürfen aber allerdings nicht anders zuer⸗ 
kannt werden, ald wenn der TIharbeftand in den gefegli- 
chen Formen conflatirt if, und der competente Richter 
hierüber erft abgeurtheilt hat. | 

In mwiefern nach dem Wunfche der Koͤnigl. Regie: 
rung dem Denuncianten die Verfchweigung feines Nameng, 
wo nur immer möglich, zuzuſichern fei, will ich Ihrem 
eigenen Gutfinden anheimgeben. 

Uebrigens bleibt freilich nichts anderes uͤbrig, als 
daß die Praͤmien aus der Staats⸗ Kaſſe gezahlt werden, 
weil es an einer geſetzlichen Beſtimmung ermangelt, wel⸗ 
be den Richter verbindet, den Frevlern, außer der gefeglis 
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chen Strafe, auch bie Bezahlung. der Prämien (welche in 
den meiften Fällen ‚ohnehin nicht zu ermächtigen fein dürfte) 
anfzuerlegen. 

Letztere find daher auf. den Prämien: Fonds der Des 
gierungd = Haupt Kaffe. anzumweifen. 

Was endlich die Anfrage der Koͤnigl. Regierung be⸗ 
trifft: ob die Bewilligung von Praͤmien nicht auch auf die 
Anzeiger der Beſchaͤdiger von Meilenzeigern, Minuten⸗Pfaͤh⸗ 
len und andern, dem gemeinen Beſten, oder dem oͤffentli⸗ 
chen Vergnuͤgen gewidmeten Dingen auszudehnen ſei? ſo 
bemerke ich, daß dieſe Gegenſtaͤnde der Allerhoͤchſte Be⸗ 
fehl nicht umfaßt. 

Berlin, den 11. December 1818. 

Der Miniſter des Innern. 
v. Schuckmann. 


38. 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Coͤlln, die⸗ 
ſelbe Angelegenheit betreffend. 

Die Koͤnigl. Regierung wird hierdurch autoriſirt und 
resp. angewieſen, die Beſtimmung des General-Reſcripts 
vom 11. December 1818., wegen der den Entdeckern von 
Baum⸗Frevlern bemilligten Prämien, auch auf Beſchaͤdi⸗ 
gungen der Baumpflanzen an und auf den Ehaufleen zur 
Anwendung zu bringen, wodurch der ... in dem Bes 
tihte der Königl. Regierung vom aten d. M . fih von 
felbft erledigt. 

Yerlin, den 30. Januar 1826. 


Der Minifter ded Innern und der Polizei. 
v.S chu ckmann. 
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Publifandum der Königl. Regierung zu Danzig, bie 
Erhebung des Pflanzgeldes und der Nutzholz⸗Tantieme 
bei Holzverfäufen aus Königl. Forften betreffend. 

zufolge Allerhoͤchſter Beftimmung und in Gemäßpeit 
der Verfügungen des Königl. Finanz Minifteri, wird vom 

2. November a. pr. ab, von allem aus Koͤnigl. Forften 

oder Holzhöfen zu verfaufenden Holze, über die Tare oder 

den Verfteigerungg » Preis, nach anliegendem Tarif, ein bes 
fondered Pflanzgeld, fo wie eine Tantieme von dem Erlös 
des Baus und Nutzholzes, erhoben. 

Wir bringen diefe Beſtimmung biernach zur alfges 

‚ meinen Kenntniß, und hat ſich Jeder darnach zu achten. _ 
Danzig, den 3. Januar 1826. | 
Königl. Preuß. Regierung. Zweite Abtheilung. 

Tarif JF 
wonach kuͤnftig das Pflanzgeld und die Tantleme bei dem Verkaufe 

IT yer Hölzer erhoben werden ſollen. | 

1) Pflanzgeld wird erhoben über die Tare oder den bei 
der Verſteigerung gebotenen Preis 

A, beim Brennholze: 

9, für jede Scheit- oder Klobenklafter in jeder Holz. 
art mit ı Sgr. pro Klafter im Normalmaaße von 
108 Rubikfuß. J 
b, für jede Knuͤppel⸗ oder Neitels oder Abraums 


Klafter . 8Pf. pro Klafter. 
c. für jede Stubben⸗ oder Stock⸗ 
RKlafter 6⸗e⸗2 


d. für jede Reiſig⸗- oder Wellen⸗ 
Klafter. A— 

Ferner: — 

Ee. für jede Klafter Botke mit 1 Ser, ‚pro Klafter. 
f, wenn Brennholz nach Fudern verfanft wird, iſt 
ein Fuder, nach Verhältniß des Geſpanns, Itel 

bis 1 Knuͤppel⸗Klafter gleich zu rechnen. 


* 
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B. Beim Baus und Nugholze zu Abkürzung des Verfahtens: 
a. von jedem einzelnen ertra flarfen ganzen Baum- 
ftamme ad, bis einfchließlih dem Mittel - Bauholz 
ı Sgr. pro Stid 
Bon geringem Bauholze wird Fein Pflanzgeld erhoben. 
b. Bon jedem einzelnen Stuͤck Nutz⸗ oder Werfholz, 
deſſen Kubif» Inhalt Ztel Klafter oder 20 Kubik⸗ 
Fuß erreicht oder uͤberſteigt ı Sgr. pro Stüd. 
c. von jeder Nutz⸗Holzklafter 1 Ger. pro Stuck. 
Wo bei Nug Holzklaftern, wie auch bei Stabhöls 
zern eine verfchiedene Kloben» oder Scheitlänge 
ftatt findet, desgleichen beim Schiffsbauholze, tritt 
die Neduftion auf die Normalflafter ein, und wird 
das Pflanzgeld biernach erhoben. 
Don allen geringern Nugholzfortimenten, außer 
den bemerften, wird Fein Pflanzgeld erhoben. 
Beim Verkauf von Baus, Nutz⸗ und Brennholz auf 
dem Stamm mird ohnehin vor dem Verkaufe die darin ents 
baltene Holz: Quantität nach Städen, Klaftern oder Schock 
zahl angefprochen, und hiernach das Pflanzgeld berechnet. 
2) Außer dem Pflanzgelde wird an Tantieme: 

a. von allem verkauften Bau, und Nugholze, gleich 
viel, in welchem Sortimente, folglih von allem 
Holze, weiches nicht zum Brenndedarf, fondern zu 
irgend einem technifchen Behufe beſtimmt ift, und 
unabhängig von dem bereitd beim Ankauf nad 
vorhergehender Beſtimmung bezahlten Pflanzgelde, 
‚ pro Thaler des Taxwerths erhoben . 1Sgr. 

b. Iſt der Taxwerth des von einem einzelnen 
Käufer erfauften Bauholzes oder Nugholzs 
Sortiments im einzelnen 
zwifchen ı Rthl. bi8 20 Sgr., fo werden . 9 PH. 

⸗20Sgr. s 10.95 » 5 . 6% 
s 10 + » 59 ⸗ ⸗ . 30 
unter 5 s Feine Tantieme erhoben. 

c, Wo Baus und Nughölzer verfteigert werden, wird 
die sub a. und b. bemerkte Tantieme vom Stei⸗ 
gerpreis erhoben, nach vorfiehender Beflimmung. 


“ — 
Bei geſtohlenen Hoͤlzern, wo gegen den Entwender 

die Taxe liquidirt wird, iſt nach vorſtehenden Beſtimmun⸗ 

gen dad Pflanzgeld und, die. Tantieme ebenfalls zu berech⸗ 


nen, und mit zum Erfage zu Jiquidiren, jedoch beides bei | 
— — der Strafe nicht zu —— 
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Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Erfurt, bie 


Diaͤten-Saͤtze für die Forſt-Kondukteure betreffend. 





— — — — 





| 


| 


Die Inſtruktion für die Forfigeometer vom 13. Juli - 


ı819., bewilligt denfelben = Rthr. Diäten, weil durch die 


Eircular : Verfügung vom 15. April 1818. verfchiedene, im 
allgemeinen Feldmeffers Neglement vom 29. April 1813. 
beftimmte Zahlungsfäge, namentlich die Diäten von 1Rthl. 
12 Ögr.: für einen Arbeits⸗ und von 1 Rthl. 8 Ggr. fuͤr 
einen Reiſetag um 7 erhöhet worden waren. . 
| Diefe Zulagen find aber feitdem durch die Circular⸗ 
Verfuͤgung vom 4. Juni 1821. wieder aufgehoben, mithin 
die Verguͤtungen der Feldmeſſer wieder auf die Zahlungs⸗ 
ſaͤtze des erwähnten Reglements vom Jahre 1813. zus 
ruͤckgefuͤhrt. 

Es iſt daher von dem Koͤnigl. Finanz: Minifterium 
feftgefegt worden, den Forſt-Kondukteurs, denen höhere 
Diäten ald den übrigen Feldmeſſern nicht gewährt werden 
fönnen, in denjenigen Fällen, wo ihre Arbeiten nicht nach 
— und Ruthen verguͤtet werden, vom 1. Januar d. 

. an: 
1Rthl. 15 Ser. — für einen Arbeitd-, und 
ı Athl. 10 Sgr. — — — Neifetag 
zu zahlen. 

Hinſichtlich der Zeichnengebuͤhren von den auf Diaͤ⸗ 
ten bewirkten Vermeſſungen kann bei Eleinen Flächen, durch 
deren Kartirung der Konduftenr ‚ bei vorausgefegter Fer— 
tigfeit und 8 bis roſtuͤndiger Arbeit, dennoch täglich nicht 
wenigftens ı Rthlr. zu verdienen im Stande iff, zwar die 
Vergütung von 1Rthl. 10 gr. täglich in Anſpruch ge⸗ 


⸗ 
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nommen werden, doch muß es in ſolchen giten unfree 
‚Brüfang überlaffen bleiben, wie viel Zeit zu den Zeihnuns 
gen noͤthig gewefen ift, um nach Befinden die Liquidatio⸗ 
nen zu ermäßigen. 

Die Beftimmung des Diätenregulativd vom 28. Juni 
1825, wornach die BausKondufteurd fich der ordinairen 
Doft, und nur außerhalb den Poftftraßen des Lohnfuhrs 
werks oder der Ertrapoft bedienen follen, findet vom 1. 
Januar 1826. ab, auch auf die Forftgeometer Anwendung, 
und e3 werden daher in vorkommenden Fällen, ſowohl bei 
diätarifchen als reglementömäßig zu vergütigenden Arbei⸗ 
ten, die mit Vermeffungsgefchäften beauftragten Forfigeos 
meter gleich im Voraus angemwiefen iverden, wo fie nah 
Anleitung des gedachten Regulativs ſich der Ertrapoft oder 
der Lohnfuhre, welche letztere jedoch in Feinem Falle höher, 
als jene, zu ſtehen kommen darf, bedienen Fönnen. 

Erfurt, den 3. April 1826. \ . 

Könige. Preuß. Regierung. 


41: ©, 
Publifandum der König. Regierung zu Chlln, bie Se 
gezeit bei der niedern und Mittel Jagd betreffend. 


— 


Noch immer haben wir die unangenehme Bemerkung 
machen _möüffen, daß die gefeßlichen Beflimmungen wegen 
der Hegezeit bei der niedern und Mittel» Jagd, nicht gehös 
rig eingehalten, und fowohl Rehe, ald Hafen und Feld- 
Hühner, nach. beendigter Jagd» Saifen, noch getödtet, und 
größtentheild in die Städte zum Verkauf eingebracht wers 
den. Um eines Theild den dainit verbundenen Nachtheil 
für die Erhaltung der fraglichen Jagden abzuwenden, ats 
dern- Zheild aber die Eigenthünter und Pächter derfelben 
‚ vor Schaden zu fichern, fehen wir und veranfaßt, die fruͤ⸗ 
bern polizeilichen Verordnungen der Art zu erneuern, und 
Darauf aufmerkffam zu machen, daß die Degezeit des Reh⸗ 
wildes, der Hafen und Feldhuͤhner in der Regel vom 
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1. Gebruar‘ jeden Jahres anfängt, und für die Rehe zu 
Johannis am 24. Juni, für Hafen und Feldhuͤhner aber 
am legten Auguft .endige, Ausnahmen von dieſer Scho⸗ 
‘ nungszeit aber jedesmal im Amtsblatt näher befannt ges 
macht, übrigens aber Kontraventionen gegen, dieſe Bes 
fiimmung in der Art gerügt werden follen, daß alles aus 
Fer der Jagdzeit in die Städte gebrachted Wildpret der 
vorbenannten Gattungen an den Thoren Eonfiszirt, der 
Erlös hiervon zur Hälfte dem: Anzeiger ald Nemuneration 
‚verabreicht, die andere Hälfte der betreffenden Armen⸗Ver⸗ 
waltung überwiefen, und diejenigen Perfonen, welche das 
MWildpret herein bringen, noch außerdem als Webertreter 
der PolizeisVerordnungen gefeglich beftraft. werden follen. 

Coͤlln, den 12. März. 1826. 
Koͤnigl. Regierung. 
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Reſcript des Königl. Minifteriums des Innern an bie 

Königl. Regierung zu Potsdam, die Vertilgung des ben 
Feldfrüchten ſchaͤdlichen Schwarzwildes betreffend. 


Der Königl. Regierung wird, in Befcheidung auf Ih⸗ 
ren, von dem Königl. Finanz, Minifterio anher abgegebe: 
sen Bericht vom gten v. M., 

betreffend die Befchwerde der Gemeine N. N, über die 
durch Hochwild verurfachte Befchädigung ihrer "Saats 

felder, 
eröffnet, daß eine Schonung des den Raubthieren gleich 
u achtenden Schwarzwildes in feiner Art zu geſtatten, 
vielmehr dieſes zu jeder Zeit und ohne Ausnahme des 
Geſchlechts zu ſchießen iſt, und daß ein jeder Jagdberech⸗ 
tigter, welcher Schwarzwild ſchonet, nichts dagegen erins 
nern kann, wenn zur Vertilgung dieſes, fuͤr die Kultur 
des Landes überaus ſchaͤdlichen Wildes unter obrigkeitli⸗ 
cher. Aufſicht Jagden angeftelle werden. 

Hiernach hat die Königl. Negierung nicht nur. im 
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Allgemeinen, fonbern PN beſonders in Veriehuns auf das 
Jagdrevier des N, N. zu verfahren. 
Berlin, den 3. Maͤrz 1826. 
Minifterium ded Innern. Erſte —. 
bier. 


43. 
Publifandum ber Königl. Regierung zu Aachen, bie 
AIR Verpflegung der Forſt⸗Strafarbeits⸗ 
pflichtigen be betreffend. 


Seitens des Königl. Sinanz Miniſterit ift, nach einer 
Circular⸗Verfuͤgung deſſelben vom 18ten v. M., Nro. 37,563 
II., im Einverſtaͤndniſſe mit dem Koͤnigl. Yufliz Minifterio, 

als allgemeiner Grundfag feftgeftellt, daß die Beköftigung 
der in Folge ded Gefeged vom 7. Juni 1821, zu Forfts 
arbeiten, ftatt der Gefängnißftrafe, verurtheilten Holzdiebe 
auf den Werth von zwei Pfunden Brod- täglich 
(oder auf den beffimmten Arbeitätag) für jeden 
Verurtheilten berechnet werden fol. 

Nach diefer Verordnung, wodurch die, die frühere 
‚ Berechnung der Bekoͤſtigung jener Forft: Arbeitöpflichtigen 
betreffenden Beftimmungen des $.IV. der Bekanntmachung 
vom 25. April v. J. gänzlich aufgehoben werden, haben 
fich die betreffenden Behörden gehörig zu achten. 

Aachen, den 28. Januar 1826. 
Königi. Preuß. Regierung. , Zweite Abtheilung. 


u D. 
Poft +» Verwaltung. 
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Girculare des Königl. General⸗Poſtamts und bes Herren 

General-Steuers-Direftors an fämmtliche Königl. Poſt⸗ 

Anſtalten, das Verfahren ruͤckſichtlich der mit den Fahr⸗ 
poſten eins aus⸗ und durchgehenden Güter betreffend. 


— — 


Die Ausfuͤhrung der mittelſt Circular⸗Verfuͤgung des 


4 


General⸗Poſtamts vom 27. Novbr. v. J. angeordneten 
ſteueramtlichen Behandlung der vom Auslande eingehenden 
Poſtguͤter hat gezeigt, daß durch zu ſtrenge Auslegung 
und Anwendung der gegebenen Vorſchriften dem Poſtwe⸗ 
fen Nachtheile drohen, deren augenblickliche Abhuͤlfe uns 
umgänglich nöthig if. Den Poſt-Aemtern wird daher zur 
genaueften Nacharhtung hiermit Folgendes eröffnet: 

1. Alle über 4 Loth fchwere Waaren-Packete dürfen 
nicht im Briefbentel verpackt werden. Die betreffenden 
fremden Pofl:Behörden werden von dem General: Pofts 
amte requirirt werden, das Noͤthige dieſerhalb zu verfügen. 

Die Briefbentel find nur für Schrift> und Geld⸗ 
Packete zu benugen, und unterliegen Feiner ſteueramt⸗ 
lichen Behandlung. 

2. Dad Nachwiegen fämmelicher Poftftüche Seitens der 
Steuer Behörde, iſt in der Regel unzuläßig, und nur 
"dann anzumenden, wenn fich bei der bin und - wieder 
vorzunchmenden Probe-Verwiegung einzelner Stücke ers 
hebliche Abweichung vom Poftgemwichte ergeben. 

3. Die Koften für die Plomben und für den zur Befe— 
ftigung derfelben erforderlichen Bindfaden, dürfen den 
Empfängern nicht zur Laft gefchrieben werden, fondern 
werden von der Steuer: Behörde getragen. Die Ems 
pfänger haben nach $. 6. der Anmweifung nur Koften 
für Emballage und Stricke in den Fällen zu zahlen, 
wo die Verpackung fo mangelhaft ift, daß fein ficherns. 
der Berfchluß von der Steuer: Behörde angebracht wers 
den Fann. 

Die Poſt-Aemter haben, wo dieſe Vorſchrift niche 
beachtet werden ſollte, dem General⸗Poſtamte ſofort da⸗ 
von Anzeige zu machen. 

4. Geldfaͤſſer, Geldbeutel und Geldpackete ſind den Steuer⸗ 
Beamten nur zur allgemeinen Reviſion vorzulegen, und 
weiter keiner ſteueramtlichen Behandlung unterworfen. 

5. Zur Abfertigung der Poſten auf den Grenz⸗Stationen, 
kann nach $. 2. der Anweifung unter feinen Umfläns 
den eine längere Zeit ald hoͤch ſtens 3 ae ge⸗ 
ſtattet werden. 


. 
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Iſt nach Verlauf dieſer Zeit die ſteueramtliche Bes 
handlung nicht beendigt, fo find die Poft» Anftalten ber 
fügt und verpflichtet, die Poft ohne allen weitern Zeits 
verluſt abgehen zw laſſen, ohne daß die bis dahin 
von der Steuers Behörde nicht plombirten Stuͤcke zus 
ruͤckbleiben : dürfen. . 
Diejenigen Backete alfo, an denen der GSteuer:Ver 
ſchluß binnen 3 Stunden nach Ankunft, der Poft nicht 
bat angelegt werden können, find dann im Frachtzettel 
genau zu bezeichnen, und fämmtliche Poſt-Aemter des 
Eourfes find mittelft Laufzetteld zu veranlaffen, dieſe 
Packete bei Ankunft der Poft am Beſtimmungsorte der 
. Steuer» Behörde zur weiteren Beranlaffung unmittelbar 
zu überliefern. | N 
6. Die Steuerverwaltung wird bei fehlenden. oder mans. 
gelhaften Declarationen in der erſten Zeit und zwar vors 
läufig bis‘ zum 1. April d. J. von’ Erhebung des Köche 
Sſten Steuerfaßes in der Negel nur bei handeltreibenden 
Empfängern, oder wenn der Verdacht einer beabfichtigs 
ten Kontravention obmwaltet, Gebrauch. machen. 
Gegenftände, die auch in der gewöhnlichen Berpafz 
fung ſchon äußerlich und unzmeifelhaft erkannt werden 
fönnen, als Aujtern und andere Geeprodufte, Fifche, 
Viktualien ic. werden pleich Bein Eingangsamte, wenn 
die Deklaration auch fehlen oder mangelhaft fein follte, 
nur mit einer auf den twirffichen Inhalt und Gefälle, 
Betrag, lautenden Note und ohne Verſchluß abgefertige 
werden. . " Ä 
Sollte das Eingangs: Amt in zweifelhaften Fällen 
bei dergleichen Artikeln demungeachtet die Begleitende 
Note auf den böchften Gefaͤllebetrag richten, fo wird die 
Steuer: Behörde im Beftimmungdort, falls fich bei der 
Reviſion des Collis, der von dem Empfänger durch 
Adreffe, Srachtbriefe oder auf andere glaubhafte Weiſe 
nachzumeifende Inhalt, wirklich vorfindet, Doch nur die 
tarifmäßig davon zu erlegenden Gefälle erheben. 
Das Publikum ift im vorkommenden Beſchwerdefaͤl⸗ 
fen von diefer nachgelaffenen Ausnahme, jedoch mit Hin 


46 ; | J 
weiſung auf die beſtehenden Vorſchriften, in Kenntniß 
zu ſetzen. Beſondere Beſchwerden ſind dem General: 
Poſtamte von, den Poſt⸗Anſtalten ſogleich anzuzeigen. 
7. Wenn der Empfaͤnger die Erlegung des hoͤchſten Steuer⸗ 
ſatzes in denjenigen Faͤllen, wo ſolcher unter Beach⸗ 
tang der ad 6. bemerkten Modifikation zw erlegen iſt, 
verweigert, und das Packet nicht annimmt, wird mie 
folgt, verfahren: | 
Das Steueramt am Beſtimmungsorte wird anf der 
Steuernote die erfolgte Zuruͤckweiſung Seitens des Em⸗ 
pfaͤngers bemerken, und das Packet ſodann im ver⸗ 
ſchloſſenen Zuſtande mit einer ſteueramtlichen Note auf 
eben der Route zuruͤckſenden, auf der daſſelbe eingegan⸗ 
gen iſt. Beim Ausgange wird das Packet ganz nach 
$. 9. der Anweiſung für die Poſt- und Steuer⸗-Beam⸗ 
ten behandelt, jedoch fol bis auf Weitered von der 
wirklichen Erhebung einer Durchgangs Abgabe abgeſtan⸗ 
den werden. Die mit den Packeten zurückgehenden No 
ten, werden hiernaͤchſt ald Belag des fteueramtlichen 
Anmeldung Negifterd für die eins und wieder ausges 
gangenen Waaren dienen. 


8. Das zum Poſtdienſtbetriebe unumgänglich noͤthige Los 
fal kann nicht zum. Nachtheile des Poſtdienſtes für 
Steuerdienfte eingeräumt werben, Namentlich dürfen 
zu der Manipulation der Steuer-Behörde die Paſſagier⸗ 
ftuben nicht hergegeben werden. Für ein angemefjenes 
Eofal DBehufd der Steuer Nevifion Sorge zu tragen, 
und folches, wo es’ im Pofihaufe nicht eingeräumt wers 
den kann, in defien Nähe zu beſchaffen, ift Sache ‚der 
Steuer, Behörde; die Poſtz Behörden find jedoch vers 
pflichtet, hierbei den Steuers Behörden: fo viel als der 
Poftdienft ſolches geftattet, bereitwillig behuͤlflich zu fein, 

9. Den Steuers Behörden iſt dieſe Anweiſung zur: vor⸗ 
läufigen Nachricht und Achtung bis zur näheren, an 
biefelben ergebenden Verfügung hierüber, vorzuzeigen; 
au werden die Steuer: Beamten noch befonderd ans 
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getviefen ‚ fih bei der ſteueramtlichen Behandlung der 
Poſtguͤter des Tabacksrauchens zu enthalten. 
Berlin, den 13. Januar 1826. | 
Der General, Poflmeifter. Der Generals Steuer: Direktor. 
Nagler. Maaßen. 


48 . 1. 
Circulare des Königl. General⸗Poſtamts an fämmtliche 
Dot: Anftalten, ———— betreffend. 

Unm bei ber a Sicherftellung des Koͤnigi. 
Steuer » Intereffed zugleich den Verkehr mit dem Auslande 
durch die Poften möglichft zu erleichtern, hat die Koͤnigl. 
Generals Direftion der Steuern einen Nachtrag. zu der, den ‘ 
Poſt-⸗Anſtalten mittelſt Eirculare No. 61, vom 27. Na 
vember pr. zugefertigten Anibeifung für die Steuer: und 
Poſt⸗ Behörden zur Behandlung des Güter-Transports mit 
der Fahr: Pof, unterm 14. Februar c. erlaffen, von der 
ein Exemplar (Anl. a.) zur Nachricht und genauefien Ber 
folgung von Eingang diefer Verfügung an, hierbei erfolgt. 

Die darin angeordneten wefentlichften Abänderungen 
find: | 
a. daß das Annotationd-Megifter über die ein: und durchs 

gehenden PoftsGäter von. den Grenz⸗Eingangs⸗Aem⸗ 
tern nicht mehr geführe wird, was eine frönellere 

Abfertigung der Poften auf den Grenzflationen zur 

Folge bat; und | 

b, daß die Durchgangs: Abgaben nicht mehr bei dem 

Eingange, fondern bei dem Ausgange der durchges 

henden Poſtſtuͤcke erhoben werden fol. 

In legterer Beziehung werden die Poſt- Aemter der 
Ausgangs: Drte biermit angemwiefen, die Durchgangs Ab; 
gabe den Steuerslemtern für Rechnung der Packet⸗ Em⸗ 
pfaͤnger vorſchußweiſe zu berichtigen, und den Steüer⸗Be⸗ 
trag auf den Grund der ſteueramtlichen Quittung in den 
betreffenden Karten mit anzurechnen. , 

Für die Anrechnung der Steuer-Beträge ift übrigens 
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weber Retour⸗Por to noch proeuta - Gebabt anzu⸗ 


ſe 

au Da die bisher dartarfgubene Sührung der Antotas 
tions⸗Regiſter nunmehr. wegfaͤllt, fo wird den Grenz⸗Poſt⸗ 
Anftalten hiermit aufgegeben, den Steuer⸗Aemtern die eins 
gehenden Frachtzettel zur DBergleichung der eingegangenen 
Poſtſtuͤcke mit denfelben vorzulegen. 

Auch die Poft- Anftalten am Beſtimmungs⸗ ‚Drte der 
aus dem Auslande kommenden Päckereien müffen den 
Steuer: Beamten die betreffenden Poſt-Karten und Frachts 
zettel auf Verlangen vorlegen, fo tie denn das Generals 
Poſtamt im allgemeinen ſaͤmmtliche Poft: Anftalten wieder: 
holentlich ernftlich auffordert, den Stener- Behörden in 
Ausübung ihres Dienſtes alle Willfährigfeit zw bezeigen, 

und ihnen dabei auf jede mögfiche Weife behülflich zu fein. 
Wenn nun noch bisher mißfaͤllig bemerkt worden iſt, 
daß häufig den nach und uͤber Krakau hinaus beftimm- 
ten Paͤckereien die erforderlichen Deklarationen entweder 
gar nicht beigefügt, oder diefelben in den Briefbeuteln vers 
- packt gemwefen find, fo wird den Pofl-Anftalten aufgegeben, 
alte Päckereien nach und jenfeit Krakau nur mit Dekla⸗ 
rationen abzufenden, und dieſe, fo wie überhaupt alle Des 
Harationen, ſtets offen den Frachtzetteln beizulegen. 

Endlich wird den Poft-Anftalten noch befannt ‚ges 
macht, daß die Ober⸗Steuer⸗Kontrolleur⸗Stelle in Nörens 
berg aufgehoben, dagegen dergleichen Stellen in Jacob8> 
hagen und Maffom eingerichtet find. | 

Berlin, den 27. Februar, 1826. 

General: Poft: Amt. 
In Abwefenheit ded General-Poftmeifters. 
Piſtor. Balldorn. Ulrici. Schmuͤckert. Seidel. 
Naumann. — Schiller. 


Na 5 era 
zur Anweifung für die Steuer: — uͤber die Be⸗ 
handlung des Guͤter⸗Transports mit der Fahr⸗Poſt, 
vom 27. September 1825. 
Zur Deſchleunlzuus des Abfertigungs⸗ Verfahtens der mit 
| den 
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den Fahr⸗Poſten eins, aus, und durchgehenden Güter haben die 
Steuer s Behörden nad) folgenden Pe vom Kae EM 
an allgemein zu verfahren. 

Zu $.7. Das ermittelte Poſt⸗Gewicht der Bellen — den — 
zetteln genuͤgt auch zur ſteueramtlichen Abfertigung, und eine 
beſondere Nachverwiegung der Poſtſtuͤcke iſt daher in der Re⸗ 
gel unzulaͤſſig, und nur dann anzuwenden, wenn ſich bet der 
bin und wieder vorzunehmenden Probe-Verwiegung einzel⸗ 
ner Poſtſtuͤcke erhebliche Abweichungen vom Poſt / Gericht 
ergeben. — Die mit den Waaren: Ballen vorgenommenen 
Verrichtungen find auf den Deflarationen nad) dem Zufaß 
zu $. 8. Litt.d. nur Eürzlich zu vermerken. Das Annotas 
tions s Regiſter wird über die eins und durchgehenden Pofts 
ftücfe von den Grenz⸗Eingangs⸗Aemtern nicht mehr geführt, 
ſondern diefe Eintragungen fallen künftig weg. Dies Regi— 
fter wird Hinführo nur von den Ausgangs; Aemtern zur Eins 

‚tragung der direkte durchgehenden, der mit Begleit⸗Scheinen 
ausgehenden, und der aus dem Inlande mit Berührung des 
Auslandes wieder nad) dem Inlande gehenden Gegenſtaͤnde 
benutzt. 

Zu 6. 8. Litt.c. Die. eingegangenen Mofiftüce werben mit: den 
Frachtzetteln genau verglichen, und die Beamten befcheinigen 
auf denfelben die Webereinfiimmung mit der wirklich vorge⸗ 
fundenen Colli⸗Zahl. 

Zu Litt. d. Sind die Gegenſtaͤnde mit sorfchriftsmäßigen Deflas 
rationen begleitet, fo kommt es darauf an, ob die Ueberein⸗ 
ftimmung des Inhalts der Poft-Ballen mit der Angabe, ohne 
Eröffnung der Verpakung überzeugend erkannt werden 
kann. In diefem Falle fälle der Verſchluß weg, und es wird 

aauf der Deklaration der Revifionsbefund kuͤrzlich, jedoch ders 

geftalt vermerkt, daß im Beffimmungs;Orte auf den Grund 

derfelben die Verfteuerung eintreten kann. Es iſt in diefem 

- Falle nicht nöthig, den Gefälle, Betrag an der Grenze auszus 

werfen, fondern die Berechnung: deffelben kann im Beſtim⸗ 
mungs⸗Orte geſchehen. 

Laͤßt ſich der Inhalt der Ballen, bei ſonſt vollſtaͤndiger 

Deklaration, ohne Eroͤffnung beim — nicht nn 

Aonalen. Heft 1,1826, : D 


ſo tritt der Verſchluß derfelden ein, und es wird auf ber Des 

Elaration bemerft : 

„Sefehen, und mit (N. Siegen oder Bleien) verfchloffen.“ 
Soweit es der Zweck geftatter, iſt der am leichteften zu bes 
wirkende Verſchluß zu mählen, 

Zu Litte, Die Sriefbeutel, worin nur Schrift und Geld; Pakete, 
und nur Waaren Packete bis zu 4Loth fchwer, aufgenommen 
werden dürfen, unterliegen Eeiner fteueramtlihen Behand; 
fung. Daffelbe gile von Geldfäffern, Geldbeuteln und Gelds 
paceten, die den Steuer, Beamten nur zur allgemeinen Nies 
vifion vorgelegt werden, und Feiner Deklaration bedürfen. 
Bei Waaren Ballen, worüber die Deklaration ganz fehlt, 
oder nicht genügend Ift, hängt es ebenfalls davon ab, ob der 
Inhalt derſelben Außerlich unzweifelhaft erfannt werden kann, 

oder nicht. 
Sm erften Falle wird eine Reviſions⸗Note Über den wirk⸗ 
lich erkannten Inhalt gefertigt, oder die mangelhafte Deklas 
ration dergeſtalt vervollftändigt, daß die Abgaben » Erhebung 
danad) im Beftimmungs Orte gefchehen kann, und das Pofts 
ſtuͤck ohne Verfchluß abgelaffen. 
Im zweiten Falle kommt dagegen der Verſchluß in An⸗ 
wendung, und es wird eine Note des Inhalts: 
„wegen fehlender (oder unvollſtaͤndiger) Deklaration, 
mit (N. Siegeln oder Blelen) verſchloſſen, und ges 
gen den hoͤchſten Stenerfag von — Ztur. — Pfp. 
brutto abgelaffen,* 
darüber ausgefertigt, 
Sin beiden Fällen können die Gefälle hiernach im Beſtim⸗ 
mungs sDrte berechnet werben. 
Zu Litt. £. Ueber Waaren-Ballen, die nad) dem Antrage In der 

- Deklaration auf der Grenze geöffnet werden follen, wird eine 

Reviſtons Note, wie zu Litt. d. vorgefchrieben, angefertigt, 

der Steuer; Betrag wird aber im Beftimmungs.Orte berechnet. 

Alle Deklarationen und Reviſions Noten werden von dem 
abfertigenden Beamten unterfchrieben und abgeftempelt. 

Zu Litt. h. aa. Unmittelbar nad) Ankunft der Poften im Bes 

ſtimmungs⸗ oder Ablade / Orte, legt die Poſt/Behoͤrde der 

Steuer, Behörde die Pot» Karten mit ſaͤmmtlichen Deklara⸗ 
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tionen vor, und die dazu gehörigen verfchlofferien Packete 
werden der Steuer⸗Behoͤrde Übergeben, Diefe vergleicht die 
Paͤckerelen und Deklarationen mit-der Poft» Karte, befcheis 
nigt unter derfelben die richtige Abfteferung der Poſtſtuͤcke 
und Deflaratiönen, und giebt dem Poſtamte die Karte zurück, 

Zu bb. Nur die unverfchloffenen mit Nevifions Noten Über den 
wirklichen Inhalt eingehender Poft;Ballen, bleiben im Poſt⸗ 
Buͤreau, wogegen folche PDackete, die wegen mangelnder oder 
unvollftändiger Deklaration an der Grenze unter Verſchluß 
geſetzt, und mit einer die hoͤchſten Gefaͤlle bekundenden Note 
abgelaſſen werden, ebenfalls zur Steuer: Stelle geſchafft wer⸗ 
den muͤſſen. 

Verweigert der Empfaͤnger die Einloͤſung ſolcher Ballen 
gegen Erlegung der hoͤchſten Gefaͤlle, fo bemerkt die Steuers 
Behörde dieje Proteftation auf der More, und lektere geht 
mit dem verjchloffenen Ballen auf demſelben Poſt » Courfe 
wieder an das Eingangs; Amt und über die Grenze zurüc. 
Dort bleibt die Über den Wiederausgang befcheinigte Deflas 
ration, als Belag bei dem Annotatlons, Regiſter. Durchs 
gangs : Abgaben werden von dergleichen zuruckgehenden Poſt⸗ 
Packeten vorerſt nicht erhoben. 

In wie welt auch dergleichen an der Grenze zur hoͤchſten 
Steuer⸗Erlegung taxirte Paͤckerelen, ausnahmsweiſe Im Ber 
ſtimmungs Orte revidirt, und nach dem wirklich vorgefunde— 
nen Inhalte verſteuert werden koͤnnen, bleibt den Beſtim⸗ 
mungen der Provinzial⸗Steuer-Behoͤrde vorbehalten. 

erden die Ballen gegen Entrichtung des hoͤchſten Steuer» 
Satzes ausgelöfet, fo tritt zuvor die Abnahme des Verſchluſ⸗ 
fes von Seiten der SteuersBehörde ein. Saͤmmtliche Des 
Elarationen und Noten über die zur Abfertigung gelangenden 
Poſtſtuͤcke, bleiben als Beläge bei dem Poft Eingangs Kon; 
tobuch, das nach den beftehenden Vorſchriften geführt wird. 

Zu 9.9. Durchgehende Poftfihicke, wenn deren Inhalt and, uns 
zweifelhaft durch Äußere Befihtigung zu erkennen If, werden 

dennoch in der Regel verichloflen, 

Die Durchgangs: Abgaben werden forthin allgemein von 
den Ausgangs Aemtern, bei welchen die durchgehenden Poft: 

ſtuͤcke ausgehen, erhoben, und hier von den Poft : Armtern 
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für Rechnung der Empfaͤnger vorgeſchoſſen. Die Deklaratios 
‚nen, die bei den Ausgangs; Yemtern zuruͤckbleiben, dienen 


hier zum Belag des Ducchgangs s Hebe » Regifters. 


Yu 6. 10. Bei dem Ausgange der Poften werden dem abfertigens 


den Zoll; Amte die Frachtzettel und fämmtliche Deflarationen, 
oder fonft zum Belag der Verfendung dienende ſteueramtli⸗ 
che Papiere zur genauen Vergleihung mit den ausgehenden 
Moftftäcken vorgelegt. Das Amt befcheinigt aufden Fracht⸗ 


zetteln die Uebereinftimmung derfelben mit der zur Abfertis 


gung übernommenen Collt»Zahl, und forgt nad) erfolgter 
Kevifion und Abnahme des Verfchluffes, für den richtigen 
Ausgang der durchgehenden, oder der auf Begleit; Scheine 
ausgehenden Poftftäcke, und fertige die im freien Verkehr 
befangenen mit Berührung bes Auslandes nach dem Inlande 
beftimmten Gegenftände, die demfelben nach $. 11. der Ber 
fanntmahung vom 27. September v, J. vom Poſt Amte bes 


‚ fonders vorzulegen find, unter Verfchluß, falls diefer nicht 
ſchon bei einem Amte im Innern angelegt worden iſt, ab. 


Diefe gefammte Adfertigungen werden in das Poft= Anz 
notations Regiſter, zu dem das bisherige Muſter vorerft beis 
behalten werden fann, eingetragen, die Eintragung fan | 


aber, mit Ausfchluß der ausgehenden durch das Ausland nad) 


dem Sjnlande gehenden, im freien Verkehr begriffenen Gegens 
fände, erſt nach der Weiterbeförderung der Poft, auf den 
Grund der zuräckhleidenden Deklarationen oder Begleit—⸗ 
Scheine, gefchehen, wonaͤchſt auch die Vereinnahmung der 
Durchgangs-Abgaben erfolgt. 


Su $. ır. Gegenſtaͤnde, die aus dem freien Verkehr abſtammen, 


und mit Berührung des Auslandes wieder eingehen, wers 
den, wenn gegen den Verfchluß und die Identitaͤt nichts zu 
erinnern iſt, zwar an der Grenze außer Kontrolle gefegt, die 
Deklaration, auf welcher dies zu bemerken iſt, begleitet aber 
das Poftftück bis zum Beſtimmungs-Orte, und dient dort 
zum Belag des Poſt Eingangs Kontl. 

Bei Poften, die mehrmals das Ausland berühren, bes 
ſchraͤnkt fih die Abfertigung bei den Zroifchen : Aemtern nur 
auf Verglethung der Poftftücke und Deklarationen mit den 
— und kurzer Viſirung derjenigen Belaͤge, die zur 
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— ſteueramtlichen Behandlung beſtimmt find, und 
nur die ohne Vorabfertigung unter der Poſtladung begriffe⸗ 
nen Päckereten unterliegen beim Eins oder Ausgange, der 
vollftändigen Abfertigung nach obigen Vorſchriften. 

Berlin, den 14. Februar 1826. 
Der Generals Direktor der Steuern. 
Maaßen. 


| | 46, BR 
Eirculare bes Königl. General: Poftamts an fämmtliche 
Poſt⸗ Anſtalten, die Frachtzettel zu den aus dem Aus 
lande eingehenden Poftftücfen betreffend. 


se Erleichterung der Reviſſon der aus dem Aus 
‚Sande eingehenden Poftftücke ift e8 noͤthig, daß aus dem 
Frachtzetteln erfehen werden koͤnne, zu welchem Poſtſtuͤcke 
eine jede der mitgehenden Deklarationen gehöre. Es fol 
daher Fünftig in den Frachtzetteln neben der 2ten Kolonne 
noch eine 3te Kolonne mit der Weberfchrift: 

Nummer der Deklaration | 
hinzugefügt, in diefe, bei allen Mit Deklarationen verſehe⸗ 
nen Poſtſtuͤcken, die fir den ganzen Cours durchlau⸗ 
fende Nummer eingerückt, auch jede Deklaration mit 
eben derfeldben Nummer, unter welcher fie im Frachtzettel 
aufgeführt ift, deutlich bezeichnet werden. Dei denjenigen 
Packeten, deren Inhalt befannt und Feiner Steuer untere 
worfen if, 3. B. Aften, muß, was fie enthalten, im Srachts 
zettel bemerkt werden. 

Sämmtliche Poft-Anftalten werden angemiefen, fich hier⸗ 
nach genau zu achten, und, bis die Frachtzettel-Schemata im 
Druck mit diefer Kolonne verfehen werden können, folche 
durch eine mit Dinte gezogene Linie zu fuppliren. | 

Herlin, den 31. Januar 1826. 

Generals Poftamt. 
In Abwefenheit des General-Poftmeifters. 
Piſtor. Ballhorn. Uri. Shmüdert Naumaum, 
Seidel, Timme Schiller. 





— 
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Cireular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 

an ſaͤmmtliche Koͤnigl, Herren Ober⸗Praͤſidenten, die Ans 

wendung der Portofreiheit und der Portopflichtigfeit bei 
den Korrefpondenzen der Magifträte betreffend. 


—— 


Ich Habe mich mit dem Herrn Generals Poftmeifter 
über den Grundfag vereinigt, daß die Korrefpondenz ſaͤmmt⸗ 
licher Magiftcäte, in ſoweit folche ald Organe der Staatds 


‘Gewalt eintreten, portofrei bleiben müfe Namentlich 


wird diefe Portofreipeit in allen Polizei-, Militairs und 
Staatd» Steuer, Sachen eihtreten.. 

Was dagegen bie eigentlihen Kommunal⸗Sachen ans 
langt, fo werden ſolche in allen alten, nach dem Jahre 
1806. bei der Monarchie verbliebenen Provinzen, in wels 
hen die Kämmerei-Rechnungen ohnehin nicht zur Reviſion 


an die Negierungen eingefandet werden, nicht minder in den 


ehemals Sächfifchen Landestheilen, der zeitherigen Derfafs 
fung‘ gemäß, auch ferner portopflichtig fein. 

In den zu Frankreich, Berg und Weftphalen gehörig 
geweſenen Landestheilen, wird den Kommunen vorläufig 
auch in eigentlichen Kaͤmmerei- und Kommunal:Angelegens 
beiten die Portofreiheit in dem Maaße, wie fie ihnen uns 
tee der Fremdherrfchaft zugefianden, noch ferner bis zur 


Regulirung des. Kommunalweſens bewilligt. 


Sollten über den Umfang und die Modalität diefer 
Befreiung Zweifel entftehen, fo werden darüber Anzeigen 


erwartet, damit entfchieden werden koͤnne. 


Bor der Hand mögen die Koͤnigl. Regierungen je 
denfalld die Kommunen mit Anweifung verfehen, daß diefe 
Portofreiheit in feinen Falle meiter ausgedehnt werden 
koͤnne, als fie unter der Fremdherrſchaft unzweifelhaft zus 
gefianden worden ift. | 

Diefelbe Freiheit tritt im Großherzogthume Poſen und 
den zum Bezirke der Negierung zu Marienwerder gehörts 
gen Theilen des vormaligen Herzogthums Warfchau ein, 
indem der Herr General; Poftmeifter folche den dortigen 
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Kommunen auch ferner in: der früher. vom Koͤnigl. General⸗ 
Poftamte bewilligten Maaße zugefiehen will. Da aber diefe 
letztere Bewilligung bauptfächlich durch dem dürftigen Zus 
ffand der dortigen Kämmereien motivirt wird, fo haben 
die Regierungen, wenn fie glauben, daß die eine oder die 
andere die Porto: Ausgabe ohne Befchwerde tragen kann, 
‚darüber Anzeige zu erflatten. a | 
: Sm allen Fällen aber bleibt diejenige Korrefpondenz 
der Magifträte, welche lediglich das Privar-nterefie ‚eines 
Einzelnen betrifft, portopflichtig, daher die Königl. Regie⸗ 
zungen darüber zu wachen haben, daß in folchen Fällen 
nicht mißbräuchlich die portofreie Nubeif angewandt werde. 
Nach diefen Grundfägen, welche fämmtlihen Herren 
DbersPräfidenten mitgetheilt werden, wollen Em. ıc. die 
Königl. Regierungen ihrer Provinz, in ſoweit fie nach obi⸗ 
gen Grundfägen bei der Sache berheilige find, nach ben 
Dazu gehörigen Landestheilen mit Anweiſung verfehen. 
| Endlich wuͤnſcht aber der Herr General Pollmeifter, 


daß zu Vermeidung aller ferneren über diefen Gegenftand 4 


oft :vorgefommenen Ungewißheit für jede Provinz nach dem 
dort. eintretenden Verhaͤltniſſe und Bedürfniffe über die 
Mortofreiheit und Portopflichtigkeit der Korrefpondenz der ' 
Öffentlichen Behörden ein Regulatio entworfen werden möge. 
Ew. Ercellenz erfuche ich daher, Sich hierüber gefaͤl⸗ 
sfigft gutachtlich zu Außern. | | 
“ Berlin, den 31. Mär; 1826. 
5 Der Minifter des Innern. 

Ä v. Shudmann. 


| | ae FE 
Eircularẽ des Koͤnigl. Oeneral-Poftamts an ſaͤmmtliche 
Poſt⸗Aemter, die Portopflichtigkeit amtlicher Ber 
| handlungen in Privat-Sachen betreffend 





MNachſtehende Eircular Verfügungen ded Königl. Fi⸗ 
nanz⸗Miniſterii an ſaͤmmtliche von demſelben reſſortirende 
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Mehörben, werden den Poſt⸗ Aemtern zur Nachricht: ui 

genaueſten Beachtung befannt gemacht. 

1. „Dadurch, daß Berichte, welche Peidat » Angelegen- 
beiten zum. Gegenftande haben, daher portopflichtig 
find, 3. B. wenn fie Prozeßs Verhandlungen in Kon⸗ 

” traventionds Sachen betreffen, an die Herren Ober⸗ 
Präfidenten abgegeben, und "durch dieſe anhero be⸗ 

-- fördert werden, entfieht für die Pofteinfünfte ein er- 
heblicher Nachtheil, indem dergleichen Sachen dann 
mit einer portofreien Rubrik verfehen, auf die Poft 
gegeben werden müflen, weil die. Herren Ober Prä- 
ſidenten das Porto nicht vorfchießen, und fi darüber 
berechnen, auch die Parteien bilfigerweife dad. Porto 
nicht tragen Eönnen, welches dadurch entfteht,; daß 
Sachen ni Umweg nach dem: Sig des Ober-Prä- 
fidenten nehmen. Es wird deshalb Hiermit beſtimmt, 
daß portopflichtige, zum Neffort des Finanz: Minifterii 
gehörige Berichte, fo wenig an die Herren Ober: 
Präfidenten zu -adreffiren, als mit andern zuſammen 
zu packen find, fondern in pörtopflichtigen Sachen 
- jeder Bericht mit feinen Beilagen: unmittelbar und 
franfirt hieher abgefender werden foll. 

Es pflegen dergleichen Sachen: für die Herren Ober⸗ 
Präfidenten auch nicht von Intereſſe zu fein, jedoch 
ift wegen Mittheilung folcher Neferipte deffen nähere 
Anweiſung zu erwarten, eventualiter aber, wo ein 
Gegenftand von der Befchaffenheit fein mögte, daß es 

-wefentlich feheint, daß der Herr Ober: Präfident von 
dem Inhalte der Berichte Kenntniß, erhalte, ift dems 
felben fofort eine Abfchrift de3 Berichts von Amts; 
wegen zu überfchicken. 

2. Um die Nachtheile abzuwenden, welche für die Pofts 
Einkünfte dadurch entfiehen, daß bei der Korrefpons 
den; der Provinzials und der ihnen untergeordneten 
Behörden, welche Privat-Angelegenheiten zum Gegens 
fand Hat, und daher portopflichtig ift, befonders bei 
Prozeß » Verhandlungen in Kontraventiond Saden, 
nicht gleiche Grundfäge beobachtet man wird hier⸗ 


| ee 7; 
— mit beſtimmt: daß alle folche porkopflichtige Gegens 
ftände, die zum Reſſort ded Finanz» Minifterii gehös 


ren, von dem abſendenden Behörden frankirt zur. Poſt F 


gegeben werden muͤſſen. Wo dergleichen Porto⸗Vor⸗ 
ſchuͤſſe nicht aus Depoſiten in den betreffenden Pri⸗ 
vat⸗ Angelegenheiten entnommen werden koͤnnen, find 
ſie aus den Buͤreau⸗Koſten oder andern dazu dis⸗ 
poniblen Fonds zu beſtreiten, das Königliche Generals 
Poſtamt Hat ſich aber bereit erklärt, jede bierunten 
zuläßige ‚Erleichterung eintreten zu laffen, und es 
dürfen die diesfallſigen Vorſchlaͤge, vergeblich wegen 
zu haltender Motizbücher und periodifcher Adführung 
des Poftportod daher nur an dag betreffende Poſt⸗ 
amt gerichtet werden. 

In Fällen, wo das vorgefchoffene Porto uneinzieh- 
bar bleibt, iſt daffelbe terminlich, unter Beifügung 
der Original: Couvertd bei dem Poftamte zu liquidi⸗ 

zen. Sollten die DriginalsCouverts zu den Liquida⸗ 
tionen über zu reſtituirendes Porto nicht beigebracht 
werden: können, fo ift der Liquidation emtweder eine 
beglaudte Abſchrift derfelben, oder eine auf den Grund 
der Akten - auszuftellende amtliche Befcheinigung als 
Delag beizufügen, in dieſen beiden Fällen aber: die 
Urſach in der Liquidation anzugeben, warum bie 
Eouvert3 im Driginal nicht beigefügt werden können.“ 
Sranbkfurt a Mr, den 27. Februar, 1826. 
Der Generals Poftmeifter, 
Nagler. 
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Circulare des Königl. Generals Poftamts an fämmtliche 
Poft: Anftalten, die Portofreiheit in Reft- Verwal: 
tungs⸗ und Armen⸗Sachen betreffend. 

Das Generals Poftamt ift mit dem Königl. Finanz⸗ 
Minifterio und resp, mit der Könige. Immediat⸗Kommiſ⸗ 


277, | 
fion für die abgeſonderte Reſt⸗Verwaltung dahin äbereins 
‚gefommen, daß EEE TIER er | 
ı) die von dieſen Behörden auch an Privars Perfonen 
erlaffene, und mit der Aubrif: - 
„Derrfh. Nef-Berwaltungds» und Armens 
Ä Sachen“ 
verſehene, mit dem Dienſt⸗Siegel verſchloſſene, ſo wie 
2) die von der Liquidations⸗Kommiſſion zu Bromberg 
ebenmaͤßig ausgehende, und mit der Rubrik: 
„Armen⸗Liquidations⸗GSache“ | 
verfehene, und mit dem Giegel biefer Kommiſſion 
verfchloffene Verfügungen, portofrei befördert werden 
ſollen. — 

Dem ꝛc. Poſtamte wird ſolches hierdurch bekannt ges 
macht, mit der Anweiſung: ‚die in gedachter Art bezeich⸗ 
neten und verſchloſſenen Sendungen portofrei paſſiren zu 
laſſen, und dabei die in dem General⸗Circular No. 73. 
vom 24. December v. I. $. 6. bei. Sendungen Sffentlicher 
Behörden an Privat» Perfonen im Allgemeinen gegebenen 
Deftimmung nicht in Anwendung zu bringen. 

Zur gleichmäßigen Infteuftion für die untergeordne- 
ten Poft-Anftalten erfolgen — Exemplare dieſes Circulars 
anbei. Ä 
Berlin, den 22. März 1826. 

Generals Poftamt. | i 
Nagler. 
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Circulare des Königl. General: Poftamts an ſaͤmmtliche 

Poſt⸗Aemter und Poft- Erpeditionen, die Portofreiheie 
in fländifchen Angelegenheiten betreffend. 





| Da alle ftändifhen Sachen nur das Staats⸗Intereſſe 
zum Zwecke haben, die Beiträge der Provinzial: Einfaffen 
zu den Koften ded Landtags, alfo auch den Charafter ei- 
ner Staatöfteuer annehmen, fo gebührt dieſen Ungelegen- 


heiten und: Geldfendungen die Portofteiheit. Die Ständer 
verfammlungen, als folche, ſtehen indeß fo wenig, als die 
einzelnen Mitglieder. mit irgend einer Behörde. außer dem 
Landtagss Kommiffarius in Verbindung, und haben fich 
wegen aller ihnen etwa erforderlichen Auskünfte und Nachs 
mweifingen nur an den Kommiſſarius zu menden. - Eben 
fo geben alle in Verfolg der ftändifchen DBefchlüffe oder 
auch zur Vorbereitung derfelben erforderlichen Verfügungen 
nur von den Staatd-Behörden aus. Es Tann daher eine 
Korrefpondenz; der Stände, als folche, nicht flatt finden. > 
Bei dieſen Verhaͤltniſſen ift Lediglih die von 
den Staats⸗Behörden zu brauchende Rubrik: 
Herrſchaftliche LandtagssAngelegenbeiten bet 
Packeten, Geldern und Briefen, in Händifchen . 
Sachen zu refpeftiren. Bei Einfendung der zur Bes 
ſtreitung der Landtagskoſten aufgebrachten Gelder macht 
ed indeß, Hinſichts der Portofreiheit, feinen Unterſchied, 
ob die Verwaltung derfelben von einer Koͤnigl. oder einer. 
Landſchafts⸗Kaſſe gefchieht. | 

Berlin, den 8. Januar 1826. 
General: Poftamt. 
2 Nagler. 





" 5I. 

Circulare des Königl. General:Poftamts an fümmtliche 
Poft- Anftalten, die Portofreiheit in Militairs Dienftans 
gelegenheiten ber. Landwehr »Dffiziere betreffend. 

Nach der Eireulars Verfügung No. 44. bom 6. Aus 
guft v. J., darf die Ueberfendung des Traftamentsd oder 
fonfiiger . Gelder an beurlaubte Dffiziere und Militair-Ofs 
fjianten mit der Poft nach dem Drt ded Urlaubs nicht 
anders, ald unter portopflichtiger Rubrik gefchehen. Diefe 
Beſtimmung findet ‚auch auf die, bei den Landwehr-Cadres 
angeftellten befoldeten Dffiziere Anwendung. In AUnfehung 
der unbefoldeten, nur während der Uebungen der zufam» 
mengezogenen Landwehrs Truppen, aktiven Landwehr DOffis 
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ziere aber wird, im Einverfländnig mit dem Köntgl. Krieges 
Minifterium,- nachgegeben, daß denfelben ihre Kompetenz 
an Quartiers und Dienftgeldern innerhalb der bes 
treffenden Negimentds Bezirke in Dreimonatlihen Ras 
ten unter der portofreien Nubrit „Herrſchaftliche 
MilitairsVergflegungs-Gelder“ überfenbet wer⸗ 
den darf. 

Häufig kommt der Fall vor, daß Befehle an die be⸗ 
urlaubten unbeſoldeten Landwehr⸗Offiziere durch Circular⸗ 
Schreiben erlaſſen werden, welche von einem Offiziere zum 
andern gehen. Abſender und Empfaͤnger leben in buͤrger⸗ 
lichen Verhaͤltniſſen, und führen fein Dienftfiege. Der 
Nachweis über den Anfpruch auf portofreie Beförderung 
folcher Eireulars Schreiben, ift daher gewöhnlich mit Weit- 
läuftigkeiten verbunden. Diefe zu vermeiden, bat das 
Koͤnigl. Krieges Minifterium die Verfügung getroffen, daß 
die Kommandenrs der Landwehr⸗Bataillons dieſe Circulare 
mit der allgemeinen Adreſſe: 

Bataillons Befehl des Cıften) Bataillons (1ffen) Sands 
wehr⸗Regiments, circulirt bei den Herren Offizieren des 
Bataillons. (Unterſchrift.) 
verſehen, und die Dffiziere dergleichen Schreiben unter 
Kreuzband fich zufenden ‚müffen. 

Was die übrige Dienft- Korrefpondenz zwifchen dem 
beurlaudten Landwehr-Dffizieren und ihren Kommandeur 
Betrifft, ſo ift deren Portofreiheit nicht in Zweifel zu zies 
ben, wenn. die von den Kommandeurs an die Landwehr: 
Offiziere gerichteten Briefe vorſchriftsmaͤßig bezeichnet und 
befiegelt find, und von den an erftere eingehenden, mit Privats 
Siegel verfäploffenen Briefen, die Couverts vom Kommandeur- 
atteſtirt der Poft zurückgegeben werden. 

‚Das ıc. Poftamt hat hiernach das Erforderliche zu 
Beobachten, und die vdn ihm abhängigen Yoſtanßalten 
dem gemaͤß zu inſtruiren. 

Berlin, den 16. Januar 1826. 

General⸗Poſtamt. 
Nagler. 








| 6: 
52. : . 
—— des abnigl. ——— an ſaͤmmtliche 
Poſt⸗ Anſtalten, die Porto⸗Ermaͤßigung für die Briefe, 
— und Packet⸗Sendungen ber Soldaten be; 
treffend. 


Zwiſchen dem Kriegs, Minifterio ‚und dem Generals 
Poftamte if, 

über die Porto> Ermäßigung für die Rorrifponben, die 

Geld: und Packet: Sendungen ber in Reihe und Glied 

ſtehenden Soldaten bis zum Feldwebel und Wachtmeifter 

aufwärts, an ihre Angehörigen in der Heimath, und 
von den leßteren an erftere, in Friedengzeiten, 
unterm 26, December v. J. eine Uebereinfunft getroffen 
worden, welche: mittelft Allerhoͤchſter Kabinets-Ordre vom 
3often ej. m. eta, (Anl. a.) die König. Genehmigung ers 
halten bat. 

- Bon diefer Uebereinfunft empfängt das Poftamt für 
fih und zur Aushändigung an die ihm untergeordneten 
Poſt⸗Anſtalten anliegend die erforderlichen Exemplare, (Anl. b.) 
mit dem Demerfen: daß die im $. 18. auf den 1. Januar 
dv. J. feltgefegte Ausführung, erft mit dem 1.März c. bes 
ginnen. ſoll. Won diefem Tage an, hören die bisherigen 
Beſtimmungen über gedachte Korrefpondenz ıc. auf, und 
find dafür die obigen Grundfäge in Anwendung zu bringen. 

Nah $. ı2. ift das Beſtellgeld für Briefe, Geld⸗ 
fheine und Packet⸗Adreſſen auf die Hälfte des gefeglichen 
Beftellgeldes, resp. 3 Pf. und 6 Pf. herabgefegt worden. 
Die Einnahme von diefem Beftellgelde iſt, in der vorge 
fpriebenen Berechnung der übrigen Beftellgelder, unter eis 
ner befondern Abtheilung, nachzumeifen, und der Daupt- 
Betrag unter dem Titel „an Beftellgeld“ mit zu recapituliren. 

—Nach $. 15. follen. die Poft: Anftalten die entdeckten, 
von Militairs Perfonen begangenen Mißbräuche, unmittel- 
bar den betreffenden Militaic- Behörden anzeigen. Die 
Poft-Anftalten haben jedoch nicht zu unterlaffen, dem Ges 
neral-Poftamte darüber ‚gleichzeitig Bericht zu erſtatten. 


# 


62 


In Abficht der, den Preußifchen Sarnifonen in Mainz 
und Luremburg bisher bewilligt gemwefenen Portofreiheit, 
wird, im Einverftändniffe mit dem Kriegs⸗Miniſterio, vor 
läufig nichts geändert. Uebrigens muͤſſen die Soldaten, 
Briefe vom 1. März d. J. an, nicht allein mit den Fahr— 
Poſten, fondern auch mit den Neits und Schnell: Poften, 
befördert werden. 

Zur Inſtruktion für die untergeordneten Poft= Anftal- 
sen, erfolgen die nöthigen Eremplare diefes Circulars hierbei, 

Berlin, den 26. Januar 1826. 

General » Poftamt. 
In Abmwefenheit des General-PBoftmeifters. 

Piſtor. Ballhorn. Ulrici. Schmückert. Naumann. 
Seidel: Timme. Schiller. 


a, 


Ich genehmige die, mit Ihrem Bericht vom aöften d. M. 
eingegangene, hierbei zurückerfolgende Uebeteinkunft über die Porto, 
Moderation der Korrefpondenz, Geld; und Packet⸗Sendungen der 
in Reih und Glied ftehenden Soldaten, bis zum Feldwebel und 
Wachtmeiſter aufwärts, in Sriedenszeiten, und überlaffe Ihnen, 
ſolche zur Ausführung zur bringen. 

Berlin, den 30. December 1825. 

Friedrich Wilhelm. 
⸗ a 
den ea Yomaifler u Nagler. 
b. 
Uebereinfunft. 

Zwifchen dem Koͤnigl. Krieges, Dinifterium und dem Koͤnigl. 
General⸗Poſtamte, find wegen Porto; Moderation für die Befoͤr⸗ 
derung der Briefe, Packete und Gelder der Soldaten an ihre An⸗ 
gehörigen In der Heimath, und von den Lesteren an Erftere mit 
den Poften in Friedenszeiten, nachfiehende Verwaltungs, Srunds 
fäge verabredet, und von beiden — angenommen worden. 


$. 
Allgemeiner Grundfag F Portomoderation. 
Portomoderation ſollen genießen: 


"aydte Behfef dr im nn a 
36) die — und 
SE) die Seid» Sendungen, 


der in Reih und Glied ftehenden Soldaten der — der Lands . _ 


webrftämme, Garntfontruppen und Sjnvaltden, Gendarmerle und 
Feſtungs Unterbediente, bis zum Feldrvebel und Wachtmeifter eins 
ſchließlich aufwärts, an Ihre Angdhörigen und von denfelben. Es 
ſollen auch in diefe Kathegorie gerechnet werden, die Kompagnies 
und Eskadrons Chirurgen, die Büchfenmacher, Kurfchmiede, Felds 
kuſter, Kegimentss Sattler, Rafernen; und Brücken » Knechte. 
I. 2 
Ausnahme von der Portomoderation. 

Von dieſer Beguͤnſtigung ſind jedoch ausgeſchloſſen, die 
Brief/ Packet» und Geld» Sendungen derjenigen einjaͤhrtgen 
Feetrollligen, welche Über den Etat vorhanden find, und ſich aus 
eigenen Mitteln equipiren und en 


$. 
Portoſatz für Briefe. - 

Der Portoſatz für einen einfachen Soldaten s Brief fol 

Im Inlande nicht 
zwei Silbergroſchen 

uͤberſteigen. 

Für Briefe, welche bis zum Beſtimmungs-Orte weniger ale 
2 fgr. zu entrichten haben, wird nur das tarifmäßige Porto bezahlt. 
Das Gericht eines einfachen Soldaten; Briefes wird auf 
Ein Loth feftgefegt, für Briefe bis incl. Zwei Lorh ſchwer, wird 
nur das doppelte Briefporto des obigen Satzes erhoben, bei Bries 
fern Über zwei Loth ſchwer, tritt 2 gefeglihe Progreffi ion ein. 


$. 
Portofag ir Dackete. 

Fuͤr Padete mit Wäfhe und anderen Bedärfniffen an die 
im $. 1. bezeichneten Individuen, melche die Angehörigen überfen: 
‚den, oder von den erftern an leßtere verfandt werden, wird bei 
einem Gewichte bis incl. 6 Pfund, das doppelte Briefporto erhos 
ben, welches jedoch ebenfalls dahin moderirt wird, daß daffelbe 
nicht Vier Silbergrofchen. überfteigen foll, und daß, wenn das tar 
rifmaͤßige doppelte Briefporto für Packete bis 6 Pfund weniger 
als 4ſgr. beträgt, der mindere Satz erhoben wird. 
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Bel Paketen, die mehr als 6 Pfund wiegen, wird vom Mehr⸗ 
gewichte das Packetporto nad dem Negulativ vom 13. December 
v. J. von 5 ns sg Meilen mit 3 ee pro Pfund erhoben. 


$. 
Porto für "Selder, 

zar Geldſendungen an die im vorſtehenden $. bezeichneten 
Empfänger wird erhoben : 

a) bei Summen bis incl. 2 Rthl. das im 9.3. bemerkte eins 
fache Briefporto von 2 far. 
b) bei Summen über 2Rthl. bis incl. ı 10 Kehl, das doppelte 

Briefporto von 4fgr. : 

ce) bet Summen über 1oNthl. Bis incl. zo Rthl. das dreifache 
Briefporto von Sfgr., und 
d) bei Summen über 20 Rthl. das tarifmäßige Porto. 

Für die Sendungen bis incl. 2Rthl. wird ein gratis - Eine 
lieferungsfchein ertheilt, für die Beiträge über 2Rthl. aber wird 
das geſetzmaͤßige Scheingeld entrichtet. 

Dieſe Portos und Scheingeld; Moderation ſollen auch diejes, 
nigen Geldfendungen genießen, welche von den bei der Fahne und 
auf Königl. Urlaub befindlichen in $.1. näher bezeichneten Indivi⸗ 
duen, als Stol, Gebühren an die Divifions; Prediger gefchehen. 

6 


6.: 6. z 
Die Sehaltsfendungen der Militale Behörden an die von 
Garniſon⸗ und a Beurlaubten, genießen volle 
BEINET 
$. ” 
Bezeichnung und Stenpelung der  Sofdatenbriefe und Adreſſen. 
Alle Briefe und Adreſſen, welche von den mehrerwähnten 
Sudividuen bis zum Feldwebel und Wachtmeifter aufwärts, der 
Poſt zur Beförderung übergeben werden follen, und nad den 
obigen Srundfägen auf die Porto, Mioderation Anfpruc haben, 
find auf der Adreffe, und zwar oben linker Hand, mit den Worten; 
r Soldaten:Brief 
und auf der Nückfelte mit dem in beſonders vegeffrebenen 
Stempel zu verfehen. 
8. | : 
Die Briefe werden von. den Soldaten refp. an den Kom⸗ 
pagnie » Feldwebel und Eskadrons-Wachtmeiſter abgegeben, der fie _ 
iu 
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zu fammeln, für die Stempelung iu forgen, und. fie demnächft den 
erften jeden Monats der Poſt/ Anſtalt des Orts zur Beförderung 
zu überliefern hat. | 
In dringenden gehörig befcheinigten Fällen konnen die auf 
dieſe Art geſtempelten Soldatenbriefe auch zu jeder andern Zeit zur 
Befoͤrderung an das Peſtamt — werden. 


5. Er 
Eintragung der ——— x. in die Poſtkarten. 
"Die Poftanftalten, find verpflichtet, diefe Briefe und Adreſſen 
gleich, denen der andern Korteſpondenten in die Poſtkarten, mit 
dem Beiſatze „Soldaten-Brief“ nawentlich einzutragen, damit jes 
der Militairperfon der wirkliche Abgang der zur Befoͤrderung abs 
gegebenen Briefe ꝛc. vom Poftamte nachgetolefen werden kann. 
.ı IO, 
Verzichtleiftung auf. Nortomoderation. 

Wet Soldatenbriefen zc., für welche auf diefe Portomoderas 
tion nicht Anfpruch gemacht wird, ‚bedarf es auch der. Stempelung 
nicht, vielmehr Eönnen ſolche zu jeder Zeit ungeflempelt zur. er 
gegeben werben. 

m | 
Briefe ꝛc. an bie Soldaten. 

Die Briefe und die. Adreſſen zu den Pacdets und Geldfens 
dungen von den Angehörigen derjenigen In Reih und Glied ftehens, 
den Soldaten ꝛc., welchen die Portomoderation aufkehet, en ebens 
fals mit den orten: 

„Soldaten Brieft ; 
zu bezeichnen, und von den Kommunals Behörhen 
a) auf dem Lande von den Schulzen oder Gemeinde durften 
mit dem Gemeinde, Stempel, und 
b) in den Städten von einer Dagifirars + Perfon ı mit. dem 

Stadtfiegel zu fempelm. 

Dergleihen Briefe find von den Stadtbewohnern Immer den 
ısten, und von den Landbewohnern zwiſchen dem roten und ısten 
jeden Monats, in dringenden gehörig befcheinigten Fällen aber 
auch zu jeder andern Zeit zur Poſt zu geben. 9 

| 6: 38 
BBeſtellungs⸗ Gebuͤhren. | 
Faͤr die Briefe und Adreſſen, welche als Soldatendtiefe an 
Kunalen. Heſt J. 1826. E 


“en \ 


die Soldaten eingehen, und, durch die Briefträger an die zur Ems 
pfangnahme derfelben beftimriteh Militair Perjonen beftellt wer 
den, foll die Hälfte des gefegmäßigen Beſtellgeldes von reſp. 6 Pfen, 
nigen und ı ®gr., mithin nur reſp. 3 Pfennige und 6 Pfennige 
entrichtet werden. Es bleibt jedoch den betreffenden Truppen 


J theilen überlaffen ‚ eine Militaies Perfon zu beftimmen, welche 


Briefe und Adreſſen auf den Poſtanſtalten in Empfairg nimmt, 
In welchen Fällen Fein Beſtellgeld entrichtet wird. 

» Fe ? | 9. 13. — Zu 

127 Packkammergeld. | 

Die freie Lagerungsfriſt für die Packete und Gelder an die 
mehrgedachten Empfänger, wird auf die Dauer von 3 Tagen nach 
der Beftellung der Adreffe beftimmt. Nach diefer Feift tritt die ges 
ſetzliche Beftimmung wegen Erhebung des Packkammergeldes ein. 


| 6. 1. 
Werhũtung der Mißbräuhe 
DaB die vorgeichriebene Bezeichnung und Stempelung der 
Soldatendriefe zur Begründung der Portomoderation nicht gemiß—⸗ 
braucht und weiter ausgedehnt wird‘, als Gier nachgegeben worden 
iſt, darüber haben die betreffenden Milltairs, Poſt⸗ und Kommu— 
nals Behörden zu wachen, 


$. 17. — 
Strafe fuͤr den Mißbrauch. Wr 

Bei entdecktem Mißbrauche zahle der betreffende Kontrave— 
nient die gefegliche Strafe nach dem tarmäßigen, und nicht had 
dem Moderationsfage zur Pofts, Straf, und Armen Kaffe, welch 
verwirkte Strafe bei den Milttaic;Perfonen auf die desfallfige An 
zeige ber Poftanftalten bei der betreffenden Milttair ; Behörde ir 
eine militatrifhe Strafe vertwandele wird. Dieſes kann wedet 
auf Militate sPerfonen, die zu obiger Moderation nicht berechtig 
find, noch auf andere Poft; Konttaventionen ausgedehnt werden 

F. 16. — 
Niederſchlagung des inexigiblen Porto. 

Für unbeſtellbare Briefe ꝛc. wird das Porto und das Beſtell 
geld niedergefchlagen, und wenn daſſeibe bereits von andern Mit 
ale » Perfonen vorfchußmweife zur Pofts Kaffe bezahlt worden‘ ifl 
‚an dieſe gegen Dulttung reſtitulrt, zu welchem Zwede bergleiche: 
Briefe nur mittelft Verzeichniſſes an die Orts⸗Poſt⸗Anſtalt zuruͤck 
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gegeben werden dürfen. Diefe Briefe muͤſſen ſich jedoch in ganz 
unverleßtem Zuffande befinden, widrigenfalls die Zuruͤcknahme des 
Driefes gegen Reſtitution des Pottu nicht erfolgen kann; . 

i7: 


Fuͤr die Kriegzeiten, | 

Ueber die Behandlung und Weförderung der Korrefpondenz., 
Packet⸗ und Geldfendurigen der Militale »Perfonen mie den ors 
dinatren und Feldpoften im mobilen Zuftande der Armee, follen 
befondere Beſtimmungen, mit Rackſicht auf möglichfte Erleichte⸗ 
rung und Sicherftellung des Poſtverkehrs für die Armee, verab⸗ 
redet und bekannt gemacht werden; 

$: 18. 
S dh I auf. 

Die Poftanftalten, Meilitairs und Kommunal + Behörden, 
haben fich vom 1, Januar 1826; ab, nach ben. vorftehenden Bes 
ſtimmungen überall genau zu richten, jedes an feinem Theile das 
Poſt⸗Intereſſe gehoͤrig wahrzunehmen, und vorkommende Diffe⸗ 
renzen, welche durch eine gegenſeltige Verſtaͤndigung nicht ausge⸗ 
glichen werden koͤnnen, dem unterzeichneten Krieges: Minifterio und 
General:Poftanite refp. zur Entfcheidung vorzulegen:- 3 

Gegeben Berlin, den 26. December 1825. | 
Krieges Minifterium. Generals Poftame. 
v. Hake. v. Nagler. 
Publikandum der Koͤnigl. Miniſterien des Innern und des 
— ſo wie des Koͤnigl. General⸗Poſtamts, die⸗ 
ſelbe Angelegenheit betreffend. 


Zwiſchen dem Kriegs⸗Miniſterlo und dem Generats Poſt⸗ 
amte, ift unterm 26. December v. J. über die Porto; Ermäßigung 
der Korreſpondenz⸗ Geld: und Packet; Sendungen der In Reihe 
und Glied ftehenden Soldaten bis zum Felbwebel und Wachtineifter 
aufmwärts, an ihre Angehörigen in der Heimath, und von den letz⸗ 
feren am erftere mit den Poften in Friedendzeiten eine Ueberelukunft 
getroffen worden, welche mittelft KabinetsOrdre vom 30, Decem⸗ 
ber 1825. die Allerhoͤchſte Koͤnigl. Genehmigung erhalten hat. 
| Diefe Uebereinfunft: wird nachflehend mir dee Bemerkung 
nur Vffelichen MEER ‚gebracht, daß: dte im $: 18: ni: dent I; 
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Januar e. feſtgeſebte —— er mit dem 1. win d. I ' 


beginne. 
| Sämmilihe gprovinzial und Kommunal / Behörden wer⸗ 


den zugleich angeriefen,, den: Inhalt des Uebereinfommeng genau 


zu beachten; Insbefondere aber leßtere die Boeiiprijten D der $$. 11. 
14; 15. und'ıg. pünktlich zu befolgen. 
Berlin, den 2. Februar‘ 1826. | 
Der Minifter des Innern. 
v. Schuckmann. — 
Der Kriegs⸗Miniſter. Der General Poſtmeiſter | 
Ä v. Hake. * v. Nagler. 


Circulare des Koͤnigl. General⸗Poſtamts an ſaͤmmtliche 
Poſt⸗Anſtalten, dieſelbe —— —— 


In der Circular⸗Verfuͤgung Nr, 10. vom 26. Ja⸗ 
nuar d. J. iſt der Zeitpunkt, mit welchem die Ausführung 
der zwifchen dem Krieges: Minifterio und dem’ Generals 
Poftamte über die Porto⸗Ermaͤßigung der. Korreſpon⸗ 
denz ıc. der in Reihe und Glied ſtehenden Soldaten 
getroffenen, von des Königs Majeftät mittelſt Aller⸗ 
hoͤchſter Kabinets⸗Ordre vom 30. December „1825. ge⸗ 
nehmigten uebereinkunft 
beginnen ſoll, auf den r. März d. J. feſtheſeht worden. 
Da jedoch nach der Meinung des Koͤnigl. Miniſterii des 
Innern, die Kommunal⸗Behoͤrden bis zu: dieſem Zeitpunfte 
mit dem Inhalt der Uebereinkunft ac. nicht volftändig be⸗ 
kannt fein werden, ſo werden Die Poft:Anftalten. hierdurch 
angewieſen: bis Eude Mai, d. J. ſowohl in Betreff der 
‚angeordneten Stempeluug, als auch in Anſehung der Be⸗ 
obachtung des im $. 11. für die Aufgabe der Soldaten: 
Briefe beftimmten Termins, mit Nachſicht zu verfahren, 


und die Abſender uͤber die kuͤnftige Sobachtunn dep ges 


gebenen Vorſchriften gehoͤrig zu belehren. 
Von Seiten ber Militaivs Behörden werden die Sol⸗ 
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daten = Briefe nad $. 7. der Hebereinfunfe mit dem Stem- 
pel *) verfehen werden. , Da indeß diefer . Stempel bis 
zum 2. März d. J. noch nicht allen Truppentheilen zu: 
gekommen fein dürfte, fo ‚Haben die. Poft-Anftalten von den 
Militairs Behörden ihres Orts über den Empfang des 
Stempels Erfundigung einzuziehen, :und fo lange leßterer 
nicht eingegangen iſt, Die Briefe ungeſtempelt paſſiren zu 
laſſen. 

Sollten vom 1. Juni d. J. ab noch ungeſtempelte 
Soldaten: Briefe eingeliefert werden, fo haben die Poſt—⸗ 
Anftalten fih von dem diesfälligen Urfachen zu unterrich- 
ten, und darüber beforfderen Bericht zu erflatten. 

Was aber die in der Webereinfunft ausgefprochenen 
Tax⸗Grundſaͤtze betrifft, fo muͤſſen folhe vom ı. März d. 
Jab vollſtaͤndig in Anwendung kommen. 

Berlin, den 11. Februar 1826. 

General⸗Poſtamt. 
ꝛ AIn Abweſenheit des General Poſtmeiſters. 
PiRonBalıgerm. Ulrici. Schmuckert. Raunmun. 
28 Bien Tim me Schiller. 
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—— — SERIEN? 
— des Sehe. General Poftamts an — 
Poſt⸗Anſtalten, die Bewirthung und Bedienung ber 


Poftreifenden. in den Paſſagierſtuben befen 


Um die — — der. —— über bie 
Bewirthung und Bedienung in- ben Paflagier - Stuben befs 
fer kennen zu Jernen und zu befeitigen, fol in jeber Paſ⸗ 
ſagierſiube ein von dem Cours-Buͤreau paraphirtes Buch 
niedergelegt werden, worin jeder Reiſende ſeine Beſchwer⸗ 
den niederſchreiben kann. 

Dieſe Buͤcher ſollen auf der erſten Seite folgende 
Nachrichten für die Paffagiere enthalten. 

1. Die Poſt / Pafagier Stuben. dürfen in der. ‚Regel zu 


*) In Zirkelform, mit der Inſchrift: MIL. BRIEF«ST. 


* 


keinem andern Zwecke als zur Aufnahme und Des 
wirthung der Reiſenden mit der Poſt und mit Extrapoſt 
benutzt werden. An Orten, wo ſie zugleich auf au⸗ 
dere Art mit benutzt werden duͤfen, iſt ſolches in die⸗ 
ſem Buche vom Poſt⸗ Tours⸗ Düren naͤher angege⸗ 
ben und beſcheinigt. 
2. Die Paſſagier⸗Stuben muͤſſen anſtaͤndig meublirt, ſteis 
reinlich und im Winter warm erhalten werden. 


3. In dieſelben muß jeder Poſt⸗Reiſende Bei Tas und 


Nacht unentgeldlich auſgenommen werden, ohne daf 
derfelbe ‚nöthig hat, etwas. zu werzehren.. 


4 . Muͤſſen zuc Ankunft der Poſten, nach Verhaͤltnis 


der Jahres⸗ und. Tageszeit Erfriſchungen in Bereit⸗ 
ſchaft gehalten werden, und auch jeder Reiſende mit 
Ertrapoft muß ſolche auf Verlangen ſchnell erhalten. 
5. Wo die Paffagiere der Schnell: und Perfonen-Poften 
nach den Stundenzetteln zu Mittag. effen, muß die 
+ Suppe. auf. dem; Zifche, ftehen, wenn die: Dieifenden: in 
die Paffagier-Stube treten, und die übrigen Speifen 
muͤſſen fo rafch auf einander folgen, daß die Neifens 
: den fie mit Bequemlichkeit genießen fönnen, bevor der 
— zur Weiterfahrt blaͤſet. Die Paſſagiere ha⸗ 
Re das Recht zu verlangen, daß. die Abfahrt. nicht 
.. vor, Ablauf der im Stundenzettel zum, Speifen feſt⸗ 
geſebten Zeit geſchebe. 
6. Darf der in der Paſſadierſtube — bon" 
Poſt⸗Cours⸗Buͤreau geſtempelte Preis: Courant unter 


keinem Borwande uͤberſchritten werden. 
7. Muß jedesmal für die fpeifenden Paſſagiere ein rei⸗ 


nes Tiſchgedeck aufgelegt, und die Teller muͤſſen nach 
jedem Gange gewechſelt werden. 


8. Muß auch in den Paſſagier⸗Stuben jeder Neifende 


freundlich, zuvortommend und beſcheiden behandelt 
werden. 


9. Wird aber von einem jeden Reiſenden erwartet, daß 


er die Meubel nicht muthwillig ruinire oder beſchmutze, 
in den Paflagier» Stuben nicht Taback rauche, und 


Ki 

Kipa De hg sc on voie @rande ai aus 
2* den Augen: e.  winsiroe meet 3 

Dali orale Berhätiniffe noch beſenbere — 

—“* Bedingungen erfordern / haben die hoft Aemter 

* dem General. Poftamte ſchleünigſt anzuzeigen.” | 

Der Preis⸗ Conrane'’für: die Wafagier sGtube fi fos 
oleichl u ‚entwerfen, und unfehlbar binnen 14 Tagen jur 
GSenehmigung einzureichen. Wenn‘ Veränderungen "darin 
vorgenommen werden follen, “fo muß ein’ abgeänderte® 
Exemplar dem Chur Buͤreau zum Stempeln eingeſandt 
werden; weiches noͤthigen Falls ſoiches dem General⸗ Poſt⸗ 
amte zuvor vorlegen, und deſſen Genehmigung einholen wird, 
me Dh die; Paflagier- Stube: fih im: Pofihaufe; ;dder- viele 
leicht in einem in der Naͤhe gelegenen Saſthofe eder an⸗ 
dern Privathauſe befindet, iſt mit anzuzeigen. 

Wo die Bewitthung der Poſt-Reiſenden nicht ob 
Poſtbeamten gefchiehet, da muß. derjenige, der fölche ber 
ſorgt zu Prolokou erklaͤren, daß et ’fich bei jeder begrüns 
ae ude nen Befchwerde eines Reiſenden, der von’ 

Poſtamte feſtzuſehenden angemeſſenen Otdnungs⸗ 
— * nnterwerfe 

Wenn ein Wirth diefe Erklaͤrung nicht abgeben wiil/ 
for; wing der Amts⸗ Vorſtand bie Bewirthung der Poſt Rei⸗ 
ſenden anderweit zweckmaͤßig unterbringen, oder nach Bots. 
reife der Por: Drdnung ſelbſt übernehmen. 

Die Paflagier - Stuben -folfen nach dem oeehenhen 
erſten mur zur Aufnahme und Bewirthung der Poſt⸗ 
Reiſenden dienen/ fo es Wunfeh und Abſicht iſt, fie. zu | 
andern Zwedeh : mie zu benutzen, muß ſolches angezeigt,“ 
und dazu die: ausdrůckliche Genehmigung des Geuerab⸗woſt 
amtes eingeholt · werden. 

ADie Thuůren! zu den Paſſagler⸗ Stuben in den * 
haͤuſern/ ſind mit’ der Inſchrift: Paſfagier⸗Gtube⸗“ in den 
Gaſthoͤfen und andern Privathaͤuſern aber mit der In⸗ 
ſchrift: „Poſt: Paſſatier ⸗Stube“ zu’ verſehen. 
= Für die Poſt⸗Verwaltung and Poſt⸗Expeditionen ha⸗ 
‚ben dierdbegefehten Poft-Yemter die Preis, Conrante mit 
einzureichen. 
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Beh ſoſchen Beisenn Stationen, : wo Paſſagiere und 
Extra⸗Poſten nur felten vorkommen, iſt dieſe Einrichtung 
nicht nothwendig; es muͤſſen aber: die Orte, wo ſolche hier⸗ 
nad unterbleiben kann, dem General⸗Poſtamte zur. Ges 
nehmigung angezeigt werben, m ne 263 
DSDie Herren Amts⸗Vorſteher Haben; ſich woͤchentlich 
wenigſtens einmal zu uͤherzeugen, ob und welche Beſhwer⸗ 
den ſich in dieſen Buͤchern eingeſchrieben -befinden. - Die, 
gefundenen; Veſchwerden find fofort ſtreuge zu ‚unserfachen,. 
und, die Verhandlungen find. mit Einreichung getreuer Ab⸗ 
fehrift. der Seſchwerde dei. General-Poftamte, -von..den. 
Poſt Verwaltungen. und Erpeditionen durch Die. worgeſetzten 
Poß-Aerger zur: weitern Verfügung einzureichen. Ju dem 
anflisgenden Buche iſt unter den Beſchwerden das Datum. 
des Berichts, womit die Verhandlungen eingereicht wor⸗ 
den, zu bemerken. IE en ee TE Ri 
„3 Die: Posi Fufpeftpren, ‚haben. auf. jeber ‚Station, weis‘ 
che fie paſſiren, iedesmal die, Paflagien, Stuben zu revidi⸗ 
pie lich Davon zu uͤberzeugen, daß die in den Bilchern- 
nied tseſchriede uen Beſch werden gründlich. unter uche, und 
bei dem General⸗Poſtamte zur Anzeige gebracht find. Sie; 
daben zu dieſem Behuſe in den Büchern jedesma das 
Datum zu hemerken, wann, fie dieſelben revidire haben. 
Jeder Mangelhaftigkeit, welche fie ſelbſt wahruehmen, durch 
Reiſende erfahren, oder in Folge der niedergeſchriebenen 
Beſchwerden, (die ſie an ‚ben, Orten, wo die Amts⸗Vorſteher 
bie JYaſſagier⸗Stuhe unterhalten unter allen Umftändem. | 
ſelbſt naͤher zu unterſuchen haben,) ‚begründet ſinden, muß 
abseholfken werden, wofuͤr fie verantwortlich Kind 
2 Jh, erwarte. uͤbrlgens von den Amts ⸗Vorſtehern, daß 
ſie dieſem Gegenſtande die moͤglichſte Aufmerkſamkeit wid⸗ 
men, und mich nach ihren Kraͤften unterſtuͤtzen werden, 
um den in dieſer Hinſicht bei dem Poſtweſen noch herr⸗ 
ſchenden Mängeln gänzlich abzuhelfen ri 


Frankfurt a. DM. den 4. Maͤrz 18266. * 
— Der Generals Poſimeiſtrr. 
0 > er Pr PR — Magsler. — 





Bergwerks⸗ Regale — 
Prbikandum des König Ober» Bergaints zu Bon 


die bergpoligeiliche Verordnung, für den Steinbruchss., 
— im Vergamt⸗Beʒirl Siegen pesufirabin:. 


= 
5 


rd 


med Hi. 


— KARA Verhütung und hehbiäg: der in 
den Steinbrüchen des Bergamts- Bezirks Siegen zeither 
öfter vorgefommenen Unglüͤcksfaͤlle, und um den Fahriäfs' 
ſigkeiten Schranken zu ſetzen, "welche fich die Steinbruchs⸗ 
betreiber bei dem Betriebe der Steinbtuͤche zu erlauben” 
verſuchen, iſt es noͤthig befunden worden, ‚folgende‘ beige 
polizeiliche Vorfhriften zu erlaffen. J 

Ark: 1. "Ale Beſitzer oder Hiteriehmer von Haupt⸗ 
ſteinbrũchen (mit deren Produkt eine Partirung getrieben 
wird), welche ihte Gewinnung fortſetzen, oder eine neue 
eroͤffnen wollen, haben davon dem Koͤnigl. Berg⸗Amte zu 
Siegen unter genauer Angabe der Oertlichkeit des Bruches 
Anzeige zu machen. Von dieſer "Anzeige find jedoch dis⸗ 
penſirt alle Steinbruchsbetreiber, welche eine bergamtliche 
Konzeſſion oder bergamtlichen Pacht⸗Kontrakt über den bes 
teiebenen: Steinbruch in Händen haben 

Art.2. ’Diefe Anzeige muß flatt'finden, für die im 
Betrieb befindfichen Steinbriüche innerhalb zwei Monaten” 
vom Tage der gegenwärtigen Bekanntmachung ab, und. 
für alfe neu -zu- eröffnende Steinbruͤche, wenigſtens ſechso 
— vor Eroͤffnung derſelben. 

Art, 3. Die Steingewinnung ſoll in der Regel, 
wenn es thunlich und vergleichungsweiſe nicht zu koſtbar 
iſt, durch offene Tagebaue betrieben, und ein unterirdiſcher 
Bau nur dann geſtattet werbden, wenn die oͤrtlichen und 
die Lagerungsverhaͤltniſſe der, einen Gegenſtand der Bear: 
beitung abgebenden Steine, dem Tageabbau entgegen ſind. 

Art. 4. - Die Arbeiter in den Steinbruͤchen muͤſſen 
fortwährend unter ſachkundiger Aufſicht ſtehen. Es ha⸗ 
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ben daher die Steinbruchsbetreiber binnen zwei Monaten 
vom Tage der Befanntmachung gegenmwärtiger Berordnung, 
dem Königl. Bergamte zu Siegen anzuzeigen, ob fie die 
Auffiche feldft führen, oder wen fie als Steinbruchs-Auf⸗ 
feher angeftellt zu haben wuͤnſchen. In jedem Falle muß 
der Aufſeher, unter welcher Benennung er dieſes auch ſein 
mag, bei den mit der ‚polizeilichen Aufficht der Steinbrüche 
beauftragten König. Bergwerks⸗Beamten, ſich “über feine 
Dualififation ‘gehörig ausweifen, und fich verpflichten laſſen. 
Mehrere nahe zuſammen gelegene Steinbruͤche koͤnnen, 
nach darüber eingeholter. Genehmigung des Dergamts, un. 
ter. einen Auffeher geftellt. werden; | 

- Mt. 5. Nach der Beichaffenheit der Sagerflätten, 
anf melchen die zu mügenden Steine vorkommen, muß der 
Betrieb der Steinbräcde unter fo abweichenden Verhaͤlt⸗ 
niffen geführt werden, daß es nicht möglich ift, allgemein 
paſſende ind Spezielle gehende Vorſchriften darüber zu ges 
. ben; es wird daher unter Bezugnahme auf das, was im 

Art. 3. diefer Verordnung: binfichtlich des Betriebes mits 
telſt offenen Tagebaues und mittelſt unterirdiſchen Baues 
geſagt worden iſt, hier nur im Allgemeinen feſtgeſetzt, daß 
die Revier-⸗Bergbeamten viertel⸗ oder halbjaͤhrig gemein⸗ 
ſchaftlich mit den Steinbruchsbetreibern, und insbeſondere 
mit. Zuziehung der. Aufſeher, den Betrieb der Steinbrüche 
verabreden, die nöthigen Sicherheitsmaaßregeln nehmen, 
und zugleich machzufehen haben, in miefern die „bei der 
nächft. vorhergehenden Bereifung getroffenen — 
zur Ausfuͤhrung gekommen ſind. * 

Dasjenige, was hiernach uͤber den Betrieb die 

noͤthigen Sicherheitsmaaßregeln verabredet und beſtimmt 
worden iſt, ſoll durch den Nevier-Bergbeamten in ein ans 
zulegendes Zechenbuch, melches der GSteinbruchs - Auffeher -. 
in Verwahr bekommt, niedergefchrieben werten, und dei, 
dem Betriebe zum Anhalten .dienen. Ä ; 

+. Art, 6. Don dem. verpflichteten Steinbruchs Alufſe⸗ 
ſeher iſt eine Nachweiſung zu fuͤhren, in welcher die au⸗ 
fahrenden Arbeiter namentlich, und deren Verrichtungen 
taͤglich eingeſchrieben werden muͤſſen. Dieſe Nachweiſung 
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iſt dem, die Steinbrüche von Zeit zu Zeit befucheriden Kö⸗ 
nigl. Beamten vorzulegen, ‚oder auf Verlangen an das vors- 
gefegte Bergamt einzufenden. 

Art. 7. Bergleute oder Steinsruchsarbeiter , on 

Die‘ Steinhauer, welche ſich nicht durch einen Abkehrſchein 
von einem Koͤnigl. Revier Bergbeamten, oder ihrem frits. 
hern Vorgeſetzten legitimiren koͤnnen, dürfen wicht in Ars- 
beit genommen’ werden. Die new angenommenen. Arbeiter: 
find bei der: nächften Anweſenheit des Revier⸗ Vergbeamten 
jedesmal demſelben vorzuſtellen. 

Art: 8.Die Steinbruchsbetreiber und Arbeiter And 

gehalten, auf berggebräuchliche: Weife ſich 14 Tage vorber 
‚die Arbeit aufjufündigen. Einem ohne: vorherige gefegliche 
Aufkuͤndigung abEehrenden Arbeiter muß der Abkehrſchein 
verweigert werden, und nur das Bergamt bat die Befug⸗ 
niß, nach vorheriger polizeiticher Unterfuchung der Sache, 
den. Kontravenienten auf irgend einem Werke wieder zu⸗ 
zulaſſen. 

Art H. Jeder Betreiber eines mit unserirdifchen 
Bauen betriebenen Steinbruchs iſt verbunden, ſolchen durch 
einen angeftellten Markfcheider aufnehmen, und ſowohl 
Situations⸗ ald Grunde und. Profis Riß davon: anfertigen 
zu laffen, wovon ein Eremplar an Drt und. Stelle auf⸗ 
zubewahren, ein anderes bei dem Koͤnigl. Bergamte zu 
deponiren, beide aber, fo wie es das Fortruͤcken des Baues 
erfordert, nach Aufforderung des Revier⸗ Bergbeamten nach⸗ 
zutragen ſind. 

Kann von mehreren nachbatſchaftlichen unterirdiſchen 
Steinbruͤchen die rißliche Darſtellung zuſammen geſchehen, 
fo ſoll dieſes der Koſtenerſparung wegen ſtatt finden, - In 

dieſem Falle geſchieht die Vertheilung der Koſten pro rata 
der Feldesgroͤßen und der Ausdehnung der Baue. | 

Art, 10. Wenn fih in einem Steindruche ein Une 
gluͤcksfall ereignet, wobei ein oder mehrere Arbeiter zu 

Tode oder zu bedentendem Schaden fommen, fo bat der 
Steinbruchsbetreiber, oder der Auffeher der Grube, davon 
zur Stelle den zunächft vorgefeßten Königl. Berg: Beamten 
in Kenntniß zu fegen, welcher die Sache zu unterfuchen, 
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die zur Neitung ober zur Abwendung fernerer Gefahr noͤ⸗ 
thigen Vorkehrungen zu treffen; und uͤber den ganzen Her⸗ 
gang der Sache ein Protokoll ‚aufzunehmen, und domit 
nach legaler Vorſchrift zu verſahren hat . mit 

Art. t 1. Fun, Mabripen haben die Betreiber der 
| Steinbrüche : und ihre ngeſtelllen Aufſeher allen olizeili⸗ 
chen Anordnungen, welche von dem Koͤnigl. Vergamte zu 
Siegen, oder von den, won Ddemſelben beauftragten Koͤnigl. 
Revier⸗Beamten, bei Gelegenheit der periodiſchen Befah⸗ 
rungen oder ſonſt getroffen werden; puͤnktlich Folge zu leiſten. 
cr Art. 12. Alle Zuwiderhandlungen gegen den Inhalt 
dieſer —— geſetzlich konſtatirt, md, der, kom⸗ 
pelenten Behörde zur amtlichen Verfolgung und Beſtra⸗ 
füng uͤberwieſen werden ‚> mie auch noch änsbefondere: die 
Steinbruchsbetreiber bei Ungluͤcksfaͤllen, weiche durch Man⸗ 
gel an der gehörigen: Befolgung der gegenwärtigen Vor⸗ 
ſchrift entſtanden Find, die gerichtliche Ahndung nach: den 
Provinzial⸗ Geſetzen zu gewaͤrtigen haben. u” 

mArt. 13. Gegenwaͤrtiges Poltei Meglement sfr bie 
Steinbruͤche im Bergamts aBezirk Siegen; ſoll durch die 
Amtsblaͤtter der Königin Regierungen zu Koblenz Koͤln, 
Duͤſſeldorf ud: Arnsberg zu Adermanns Wigenſchaft ver⸗ 

kuͤndigt werden. na 
Vorſtehende —— — "für Din Stein⸗ 
bruchsbetrieb im Bergamts⸗Bezirk Siegen iſt, mitteiſt 
Meſeripts vom 31. Januar 1826. wort dem Hohen Kö⸗ 
nigl. Miniſterium des Innern nad — — Inpaite: 

genehmigt worden. in Touren T 

"Bonn, den 13. Senne 126. Kr me 
Rinigt —— ze... für. die ————— 
— nzen. da. Her ” i 
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Pubiitandum ‚der Koͤnigt Regierung zu — 5 die 
—— des verbeſſerten —— Pfluges 
J * ak er betreffehb. — u 

De Herr Dberforfimeifler von & 6 neling zu Reuen⸗ 
Sagen bei Coͤslin in Pommern, hat es ſich angelegen fein 


laſſen, den durch Schwerz verbeſſerten Brabanter Pflug 


auch in Pommern einheimiſch zu machen, und deshalb ei- 
nen gefchichten Schmide und Pflüger auf das dfonomifche 
Lehr/Inſtitut zu Hohenheim in Wirtemberg gefandt, um 
dort die Anfertigung und richtige Handhabung des Pflnges 
fo gründlich zu erlernen, daß fie Unterricht darin geben 
können. Bereits im Monat November 1824. machte uns 
derfelbe damit bekannt, daß nicht alfein dergleichen Pflüge 
auf feinem Gute Neuenhagen vollfommen fertig zu erhal⸗ 


ten feien, fondern daß dafeldft auch der gehörige Unterricht 


in deren Anfertigung und Behandlung ertheilt werde. 
‚Wir ‚haben Veranlaffung- genommen, über die Nuͤtz⸗ 
lichfeit de3, verbefferten Brabanter Pfluges von mehreren 
Seiten. der ‚Erfundigungen einzuziehen, und die hierauf eins 
gegangenen, Berichte fehr unterrichteter Landwirthe beſtaͤti⸗ 
gen auf den Grund vielfacher Erfahrungen einftimmig, daß 
derfelbe ausgezeichnete Dienfte, leiſte. Wir nehmen des⸗ 
halb keinen Anſtand, dieſes Ackerinſtrument dem landwirth⸗ 
ſchaftlichen Publiko zu empfehlen, und haben deshalb die, 
von dem Deren Oberforſtmeiſter von Schmeling unterm 
13. Juli 1824. im Auftrage der Pommerfchen: oͤkonomi⸗ 
ſchen Geſeuſchaft erlaſſene, im 3 3ſten Stuͤck des Coͤsliner 
Amtsblatts pro 1824. abgedruckte Bekanntmachung, fo 


wie einen Extrakt aus ſeinem Schreiben an und vom: 17. 


Nppember ‚824. unten, beigefügt, (Anl. a. und b.) aus 
welchen dag Näbere über, den, Augen, dieſes Pfluges, über 
die Anfertigung deffelben und über die Bedingungen, unter 
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denen der Schmide und Pflüger den nörhigen Unterricht 
in deflen Nachbildung und ——— ertheilen, hervor⸗ 
gehet. 

Zugleich bemerken wir, daß wir jetzt zwei dergleichen 
Pfluge kommen und einen Schmidt, ſo wie einen Pfluͤger nach 
Neuenhagen zur Erlernung abſenden, und demnaͤchſt die 
Pfluͤge an einem gelegenen Orte zur Kenntnißnahme der 
Landwirthe aufſtellen laſſen werden, wovon weitere Nach⸗ 
richt durch das Amtsblatt zu ſeiner Zeit mitgetheilt wer⸗ 
den ſoll. | 

Danzig, den a1. März 1826, _ 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. Erſte Abtheilung. 
| a. | 
Auszug aus dem Auffage des Unterzeichneten, über die 
Vorzüge und die Mittel zur Verbreitung ded, durch Herrn ıc. 


v. Schwerz vervollkommneten Brabanter Pfluges, de 
dato Neuenhagen bei Cöslin, den 13. Juli 1824. ;. 
(Schon abgedruckt im Jahrgange 1824. zten Hefte, S. 777.) 
b. : 
Ertrafte 

Noch ſcheint es mir Pflicht; anzufuͤhren: daß viele, und recht 
gefchicfte Schmiede in Pommern, die aus Eigendänfel den anger 
botenen Unterricht für Überfiäffig hielten, es vorzogen, nad) vor 
Augen habenden Normal» Pflägen, (die fle fi) vor denen, bei 
mir oder bei meinen Freunden Im Gebräuch befindlichen, zu dem 
Behuf erbaten und willig erhielten); ohne Anleitutig welche nach⸗ 
zumachen, daß diefe aber alle mißriethen und unbrauchbar wurden, 
fo geſchickt und ähnlich fie auch den Mufter: Pfläügen nachgebildet 
zu fein fchienen. Es ‚gehört alfo ein ganz eigner Griff und Takt . 
dazu, der ſich miche abfehen, fondern nur durch Unterricht faffet 
fäße, wie alle diefe, und aͤhnliche In den Rheingegenden un 
Frankreich gefchelterteri Verſuche deutlich bewieſen haben; Hleraus 
erglebt ſich aber auch zugleich die Nothwendigkeit, daß jede Ge 
gend, die einen Schmidt darin auslernen läßt, (wozu beiläufig 
nur einige ee Unterricht erforderlich And), Se einen ‚ober 
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ein Paar Normal Pfläge anfhaffen muͤſſe, um danach für immer 
die künftigen Arbeiten des Ausjulernenden, und aller derer, die 
wieder bei ihm auslermen follen, richtig beurtheilen, genau 
vergleihen und jeder,: fonft einfchleichenden Nachlaͤſſigkeit folcher 
Leute vorbeugen zu können; denn der Gegenftand iſt zu wichtig, 


‚um ihn lediglich von dem, auf andre Art ſchwer zu Eontrollis | | 


renden Fleiße und. Geihie einiger Menfchen: abhängig: werden 
zu laffen, indem es ſich darum handelt, zu einer Zeit, we der Ges 
treidebau gar feinen Neinertrag mehr. abwirft, diefen, durd fo 
verminderte KultursKoften und durch erböhete Kultur herbeizu⸗ 
führen, und jeder irrigen Anfiht über jenes Mittel dazu, vors 
zubengen; weshalb ich mid denn auch, durch Erfahrung belehrt, 
entfchlofien ‚Habe, Beitellungen auf Normals Pflüge nur in dem 
Galle zu. befriedigen, wenn der. Beſteller auch einen Schmidt 
und Pflüger bei meinem Meifter auslernen läßt, und rad % 
"umgekehrt. 

Ale Landwirthe biefigen Bezirks, die fich ——— Ppuge 
bei mir beftellen, überzeugten ſich, nach kurzem Gebrauche ders 
ſelben, von den vielſeitigen Vorthellen, die ſie und am auffal⸗ 
lendſten im ſchweren Boden gewaͤhren, ließen ihre Schmiede bei 
dem meinigen auslernen, ſich dann von ihnen lauter ſolche Pfluͤge 
machen, a⸗ jetzt mit keinem andern mehr, und vollendeten 
trotz der, um 7 bis Z verminderten Anzahl von Pfluͤgen, die 
Herbſt Saat und — e weit fruͤher, als ihre Machbaren. 

Schließlich geſtatte ich mir nur noch die Bitte, daß Eine 
Hohe Koͤnigl. Regierung dieſen gehorſamſten Bericht lediglich als 
eine Folge meiner warmen Theilnahme fuͤr das Gemeinwohl, und 
meine Verehrung fuͤr die Beſchuͤtzer deſſelben zu betrachten geruhen 
wolle. _ 

Neuenhagen bei Cöslin, den 17. November 1824. 
Der Oberforfimeifter v. Schmeling. 


Direktion, Mitglied und erfter Sektetalr der Königl. Pommerfche 


dtonomiſchen Geſellſchaft. 


Cuu i t u. 
Pubtifandum des Rönigl. Ober: Pr biums zu Pofen, 


die Niederfegung des Koͤnigl. Konfiftorit und bes Koͤnigl. 
Provinzial⸗Schul⸗Kollegii et | 


Die Allerhoͤchſte Verordnung vom 31. v. M. betref⸗ 
fend eine Abänderung in der bisherigen Organiſation der 
Provinzial⸗Verwaltungs⸗Behoͤrden, bringt mit fich, daß das 
‚zeitherige Provinzial Konfiftorium nnd GSchuls Kollegium, 
zu defien Gefchäftöfreife die evangelifchen geiftlichen Sachen 
und die Angelegenheiten der höheren Unterrichts⸗Anſtalten 
is der Provinz gehörten, ſich in zwei beſondere Abthei⸗ 
lungen aufloͤſe, als: 
1) das Konſiſtorium für die: wanselſchen geiſtlichen Sa⸗ 
hen, und 
| 2) das Provinzial⸗Schul⸗Kollegium für die hoͤheren 
Unterrichts⸗Angelegenheiten, und zwar einſchließlich 
der Verwaltung, die zeither von dem betreffenden Kös 
nigl. Regierungen ausging, des geſammten Bermö- 
gend, fo wie des Kaffens und Rechnungs ⸗Weſens der 
“ Gymnafien und der Schullehrers Seminare in der. 
Provinz, und der mit diefen Inftituten in unmittels 
baren Verbindung flehenden Erziehungs und Unter⸗ 
richts⸗Anſtalten. 
In Gemaͤßheit dieſer Allerhoͤchſten Beſtimmung ſind 
"Heute die befagten Behörden, als: | 
a) das Koͤnigl. Konfiftorium, und 
b) das Königl. Provinzial⸗Schul⸗Kollegium, 
als jede für fich beftehend, förmlich niedergefege worbeit, 
welches ich hiermit öffentlich bekannt mache. 
An diefe reſp. et find demnach von jegt an die 
bes 
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"betreffenden Berichte und PR ihrer Oingeboͤrigkeit 
entſprechend, zu richten. 
Pofen, den 28. Januar 1826, 
Der Pe en bed Großherzogthums * 
Baumann. 


58. 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſtli⸗ 
chen», Unterrichts und Medizinal⸗Angelegenheiten an 
fümmtliche Königl. Regierungen, und abfchriftlich zur 
Kenntnißnahme an ſaͤmmtliche Königl. Konfiftorien, die 
Anftellung der Superintendenten betreffend: 


— — 


Die Anſtellung tuͤchtiger Superintendenten iſt, nach 
den bisherigen Erfahrungen, oͤfters dadurch erſchwert wor⸗ 
den, daß. mehrere Koͤnigl. Regierungen über die Wieder⸗ 
befegung folcher Pfarrämter Königl. Patronats, deren früs 
bere Inhaber das Amt eined Süuperintendenten befleides 
ten, ohne Ruͤckſprache mit dem betreffenden Königl. Konfis 
ftorio, und ohne der Qualififation der Neuanzuftellenden 
zu einem Ephoral-Amte und ihrer Neigung dafjelbe zu 
übernehmen, verfichere zu fein, verfügt: haben. Da es 
nun für die Verwaltung der Kirchen Angelegenheiten von 
fo großer Wichtigkeit ift, den Discefen und Spnodalfreis 
fen Maͤnner vorzufegen, die ſich durch theologiſche Kennts 
niffe, Bekanntſchaft mit den Kirchens Gefegen, Amtser⸗ 
fahrung, Geſchaͤftskunde und Homiletifhe Durchbildung, 
wie durch Neinheit des Charafterd und Tadellofigkeit ded 
Wandeld auszeichnen, gleichwohl aber für die Verwaltung 
eines Ephotal Amtes Feine befondere Befoldung ausgeſetzt 
werden kann; fo ift ed dringend nöthig, bei der Wiederbes 
fegung folcher Pfarrſtellen Königl. Parronats, für welche 
Männer gewonnen werden können, die zu Uebernahme eis 
ner GSuperintendentur geeignet find, diefe Rücklicht vors 
walten zu lafien. Demnach wird die Könige, Regierung 
bierdurch angewieſen: 

Anmalen: Her I. 1826, Sa 5 
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2) wenn Koͤnigl. Patronatäftellen, mie welchen eine 
Superintendentur verbunden ift, zur Erledigung kom⸗ 
men, vor der anderweitigen Mebertragung derfelben 
fi) der Beifiimmung des König. Konfiftoriums dars 
über zu verfihern, daß die dazu Auserſehenen auch 
als Superintendenten in Vorſchlag gebracht werden 
fönnen und follen; | 
2) in den Didcefen, in welchen die Superintendenturen 
mit Pfarrämtern von unbedeutendem Ertrage oder 
auch mit Privarpatronakftellen, bei deren Wiederbes 
fegung der Königl. Negierung feine Einwirkung zus 
fteht, verbunden find, bei der Verleihung gut dotirs 
ter. Predigtämter Könige. Patronats ſich ſchon vor⸗ 
laͤufig zu vergewiſſern, daß. ihren Inhabern, eintres 
tenden Falls, das Ephorals Amt übertragen werden 
könne, und von ihnen werde übernommen werden. 
Derlin, den 10. Januar 1826. 
Miniſterium der Geifllichens, Unterrichtds und Metizinals 
Angelegenheiten. | 
x: | dv. Altenftein. 


59. | F 

Extrakt aus dem Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums der 

Geiſtlichen⸗, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten 

an das Koͤnigl. Dber-Präfidium zu Poſen, die Prüfung 
‚ ber remijh «Farpohifhen Kandidaten des —— 

u Standes, betreffend. er 


Es find für die nächſ folgenden fuͤnf —* zur Auf⸗ 
nahme in die weltgeiſtlichen Seminarien der dortigen Provinz: 
a. in. der lateiniſchen und polniſchen Sprache die Kennt» 
niſſe eines Symmaſtat⸗ — der V. oder 2ten 
Klaſſe: — 

b. in allen uͤhrigen aber nur die, eines ſoichen Scha⸗ 
lers der IV. oder 3ten Klaſſe von oben, vereinigt mie 
nicht ganz fehlender mwiffenfchaftlicher Bildungsfähig= 
keit und fireng fittlichem Betragen ꝛc. erforderlich. - 
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Endlich reicht: 

6 die Majorität des Urtheild der Eraminationg » Roms 
miffion -vollfommen bin, and iſt deffen Einſtimmigkeit 
nicht mehr zur Aufnahme erforderlich. 

+ Em. Hochwohlgeboren aberiafft ich — das 
Weitere ergebenſt. 

Berlin, den 30. December 1825. 
aaa der Geiftlichens, Unterrichts und Vedu inat⸗ 
Anzelegenheiten. 
v. Attenſein 


— — — — — 


60. | 
Vrcular⸗Reſcript des Königl. Minifteriums der Geiſt⸗ 
lichen⸗ Unterrichtss und Medizinals Angelegenheiten an 
fimmeliche Königl. Regierungen (mit Ausfchluß derjenigen 
im Herzogthume Sacfen) die Feuers Sozietätss Vers 
hältniffe der Kirchen betreffend. — 





Nach angelegten Berechnungen haben im Regierungs⸗ 
Bezirk Merſeburg die Beitraͤge der dortigen Kirchen zu der 
allgemeinen Feuer⸗-Sozietaͤt des Herzogthums Sachſen in 
den letzten 37 Jahren zehnmal mehr, als die erhaltenen 
Vergütungen betragen. Died hat Veranlaſſung zu der 
Grage gegeben, ob und auf weiche Weife ein folcher bes ‘ 
beusender Verluſt der Kirchen: Kaffen vielleicht Eünftig am 
beſten zu vermerden fein möchte. Solche ift demnach von 
den Ständen der Provinz Sarhfen in nähere Erwägung 
gejogen, und hierauf nun vorgefchlagen worden, entweder 
einen befondern Feuer: Sozietätd Verein für die Kirchen 
in der Provinz zu bilden, oder aber, was wegen der dort 
obwaltenden. Verhältniffe vorerft für angemeffener erachtet 
worden, den biöherigen Sozietätd: Verband der Kirchen 
einfiweilen noch fortdauern zu laſſen, dagegen aber beſon⸗ 
ders in der Ruͤckſi cht, daß die Kirchen in der Regel der 
heuers Gefahr weniger ausgeſetzt ſind, ihre Beitraͤge ge⸗ 
gen die der übrigen Sozietaͤts-Genoſſen zu vermindern, und 
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als Maaßſtab zu diefer Herabfegung dad Verhaͤltniß der 
in einem gewiffen Zeitraume geleifteten Beiträge gegen die 
erhaltene Vergütung, anzunehmen. 

Es iſt nicht unmwahrfcheinlich, daß die obengedachte 
Erfahrung überall, wo die Kirchen: Gebäude nach den ges 
wöhnlichen Grundfägen gegen Feuersgefahr verfichert find, 
gemacht werde, und daß fonach eine Manfregel, welche 
zur eventuellen Erleichterung der im Falle eines Brandes 
dem Kirchen: Vermögen oder dem Patrone und den Einges 
pfarrten obliegenden Laften fo fehr nothwendig erfcheint, 
auf der andern Seite mit einem bedeutenden Verluſte ver» 
kuuͤpft fein kann, wenn hierbei nicht auf die obwaltenden 
beſondern Verhaͤltniſſe Nückficht genommen wird. _ 

Das Minifterium hat ed daher für angemeſſen ers 
achtet, der Köniz. Regierung von dem Dbigen hiermit 
Kenntniß zu geben. 

Berlin, den 25. Februar 1826. 

Miniſterium der Geiſtlichen-, Unterrichts- und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten. 
Geifttiche Abtheilung. 
Nicolo vius. 


61. | 
Publifandum der Königl. Regierung zu Duffeldorf, bie 
Nichtgeſtattung von Hülfsvereinen der ausländifchen 
Kontinental-Gefellfchafe zur Verbreitung Baer Ä 
Erfenneniffe betreffend. | 





Das Hohe Minifterium der Geiftlichen «. An⸗ 
gelegenheiten, hat durch eine Verordnung vom g9ten v. M. 
zu befehlen geruhet, daß uͤberall, wo ſich Huͤlfsvereine der 
auslaͤndiſchen Kontinental⸗Geſellſchaft zur Verbreitung chriſt⸗ 
licher Erkenntniſſe auf dem Kontinente von Europa in 
unſerem Verwaltungs-Bezirke ohne eingeholte Autoriſation 
des Staats gebildet — dieſelben ſofort aufzuloͤſen, und ih— 
nen alle fernern Verſammlungen und aller auf den Ge⸗ 
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fellſchafts zweck hinzielenden Verkehr mit dem Publifo zu 
unterſagen. 

Indem wir dieſe Hohe Verfügung Hierdurch zur Kennt⸗ 
niß des Publikums und der Kreis⸗ und Lokal⸗Behoͤrden 
bringen, weiſen wir die Letztern zugleich an, auf die Be 
folgung derfelben zu wachen, und auch für die Zukunft 
nicht zu geftatten, daß folche Zweig: Vereine ausländifcher, 
Gefeltfchaften ſich ohne eingeholte höhere Autoriſation kon⸗ 
fiituiren und auf das Publikum wirken. 

Düffeldorf, den 16. Februar 1826. 

Koͤnigl. Degierung. 


62. 

CireularsRefeript der Könige. Minifterien der Geiſtli⸗ 
chen⸗, Unterrihts+ und Medizinals Angelegenheiten, fo 
wie bes Innern, die Revifion ber Orgelbau Aue 

mais betreffend. | 





Die Königl, Kegierung (das Koͤnigl. Konfiſtorium) 
wird in Verfolg der Circular⸗Verfuͤgungen vom 10. De⸗ 


cember 1824. und 10. Oktober 1825. benachrichtigt, daß. 


der mit dem Geſchaͤft der Prüfung der Orgelbau s Anz 
fhläge in muſikaliſcher Hinficht als fortwährender Koms 
miſſarius der Könige. Ober» Baus Deputation beauftragt 
geiwefene Mufif- Direktor und Drganift Haak zu Stettin, 
an 14. November v. J. verftorben if. Die unterzeichnes 
ten Minifterien haben an deffen Stelle den Muſik-Direktor 
und Drganiften Bach an der hieſigen Marienkirche zum 
Nevifor der Drgel:Bau:Anfchläge, welche die Königl. Ober 
Bau⸗Deputation ihm zufertigen wird, binmwieder ernannt, 
und ihn unter denfelben Bedingungen, welche dem xc. Haak 
zugeſtanden worden, als Kommiffarius perpetuus zu des 


ren Prüfung und Begutachtung in rein muſikaliſcher Hin⸗ 


ficht beſtellt, von welcher Anordnung die Königl, Diegies 
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rung (das Koͤnigl. Konſiſtorium) hierdurch zur scan in 
Kenntniß gefegt wird. 
Berlin, den 16. Februar 1826. 
Minifterinm der Geiftlichen:, Untere Minifterium —— | 
richts— und Medizinal⸗ Angele⸗ v. Schuckmann. 
an genheiten. F | 
vd. Ultenftein. 


63. — 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 
und der Polizei, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen 
und an das Polizei⸗Praͤſidium zu Berlin, wegen Eins 
ftellung von Bällen und Luftbarfeiten an den Vor—⸗ 
abenden großer Kirchenfefte, und zum Xheil an 
dieſen ſelbſt. 





Des Koͤnigs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſter 
Kabinets⸗Ordre vom 26ſten v. M. zu beſtimmen geruhet, 
daß es bei Allerhoͤchſtdero Befehlen vom 13. December 1817. 
und von 14. Maͤrz 1818., welche Bälle und aͤhnliche Luſt⸗ 
barkeiten nur an den Vorabenden der großen Kirchen— 
fefte ausſchließen, verbleiben fol, jedoch mit der Ansdehs 
nung für den Charfreitag und den allgemeinen Bußs und 
Bettag, dag nemlich auch an den Abenden diefer beiden 
Feiertage Feine Bälle und fonftige Luſtbarkeiten ähnlicher 
- Art gestattet werden follen. 

Der Königl. Regierung wird diefe in Folge der vor⸗ 
gedachten Kabinets-Ordres ergangene nähere Allerhoͤchſte 
Feſtſetzung zur Nachricht und Achtung hiermit bekannt ge⸗ 
macht. | 
Berlin, dem 4. März 1826. e 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Schuckmann. 


a RÄT © te, ee 
EircutärsRefehipe'des Könige. Mintftertums des Innern 
und der: Polizei,’ an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen 
und an das Polizei» Präfidium in Berlin, dieſelbe 
i Angelegenheit betreffend. RT % 


In Verfolg des Reſeriptes vom 4ten d. M., die 
Beranftaltung Öffentlicher Eufibarfeiten an dem. erften. Seiler, 
tagen der Hohen Kirchenfefte betreffend, wird ber Königl. 
Kegierung Hierdurch zur Nachricht, und Achtung befannt 
gemacht, daß Des Königs Majeftät die Allerhoͤchſte Kabı-- 
net: Ordre vom 26. Februar d. J. unterm aoften. v. M. 
mittelſt anderweitiger Kabinets-Ordre dahin zu modifiziren 
gernbet hat, RE 
daß an’ den Drten,. mo «8 bisher üblich und herges 
hracht geweſen, au den erſten Feiertagen des Weihnachts, 
"Hier nnd’ Pfingſifeſtes Schauſpiel⸗Vorſtellungen, Bälle 
und ähnliche Luftbarkeiten nicht Start finden zu laffen, 
"8 ferner bei’ dieſer Ordnung und Gewohnheit: bleiben, 
- nd’ bie in der Ordre vom 26. Februar für den Chars 

freitrag und den allgemeinen Buß⸗ und Bettag enthals 

ene Beſtimmung dahin ausgedehnt iverden foll, daß 

auch an dem Tage des Feftes zum Andenken an bie 

Berfiorbenen Feine der ertwähnten oder ähnliche Luſtbar⸗ 
keiten Statt finden duͤrffen. — 
Berlin, den 7. April 1826. — - 
Der Miniſter ded Innern und der Polizei. 

u v..Shudmann. 

— ⏑ I 2 LI, 


- 





een ee RR 199% 
Reſcript der: Koͤnigl. Minifterien der Geiſtlichen⸗ Untet⸗ 
ichts⸗ und Medizinals Angelegenheiten, fo wie des In— 
nen, an die Koͤnigl. Regierung zu Koblenz, die Ab- 

(haffung der Heiraths⸗Konſenſe in den vormals 

Naſſauiſchen Landestheiten betreffend. 


Ans dem Verichte der König. Megierung von ı ten 
tat v. J., iſt erſehen worden, daß in den vormals Naſ— 
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fanifchen Landestheilen im dortigen Regierungs⸗Bezirke noch 
die Einrichtung. beſteht, daß zm ‚jeder, zu ſchließenden Hei⸗ 
rath der Conſens des Landraths und resp;;ih den Stans 
Deögebieten des —— Beamten erforderlich 
iſt. 

Da die Ertheilnug diefer Konfenfe, wie die Koͤnigl. 
 Megierung, richtig bemerkt, mit. Ruͤckſicht auf die jegige 


Militatc- Verfaffung nur eine leere Foͤrmlichkeit it, und 


den Intereſſenten unnüge Koſten verurſacht; ſo. wird nach 
dent. „Yntrage der Königl. Regierung ‚und. im Einverſtaͤnd⸗ 
niſſe des Koͤnigl. Fuflize Diniferii die. Aufhebung dieſer 
Konſenſe hiermit genehmigt, und die Koͤnigl. Regierung 
aufgefordert, bem gemäß das Weitere, in der, ‚Sade zu 
| berfũ gen. 

inſichts der rg feit der Ehen. in, Beriehung auf 
dad Alter ıc, muß e8 übrigens bei den dort beftehenden 


allgemeinen gefeglichen Vorſchriften ſein Bewenden behalten. 


Berlin, den 24. Januar 1826. 
Miniſteriuin der Geiſtlichen⸗ Unter⸗ Dinifterium des Innern. 
richts⸗ and Medizinal⸗ dingele⸗ v. —— 
genheiten. en 
de Mtonilh a 


i 
ein At 7 


FE. El .VI. 5 WR 
Deffentliher Unterricht. 
nt?’ . j 66, | — | . 
Circular⸗Reſcript des Könige. Minifteriums der Geiftlie 
chens, Unterrichts: und Medizinals Angelegenheiten an 
—— Koͤnigl. Herren Ober⸗Praͤſidenten, wegen der 
an die Koͤnigl. und Univerſitaͤts-⸗Bibliotheken ab⸗ 
zuliefernden Freiexemplare betreffend. 





Um die durch die Allerhoͤchſte Kabinets Ordre vom 
28. December 1824. über einige naͤhere, die Ceuſur bes 


treffende Beſtimmungen unter No, 5. erneuerte Anordnung. 


— — — —— — Male 


| \ . ‚89 
wonach jedes inländifche Verleger von Druckſchriften ſchul⸗ 
dig ift, ein Exemplar von jedem feiner Verlagsartikel an 
die Hiefige große König. Bibliothek abzullefern, zu einer 
regelmäßigen Ausführung zu. bringen, bat das Miniftes 
= folgende nähere Feſtſetzungen hieruber fuͤr noͤthig er⸗ 
achtet: 

1) Es kann zwar keinem Zweifel unterworfen ſein, daß, 
wenn ein inlaͤndiſcher Schriftſteller Seldft Verleger 
einer von ihm verfaßten Schrift iſt, er ſelbſt auch 
fuͤr richtige Ablieferung des an die hieſige große 
Koͤnigl. Bibliothek abzugebenden Freiexemplars ein⸗ 
ſtehe und dafuͤr Sorge tragen muß. Nicht minder 
aber iſt er hiezu verpflichtet, wenn er ſelbſt auch nicht 

die Druckkoſten des Werks getragen hat, ſondern dieſe 

— von einem Andern beſtritten ſind. Iſt der Selb 
Verleger einer Schrift ein Auswärtiger, fo muß der . 

i inlaͤndiſche Buchdrucker, welcher dieſelbe gedruckt hat, 
fuͤr die richtige Ablieferung des Freiexemplars ſorgen. 

2) Erſcheint ein Werk: in verſchiedenen Ausgaben, z.B. 

auf Druck⸗ und Schreibs oder Velins Papier, ohne 
Kupfer und Karten, und mit denfelben mit ſchwar⸗ 
zen und mit illuminirten Kupfern und Karten, fo 
maß immer ein: Exemplar der beften und vollſtaͤn⸗ 
digften Ausgabe an die Hiefige Könige. Bibliothek uns 
entgeldlich abgeliefert werden; Prachts und Praͤſent⸗ 
Eremplare auf —— und —— Papiere jedoch 

ausgenommen.‘ | 

3) Die Termine ver: Ablieferungen find: vier Wochen 

nach Beendigung jeder Oſter⸗ und jeder Michaelis⸗ 
Meſſe. Alsdann iſt jeder Verleger, oder. wer ſonſt 

für die Ablieferung zu ſorgen hat, verpflichtet, von 
jedem "feiner jedesmaligen neuen Derlagsartifel ein 
Eremplar an die hiefige Koͤnigl. Bibliothek einzufens 
den, und’ die bei derfelben angeftelten Bibliothefare 
- find berechtigt darauf zu dringen. 

4) Sollte ein Verpflichteter einmal diefe Termine inne 
zu ‚halten verhindert fein, fo muß er die Ablieferung. 
der Sreierenplare feiner ſaͤmmtlichen im Laufe des 
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Jahres gedruckten Berlagsartifel fpäteftend am Schlufe 
des. Jahres — falld diefelbe nicht früher. von. dem 
Bibliothefaren verlange fein follte — bewerkftelligen. 
Wenn ein Buchhändler im Laufe des ganzen Jahres 
nichts. verfegt bat, fo muß er dies ebenfalls am 
Jahresſchluſſe der hieſigen Könige. Bibliothek aus⸗ 
druͤcklich und ſchriftlich anzeigen. 

5) Jeder Verleger iſt verbunden, ein Verzeichniß ſeiner 
Verlagsartikel, welche er. der Koͤnigl. Bibliothek übers 
ſendet, derſelben in duplo beizulegen, wovon er das 
eine Exemplar zuruͤckerhaͤlt, um ſich in einem ſtreiti⸗ 
gen Falle damit auszuweiſen, das andere aber bei 
den Akten der Koͤnigl. Bibliothek aufbewahrt wird. 

Das Miniſterium träge Ew. ꝛc. auf, obige Feſtſetzun⸗ 

gen durch die Amtsblaͤtter zur allgemeinen Kenntniß zu 

bringen, und hegt zu ſaͤmmtlichen Verlegern von Druck⸗ 
ſchriften in Preußiſchen Staate das Vertrauen, daß fie 
durch puͤnktliche Befolgung derſelben die hieſige Koͤnigl. 

Bibliothek, als die Central: Bibliothek des Staats, mit 

den Produften der tppograpbifchen Induſtrie deſſelben in 

gehoͤriger Vollſtaͤndigkeit auszuſtatten fich beeifern, und eine 

Ehre darin fegen werden, zu deren Ausbildung zu einem 


. wahrhaft nationalen Inſtitut das. Ihre beitragen zu Fönnen. 


Damit“ aber von Seiten. der, Königl. Bibliothek die 


| Ablieferung gehörig Fontrollirt: werben Eönne, fo veranlaßt 


das Minifterium Ew. ıc. ‚hierdurch, am Schluſſe jedes 


Jahtes ein DVerzeichniß der in dortiger Provinz - gedruckten 
Schriften, mit Einfchluß der.. Wochen, Monats: und allger 


meinen Zeitfehriften, mit. Bemerfung der DBerleger, der 


Koͤnigl. Bibliothek zu Überfenden, welches um fo leichter 
möglich: fein wird,. da alljährlich von jedem Cenfor ein 
Berzeichniß der von ihm cenfirten Schriften dem Ober» 
Präfidvio feiner Provinz eingereicht ‚werden muß. 

Zugleich überläße das Minifterium Em.: ıc., ähnliche 
Beftimmungen auch wegen Ablieferung der an die Univer⸗ 
fität, wohin daß zweite Ereimplar der in dortiger Provinz 
verlegten Druckfchriften abgegeben werden muß, zu treffen, 
und darf von Ihnen nachdruͤckliche Aufrechthaltung der 
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getroffenen Anordnungen und. in vorfommenden Fällen 
fräftige Wahrnehmung das nn ber en zu⸗ 
verſichtlich erwarten. 

Berlin, den 1. Maͤrz 1826. 


— der Geiſtlichen⸗, Unterrichts⸗ und Medijinal⸗ 


Angelegenheiten. 
ZU DR | dv. Ultenftein. 
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Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſtlichen- Un⸗ 


terrichts· und Medizinal⸗Angelegenheiten an die Koͤnigl. 
— zu Minden, das ſchulpflichtige Alter der 
Kinder betreffend. 
Auf den Bericht der Koͤnigl. Regierung vom 3 1flen 
v. M. betreffend das fchufpflichtige Alter der Kinder, wird 
unter den angezeigten Umftänden hierdurch genehmigt: 


ad ı. daß in Städten und gefchloffenen Dörfern, wo die : 


Schule nicht über eine Viertelſtunde von dem fihuls 
pflichtigen Haufe entferne ift, nach dem beftimmten 
Geſetze im Allg. Landr. II. 12. $. 43. vom begins 
-  nenden fechfien Jahre des Kindes auf deſſen Schul⸗ 
beſuch gedrungen, 
ad 2. daß aber in Anſehung der Dorffchaften, welche weis 
ter, als eine Viertelſtunde von der Schule entfernt 
find, das vollendete fechöfte Jahr des Kindes, fos 
wohl in dem Farholifihen, ald in dem evangelifchen 
Theile des Regierungs⸗Bezirks, ald der Anfang des 
ſchulpflichtigen Alters betrachtet werde, 
.» Berlin, den 22. Sebruar- 1826, | 
ber Geiftlihen ⸗ Unterrichtds und Medizinals 
| Ungelegenpeiten 
v. Altenſteis. 


* 


N . ‘ 
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Kefeript des Könige, Minifteriums ber Geiftlichens, Uns 
terrichts⸗ und Medizinals Angelegenheiten an bie. Königl. 
‚- Regierung zu Breslau, die Schulferien betreffend. 

Das Minifterium genehmigt auf den Antrag der 

- Könige. Regierung in dem ‘berichte vom 4ten v. Mes. 
hiemit, daß die von ihr unterm 27. November pr. erlafs 
fene, im Amtsblatt befannt gemachte Verfügung, die Fe 
rien in den evangelifchen Schulen betreffend, auch auf die 
katholiſchen Schulen angewendet. werde, feßt jedoch hiebet 
voraus, daß in den Weihnachts⸗, Oftern: und. Pfingftfes 
rien der Kirchenbefuch, zu welchem die Schuien verpflich 
tet find, nicht ausfalle. | 

‚ Berlin, den 26. November 1825. Er 
Minifterium der Geiftlichens, Unterrichtds und Medizinal«‘ 


Angelegenheiten. 
Unterricht3 + Ybtheilung. —J | 
| dv. Kampp. 
69. a 1 3 


Publikandum ber Koͤnigl. Regierung zu Oppeln, bie 
? ſelbe Angelegenheit, betreffend. | 





Nachdem nunmehro das Koͤnigl. Hohe Minifterium 
der. Geiftlichen:, Unterrichtds und Medizinal-Angelegenhei« 
tem: unterm 26 November v. J. feftzufegen: geruhet bat, 
daß in allen Elementar» Schulen auf dem Sande und in 
den Stadtfchulen beider Konfefionen, der Eathofifchen fos 
wohl als auch der evangelifchen, die Schulferien nicht: 
mehr willkuͤhrlich, fondern uͤberall nach gefeglichen Vor⸗ 
fchriften fiatt finden follen, auch die Beflimmungen des 
Schul: Neglementd vom 18. Mai 1801., nach welchem 
die Schulen nur in der Erndte auf.4 Wochen gefchloffen 
fein follen, bei der veränderten Ackerkultur wicht mehr 


r 
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ausreichen, fo wird hiermit in Anſehung diefer Schul⸗Fe⸗ 
rien folgendes feftgefegt: a8 Se: iR. 
Sie ſollen flatt finden: | | 

1. die Weihnachtöwoche hindurch, vom Tage vor dem 
Sefte angerechnet, bis zum Tage nach. dem Neujahr, 
fo daß die Schule den 23. Decembder,. und: wenn Dies 
fer auf einen Sonntag fällt, den 22ſten gefchloflen, 
und den 2. Januar, und wenn diefer ein Gonntag 
ift, den 3. Januar wieder eröffnet wird. 

2. Die Dfterwoche vom grünen Donnerſtage an. bis 
zum Mittwoch nach dem Fefte, an welchem. Tage die 
‚Schule wieder anfängt. F 

3. In der Pfingſtwoche, den Tag vor und den Dien⸗ 
ſtag und Mittwoch nach dem Feſte. 

4. Einen Tag nach der jaͤhrlichen Schul⸗Pruͤfung. 

s. Den erfien Tag jedes Jahrmarkts in den Städten; 
in den Landſchulen finder Fein folcher Feiertag flatt. 

- 6. Zur Zeit der Erndte auf dem Lande und in den 
Ackerbau treibenden Städten, drei Wochen. 

7. In größern Städten, deren Bürger feinen Ackerbau 
treibenden, find flatt der Erndte-Ferien 8 Tage Hundes 
tags⸗Ferien zu geben, wozu die ftädtifche Schul⸗De⸗ 
putation unter Zujiehung des Rektors die Zeit zu 
befiimmen hat. | Ä 

Daß die allgemeinen Schulfreien Nachmittage am 
Mittwoch und Sonnabend auch ferner befiehen, vers 
ftebt fih von feldft. 

Bei tiefen Beflimmungen der Dauer für die obs 
gedachten Ferien, wird jedoch noch befonders fei.gefegt: 
a. Daß während diefer Schulfreien Zeit, und nament⸗ 

fih in der warmen Jahreszeit, die kleinen Repa⸗ 
raturen an den Schulhäufern, als das Ausweißen, 
das Ausbeſſern oder das Neufegen der Defen, 
das Auediehlen des Bodens, das Repariren der 

Fenſter, ſowohl in dem Schul=Lofale ald auch im 

der Wohnung des Lehrers vorgenommen werden fol. 
b, Daß überall, wo der Lehrer nicht durch firirten 
Gehalt, fondern durch Schulgeld beſoldet wird, 
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ihm dieſes umunterbrochen und sent auch in 
. den erien zu zahlen ift, Ä 

Uebrigens bleibt es in Anfehung der Schulen | 
in Kleinen Uckerftädten und auf dem Lande bei dem , 
bereitd gegebenen Beſtimmungen, daß diejenigen 
erwachfenen Kinder, die in den Sommermonate 
zur Beihülfe bei der Feld- und Gartenarbeit uns 
‚entbehrlich find, doch täglich wenigſtens zwei Stun⸗ 
den, nämlich des Morgend von s bis 7, oder 
von 6 bis 8 Uhr, alle übrigen Kinder- aber ununs 
terbrochen die Schule befuchen. 

Auch wird vorausgefegt, daß die zum Kirchen 
befuche ohnehin verpflichtete Schuljugend an den 
hohen Fefttagen, Weihnachten, Dftern und Pfing- 
ſten  denfelben nicht verabfäumen. 

Oppeln, den 2. Februar 1826. 

Koͤnigl. Preuß. Regierung. Erſte Abtheilung. 


Ä 20, 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſterums der Geiſtli⸗ 
chen⸗, Unterrichts: und Medizinal⸗-Angelegenheiten an 
—- König. Regierungen, die Einfendung von 
——— uͤber den Schulbeſuch der en 
Kinder betreffend. 


Li —ñ 


Der Koͤnigl. Regierung wird unter Bezugnahme auf 
die Verfuͤgung vom 15. Mai 1824., die Einrichtung des 
jüdifhen Schulweſens betreffend, hiedurch aufgegeben, vom 
Jahre 1826. ab alljährlich Verzeichniſſe über den Schuls 
befuch der jüdifchen Kinder ihred Bezirks von den Behörs 
den einzufordern, felbige in eine General-Nachweiſung zus 
fammenftellen zu laffen, und diefe dann jedesmal mit dem 
Schluſſe des Monats März hieher einzureichen. 

Berlin, den 10. Januar 1826. 

Minifterium der Geiftlichens, Unterrichts: und Medizinals 
Angelegenheiten. 

dv. Altenſtein. 


r — 
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71. * 


Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Breslau, dies | 


felbe Angelegenheit. betreffend. 


Don dem Könige, Minifterium der, Geififichene, Uns 


terrichts⸗ ꝛc. Angelegenheiten, ift mittelſt Reſcripts vom 


ıoten v. M. vom 3. Januar 1826. ab die Führung von 


Berzeichniffen uͤber den Schuldefuch der juͤdiſchen Kinder, 
welche alljährlich mit dem Schluffe ded Monats, Februar 
an ung eingereicht werden müflen, angeordnet worden. Den 
Magifträten der Orte unferd Negierungd, Bezirks, in wel⸗ 
chen jüdifche Familien leben, mwird dem gemäß hierdurch 
aufgegeben, diefe Verzeichniffe dergeftalt anzufertigen, daß 
aus folchen unter vier Colonnen erfehen werden kaͤnn: 

: 9) wie viel jüdifche fehulpflichtige Kinder vorhanden, 


b) wie viel davon die Schule ihred Glaubens befuchen, 
c) wie viel durch eigene Schullehrer ihres Glaubens 


unterrichtet werden, - 
d) wie viel die chriftlihen Orts: Schulen befuchen. 

In einer fünften Colonne ift endlich die Schul: Des 
sutation zu Abgabe ihres Gutachtens - über den richtig 
inne gehaltenen- Schulbefuch der Kinder, und etwanigen 
fonftigen Bemerkungen zu veranlafen, | | 

Der Eingang diefer Tabelle wird, wie oben bemerkt, 
alljaͤhrlich Ende Februar pünktlich gewärtigt, und ift daher 
mit der Anfertigung für das laufende Jahr fogleich vors 
zufchreiten. | | 

Hreslau, den 6. Februar 1826. 

7 Königl, Preuß. Regierung. 


u wo ‚72. | 
Circular⸗Reſcript des Königl. Juſtiz⸗Miniſteriums an 


fämmtliche Königl. Yuftige Behörden, bie Mierheis  - 


fungen über junge Verbrecher betreffend. 
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Es kommt in einzelnen Provinzen immer haͤufiger der 


Fall vor, daß bedeutende Verbrechen von Perſonen veruͤbt 


05. | Ä — 
werden, die noch im fruͤhen jugendlichen Alter ſtehen. Dieſe 
traurige Erſcheinung macht Maaßregeln nothwendig, theils 
um den Quellen ſolcher Verbrechen auf die Spur zu kom⸗ 
men, und dieſe zu verſtopfen, theild um Veranſtaltungen 
zur Beſſerung der früh DBerirrten zu treffen. 

Das Koͤnigl. Minifterium der Geiftlichens, Unterrichtss 
und Medizinals Angelegenheiten hat deshalb, um fich zus 
naͤchſt über den Umfang und die Befchaffenheit des Webels 
genauere Kenntniß zu verfchaffen, fämmtlihe Regierungen 
zur Einfendung fpezieller Nachweifungen über die in ihren 
Bezirken ermittelten jungen Verbrecher angemwiefen *). Mit 

Bezugnahme auf diefe Anordnung wird dem Königl. Kam⸗ 
mergericht ꝛc. aufgegeben, bei jeder gegen einen Unmuͤn⸗ 
digen eingeleiteten Kriminalunterfuchung, der betreffetiden 
- Degierung ‚fofort Nachricht von den Perſonal-Verhaͤltniſ—⸗ 
fen des AUngefchuldigten, der gegen ihn. vorhandenen Anz 
ſchuldigung und den Lehrern, bei welchen er Unterricht ges 
noffen hat, nach Abfaffung des erften Erfenntniffes aber 
Abfchrift deſſelben mitzutheilen, oder durch die betreffens 
den Gerichte mittheilen zu laſſen, und letztere hiermach ans 
zumeifen, auch Darauf, daß diefer Vorſchrift nachgekommen 
werde, mit Nachdruck zu halten. 

"Berlin, den 6. März 1826. 

Der Zuflijs Minifter. I 
Sraf v. Danckelman. 


VII, 
Communat Weſen. Pa 


73. | 
Ertraft aus dem Referipte des Königl, Minifteriums 
des Innern an bie Königl. Regierung zu Cöslin, die 
Wahlfähigfeie eines Parrimonial-Richters zum Stade 

verordneten >» Borfteher betreffend. 


Ueber die zur Entſcheidung kommende Frage ob ein 
Pas 


©) Conf. Sahrg. 1825. Ates Heft, S. 1038. 
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Patrimonial⸗ Richter als Staatödiener zu betrachten „daher 
aber zur Verwaltung der Stelle des Stadtverordneten⸗ 
Vorſtehers fähig fei oder nicht? Hat das Minifterium des 
Innern fich, zuvoͤrderſt mit dem Könige. Juſtiz⸗Miniſterium 
vernommen, deſſen Erklärung vom 6ten hu]. ‚bier in Ab⸗ 
ſchrift (Ant. a.) beigefuͤgt iſt. re; 

Berlin, den 20. Mätz 1826; a ae 

Minifterium ded Innern. Erfte Abtheilung. 
Koͤhler. 

Ew. Efcellehz wunſchen auf Veranlaſſung des mir gefalligſt 
mitgetheilten Berichts: der Regierung EN vom 2 — | 
d. J. meine Erklärung darüber, ; 

„ob ein Verwalter von ae zu Bei $. 16. 
„der Städte, Ordnung benannten Staats: Beamten gehöre.“ 

Meines Erachtens kann ein Patrimonial⸗ Richter; in feiner 
Beziehung als wirklicher Dtaatsdiener, und zwar weder als ein 
unmittelbarer, noch als ein mittelbarer angeſehen werden. Ein 
Patrimonial/⸗Richter verwaltet nur die: Privats Gerichtsbarkeit. 
des Sutsbefigers, und wird von demſelben angenommen und bes 
ftallet, und genleßt weder die Ehren / noch die pekunlaͤren Vorzüge 
der Staatsdiener ,: wofuͤr, wenn er als ein folcher angefehen wers 


den könnte, auch der Gutsherr, wenn dieſer zur eigenen Ausuͤbunug 


der Patrimonial Gerichtsbarkeit gefeßlich qualifizitt Ift, mindeftens 
mie eben dem Rechte angeſehen werden müßte, welches doch eben 
fo wenig bisher behauptet üft, noch behauptet werden kann, Wenn 
gleich durch neuere geſetzliche Beftimmungen. den Patrimonial. Ger 
richtshaltern. m“ einzelnen“ Berhältniffen, z. DB. im Anfehung. des 
benieficii competentiae: bei Exekutionen, und’ in Anfehung des 
fori die Gerechtſame der eigentlichen. Staassbiener  specialiter 
beigelegt worden find,’ fo; ſteht diefes doch jenem Grundfage -fo 
wenig entgegen, daß es denfelben vielmehr beftätigt, indem es 
diefer befonderen Bellegung nicht erft bedurft hätte, mern die Ju⸗ 
fitiarien oder Patrimonial⸗Gerichtshalter als ſolche ſchon zu dem 
Staatsdienern gehörten, ‚über diefes auch jene ihnen namentlich 
beigelegten Rechte nur zur — — — — 
rar Gel, 1826 - 


“ 
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mithin ohne Beziehung auf ein Staatsamt, anf ſie erſtreckt wor⸗ 
den ‚find. Rn rent, F 

Berlin, den 6. Maͤrz 1826. Are | Im. 

— Graf v. Danckelman. 

des Kn I. Geheimen Staats⸗Miniſters — 

und Prinifiers des Innern, Herrn Se 

v. Shufmann . 

Ecrcellenz. 


— 


| ’ 74» | 
Reſcript des Königl. Minifteriums bes Innern an den 
Magiſtrat zu Berlin; die Ertheilung des freien Bürger 
rechts an ehemalige MilitairsPerfonen : auch bei. 
| Wohnortsveränderungen betreffend. - 

— Anter den. verfchiebenen Meinungen, welche der Ma: 
giſtrat in Seinem Berichte vom 23ſten v. M. mir vorge⸗ 
"tragen bat, ift unftreitig die erfiere die richtige, nach. wels 
her diejenigen, welche nach. dee: Allerhoͤchſten Kabinets⸗ 
Ordre vom 20. Maͤrz 1816. Anfpruch auf freies. Buͤr⸗ 
gerrecht haben, ſolches nicht nur in der erſten Stadt, in 
welcher fie ſich niederlaſſen, ſondern bei etwaniger Veraͤn⸗ 
derung auch in ihrem nachherigen Wohnorte erhalten muͤſ⸗ 
ſen. Denn da der Geſetzgeber unbedingt vorgeſchrieben 
hat, ·daß dergleichen Perſonen das Buͤrgerrecht in der 
Stadt, in welcher ſie wohnen, und ihr Gewerbe treiben 
wollen, frei zu ertheilen ſei, ohne zu beſtimmen, daß dieſe 
Begünftigung bei einer Wohnungs-Veraͤnderung aufhören. 
foNe; ſo ergiebt fi von felbft,; daß jede, Stadt, welche 
“eine folche Perfon zum Wohnorte wählt, zu Ertheilung. 
des freien Buͤrgerrechts verpflichtet fei. - Bei der Klarheit 
der: Beſtimmung in ſich hat’ der Geſetzgeber unſtreitig alle 
Weitere Beiſaͤtze und Klaueeln um fo mehr für Aberfläffig. 
gehalten, als er:vorausgefegt hat, daß ‚ohnehin die Com: 
munen die Dankbarkeit. des Staats gegen feine Verthei— 
diger theilen, und im Zweifeld- Falle eher zu viel als zu 
wenig gewähren. würden; befonderd da das Objekt, wel⸗ 


} 


\ 
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ches durch eine reſtriktive Deutung des Geſetzes erlangt 
werden koͤnnte, von der aͤußerſten Geringfuͤgigkeit iſt; wie 
denn wahrſcheinlich der vorliegende Fall ſeit Erlaſſung der 
Allerhoͤchſten Kabinets⸗Ordre der erſie fein duͤrfte, in wel⸗ 


. Gem ein ehemaliger Soldat, der ſchon anderwärts dad 


freie Bürgerrecht erlangt hatte, nach Verlaffung des ers 
fien Wohnortd auch hier darauf Anſpruch macht. 

Hiernach hat alfo der Magifirät im vorliegenden Falle 
ſowohl, ald in den etwa in der Zukunft vorkommenden 
Faͤllen zu verfahren. —* | 

Berlin, den. 7. Januar 1826. 

Der Minifter des Junern. 
— v. Schuckmann. 


75. DR 
Referips des Minifteriums des Innern an ben Magi- 
firat zu N. N., die Heranziehung der Staatsdiener zu 

ſtaͤdtiſchen Kommunalbeiträgen betreffend. 





- Die nach der. Anlage der Vorſtellung des Magiftrats 
zu N. N., som sten d. M. unterm 25. Juli v. J. von 
Seiten der Koͤnigl. Regierung zu Marienwerder ergangene 
Eutſcheidung, wegen Nichtanziehung der Staatsdiener in 
N.N. zu den dortigen Rädtifchen  Communal = Beiträgen, | 
iſt ganz gefegmäßig, und es muß daher bei derfelben fein 
Bewenden behalten. Auch ift weder ein Grund der Ge 
rechtigfeit noch der Billigfeit vorhanden, das Ein kom—⸗ 
men der Beamten zu beſteuern, während dad Einfoms 
men der anderen Einwohner ſteuerfrei bleibe, indem die 
Beamten, wenn fie ein ftewerpflichtiges Objekt, 5. B. Grund; 
Eigenthum befigen, ohnehin zu der Communal⸗Steuer, 
gleich den uͤbrigen Einwohnern davon beitragen muͤſſen. 

Berlin, den 18. Januar 1826. = 

Miniſterium des Innern, Erſte Abtheilung. 
Koͤhler. 
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Reſcript des Könige. Minifteriums bes Innern an ben 
Konigl. Ober» Präfidenten, Herrn v. Schön, Excellenz 
zu Königsberg in Pr., die Servis: Beitragspflichtigfeit 
der Staatsdiener betreffend. | 
Em. Excellenz überfende ich anfiegend einen Bericht 
der Negierung zu Gumbinnen, betreffend ‚die Beiträge der 
dortigen Staatädiener zu dem Communal-Laften, und ftelle 
Ahnen in Gemäßheit der Dber: Präfidtals Infektion Die 

Entfcheidung darauf ergebenft anheim. | | 
Da jedoch die Negierung darauf anträgt, daß bie 
Staatsdiener von den Beiträgen zu dem Gervis freige- 
ſprochen werden möchten: fo bemerfe ich, daß bei dem 
Gefege vom 11. Juli 1822. $. 4. die Abficht zum Grunde 
liegt, daß die Staatädiener zu den auf die, Gemeinden 
vertheilten Staats⸗Laſten auch über das $. 3; feſtge⸗ 
fegte Marimum hinaus beitragen follen, daher denn gegen 
deren Beiziehung zw diefer Laſt innerhalb des Marimi 
um fo weniger ein Bedenken obmwalten kann, als die Staats» 
diener von der vom jeher gewöhnlich geweſenen Beitrags⸗ 
pflichtigkeit zum Servis durch kein Geſetz freigeſprochen 
worden find. Died habe ich der Regierung in der Vers 
fügung vom 2. September 1823. *), welche ich abſchrift⸗ 
- ich beifüge, zu erfennen gegeben. BE | 
| Derſelbe Grundfag ift übrigens in mehreren hier zur 
- Sprache gekommenen Fällen immier aufrecht erhalten worden. 
"3. Berlin, den 8. Februar:ı826. — ——— 
Der. Minifter des Innern. | 
v. Schuckmaun. 


2n 
) Jahrg 1823. 8tes Heft, "©. 636. 


a 


u Kr 346 





101 


77. | 
Circular⸗Reſcript der Könige. Minifterien der Geiſtli⸗ 
hen», Unterrichtss und Medizinals Angelegenheiten, fo 
wie des Innern, an die Königl. Regierungen zu Cölln, 
Düffeldorf, Arnsberg und Coblenz, die Befreiung der 
Pfarreis Grundftüce von den Bezirfss und Gemeinde 

laften durch ZulagesCentimen auf die Grundfteuer 
betreffend. 


— — 


Durch die Koͤnigl. Regierung zu Coblenz iſt zur 
Sprache gekommen, daß bei Aufbringung von Bezirks⸗ 
and Gemeinde⸗Laſten durch Zulage Centimen auf die Grund—⸗ 
ſteuer die Pfarrei-Grundſtuͤcke zu diefen Laſten mit heran⸗ 
gezogen, und dieſe Beiſchlaͤge nachher zur Ruͤckverguͤtung 
aus Staats-Kaſſen liquidirt werden. Es iſt daher ents 
ſchieden worden, daß Grundſtuͤcke, welche zu einer Abgabe 
nicht verpflichtet find, zu derſelben auch nicht herangezo⸗ 
gen, und daher der Kürze wegen, von der Deberolle abge 
fegt werden follen, oder, wenn diefe Abfegung befonderer 
Gründe wegen nicht ſtatt finden kann, der von denfelben 
in debite erhobene Beifchlag von derjenigen Kaffe oder 
Fonds rücfvergütige werden fol, welcher die Beifchläge 
berechnet worden find, da felbfiredend die Staats-Kaſſe 
nichts rückvergüten kann, mas ihr nicht zugefloffen if. 
Alle bis dahin unrichtigerweife aus der Staats-Kaſſe ge⸗ 
leiftete. Nückvergütungen, welche hiernach andern Kaffen 
und Fonds zur Laft gehen, müffen von diefen. eingezogen 
und der Staat3»Kaffe erfiattet werden. Der Koͤnigl. Re⸗ 
sierung wird hierdurch aufgegeben,. in den etwa vorges 
fommenen Fällen dies fogleich einzuleiten und für die Aus⸗ 
führung zu forgen, für die Zukunft aber eine ri Des 
ſchwerung der Staatd-Kaffen zu verhüten. I 


Der Königl. —————— iſt von die⸗ 
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fer Sefimmung Kenntniß gegeben worden, um die Be⸗ 
folgung derfelben zu Eontroflirem. z 
Berlin, den 26. Januar 1826. - 


Miniſterium der Geiftlichens, Unters Miniſterium des Innern. 


terrichts⸗ und Medizinal An dv. Shudmann. . 
gelegenheiten. j 
v. Altenſtein. — 


78. 
Keferipe des Könige. Minifterlumg des Innern an die 
Koͤnigl. Regierung zu Bromberg, das Verfahren ruͤck⸗ 
ſichtlich der Forderungen, welche in den Jahren 4827 
in ben Provinzen, Kreifen und Kommunen entſtan⸗ 
den find, betreffend. 





uUeber die Frage, ob auch die Forderungen, welche in 
den Fahren 1809. ıgıo. 1811, in den Provinzen, Kreis 
fen und Communen entfianden find, vor die Negierungen 
gehören? ift, wie der Königl. Kegierung auf den Bericht 
vom 2often v. M. ermwiedert wird, bereits mit dem Königl. 
Juſtiz-Miniſterio Eoncertire, und dapin eine Dereinbarung 
getroffen worden, 
daß dies nicht der Fall ift, fondern hier das forum 

der "gewöhnlichen Gerichte eintritt, 
wie Diefelbe aus dem abfchriftlich beigefuͤgten Schreiben 
der Minifterien der Juſtiz und des Innern an die Daupts 
verwaltung der Staatsfchulden vom 10. Januar 1823. 
(Anl. a.) erfehen möge. 

‚Berlin, den 16. März 1826. | 

Minifterium des Innern. al Abtheilung. 

| Köhler. 


Einer Köntgl. Hochlbbliche Haupt Verwaltung der Staats⸗ 
Schulden erwledern wir auf das an den Herrn Staats-Kanzler 
gerichtete, und nach defien Ableben an uns abgegebene Schreiben 
vom 20. November v. J., das Kriegsſchuldenweſen der Neumark 


, Ber 103, 
betreffend, daß wir, dem darin geäußerten Sentiment nicht. beitres 
ten tönnen, da das Geſetz die aus den jahren 1808. bis 1811. her⸗ 
ruͤhrenden SKriegsfchulden» Sachen von dem gewöhnlichen: foro 
nicht eximirt hat, überdies auch nicht zu,ermarten ift, daß die durch 
die Kabinets » Ordre vom 27. Dftober 1920. angeordnete Immediat⸗ 
Kommiſſion auf andere. Nefultate bei Entfcheidung dergleichen Sa⸗ 
hen kommen werde, als ſich bisher bei den Gerichtshöfen ergeben 
haben. - | * 

“Berlin, den 10. Januar 1823. I 
Minifterium des Juſtiz. Miniſterium des Innern. 
v. Kircheiſen. v. Shudmann. 
Eine amt, Hochloͤbliche Haupt: Verwaltung 


er Staatsfchulden 
\ hierſelbſt. 





79. | 
Reſcript der Könige. Minifterien des Innern und ber 
Finanzen, an die Königl. Regierung zu Pofen, bie 
Aufhebung der Zysf- Abgabe in den Städten des” 
Großherzogthums Pofen betreffend. 





Bei der von der Königl. Regierung in dem anders 
mweiten Bericht vom 10. Oktober v. J. dargeftellten Lage 
der Sache, mag der Stadt N. N. überlaffen werden, die 
bis ultimo December 1820. daſelbſt Üblich geweſene Zysk⸗ 
Abgabe ferner einzuziehen, indem jetzt erſt erſt ein ſpeziel⸗ 
ler Rechtstitel, auf welchem ſie beruht, als erwieſen an⸗ 
zunehmen iſt. Es verſteht ſich aber von ſelbſt, daß aus 
demſelben Grunde bei der Einziehung nicht ſo, wie bei der 
Einziehung von Steuern die adminiſtrative Erefution ats 
zuwenden ift, fondern. bei etwaniger Weigerung beiden Theis 
fen überlaffen werden muß, fich wegen der Vergangenheit 
und Zufunft im rechtlichen Wege auseinander zu fegen ; 
wie denn. auch durch das Nefcript vom 28. December 1820. 
zwar der Zysk, als allgemeine Abgabe, für unzulaͤßig er 
klaͤrt, keinesweges aber den, einzelnen Städten verwehrt 
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worden, dasjenige, was fle aus ſpeziellem Rechtstitel von 
Einzelnen zu fordern haben, im Rechtswege von ihnen 
einzuffagen. — 
Berlin, den 9. Januar 1826. | 
"Minifterium des Innern. Minifterium der Finanzen. 
9, Shudmann. v. More. 





| 80. | | 

Reſolutisn des Koͤnigl. Minifteriums des Innern an 

die Brauerſchaft zu N.N. im Großherzogehum Pofen, 
diefelbe Angelegenheit betreffend. 





Der Brauerfhaft zu N. N. wird auf die Befchwers 
defchrift vom 26ſten v. M., bei Nückferrdung der Anlagen 
zum DBefcheide ertheilt, daß die Minifterien des Innern 
und der Finanzen durch das Mefcript vom 28. December 
1820. die Zysk⸗-Abgabe auf die Weigerung der Brauer, 
fie . ferner zu entrichten, im Allgemeinen in fo weit für 
abgefchafft erflärt haben, als fie eine allgemeine in den 
dortigen Städten beftehende, mit den neuen Steuergefegen 
ynvelträgliche indirefte Steuer iff, und daß daher 
dieſelbe überall, wo fie dies ift, auch fernerhin aufgehoben 
bleibt. | | 
Durch jenes Nefeript haben aber die einzelnen Stadt: 
Kommunen eben fo wenig gehindert werden follen und 
Fönnen, dasjenige, was fie aus Vertrag oder anderem fpe- 
ziellen Rechts-Titel von Einzelnen zu fordern haben, von 
ihnen zu fordern, als die Einzelnen, ihrer fpeziellen Ber: 
pflichtung nachzufommen. ne 
Liegt nun der Brauerfhafe in N. N., wie fih ans 
ben gepflogenen Verhandlungen ergeben hat, in Folge förms 
lichen mit der Commune abgefchloffenen Vertrags die Ver 
pflichtung od, einen gemwiffen Zins für das Ihr uͤberlaſſe— 
ne Braurecht an die Communals Kaffe zu zahlen, fo ift 
es lediglich Ihre Schuld, wenn Diefelbe dasjenige, was 
pon den Minifterien wegen der indirekten Abgabe verord— 


* 
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net worden iſt, auf dieſen vertragsmaͤßigen Zins bezogen, 
ja nicht. einmal den von. den Minifterien wegen des Aufs 
hörend der indirekten Abgabe gefegten Termin anerkannt, 
vielmehr im Wege des Proceffed noch eine frühere Auf⸗ 
hebung des Zinſes verlangt hat. | 
| Das unterzeichnete Minifteriun, welches. die privat, 
rechtlichen Befugniffe der Communen aufzuheben nicht aus 
toriſirt iſt, fiehe fich daher. auch außer Stande, die Sup⸗ 
plifanten gegen die Folgen der Nichterfüllung Ihrer vers 
tragsmäßigen Verbindlichkeiten zu fchügen, und muß hs 
nen, wenn Gie Sich mit dem Magiftrat durch Vergleich 
zu verftändigen nicht vermögen, lediglich. überlaffen, die 
Sache im Rechtswege zur Entfeheidung zu bringen. 
Berlin, den 18. April 1826. | | 
Minifterium des Innern. Erfte Abtheilung. 
| | Köhler. 


81. 
gaſerixe des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an die 
Koͤnigl. Regierung zu N. N., die Abnahme der Ges 

meinde⸗ ———— in den Doͤrfern betreffend. 


Der in dem — vom roten d. M. aufgeſtellten 
Anſicht der Koͤnigl. Regierung, nach welcher Sie fuͤr noͤ⸗ 
thig haͤlt, die Gemeinde⸗Rechnungen auch in der kleinſten 
Dorfgemeinde, und ſelbſt bei deren Einverſtaͤndniſſe mit 
dem Rechnungsfuͤhrer, vom Landrath vor verſammelter 
Gemeinde perſoͤnlich abhoͤren zu laſſen, kann ich nicht bei⸗ 
ſtimmen. Zuvörderſt muß ich bemerken, daß dieſe perſoͤn- 
liche Abhoͤrung, wenn ſie zu rechter Zeit, folglich bald 
nach dem Jahres-Schluſſe erfolgen ſoll, dem Landrath, 
beſonders in den groͤßeren Kreiſen, eine geraume Zeit hin⸗ 
durch faſt ausſchließlich beſchaͤftigen, ihn zu Reiſen von 
einem Dorfe des Kreiſes in das andere noͤthigen, und ihn 
ſomit von faſt allen anderen Geſchaͤften waͤhrend dieſer 
Zeit abhalten wuͤrde. Jeden Falls waͤre zu beſorgen, daß 
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entiveber die € Bandrätße, um. biefen Nachtheil pr vermeis 

den, die Abhörung durch den Sreißs Sefretair beforgen, 
laffen, oder, um. den Zeitaufwand zu vermindern, hoͤchſt 
oberflächlich verfahren, oder das Gefchäft auf dag ganze 
Fahr vertheilen, und dann in mehreren Gemeinden die 
Rechnungen erft zu. der Zeit abnehmen würden, mo die 
neue Rechnung ſchon wieder zu legen wäre. Den Ges 
meinden felbft würde eine unnüge Befchwerde gemacht, 
wenn fie ‚felbft wegen einer, folchen Rechnung, gegen wel⸗ 
ehe fie feine. Erinnerung gezogen, fich perfönlich auf. ‘Des 
fehl des Landraths verfammeln müßten. - . 

Wenn aber auch diefe Schwierigkeit der Ausführung 
nicht entgegen träte, fo fcheint doch ‚die unbedingte Aus⸗ 
führung der Vorſchrift der Rönigl, EM nicht eins 
mal nuͤtzlich. | 
| Wenn die Nechnang über die Verwaltung einer Dorfs 
Eommunals Kaffe, deren einzelne PDofitionen in Einnahme 
und Ausgabe jedem Gemeinde Mitgliede hinreichend bes 
kannt find, Öffentlich ausgelegt und zur Kenntniß der Eins 
faffen gebracht, von diefen aber, ungeachtet ihres nächften 
Intereſſe bei ordentlicher Verwaltung, und. ihrer nächften 
Kenntniß von der Lage der Sache, nichts erinnert worden 
iſt; fo kann deren öffentliche Abhoͤrung dem Landrathe und 
der Gemeinde nur Säftig, vielleicht aber der Sache feldft und -, 
- der Einigkeit durch Aufregung von Differenzen fehädlich fein, 
| Die Königl. Regierung möge alfo die getroffene Vers 
fuͤgung dahin befchränfen, daß die Landräthe nur dann, 
wenn Erinnerungen, welche der Nechnungsführer nicht 
ſchon als richtig anerfannt hat, gemacht werden, die Rech⸗ 
nungen perfönlich und unter Unterfuchung der Lofafr Ver: 
haͤltniſſe abhören, in den anderen Faͤllen aber fich bei Bes 
fuchung der Gemeinden, zu welcher ihr Beruf ihnen ob» 
nehin Gelegenheit giebt, über die Zwerfmäßigkeit oder Uns 
zwecfmäßigfeit der Communal: Verwaltung Ueberzeugung 
verſchaffen moͤgen. 

Verlin, den 28. Januar 1826. 

Der DMinifter ded Innern. Ä 
v. Shufmanı. 
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82. . , er 
Reſcript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern arm bie 
Königl. Regierung zu N. .N. im Großherzogtum Pos 
fen, die dortige Niederlaffung ber früher in den Altern 
Provinzen des Staats einheimifch gemwefenen Juden 
| betreffend, Bi 
Der Könige. Regierung wird in Beſcheidung auf den 
Bericht vom 2aften v. M., | | 
betreffend die Zulaſſung der früher.in dem älteren Pros 
vinzen ded Staats einheimifch geweſenen Juden, und 
namentlich des aus Glogau gebürtigen N. N. dort. 
feldft, | " 
nachftehendes eröffnet. — —V 
Was zuvoͤrderſt den bis jetzt von Ihr befolgten 
Grundſatz betrifft, I | | 
allen zur Zeit der Reoccupation vorgefundenen Juden 
die Niederlaſſung in dortiger Provinz zu geſtatten, 
fo hätte die Koͤnigi. Regierung Sich ſchon aus dem wei⸗ 
terhin von Ihr in Bezug genommenen Erlaß an das Koͤ⸗ 
nigl. Ober⸗Praͤſidium vom 18. April 1820. uͤberzeugen 
koͤnnen, daß unter (zur Zeit der Wiederbeſitznahme) im 
Lande vorgefundenen Juden, nur ſolche verſtanden 
- werden koͤnnen, welche mit dem Rechte des Wohnfiges 
verfehen waren, keinesweges aber bloß temporair im Lande 
anmwefende, welche ihr Domicil auswärts hatten. 
Das feitherige Verfahren der Königl. Regierung, wels 
ches Diefelde als Negel gelten laffen zu muͤſſen glaubt, 
entfpricht alſo der Abficht das Miniferii nicht. Wenn 
auch die Egtfcheidung der Frage: ’ 
ob ein beſtimmtes Individuum zue Zeit der Reoccupa⸗ 
tion dort, oder anderwaͤrts ſein eigentliches Domicil 
gehabt? | RE 
in manchen Faͤllen zweifelhaft und ſchwer zu ermitteln 
fein möchte, fo kann mindeftiend darüber in. feinem Falle 
ein begründeter Zweifel obwalten, daß allein durch den — 
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wenn gleich während einer Reihe von Fahren. fortgefegten 
— Aufenthalt ald Handlungs sLehrling oder Handlungs⸗ 
Commis das Recht des Wohnſitzes nicht erworben wird. 
Princip kann in Angelegenheiten dieſer Art nur das 
Verfahren ſein, welches dem Allerhoͤchſten Willen entſpricht. 
Wohin dieſer gerichtet iſt, hat die Koͤnigl. Regierung durch 
das Reſcript vom 17. Mai 1820. erfahren. | 
Die Beftimmung, daß denjenigen Juden, welche erſt 
nach der Neoccupation, aber ſchon vor Erlaffung des 
eben gedachten, das Weberziehen der Juden nach Pros 
vinzen, wo eine abweichende Juden Berfaffung ſtatt fins 
der, unterfagenden, Reſcripts in die Provinz Pofen herz 
übergezogen, die Beibehaltung ihres neuen Wohnfiges 
geftattet fein foll, 
ändert in der Sache feldft nichts, ‚Denn weil von fer- 
nerer Geflattung des Wohnfitzes die Rede ift, fo kann 
unter dem Ausdrucke „Herüberziehen“ auch nur die Nies 
derlaffung mit den Nechten ded Wohnfiges und nicht der 
bloß temporaire Aufenthalt gemeint fein. 
Der Königl. Regierung Antrag: | 
die Beibehaltung Ihres bisherigen Grundſatze⸗ als Re⸗ 
gel, mit der durch das Reſcript vom 18. April 1820. 
beſtimmten Ausnahme, zu genehmigen, und Ihre dies- 
fälligen Verfügungen an den bafigen Magiſtrat aufrecht 
zu erhalten, 
ift nach Obigem unzuläßig. 
Berlin, den 11. Januar 1826. 
Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
Koͤhler. 


83. 


GircularsRefeript der Könige. Minifterien des Innern 

und der Finanzen an die Koͤnigl. Regierungen zu Koͤnigs⸗ 

berg, Gumbinnen, Marienwerder, Poſen und Bromberg, 
die Erhebung des Judengeleites betreffend. 


Die unterm 16. November 1823. gegebene Vorfchrift, 
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wegen Erhebung des Judengeleites, wird dahin erweitert, 
daß jeder, aus dem Königreiche Polen nach Preußen oder 
dem Großherzogthume Pofen, fei ed unmittelbar über die 
Landesgrenze diefer Provinzen, oder nach vorheriger Bes 
rührung anderer Provinzen ded Staats, kommende Jude 
gehalten ift, fich bei der erften Polizeis Behörde zu melden, 
und den Geleitäfchein zw Löfen. 

Berlin, den ı1. Januar 1826. 
Minifterium des Innern. Minifterium der — 
v. Schuckmann. v. Motz. 


84. 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des aa an bie 
Königl. Regierung zu Muͤnſter, die Verheirathung frems 
der Juden mit einheimifchen Juͤdinnen, und deren 
Niederlaffung betreffend. 


Der Königl. Regierung wird in Befcheidung auf ben 
Bericht vom 25ſten v. Mid. eröffnet, daß fremden Ju⸗ 
den, welche ſich ‚mit. einheimifchen Juͤdinnen verheirarhet 
haben, die Niederlaffung im Preuß. Staate um diefer 
Verheirathung willen nicht zu verflatten iſt; indem viel- 
mehr das Verbot-der Aufnahme in einländifche Provinzen 
auch auf dergleichen Juden volle Anwendung findet. Nach 
diefer Vorſchrift ift in. der Regel zu verfahren. 

Derlin, den 3. Februar. 1826. 
Miniterium des — Erſte Abtheilung. 
- „Köhler 
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Im Allgemeinen. 


85. 
| Reſcipt des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an die 
Koͤnigl. Regierung zu N. N., die Dienſtleiſtungen der 
Gendarmerie in Yufträgen anderer Behörden ber 
treffend. 


Die Angabe der Könige. Kegierung in Ihrem Be⸗ 
richte vom 28ſten v. M., daß die Land» Gendarmen nicht 
bloß von Ihr und den Landräthen, fondern auch von. an⸗ 
deren Behörden Aufträge enhielten, Sie daher in Ge⸗ 
mäßheit der neueren Beftimmungen wegen der Diäten die 
fer Leute nicht kontrolliren koͤnne, wieviel biefelben im 
Laufe eined Monats überhaupt an Diäten verdient hätten, 
giebt dem - unterzeichneten Minifterio DBeranlaffung, die 
Koͤnigl. Regierung in Beziehung hierauf zur näheren‘ Ans 
zeige aufzufordern, von welchen anderen Behörden die 
Gendarmen in Ihrem Departement Aufträge zu Dienſt⸗ 
leiſtungen erhalten? | 
| Denn wenn die König, Regierung bier von Aufträs 
gen fpricht, weiche von Ihr und den Landrärhen Hin⸗ 
ſichts der Diäten nicht zu Eontroffiren wären, fo kann 
Sie hierunter nur folche verſtehen, welche der Gendar- 

merie unmittelbar von anderen Behörden ertheilt werden. 
| Die Verordnung vom 30. December 1820. beſtimmt 
num aber $. 18. am Schluffe, daß alle andere, als die 
der Gendarmerie unmittelbar vorgefegten Civil- Behörden, 
wenn fie der Unterftägung der Gendarmerie bedürfen, ihre 

Neguifitionen an die Dienft- Behörden richten. muͤſſen. 

Es ſcheint daher, daß hierunter bisher in dem dor⸗ 
tigen Departement ein mißverſtaͤndliches Verfahren ſtatt 


. 
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— hat ‚ da- bie aan der Gendarmerie zu 
Dienftleiftungen außerhalb ihrer gewoͤhnlichen Dienfts Be: 
zirfe 2c. überall iur: von der König. Megierung oder von 
den Kreis sPolizeis Behörden ausgehen Fann. 
Sollte ed bisher in dem Bezirke der. Königl. Regie⸗ 
rung nicht fo gehalten fein, :fo hat Sie fofort die nöthige 
Remedur eintreten zu laſſen, „ieden Falls aber baldigſt zu 
— 

Berlin, den 20. Januar 1826. 

zii des — — Abtheitung. 

— Koͤbler. 


ie 9 u BE 86. ro 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern 
an fämmtliche Königl. Regierungen, die Piquidationen 
‚und Vergütigungen ber für die Gendarmerie gelie⸗ 
ferten Sourage betreffend. | 





| Um bei den Gendarmerie» Fourage- Lieferungen der. 
‚Dres: Behörden und der Entreprenenrd die Befriedigung 
der Intereſſenten noch mehr zu befchleunigen, und zugleich 
der General: Staats: Kaffe bei Berechnung der zu zahlens 
‚den Bergütungen eine, mit der beim Miniſterio ded In⸗ 
nern fortzufuͤhrenden Aufficht über, die kuͤnftig abzuſchlie⸗ 
ßenden DVerdings + Verhandlungen verträgliche Erleichterung 
zu verſchaffen, iſt beſchloſſen worden, daß vom 1. Januar 
d. J. ab, die Quartal-Liquidationen ˖ uͤber die Gendarme⸗ 
rie-Fourage-Verguͤtungen der Orts-Behoͤrden und der 
Entrepreneurd nicht mehr an das unterzeichnete Miniftes 
rium zur Anweiſung eingereicht, fondern vielmehr die Nie- 
gierungs=- HauptsKaflen durch die vorgefegten Königl. Ne: 
gierungen autorifirt werden follen, die in der bisherigen 
Sorm zur Liquidation zu dringenden Quartals Beträge, 
unter Zurückhaltung der Haupt> und Spezial: Liquidatios 
nen, Marktpreis: Befcheinigungen, genehmigten Kontrafte 
und anderen einzelnen Belägen, in derfelben Art, wie die 
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Denfionen und Wartegelder, gegen fimple Quittungen von 
der General: Staatö:Kafle zu erheben. ar 
Eben fo tft, Behufs der Mebereinfiimmung und der 
Gleichfoͤrmigkeit des Gendarmerie /Rechnungsweſens, fuͤr 
die Lieferungen aus Militair, Magazinen, welche nach er 
folgtem Jahres⸗Schluſſe von den Intendanturen der vers 
fehiedenen Armee= Corps bei. den. Königl. Regierungen li⸗ 
quidirt, und mit den Marftpreis-Attefien verfeher werben, 
der Geld⸗Betrag von den Negierungs-DauptiRaffen. an die. 
General» Militair- Kaffe durch Einfendung ihrer, auf die 
Generals Staatd-Kafle auszufiellenden, Quittungen direkt 
zu überweifen, fo daß die geleifieten Zahlungen bei den 
Negierungsd » Haupt » Kaffen in Einnahme und Ausgabe 
durchlaufen, denfelben aber die einzelnen Liguidationen und 
DBefcheinigungen zum. Rechnungs-Belage verbleiben, -- 
Hiernach wird alfo, von dem vorbemerkten Termine 
an, die fpezielle Rechnungslegung über die mehrgedachten 
Sourage- Vergütungen an die Negierungs- Haupt: Kaffen 
übergehen, und die Könige. Regierung wird zugleich in 
Hinfiht auf die durch Entreprife zu bewirfenden Lieferuns 
gen wiederholentlih darauf aufmerffam gemacht, dag in 
‚der Regel der Zeitpunkt gleich nach beendigter Erndte als 
der geeignetefte zur Einleitung der Licitations-VBerhandinns 
‚gen erfcheint, nach deren Abfchlug, in fofern nicht in eins 
zelnen Faͤllen eine befondere Beſchleunigung erforderfich 
oder gewuͤnſcht werden follte, die gemachten Anerbietungen 
tabellarifch zufammen zu faffen, und fpäteftens big zum 
1. November eines jeden Jahres zur Ertheilung der nach— 
zufuchenden Minifterial: Genehmigung einzureichen find, 
Berlin, den zı. März; 1826. — 
| Der Minifter des Innern. | 
v. Shufmann 
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Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 

Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu N. N., die Spor⸗ 

teln der Orts⸗Behoͤrden von öffentlichen” Schau 
ausftellungen betreffend. 


— — 


Der Magiſtrat zu N. N. hat fih, unter Beziehung 
anf die eingereichten und. bier, mitfolgenden Akten deffels 
ben, daruͤber befchwert, daß die Königl. Regierung ihm 
einen mäßigen Sportul: Unfag von for. 6pf., welche er 
von der N. N. wegen der. Schauausftelung. eines Rob⸗ 
ben verlangt, nicht hat paſſiren laſſen wollen.’ 

So lange überhaupt den Magifträten, dem. bisheri⸗ 
gen Gebrauche gemäß, Sportuln zu erheben, erlaubt iſt, 
fcheinen fih allerdings Fälle diefer Art zur Sportulpflichs 
tigfeit zu eignen, da bier ein Privat s Intereſſe in. Srage 
kommt, und. Perfonen, die.dergleichen öffentliche Ausftels 
lungen machen, ungeachtet. des gelöften Gewerbefcheing, 
ſich bei der Drt3d: Polizei melden müffen, welche darauf. 
zu fehen bat, daß die HERRN den polizeilichen Grund⸗ 
fügen gemäß. erfolgt. 

Die Königl. Regierung mag baher die Beſchwerde 
des gedachten Magiſtrats erledigen, und in dieſem Falle 
demfelben feine Akten zurückgeben, oder aber unter Wies 
dereinfendung derfelben Bericht erftatten. 

Berlin, den«22. Januar 1826. | 
Dinifierium des Innern und der: Polizel. 
| Köhler 


— 
Drdnungs: Polizei. 
88. 
Reſcript des Königl. Minifteriums des Innern an bie 


Königl. Regierung zu Merfeburg, die Cenſur der flatis 
ftifchen Werfe und Landkarten betreffend. 


Die in der Bekanntmachung vom 16. Januar 1816, 
Unnalen. Heft l, 1086. 
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Geſetz⸗ Sammlung No, 328.): enthaltene Borfihrift, nach 
welcher alle in den Koͤnigl. Preußiſchen Staaten heraus⸗ 
kommenden ſtatiſtiſchen Werke N dem nos. 
len, iſt, wie der Königl. Kegierung durch das. Ober, Prä- 
ſidium auf den Grund einer gemeinfchaftlich mit dem Koͤ⸗ 
nigl. Kriegs⸗Miniſterio an dafelde unterm 12. Mär; 1824. 
ergangenen Verfügung ohnfehibar bemerklich gemacht wor- 
den J ein‘ wird, durch die ſpaͤter erfolgten Beſtimmungen 
des EenfürsGefeßed vom 18. Oktober 1819., und eben fo 
wenig dürch die wegen der Cenfur der militairifchen Schrif⸗ 
ten ergangene Atterhöchfte KRabinets: Drdre vom 26. No: 
vember 1823. aufgehoben oder eingeſchraͤnkt worden. 
Die Koͤnigl. Regierung Hat daher in, deſſen Verfolg, 
wenn Ihr zuvoͤrderſt die Original⸗-Zeichnung vonder nad) 
Ihrem Berichte vom gten v. M. von dem Pieutenant N. 
N. beranszugebenden Karte von dem Regierungd + Bezirk 
Merfeburg wird eingereicht worden ſein, an die vorer⸗ 
wähnte: Behörde Bericht zu erflatten, und weitete Be⸗ 
ſcheidung zu gemwärtigen. | 
Berlin, den 24. Sebruar 1826. 
Minifterium des Innern. Erfie Abtheilung. 
—— Koͤhler. 


8. Biss 

i Reſcript des Koͤnigl. Mineriums des Sarnen und ber 

Polizei an die Königl. Regierung zu ‚Minden, die An: 
legung von Leihbibliotheken betreffend. | 


— — 


Die in dem Betichte der Koͤnigl. Regierung vom 
2ten d. M. wegen der Errichtung von Leihbibliotheken 
aufgeſtellten Anfragen und Zweifel in Bezug auf die dar⸗ 
in beruͤhrten Gegenſtaͤnde, finden. ihre Erledigung in der 
Beſtimmung des Geſetzes uͤber die polizeilichen Verhaͤlt⸗ 
niſſe der Gewerbe ꝛc. vom 7. September 1811. F. 127., 
indem hiernach die Ertheilung der Erlaubniß zur Anlage 
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einer Leihbibliothek von der  fötstelfen Genehmigung der 
Regierung abhängt, über deren polizeiliche Verſagungs⸗ 
gründe Sie dem Nachfuchetiden Feine Rechenſchaft ſchul⸗ 
dig if. Es liegt indefen in den befondern Verhaͤltniſſen 
des Gegenſtandes, daf dabei nicht allein auf die perſoͤnli⸗ 
che Quatififation des Nachfuchenden, fondern auch‘ auf die’ 
übrigen Umſtaͤnde Ruͤckſicht zu nehmen if, wohin vornem⸗ 
lich auch eine für ſchaͤdlich zu haftende Vermehrung der 
vorhandenen Leihbibliotheken und müßiger Leferei durch dies 
felben gehört: wie denn auch die fo nöthige Aufficht auf 
diefelben,- durch unnüge Vermehrung derfelben erfchwert 
wird, und die Konkurrenz die Verfuchung der Unterneh: 
mer mehrt, fich durch, unfietliche Der | zu ver⸗ | 
ſchaffen. | a 

Berlin, den 17. Februar 1826: 
Der Minifter- ded Innern und der Pelle 
* ge v. Schuckmann. 


| | Br a Se — 
Extrakt aus dem Reſcripte des Koͤnigl. Miniſteriums 
des Innern und der Polizei an die Koͤnigl. Regierung 
zu Konigeberg in Pr., die Miethung des Geſindes 
begreffenb. 


Was nun die Recurs⸗Veſchwerde des N. N. betrifft, 
ſo kann der Miethsvertrag, den deſſen Ehefrau mit der 
Dienſtmagd N. N. abgeſchloſſen, ſchon deshalb nicht für. 
guͤltig geachtet werden, weil letztere, wie der Rekurrent 
in der Vorſtellung vom 10. Januar d. J. ſelbſt zugeſteht, 
noch minorenn iſt (F. 6. der Geſinde-Ordnungh. Es 
muß alſo, in ſo weit der Antrag deſſelben dahin gerich⸗ 
tet iſt, die N. N: zum Antritt des Dienſtes bei ihm ans 
zubalten, das Reſolut der Königl. Negierung vom =. Des 
cember / v. J., welches dieſen Antrag ald unſtatthaft zu⸗ 
ruckweiſet, hiermit beſtaͤtigt werden. 

Was jedoch die gegen, denfelben 2 dem beſagten 
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Reſolute — Strafe vom ı ihr. — ‚bs kann 
das Miniſterium nur bei den Worten des Geſetzes F. 9. 
Bis 11. der Geſinde ⸗Ordnung ſtehen bleiben; darnach 

iſt nur dann die F. 11. gedachte Strafe anzuwenden, 
wenn der Geſindedienſt bereits angetreten worden. Wer 
aber ohne ſchriftlichen Nachweis der Entlaſſang des Ges 
ſindes aus einem fruͤheren Dienſte einen Mieths⸗Kontrakt 

abſchließt, iſt blos deshalb mit Feiner Strafe zu bele⸗ 
gen, ſondern hat nur den Nachtheil zu tragen, der ihm 
dann aus der etwanigen Nichterfuͤllung des geſchloſſenen 

Miethsvertrages erwaͤchſt. 

Etwanige andere miniſterielle Eutſcheidungen koͤnnen 
dem vorgedachten Geſetze nicht entgegen Regen. 

Berlin, den 10. Februar 1826. 
Miniſterium kai RR und der ae 
Könige. 


91. 
Reſcript der Konigl. Miniſterien des Innern und der 
Polizei, ſo wie der Finanzen, an bie Koͤnigl. Regierung 
zu ·Breslau, den Gebrauch der geſtempelten Dienſt⸗ 

Entlaſſungsſcheine betreffend. | 


Auf den Bericht vom sten v. M. wird der Königl. 
Regierung eröffnee, daß auch für Dienftboten,: die nur 
ihre Herrſchaft und nicht ihren Aufenhaltsort wechfeln, der 
allgemein befichenden gefeglichen Worfchrift gemäß, geſtem⸗ 
pelte Dienft= Entlaffungsfcheine ausgeftellt, und der neuen 
Herefchaft bei Vermeidung der gefeglichen Strafe vorge⸗ 
zeigt- werden muͤſſen. 

» - Auf Kinder unter vierzehn Jahren, welche gegen 
Uebernahme Hänslicher, ihren Kräften angemeffener Arbei⸗ 
ten im. ein Hausweſen aufgenommen worden, findet, Da bei 
ihnen ein eigentlichet Diehfiverhältnif, wie dad ded Ges 
findes, nicht anzunehmen ift, die DVerpflihtung zur Löfung 
‚ von Dienſt ⸗Entlaſſungsſcheinen, keine Anwendung, zumal 


— 
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die- Aufnahme. folcher Kinder in der Kegel bauptfächlich- nur . 
die Erleichterung ihrer Angehörigen. oder des eigenen Unter⸗ 
halts foicher jungen Leute zum Zweck zu haben pflegt. 
Berlin, den 20, März; 1826. - | 
Miniſterium des Innern. eg der Finanzen. 
v. Schurfmann. Moog. 


92. 

Refeript des Könige. Minifteriums des Innern an bie - 

Königl. Regierung zu Düffeldorf, die Anſchließung ber 
Kähne und Nachen auf den Strömen und Gewaͤſſern 

‚in 1 ben Grenz⸗ Bezirken betreffend. 


Bei den Berathungen im Koͤnigl. Staatsache uͤber 


die Steuergeſetze vom 26. Mai 1818. iſt ed nicht noͤthig bes 
funden. worden, den Iegtern, zum Schuß gegen den Schleich⸗ 
handel, ausdruͤckliche Beſtimmungen wegen des Anlegens 
der Kaͤhne und Nachen auf den Strömen und Gewäflen 
in den Gränz- Bezicken hinzuzufügen, weil man ed für 
unbedenklich gehalten hat, daß die. in diefer Hinficht er» 
forderlichen Anordnungen von der PoligeisBehörde, vers 
möge der von ihr auszuübenden Polizeis Gewalt, getroffen 
werden fönnten. | 
Diefe zu erlaſſen, haben auch die’Negierungen früs 
berhin feinen Anftand genoinmen. Für den Steuerzweck 
ift ed übrigens hinreichend, wenn die Eigenthümer ange 
halten werden, ihre Kähne und Nachen auf dergleichen 
. Gewäffern, nicht nur während der Zeit, wo der Transport 
in dem Grenz Bezirk: nach $. 8. der Zoll. Drönung vers 
boten ift, fondern auch zu jeder andern Zeit, während . 
bed Nichtgebranches, an einen felten Gegenſtand — 
ſicher anzuſchließen, dag kein Dritter ohne ihre Mitwir⸗ 
kung ſich der Fahrzeuge mißbraͤuchlich bedienen kann. Eine 
ſolche Verfuͤgung iſt aus dem Rechte der Poligei-Obrige 
keit, die natuͤrliche Freiheit zur Verhuͤtung von Vergehun⸗ 
gen oder Mißbraͤuchen zu beſchraͤnken, auch ohne weiters 
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geſetzlichen Grund als die in den Steuergeſetzen dazu ge⸗ 
gebene dringende Veranlaſſung herzuleiten, und die Koͤ— 
nigl. Regierung hat hiernach, in Folge Ihres Berichts 
vom zten v. M. das Erforderliche zu veranlaſſen. 
Berlin, den 24. Februar 1826. 

Miniſterium des Innern. 

“ v. Schuckmann. 


93. 


Extrakt aus dem Publifando der Koͤnigl. Regierung zu 
Duͤſſeldorf, dieſelbe Angelegenheit betreffend. 


— 


Diejenigen, welche diefer Verordnung (conf.Nr. 92.) 
entgegen handeln, haben eine Geldfirafe von 2 — 5 Rthlr. 
für jeden Kontraventionsfall verwirkt. 2 

Die. Polizei Behörden werden angemwiefen, auf die 
- Beobachtung diefer Vorfchrift zu wachen, und die Kontra⸗ 
venienten zur Beftrafung zu ziehen. 

Düffeldorf, den 18. März 1826. 

u Könige. Regierung. 


Ä 94. — 
Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien der Geiſtlichen, Unter: 
richte und Medizinal⸗Angelegenheiten, fo wie des In⸗ 


nern und ber Polizei an bie Königl. Regierung zu 


Düffeldorf, die Verhinderung und Aufhebung der 
Konfubinate betreffend. 





Der Königh Regierung wird auf Ihren Bericht vom 
28 . Auguſt v. J., die Verhinderung und Aufhebung wil— | 
der Ehen betreffend, zuvoͤrderſt bemerklich gemacht, daf, 

wie in der abfchriftlich beikonimenden Verfügung an die 
Koͤnigl. Regierung zu Pofen vom 1. Dktober 1822. na— 
ber ausgefuͤhrt iſt, nicht jedes Konkubinat überhaupt für 
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ein zum öffentlichen Aerherniſſe gereichendes geachtet wer⸗ 
den kann, ſondern nur dasjenige zwiſchen Perſonen, deren 
etwaniger Verheirathung ein bekanntes geſetzliches Hinder⸗ 
niß entgegen ſteht, und daß deshalb nur in Fällen de 
legtern Art ein Einfchreiten der Polizeis Behörde ſtatt fins 
det, in allen übrigen aber diefelbe von dergleichen Verhaͤlt⸗ 
niffen überall feine Notiz zu nehmen, und vielmehr nur 
den Geiftlichen und Volkslehrern die Verhütung und Ab; 
ſtellung derfelben auf dem Wege ber Lehre und Ermahnung 
zu überlaffen hat. 

Um aber die Königl. Hegierung zu den angemeffenen - 
‚Verfügungen in den, vorftehend bezeichneten Grenzen für 
den ganzen Umfang ihres Verwaltungs» Bezirkd zu ers 
mächtigen, bedarf e® Feiner befondern ‚neuen Verfügung, 
da fich Ihre Befugniß hierzu ſchon aus den allgemeinen 
Grundfägen der polizeilichen Aufficht überall rechtfertigt. 

Berlin, den 22. Januar 1826, 

Miniſterium der Geiftlichenz, Unter: Minifterium des Innern 
“ richte und Medizinal⸗Ange⸗ = und 
legenheiten. | der Polizei, 
v. Altenfein. v. Shudmann. 


95 * 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an den Koͤnigl. Ober⸗Praͤſidenten und wirkli⸗ 
‚chen Geheimen Rath, Herrn von Binde, Excellenz, 
zu Muͤnſter, das Wegfangen der ee. be: 
treffend. 


i 
— —— — 


— Ew. — uͤberſende ich auf Dero, das Beofäie 
gen der Nachtigallen und anderer. Singvoͤgel betreffenden 
- Bericht vom 14ten d. M. anliegend Abfchrift der an dem 
Könige. Ober : Präfidenten von Pommern Heren Sack uns 
term 28. Mai *), und an die Negierungen zu Minden 
und zu Aachen unterm 29. Auguſt v. J. (Anl. a, and. b.) 


» Jahrg. 1825. 2te8 Heft, ©. 329. 
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erlaſſenen Reſcripte mit dem Erſuchen, nach der Hierin 
geäußerten Anficht gleichfalls zu verfahren. 
‚Berlin, den 24. Januar 1826. . 
Der re des Innern und der Poltzei. 
—v. Schuckmann. 
a. 
Die Kornigl. Reglerung erhält anliegend in Abſchrift die an 
den Koͤnigl. Ober⸗Praͤſidenten Herrn Sad zu Stettin, unterm 
23. Mat, d. J. deffen Antrag wegen Schonung der Singevoͤgel 
betreffend, erlaffene Verfügung, mit der Anwelfung, Sich die dar⸗ 
In ausgefprodhenen Grundfäge zur Richtſchnur dienen zu laſſen. 
Wenn übrigens in fine diefer Verfügung. einer Wiederhos 
fung des Verbots wegen des Wegfangens der Nactigallen gedacht. 
iftz fo beziehe ſich dies auf alte, in den diesfeitigen Provinzen bes 
fiehende Geſetze, und es wird daher von der Königl, Regierung 
zu erwägen feln, ob in Ihrem Departement ein an früheres _ 
Geſetz vorhanden fet. 
Berlin, den 29, Auguft A | 
Der Minifter des Innern und der Poli, 
| e v. Shudfmann. - 
die Könlol. Regierung zu Minden. 
b. 
. Der Königl. Regierung wird anliegend in Abfchrift die an 
den Königl. Ober = Präfidenten Herrn Sar in Stettin unterm 
25. Mat d. J., auf deffen Antrag wegen Schonung der Singes 
vögel erlaffene Verfügung mit dem Bemerken zugefertigt, daß das 
an FDiefelbe unterm 18. April d. J. ergangene Refeript hiernaqh 
modifielrt wird, 
Dem zufolge kann über die bisherigen Geſetze, namentlich 
über die Beſtimmungen der Jagd⸗Ordnung vom 18. Auguſt 1814 
nicht hinausgegangen werden. 
Betlin, den 29. Auguſt 1825. 
Der Prinifte des Innern und der Polizel. 
v. Schuckmann. 


de Snig Megierung zu Aachen. 
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Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an die 

Königl. Regierung zu Bromberg, die Strarbeftimmung. 
für unterlaffene Juden» rs betreffend. 





Da, wie der Koͤnigl. Regierung uf den Bericht vom 
28. November pr, zu erfennen gegeben wird, das Verbot 
der Unterlaffung von Anzeigen der in juͤdiſchen Familien 
ſich ereignenden Geburts⸗, Heiraths⸗, Scheidungs- und 
Sterbe⸗Faͤlle bereits beſteht; fo iſt die Koͤnizl. Regierung 
durch den $. 11. der Dienſt⸗-Inſtruktion vom 23. Okto⸗ 
ber 1817. zu der fehlenden Strafbeſtimmung innerhalb 
der eben dafelbft angegebenen Grenzen amachüit, und es 
bleibt Ihr ſelbige daher uͤberlaſſen. 

Berlin, den 1. Januar 1826. 

‚Miaikeim des Innern. Erſte Abtheilung. 





Koͤ er. 
Pr 
E. und Fremden⸗ Poli 
‚97. | 


Circular⸗ Reſeript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 

und der Polizei, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen 

und an das Polizei⸗Praͤſidium zu Berlin, den Sebrauch 
der Paß⸗ Formulare betreffend. 





Der Koͤnigl. — wird auf Ihre Anfrage in 
. dem Berichte vom 30. December v. J. über die Anwen 
dung der noch vorhandenen älteren „ Paß⸗ Sormulare bier- 
mit eröffnet: daß es, was das Formular No, 3. zu Päfs 
fen nach dem Anslande betrifft, allerdings nicht. ange⸗ 
meſſen erfcheint, fiatt derfelben die Formulare 1. 2. und 


4. durch ——— x. zu benutzen „weil die auslaͤndi⸗ 


x 


\ 
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schen Behörden, von den wegen Aenderung ‚der Formulare 
getroffenen Verfügungen nicht vollftändig unterrichtet, mög: 
licher Weife ans den Abänderungen des Paß- Formulars 
den Inhabern einer Faͤlſchung verdächtig halten könnten. 
Dagegen ift es jedoch feinem Bedenfen unterworfen, Daß 
die Formulare ı. 2. und 4. noch fernerhin, bis jur gänzs 
lichen Aufräumung der Formulars Beflände, zu allen Paͤſ⸗ 
fen für Reifen im Lande verwendet, und durch Streichen 
oder Zufägen mit der Feder die etwa nöthigen Abändes 
rungen im Formular gemacht werden Fünnen. 

Die Königl. Regierung har daher zu- den Päffen 
nach dem Auslande nur das Formular No. ’z. zu be 
nugen, zu den Päflen innerhalb Landes aber überall zu⸗ 
nächft die alten Paß-Formulare No. 1. 2. und 4., von 
denen fich noch bedentende Beſtaͤnde ſowohl im Daupts 
Stempel: Magazin ald bei den einzelnen Debitöftellen bes 
finden, Behufs der fucceffiven Aufraͤumung derfelben, zu 
verwenden, und zu dieſem Zwecke durch Streichen und 

Zufägen mit der Geder brauchbar zu machen. 

Uebrigens wird Seitens des Königl. Finanz Miniftes 
rii das Haupt: Stempel Magazin angemwiefen werden, die 
bei den Debitsſtellen ausgegangenen Beftände von No. 3. 
durch neue Formulare zu ergänzen. oo. 

Berlin, den 24. Februar 1826. 
Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Schuckmann. 


die Smigt. Negierung zu Aachen. er 

Abſchrift vorſtehender Verfügung den fänmtlichen 

übrigen Königl. Regierungen und dem Königl. Polizeis 

Praͤſidium in Berlin zur Nachricht und zum gleihmäßis 

gen Verfahren. a. 

Berlin, den 24. Februar 1336. | 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 

FR A 9 Schuckmann. 


⸗ 5* >» # 
Ib "ti. 
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Circular⸗Reſcript des Königl. Minifteriums des Innern 
und der Polizei, an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen und 
an dag Polizei» Prafivium zu Berlin, das Verfahren 
rückjichtlich der in ‚fremder Sprache abgefaßten aus 
ländifchen Reifepäffe betreffend. 


— —ñ— — 


Die von der Koͤnigl. Regierung in Ihrem Berichte 
vom ıoten v. M. in Antrag gebrachte Entſcheidung auf 
die Anfrage: ob niche ausnahmsweiſe die, in franzöfifcher , 
Sprache audgefertigten auslaͤndiſchen Meifepäffe an der 
Grenze als vollguͤltige Eingangspäffe angefehen, und mit, 
hin von den dieffeitigen Behörden viſirt werden Fönnten ? 
wird dahin gegeben, daß es bei der durch die Eircular- 
Berfügung vom 8. Juni 1824. *) begründeten Megel in 
foweit fein Bewenden behalten muß, daß die in fremder 
Sprache abgefaßten -ausländifchen Neifepäffe nicht als gül- 
tige Documente zu Reifen innerhalb der Preußifchen Staa⸗ 
ten angefehen werden koͤnnen. 

Die. anssändifchen Päffe muͤſſen aber den Dieifenden 
belaffen, und es ift auch nicht erforderlich, daß den Leg 
teren befondere neue Eingangspäffe ertheilt werden, viel 
mehr hinreichend, wenn die Grenz > Polizei: Behörden, ‚oder, 
in fofern tiefe der ausländifchen ‚Sprache nicht mächtig 
fein möchten, die vorgefegten Bebörden derfelben jene in 
fremder Sprache abgefaßten Paͤſſe mit einem die Stelle 
des neuen Eingangspaffes vertretenden Vermerk verfehen. 

Den mit fremden Paͤſſen verfehenen Courieren duͤr⸗ 
sen übrigens im Feiner Beziehung wegen Bortfegung ihrer 
Reiſe Hinderniffe gemacht werden. 

Die Königl. Regierung hat hiernach Ihre Unter⸗Be⸗ 
hoͤrden zw inſtruiren. — 


H Jahrg, 1824 2tes Heft, ©. 532. 
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, Demgemaß wird auch an die anderen Degierungen 
verfügt werden. 
Berlin, den 6. März 1826, 
Der Minifter des Innern und der Polijel. 
v. Schuckmann. 


An 
bie Koͤnigl. Regierung zu Koblenz. 
Abſchrift vorſtehender Verfügung zur. Nachricht und 


+ Achtung an fämmtliche übrige Königl. Regierungen und 


an das Polizei: Präfidium. zu Berlin. 
Berlin, den 6. März 1826, " 
Der RUE des Innern und der Polizei. 
! 'v. Schuckmann. 
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Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 


und der Polizei, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen 


und an dag Polizei⸗Praͤſidium zu Berlin, die Bezeich⸗ 


nung des militairiſchen Charakters in den Paͤſſen 
zu Reiſen in's Ausland hetreffend. 


— 


Auf die Anfrage der König. Regierung in dem Ber 
richt. vom 5. December v. J., ob die-Verfügung vom 1i. 
November v. J. *), nach welcher feinem Dffizier der 
Königl Armee ohne ausdrückliche und fpezielle Geneh⸗ 
migung Sr. Königl. Majeftät zu Reifen in's Ausland ein 
Paß mie Weglaffung des militäirifhen Cha 
rakters deffelben gegeben werden fol, auch auf die bes 
urlaubten Landwehr: Dffiziere zu beziehen fei?- wird 
Derfelben hiermit eröffnet: wie des Könige Majeſtaͤt nach⸗ 
träglich zu äußert geruht haben: daß die in der gedachs 
ten Verfügung erwähnte Allerhoͤchſte Kabinets-Drdre vom 
31. Dftober 9. J. feine Anwendung. auf die beurlaubs 


ten Offiziere der Landwehr haben foll. 


Die Könige. Regierung wird daher angemiefe ‚in 
D) Jahrg. 1825. Ates Heft, ©. 1062. 
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vorfommenden Säten diefe Allerhoͤchſte Velinmung 
Ausführung zu bringen. | £ 
Derlin, den 4. Januar 1826, — 
Der Miniſter des Innern und der Polizei. 
v. Squdman n. 


die rin gu Arnsberg. | 

Abſchrift obiger Verfügung ſaͤmmtlichen übrigen 2 
nigl.. MNegierungen und dem Polizei- Präfidio zu Berlin, in 

ezug auf das Diefeript Som 11. November v. J. zus 

gleichmäßigen. Nachachtung, —— 

Berlin, den 4. Januar 1826. 
Der —— des Innern und der Pollzei. | 
2, v Ghnsmenn 
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Kefeript der Königl. Minifterien des Snniern u und ber 

Polizei, fo wie der Finanzen, an die Koͤnigl. Regierung 

zu Oppeln, dieStempelpflichtigfett der Wanderpäffe und 

deren Öültigfeit als Reifepäffe für Dandwerfsburs 
fchen besreffenb. 

Der Königl. Regierung: wird auf bie Anfrage in 
Ihrem Berichte vom 4ten v. M., wie es hinſichtlich der 
Stempelpflichtigfeit der in Gemäßheit der. Verfügung des 
mitunterzeichneren Miniſterii des Innern vom 16. Decem⸗ 
ber v. J. den wandernden Handwerksgeſellen zu ertheilen⸗ 
den und mit dent visa der Kreis⸗Erſatz-Kommiſſion zu 
- berfehenden Wanderpäffe zu halten fei? hiermit eröffnet, 
daß die Stempelpflichtigfeit fowohl der Wanvderpäffe als 
auch der Wander: Bücher und der Neifepäffe in dem Stem⸗ 
peltarif vom 7.März 1822. beſtimmt ausgeſprochen iſt, 
und daß es alſo hierbei verbleiben muß. | 

Wenn die Könige. Regierung jedoch von der Anſicht 
ausgeht, daß der Wanderpaß die Stelle des Polizei-Rei— 
fepafleß nicht vertreten könne, meil dies mehrfachen ns 
convenienzien zu unterliegen fcheine, und daß daher der 


gu | 
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wandernde militaitpflichtige Handwerker anfer dem Wan⸗ 
derpaſſe noch einen beſonderen Reiſepaß fuͤhren muͤſſe, da⸗ 
durch aber einer doppelten Stempelabgabe unterworfen 
würde, ſo hat Sie jene Anſicht nicht naͤher begruͤndet und 
nicht. angegeben, wor in denn eigentlich die mehrfachen 
Inconvenienzien beftehen, die herbeigeführt werden wuͤr⸗ 
den, wenn die Wanderpäffe die Stelle der. Heifepäffe vers - 
vertreten follten.. Da nun aber nicht abjufehen ift, welche 
begründete Hinderniſſe dem gedachten Verfahren entgegen 
zu ſtellen ſein moͤchten, das unterzeichnete Miniſterium des 
Innern und der Polizei auch die Nothwendigkeit nicht an⸗ 
‚ erkennen Fann, daß die Dandiwerfögefellen außer den Wat 
derpäffen noch beſondere Meifepäffe loͤſen, vielmehr der 
Meinung ft, daß die mit Wanderpäffen verfehenen Indi⸗ 
viduen einer befonderen Neifepäffe bedürfen, von der Loͤ⸗ 
fung der legtern mithin füglich entbunden werden können, 
ſo wird dadurd das vonder Königl. Regierung aufges 
ſtellte Bedenken von ſelbſt beſeitigt. 


Berlin, den 9. Maͤrz 1826. gr. 
Miniſterium des Innern Rinferium 6 der Finanzen. 
and der Polizeie. v. Moße 


2 Shufmanı . 


Sicherheits; Polizei. 

| ‚101, 3 
Kefeript dee Königl. Minifteriums des San und der : 
Polizei, an die Könige. Regierung zu Breslau, Die 


Siftirung der von den Regierungen feither eingereichten 
Verbrecher⸗Nachweiſungen betreffend⸗ 





Es iſt zwar” allerdings nicht ohne Intereſſe, außer 
den von den Gerichts⸗Behoͤrden einzureichenden Kriminal⸗ 
Prozeß⸗Tabellen auch noch eine vollſtaͤndige Ueberſicht al⸗ 
ler veruͤbten — zu haben. Da jedoch die Koͤnigl. 
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Kegierung in Ihrem Berichte vom 17ten v. M. verſichert, 
daß die durch die Reſcripte vom 24. April 1816. und 15. 
uni 1818. angeordneten und. halbjährig von den Regie⸗ 
rungen  einzufendenden Derbrechen, Nachmweifungen durch 
aus feine fichere Nefultate gewähren oder gewähren koͤn⸗ 
nen, indem theils nicht alle Verbrechen zur Kenntniß der 
PoligeisBehörden kommen, theils viele anfänglich als Ver: 
brechen ſich -Darftellende Begebenheiten im Laufe der Uns 
terfuchung als Tolche fich nicht bewähren, ohne daß die 
Polizei von dieſem Ergebnig der Unterfuhung Kenntniß 
erhält, außerdem auch die einzelnen Verbrechen von den 
Poligeis Behörden felten richtig klaſſifizirt werden koͤnnen, 
endlih aber die durch oben gedachte Reſcripte vorgeſchrie⸗ 
benen Tabellen ..die Arbeitöfräfte der Polizei» Behörden uns 
verhältnigmäßig in- Anferuch nehmen,. fo wird auf den. 
Antrag der. Koͤnigl. Regierung genehmigt, daß die Einſendung 
der mehrgedachten. Ueberfichten von jegt ab. aufhören Fann. 
Es verfteht ſich indeſſen von ſelbſt, daß die durch ſonſtige 
Verordnungen ruͤckſichtlich der Kriminal⸗Sicherheits⸗-Polizei 
der Koͤnigl. Regierung auferlegten Pflichten hierdurch in kei⸗ 
ner Art eine Aenderung erleiden. 
Berlin, den 18. Maͤrz 1826. 
— des en und. der "ip * 
ler. 
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Lircular⸗Reſeript des Königl. Minifteriums d des Innern 
und der’ Polizei, an fämmeliche Königl. Regierungen 
(ausfchlieglich derjenigen zu Breslau) und an das Por 
lizei⸗ — dium zu Berlin, dieſelbe et 
ur | betreffend. - 





Bei abfehriftficher Zufertigung des heute, rückfichtlich 
der. bisher vorgefchriebenen Einreichung von Weberfichten 
der begangenen Verbrechen, an die Negierung zu Breslau 
erlaffenen Reſcriptes, wird die Könige. Regierung ermaͤch⸗ 
—* in ſofern dieſelbe ebenfalls die in dem Reſcripte er⸗ 
waͤhnten Schwierigkeiten bei der Aufſtellung jener Nach⸗ 


108 | u 
mweifungen findet, — von gt ab age weiter. an: 
fenven. 
Berlin, den 18. März, 1826. 
— des Innern und der Polijei. 
* e— * Koͤhler. 





103, 

Errakt aus dem Reſcripte des Koͤnigl. Miniſtcium⸗ 
des Innern und der Polizei, an die Koͤnigl. Regierung 
‚zu Stettin, die Beſtrafung übertretener Landesver⸗ 

weiſung betreffend. TE 





Bei gtäcſendim⸗ der Original⸗ einlagen des Berichts 
der Koͤnigl. Regierung vom 12. December v. J., den vor⸗ 
maligen Soldaten N. N. betreffend, wird Derſelben be⸗ 
meiflih gemacht: daß das abſchriftlich dem Berichte bei⸗ 
gefügte Nefeript vom 18. September 1821. den Fall des 
8.191. Tic, 20, Theil II. des Allgem. Landrechts, wenn 
nemlich ein Landesverwieſener wegen Ruͤckkehr in die Preu⸗ 
ßiſchen Staaten mit zweijaͤhriger Feſtungsſtrafe belegt wers 
den ſoll, gar nicht beruͤhrt, und keinesweges der Koͤnigl. 
Regierung die Befugniß giebt, eine Strafe feſtzuſetzen. 
Vielmehr muß in Faͤllen dieſer Art gerichtliche mem: 
dung und Erfenntnjiß eintreten. ıc. 
Berlin, den 14. Februar 1826. 
Miniſterium des Innern und der Polizei. 
ahlen 


104. Pos ie 

| Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des une, an ben 

Magiftrat zu Berlin, die Aufbringung der Verpfle 
gungskoſten für Bagabonden betreffend. 





"Da, wie dem Magifirat hierſelbſt auf Seinen Bericht 
som zoten d. M., die VerpflegungssKoften der im hieſtge 
Anſtalten aufzunehmenden, zur hiefigen Commune — 

oͤrig 
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hoͤrigen Perſonen betreffend, zu erkennen gegeben wich, 
nur derjenige ein Vagabund genannt werben Fan, welcher 
nirgend ‚ein Domicil hat, fo. if: Fein Nechtögrumd erficht- 
lich, aus welchen Derfelbe für die hier betroffenen: Vaga-⸗ 
bunden Sich an andere: Orte oder Provinzen -regreffiren 
tönnte. Glaubt der Magiftrat aber in einzelnen beſonde⸗ 
ren Faͤllen ein: befiered Recht durchführen zu Eönnen, fo 
ift -Demfelben; unbenommen, bied im Wege des Prozeſſes 
vor dem ordentlichen Richter zu bewirken. 

Berlin, den 22. Januar 1826. = | 
WMiniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
| a Köhler: 


— 
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Gireular-Refeript des Königl. Minifteriums des Innern 
an die Koͤnigl. Regierungen zu Breslau, Lieghig, Mar . 
rienwerder, Gumbinnen und Trier, die Befchäftigung ' 
der Sträflinge in den Zuchthäufern und Beſſerungs⸗ 
Anftalten, befonders mit Anfertigung des Packtuchs 
* | betreffend. — 





Wegen der den Straͤflingen in den Zuchthaͤuſern und 
Beſſerungs⸗Anſtalten zu verſchaffenden Beſchaͤftigung ent⸗ 
ſtehen oft in mannigfachen Beziehungen nicht leicht zu be⸗ 
ſeitigende Schwierigkeiten. Entweder ſind die Arbeiten von 
der Art, daß die Anlehrung der dabei anzuſtellenden Straͤf⸗ 
linge eine geraume Zeit, oder eine beſondere Geſchicklich⸗ 
keit erfordert, oder es iſt zu der Aufſtellung der Werf- 
zeuge ein größerer Raum noͤthig, als die Anſtalt nach ih⸗ 
rer» Einrichtung beſchaffen kann. Zu manchen anderen 
Arbeiten müffen dagegen, wenn ſich nicht, tie felten der 
Fall ift, Verleger finden laſſen, Anlags-Kapitalien vor⸗ 
handen ſein, deren Wiedereinziehung ſchwierig, und oft zum 
Theil unmöglich iſt. Auch fehlt ed zum. öfteren an Gele— 
genheit zum vortheilhaften Verkauf, die Vorraͤthe häufen 
fh an, und müffen endlich mit großem Verlufte in Geld 

Annalen. OHeſt 1. 1826, En: 
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geſetzt werben. Es ift Daher von großer Wichtigkeit, fols 
che Befchäftigungs s Arten ausfindig zu machen ‚: welche diele 
Schwierigkeiten nicht mit fich führen, leicht anzulehren 
find, feinen großen Raum, noch viel Verlag erfordern und 
einen dauernden Abſatz verfprechen. Unter anderen fcheint 
fih Hierzu: ganz befonders die Anfertigung- von Packtuch, 
welches in ‚bedeutenden Quantitäten gebraucht wird, vor⸗ 
züglich alsdann zu eigenen, wenn damit zugleich, wenigſtens 
tbeilweife das Spinnen des dazu benöthigten Garns in 
der Anſtalt verbunden werden kann. 
Die Regierung erhält daher in der Anlage zwei Pros 
ben von dergleichen im Handel vorzüglich gefuchten Pads 
tüch, von welchen eine, und zwar die beffere Gattung uns 
‘ter der Benennung des Memeler bekannt, die andere aber 
das fogenannte fchottifhe Dundee Bagging ift, um die 
fem Gegenftande Ihre nähere: Aufmerkſamkeit zu widmen, 
und unter. Zuziehung Sachverfländiger gründlich unterſu⸗ 
chen zu laffen,,ob in den unter Ihrer Leiturig. ſtehenden 
Straf: und Befferungd-Anfialten zu N. N. Einrichtungen 
fih dürften treffen laffen, um die Fertigung eines Fabris 
kats dieſer Art im Großen einführen zu können. DieRe 
fultate diefer Erörterungen find ausführfich anzuzeigen, 
und wird nur bemerft, daß befonders die Kante oder Leiſte 
fehr forgfam und gleich gearbeitet fein muß, morin vor 
züglih das Memeler fich auszeichnet; übrigens: Fünftig 
hber die Breite, Schwere und Länge der Stücke noch ge 
nanere Detaild werden mitgerheilt werden, ſobald nur 
überhaupt näher feftfiehen wird, ob dieſe Fabritation ſ 
dort einfuͤhren laſſen moͤchte. 
Berlin, den 21. Maͤrz 1826. * 
Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
u“ Köhler,” ü 
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Polizei gegen Unglüdsfäle, 


106. 


allerhochſte Kabinets⸗Ordre, die Berhätung | von Uns 
‚ ‚glücfsfällen bei dem Baden des Militairs betreffend. 

Aus den. von dem General: Staabdarzt Wiebel 
eingereichten - monatlichen  Generaf>Mapporten über. die. 
Kranken in der Armee ergiebt fich,, daß in dem laufenden 
Jahre bis Ende Oktobers, 24 Mann im Waffer verun- 
glückt, und um ihr Leben gekommen find. Da diefe bes 
trübenden Ereigniffe vornemlich durch Umvorfichtigkeie und 
Mangel am Aufſicht beim Baden herbeigeführt find, fo 
trage Ich dem Kriegs: Minifterium auf, den Kommandens 
ren der Truppenabtheilungen anempfehlen zu laſſen, ge 
börtg für fihere Badepläge zu forgen, die Soldaten ‚vor 
den Gefahren zu warnen, welche fie fih durch Baden an 
andern nicht ganz Dazu geeigneten Stellen, fo wie im ers 
hitzten Zuſtande ausfegen, und überhaupt ſolche Maaßre⸗ 
geln zu treffen, wodurch ein Verunglücen — ver⸗ 
huͤtet werden kann. 
Berlin, den 2. December 1825. 

Friedrich ——— 


Un 
Das — Miniterium. 
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Euculer Neſaript des Koͤnigl. Miniſteriums des * 

an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen und an das Koͤ⸗ 

nigl. Polizei⸗Praͤſidium zu Berlin, dieſelbe An | 
on gelegenheit betreffend. 





Zur Verhütung ber vielfältig vorgefommenen Vers 
unglädung von Soldaten beim Baden, ‚haben des Könige 
Majeftäe mittelf! einer an das Koͤnigl. ie 

| | 2 ‚ 
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erlaffenen Allerhoͤchſten Kabiriet3sDrdre vom aten d. M. 
zu beftimmen geruht, daß unter anderen auch für fi here 
‚Badepläge für die Soldaten geforge werden folle. 

Sn Gemäßheit diefer Allerhoͤchſten Beſtimmung wird 
daher die Koͤnigl. Regierung hiermit aufgefordert, vie 
Orts-Behoͤrden der Garnifonftädte zu beauftragen, daß fie 
die den Sarnifonen zu übermweifenden Babepläße durch Sach⸗ 
Eundige unterfuchen und bezeichnen laſſen, damit in diefer 
Beziehung der Allerhöchften Willensmeinung entfprechend 
verfahren werde. 

Berlin, den 19. December 1825. 
| ' Minifterium des Innern. 
v. Schuckmann. | 





108. 
Refeript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern, an -bie 
Koͤnigl. Regierung zu Aachen, die Bewilligung von 
. Lebens» Rettungs= Prämien betreffend. 





- Der Königl. Regierung wird auf Ihre Anfrage im 
Berihre vom 9 December v. 3. zu erfennen gegeben, daß 
die Beſtimmungen des Reſcripts vom 20. Dftober 1820. 

"wegen der Prämien für. Nettung von Scheintodten auf 
andere, ald namentlich die von Ihr bezeichneten Fälle, als 
Vergiftung u. f. w. nicht Anwendung finden. 

Der Zweck der Bewilligung jener Prämien ift nem— 
ih dahin gerichtet, auch da noch Anlaß und Reiz zur 
Beſchaffung und angeftrengten Anwendung. des ärztlichen 
und wundärztlichen Beiftandes zu gewähren ‚ Wo der Als 
Bere Zuftand des Verunglückten geeignet ift, die Meinung 
zu erwecken, als ob alfe Hülfe zu fpät und überflüffig fei. 

Die Prämie muß daher um fo mehr auf den Schein 
todt befchränfe bleiben, als font ſchwerlich eine fefte Be⸗ 
ſtimmung, in melden Fällen fie zu bewilligen ift, möglich 
Fein: dürfte, und die Prämie zuletzt für eine bloße Kran 

Behandlung geſordert werden wuͤrde. 
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- Nach: diefem: Geſichtspunkte find namenslich die Bes 
——8 $. 782. seq. Tit. 20. Theil 2. des allgemei⸗ 
nen Landrechts getroffen, zufolge welcher die. Rettung ei⸗ 
nes Scheintodten immer, die Rettung aus anderer Ge⸗ 

„aber nur unter beſonderen Umſtaͤnden (nach Befin⸗ 
den) belohnt werden fol; und es ift dies auch darin wohl 
begründet ‚daß es ‚allgemeine Menfchen- und Staatsbuͤr⸗ 
ger⸗Pflicht ift, zur Rettung die Hand zu bieten, wo es 
ohne eigene. erhebliche Gefahr ‚gefchehen kann, und weil, 
was Jemand in Erfüllung feiner — — der u 
—* nicht belohnet werden kann. TE 

‚a Berlin, den 13. Januar 1826. 
Minifterium des Innern. em ——— 
Tropen, bett cher =. 








i nah 
| 109. — — — — 
Reſcript des beigl Miniſteriums des Innern, an die 
Koͤnigl. Regierung zu N. N., die Abſchaffung der 

— und Schindeldächer in den Seien | 
, betreffend. 


* S — die Rönigt, Seoirung im glügemeinen d bie 
Uebereinftinmung Shres im Jahre, 1816. erfaflenen, und 
zum öfteren zur Beſchwerde "gezogenen Verbote wegen 
Anlegung neuer Stroh, Rohr: und Schindelbächer mit 
den -gefeglichen Vorſchriſten zu zeigen vermoͤgend geivefen, 
eben ſo wenig konnte auch angenommen werden, daß ſol⸗ 
ches Nach den dortigen Dereuichteuen in den meiſten Faͤl⸗ 
> ‚ausführbar ſein duͤrfte. Nr. sic, 

Das Miniſterium des Innern hat * zuvoͤrderſt 
Deräntaffuig- genommen; hierüber die gutachtliche Aeuße⸗ 
rung des Koͤnigl. Ober⸗Praͤſtdii der’ Provinz zw verneh⸗ 
men, weiche dahin ausgefallen ift, daß von dem Einwoh⸗ 
nern der dortigen Städte die Beſchaffung von Ziegel⸗Daͤ⸗ 
dern“ bei) einer andern, Gelegenheit, als -bei dem Baue 
neuer Gebaͤude, nicht geſordert werden koͤnne 


ur 
sin 


* 
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Das Minifterium des Innern tritt diefer Anſicht bei, 
und bat die Königl, Regierung nur darauf zu ‚halten, daß 
bei den von nun an nen erbaut werdenden Gebäuden auf 
Ziegel »Bedachung Nückficht genommen werde, auch des⸗ 
halb eine deflarirende DEAHURIN LUNG de neeehe⸗ zu 
laſſen. 

Wenn es ſich dabei ‘jedoch von ſeidſt verſteht, daß 
dieſe Anordnung nicht auf vergangene Faͤlle extendiret 
werden kann; ſo muß auch in den Faͤllen, wo erwieſenes 
Unvermoͤgen eine ſolche maffive Bauart verhindert, und eine. 
Unterftügung aus Commundls Mitteln nicht erfangt werden 
Fan, nach den — mildernde Verfügung getroffen 
werden. 

Diies gereicht der Koͤnigl. Regierung auf Ihren in 
dieſer Angelegenheit unterm 4ten v. M. erſtatteten Bes 
richt zur Beſcheidung. 
Berlin, den 25. Maͤrz 1826. 
Miniſterium des Innern, Erſte Abtheitung. 
BU, . 





1410. 


Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Minden, die 
Miſchung des Waſſers mit Alaun bei Feuerld⸗ 
ſchungen betreffend. 


— — — 


Die ——— iñ nicht neu, aber — nicht, wie 
fie es verdiente, allgemein befanne und praktiſch benugt, 
daß ein Zufag von Alaun jedes Waſſer nicht nur dem 
Froſte länger widerfichen macht, fondern ihm auch die Eis 
genſchaft mittheilt, jeden Brand ſchneller, wirkſamer, und 
mit Bedarf einer Eleineren Quantität, zu Jöfchen, als Durch 
reines Waller gefchehen koͤnnte. 

Wir finden und veranlaßt, die landrächlichen und 
ſtaͤdtiſchen Behörden unſeres Negierungsr Bezirfes hierauf 
mis dem Beifügen aufmerkſam zu machen, daß- die. für. 
Brandfaͤlle En bereitfiehenden  Waflerfüfen billig jeder» 
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zeit mit — forcergefit — — gefänt fein 
follten, mit welchen man, befonders im erfien Augenblick 
eines entſtehenden Brandes viel weiter reichen, und. im. 
Winter größtentheild der fo häufig entfichenden Verlegen⸗ 
heit ausweichen kann, das zuerſt disponible Loͤſchungs· Mas 
terial in Eis verwandelt zu fehn. | 
Die Mifhung des Küfenwaffers mit Alaun gefchieht 
Dergeftalt, dag man Iegteren zuvor in fiedenden Waffer 
aufloͤſet, dieſe Auflöfung dem Übrigen Maflen zufeßt, und 
das Ganze von Zeit zu. Zeit- umrühren läßt. . Dad Zu⸗ 
fagverhältniß iſt Ein Theil Alaun auf Tauſend Thelie Waf 
fer, alfo etwa 112 Gran oder ı 23 Quentchen auf jeden 
Eimer der ganzen Maffe. Die Koften find Höchft unbe - 
deutend, da mit einem Pfunde Alaun, welches nicht voͤl⸗ 
lig 3 Ser. zu. foften. pflegt, — 65 Eimer Waſſer praͤ⸗ 
parirt werden koͤnnen. 

Es wird uns angenehm fein, von den: Herren Sands 
rächen bei ‚Fünftigen Brandfällen die Beobachtungen mits 
getheilt zu erhalten, welche ſie über: die, Wirffamkfeit des 
jolchergeſtalt präparircen Kuͤfenwaſſers anzuſtellen Gelegen⸗ 
heit gehabt haben werden. 5 

Diinden, den. 16. März 1826. ee 

Königl. Preuß. Regierung. Erfte Abteilung. 


111. 

Reſcript des Königl. Minifteriums des —5 und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Bromberg, bie 
—— des feuergefaͤhrlichen Tabackrauchens 

| N 





[| 

Der Königl. Regierung wird * den Bericht dom 
often v. M., im Betreff der Beſtrafung des feuergefaͤhr⸗ 
lichen Tabackrauchens eroͤffnet: daß das unterzeichnete 
Miniſterium mit Ihren Anſichten einverſtanden iſt, und 
bereits in dein an das Polizei⸗Direktorium zu Glatz ums 
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term 8. Juli ©. 3. *) erlaffenen, und in Abfcheift hier 

beiliegenden Reſcripte die nenuliche Meinung —— 

hat. 

Berlin, den 10. März 1826. 

Miuniſterium tes Junern und der Polizei. 
Köhler. 


ea — 


-A112- 


Reſcript des abnigh Miniſteriums des Innern an die 
Kouisl Regierung zu Cöslin, die Einführung einer 
 Dundeftener betreffend. -  - 
— —⸗t W 
Von dem Maritrer zu Coͤslin iſt das von der Koͤ⸗ 
nigl. Regierung abgelehnte Gefuch am Einführung einer 
Hundeſteuer für. die ibortige Stade hier vorgerragen wor⸗ 
‚den. Die, Königl. Regierung hat hierauf entweder. in 
Gemäßpeit des an: die Regierung zu Arnöberg unterm 24. 
September 1824.. etlaffenen, ‚in den: :von Kamp tz ſchen 
Annalen **) abgedruckten Neferipts, und der im Preuß 
ſchen Landtagsabfchiede deshalb ertheilten allgemeinen Aus 
toriſation zu verfahren, oder die dagegen eintretenden Des 
denfen anzuzeigen. Die Bedenken, welche die Königl, Re; 
sierung in der vom Magiftrat eingereichten Verfügung vom 
11. Mai v. J. auseinanderfegt, und die bei jeder anderen 
Stadt ebenfand- eintreten, fi find. nicht von der Art, um die 


Zurüůckweiſung zu motiviren. 


Berlin, den 13. Januar 1826. PEN 
Miniſterium des. Innern. N pen. 
— Koͤhler. 
5 Jahrg. 1825. Ates Heft, ©: 1068. 
) Jahrg. 1824. Ites Heft, S. 900. 
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113. 
Reſcript des Königl. Minifteriums des Innern a an die 
— Regierung zu Coͤslin, dieſelbe Angelegen⸗ 
heit betreffend. 


Die Grunde, welche nach der Ausführung der Koͤ⸗ 
nigl. Negierung im Bericht vom ıgten v. M. in Coͤslin 


gegen die Hundeftener eintreten, finden überall flatt, und 


koͤnnen daher nicht befonders berückfichtigt werden, da des 
Königs Majeſtaͤt Allerhoͤchſt Sich über die Zulaͤßigkeit eis 


ner ſolchen Steuer im Allgemeinen ausgefprochen haben. _ 


Als eine befondere Armenftener kann fie allerdings nicht 
- flare finden. Wenn aber der Magiftrat und die Stadts 
verordneten fie ald Communal- Steuer wuͤnſchen, und fich 


den im Reſcript am die Negierung zu Arnsberg vom 24. 


September 1824. vorgefchriedenen Modifikationen unter 
werfen, fo ift ihrem Gefuche flatt zu geben. Der Ertrag 
kann nöthigenfalts zur Verminderung der Jäftigen direkten 
Steuern vder zur Vermehrung des Schulden: Tilgungs: 
Fonds verwendet werden. Wenn er übrigend auch unbe- 


deutend ift, fo kommt die nicht im Betrachtung, da die 


Steuer zugleich einen polizeilichen Zweck, nemlich die Vers 
minderung unnöthiger Hunde hat, und grade der geringe 
und fich jährlich mindernde Ertrag beweifen wird, daß je⸗ 
ner Zweck erreicht iſt. * 
Berlin, den 4. Maͤrz 1826. 
Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung 
| u: Köhler 





- 
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Armen— Polizei 


114. 

Refeript bes Rönigt. Minifteriums d des Innern an bie 
Königl. Regierung zu Kiegnig, die Wahl des Domizils 

„in. Beziehung auf ‚ Armenpflege betreffend, 


Die Gemeinde N. N. bef beſchwert ſich in der urſchrift⸗ 
lich beigefügten Eingabe vom 16ten v. M. darüber, daß 


ihr von Geiten der Koͤnigl. Regierung angefonnen werde, 


für das Unterfommen ded vormaligen Juſtitiarius N. N. 
daſelbſt auf ihre Koften zu forgen, und es findet fich das 
durch das Minifterium veranlaßt, Diefelbe auf, Folgendes 
aufmerkfam zu machen. 

Derjenige, welcher durch Arbeit, fei es Eörperfiche 
oder geiftige, wenn. er fonft nur den Willen dazu hat, ſich 
ernähren kann, ift fein Armer, fondern muß, wenn ihm 
bloß der Wille fehle, mach: dem Allgemeinen Landrechte 
Sp. II Tit. 19. $.3. und Tit. 20. $. 4. gezwungen vers 
den, feine Kräfte dazu anzuwenden, fich und feiner Fas 
milie Nahrung, wozu auch Wohnung gehört, zu verfchaf 
fen., Eventualiter muß diefer Zwang bis zur Einfperrung 
im Land-Armenhauſe ausgedehnt werden. Es iſt alfo 
eine eigentliche Verbindlichkeit für die fupplicirende Ges. 
meinde, dem N. N. Wohnung zu gewähren, nicht vorhanden. 

Dagegen wird die Gemeinde auch Fein Necht haben, 
dem N. N., wenn er in dem Dorfe fich felbft eine Woh⸗ 
hung verfchafft, und fih, ohne Anforuch auf Almofen zw 
machen, ernährt, zu vermehren, dafeldft ein Domicil zu 
conflituiren. | az 

Die Königl. Regierung wird angemwiefen, hiernach die 
Hefchwerde zu erletigen, oder bei entgegenfiehenden Be⸗ 
denfen Bericht zu erftatten. | 

Berlin, den 7. Februar 1826. 
Miniſterium des Innern. Erfie Abtheilung. 
| - Köhler. 


115. a 4 
Referipe bes ; Rönigl, Miniſteriums des Innern an ben 
Magiſtrat zu N.-N., ‚die Seftftellung des: Domizils 
in Beziehung auf Armenpflege betreffend. 
Das Minifterium ift, wie dem Magiftrat zu N.N. auf 
Sein Geſuch vom Sen, b- M. zu vernehmen gegeben wird, 


außer Stande, die dortige Stadt von. der Unterhaltung 


der beiden’ Söhne des verftorbenen Steuer» Rendanten N. 
N. zu. befreien, da ber Bater dort anfäßig geweien, im 


‚Sinne des Mandats vom 11. April 1772. aber. jeder 5 


fäßig if, ber ein Domicil hat, - und es feinen Unter 
ſchied machen kann, 0b Jemand durch feine Amts⸗Ver⸗ 
bäftniffe genöthige wird, an einem Orte ein Domicil zu 
nehmen, oder ob er, ohne a als Privatmann derglei⸗ 
chen erwaͤhlt. 
Berlin, den 11. ganuar 1826. 
Miniſterium des Innern. — zhne luns. 
Koͤhler. 

116. 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an die 
Koͤnigl. Regierung zu Merſeburg, die Bezahlung der 

Kurs und Verpflegungs⸗Koſten für arme erkrankte 
Reiſende betreffenv. 


Der Königl. Negierung wird auf Ihre Anfrage im 
Berichte vom zıten diefed, die Bezahlung der Kurs und 
VerpflegungssKoften für arme erkrankte Neifende betrefs 
fend, hiermit eröffnet, daß das Reſcript vom 26. Juli 
1821 *) an die Regierung zu Coͤlln fih auf dad in dem 
KheinsPröpinzen noch geltende Gefeg vom 24. VendE- 


*) Jahrg. 1821. Ates Heft, e. 920. 


‚Ge 
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maire Il, beziehet alſo, wenn dieſe prodinzen nicht kon⸗ 
kurriten, nicht anwendbar iſt. 


Berlin, den 28. Maͤrz 1316. 
Miniſterium des ig ei Abtheilung. 





Köhler. 
‚6 # 
= —— ORTEN 
117. 


Gptraft aus dem Meferipte des Koͤnigl. Min ſtccumo 
des Innern und der Polizei, an die Koͤnigl. Regierung 
zu MER, die. polizeiliche Erlaubniß zu Anlegung 

| | von en betreffend. | ; 
——— kann in Gemäßpeit der —— des 
F. 133. des Gewerbe⸗Polizei-Edikts vom 7. September 
1811. und des Circular-Reſcripts des vormaligen Minis 
flerii ded Handels und des unterzeichneten Minifterii von 
7. Januar 1823. nicht allgemein angeordnet werden, daß 
jeder Wein- und Material: Waaren » Händler ohne weitere 
Ruͤckſicht eine Weinftube eröffnen koͤnne; Die diesfällige 
Bewilligung muß vielmehr von der Beurtheilung der Por 
Tijei> Behörden nach Maaßgabe der Umftände abhängig 
bleiben. Die: Königl. Regierung. wird. Sich jedoch: Seldft 
überzeugen, daß, Hinſichts der Genehmigung der Anlage 
einer Weine Stube und eines Branntweinfhanfg, 
‚giün, in der Sache felbft liegender twefentlicher Unterſchied 
ift, die Drtd = Polizei Behörden mithin hlerunter cum — 
no ‚salis verfahren muͤſſen. 
Be den 23. März 1826. X 
u Miniſterium des Innern und der peie er 
Feng wage: J 


— 
‘ ** 
ze * 
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Baur Polizei 
118. | 


Circular⸗ Reſcript des Koͤnigl. Finanz⸗ Miniſteriums, an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die zu oͤffentlichen 
Staats⸗Bauten aus Koͤnigl. Forſten gegen den Taxwerth 

zu verabfolgenden Hoͤlzer betreffend. 





In Gemaͤßheit einer auf meinen Antrag erlaſſenen 
Allerhoͤchſten Kabinets⸗Ordre vom 'zten d. M, wird die 
Koͤnigl. Regierung hierdurch angewieſen, die zu oͤffentlichen 
Staats-Bauten erforderlichen Hoͤlzer, fo weit fie verfaſ⸗ 
ſungsmaͤßig bis zum Jahre 1824. frei aus Staats⸗-For⸗ 
ſten hergegeben wurden, auch fuͤr 1825. und ferner in 
gleicher Art verabfolgen, die Geld: Beträge nach der Tare, 
jedoch in den Forſt-Rechnungen, mach den verfchiedenen 
Verwaltungen, welche die Hölzer empfangen, abgetheilt, 
und unter Benennung der baulichen Gegenſtaͤnde, zu wel 
hen die Hölzer bewilligt wurden, nachweiſen zu laffen. 
Hierdurch find die Beſtimmungen der Circulars Verfügung 
vom. 14. December 1824. No. 26664. II., (Anl. a) in‘ 
fo weit fie dem Vorftehenden entgegen, aufgehoben. | 

Dabei wird der Koͤnigl. Kegierung befonderd ems 
pfohlen, Ihre Verbindlichkeit Jur freien. Holz: VBerabreis 
hung im jedem einzelnen Falle genau zu prüfen, auf die 
desfalls vorgeſchriebene pflichtmäßige DBefcheinigung des 
Departements-Raths ſtreng zu halten, und Anforderungen, 
deren Nothwendigkeit gerechtem Zweifel unterliegt, abzu- 
lehnen, oder höhern Orts zur Sprache zu bringen. 

Berlin, den 13. Februar 1826. | 
Der Finanz Minifter. 
| v. Motz. 
a. 


Der Koͤnigl. Reglerung iſt aus den an das Koͤnigl. Ober⸗ 
Praͤſidium unterm 22. September und 10. Oktober d. J erlaſſenen 
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Verfuͤgungen bereits bekannt, daß des Königs Majeſtaͤt mittelſt 
Allerhoͤchſter Fabinets ⸗Ordre vom 31. Auguſt d. J. die Regulirung 
anderweiter Domainen⸗ und Forſt, Bau⸗Etats Quanta anzuorduen, 
und zugleich Folgendes zu beſtimmen geruhet haben. 

Bei den Domanlals, und Forſt-Bauten ſoll, mit Wermets 
dung aller unnäthigen und Iururidfen Bau; Ausgaben, das drin⸗ 
gende Beduͤrfniß nicht Überftiegen, und aus den neu zu regulirens 
den Etats; Auantis, ohne Ausnahme, alles Material-neben dem 
Lohne beftritten und den Regierungen, bei Rrenger Verantwortung 
der- betreffenden Beamten, überlaffen werden, jene Etatsquanta, 
unter Beobachtung der durch die Allerhöchft zu vollziehende neue 
Regierungs⸗Inſtruktion noch zu erthetlenden beſondern Vorſchrif⸗ 
ten, auf die dem Domainen » und Forft: Baus Fonds uͤberwieſene 
Koͤnigl. Gebäude mit Umficht und dergeftalt zu verwenden, daß 
fegtere in gehoͤrigem baulichen Stande erhalten werden, und daß 
keine Ueberfchreitungen der Etatsquanta entftehen, welche nicht ters 
ner geftattet werden koͤnnen. 

Indem der Königl. Regierung zur Pflicht gemacht wird, auf 
die Erfüllung vorftehender Allerhöchften Beftimmungen mit Strenge 
zu halten, wird ihr zugleich aus einer nähern Koͤnigl. Kabinetss 
Drdre vom sten d. M. eröffnet, daß das zu den Domainen, und 
Horft» Bauten erforderlihe Holz vom 1. Januar k. J. ab nicht 
mehr frei, fondern gegen Bezahlung der Taxen aus den Köntgl. 
Forften verabfolgt, und daß die neuen Domainen / und Forft: Bau⸗ 
Etats: Quanta dergeftalt regulirt werden follen, um zur Beſtrei⸗ 
tung dieſer Ausgaben im Stande zu ſein. 

Des Koͤnigs Majeſtaͤt haben zugleich zu verordnen geruhet, 
daß dleſer letztge dachte Grundſatz von gedachtem Zeitpunkt ange⸗ 
rechnet, auch bei allen Übrigen Verwaltungen des Staats, fo weit 
nicht gefegliche SGerpflichtungen entgegenftchen, zur Antvendung 
gebracht werde. 

Die Koͤnigſ. Minifterien der Geiſtlichen Angelegenheiten; der 
Juſtiz, des Harıdels, des Innern und des Krieges, find hiervon 
in Kenntniß gefegst, und die Königl. Neglerung wird dem gemäß 
angemiefen, vom 1. Januar 1825. an aud) zu den In den genannten 
* Departements, fo wie zu den bei der Steuer» Verwaltung vorkom⸗ 
menden oͤffentlichen Bauten aus Königl. Forften das erforder; 
che Holz, in ſofern nicht der Fall einer gefeglihen Verpflich⸗ 
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tung entgegenfteßt, nur gegen — der Taye ‚veraßfoigen | 
zu laſſen. 

Derlin, den 14. December 1924, 
Finanz » Minifterium. 


fämmtliche Ronidl. Neglerungen. 





119. 
Circular / Reſeript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, dieſelbe Ange⸗ 
legenheit ba | 





Durch die er dem Königt. Finanz» Minifterium uns. 
term ızten v. M.. erlaffene CircularsDVerfügung ift die 
Königl. Regierung bereits davon in Kenntniß gefeht, daß 
in Gemäßpeit einer Allerhoͤchſſten Beſtimmung, die zu oͤf⸗ 
fentlihen Staats» Bauten- erforderlichen Hölzer, fo weitfie 
verfaffungsmäßig 6i8 zum Jahre 1824. frei aus Staates 
Forſten hergegeben worden, auch für 1 gas. und ferner in 
gleicher Art erfolgen follen. 

- Die König, Regierung Hat diefe Beſtimmung auch 
in Anſehung der von dem Miniſterium des Innern reſ⸗ 
ſortirenden Staatsbaue zu befolgen. 

Nach den hier eingegangenen Nachrichten iſt von den 
Regierungen im Fahre 1825. ruͤckſichtlich derjenigen Baue, 
zu welchen die Koſten aus den Fonds der Gewerbe⸗, und Bau⸗ 
und. der Chauſſée⸗Verwaltung erfolge find, und zu denen 
das Holz; aus Königl. Zorften entnommen ift, verfchieden- 
artig verfahren, indem | 

3) einige Regierungen das im Jahre 1825. verabfolgte 

Holz an die Koͤnigl. Forſt⸗Kaſſen baar bezahlt haben, 
2) andere Regierungen aber mit der Bezahlung im Ruͤck⸗ 

ſtande geblieben ſind. 

Im erſteren Falle muß, fo weit von Bauen Die Rede 
iſt, zu denen bis Ende 1824. das Holz aus Koͤnigl. For⸗ 
ſten frei gegeben worden, die Erſtattung der gezahlten 
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Summen, im zweiten Falle die Niederfchlagung der ruͤck⸗ 
ftändigen Zahlungen, im geordneten Wege veranlaßt werden, 

- Die hierdurch entfiehenden Ruͤck⸗Einnahmen find ans 
zugeigen, und es iſt zugleich zu berichten, ob die wieder 
eingehenden Summen im laufenden Jahre zur Verſtaͤr⸗ 
Eung der. etatömäßigen Fonds erforderfih find, worauf 
- wegen Weberweifung derfelden das ai verfügt werden: 
wird. 

Hiernach bat ſich bie Königl. — zu achten, 
fo weit die vorſtehenden Beſtimmungen auf die von. Ihr 
vertwalteten Fonds ded Gewerbe: und Baus und des Chauf- 
fees Wefend Anwendung finden. 

Berlin, den 8. März 1826. 
Der Miniſter des Janern 
v. Shndinann. A 





| 120. 
Publifandum der Königl. Regierung zu Breslau, die 
Aufhebung der Bau⸗Rendanten⸗Tantieme bei En- Ä 
EEEDEN ROLE AIR betseffend... 





Höberer Seflimmung zufolge, ei wir hiermit, 
wegen Nichtftattfindung der - Bau = Kendanten -Tantieime, 
bei Verrechnung von Bau= Geldern, die auf’ Grund ges 
ſchloſſener Entreprifes Kontrafte ausgezahlt werden, fols 
gende. Feftfegungen zur Kenneniß der Bau Beamten und 
Spezial » Bau > Kaffen » Rendanten, um fi 2 danach aufs 
genaueſte zu achten. 
Durch miniſterielle Verfuͤgungen vom 6. Septeniber 
1815. und 29. Dftober 1818. iſt ausdrücklich vorgefchrieben : 

daß nur bei Bauten, welche auf Rechnung ausge 
führt, und bei denen die Zahlungen, fo weit als mög, 
lich, auf der Bauftelle felbft geleiftet werden, und 
auch dann nur eine Tantieme gezahlt werden folle,; wenn 
eine Spital» Kaſſe o oder dritte Perſon mit der Zahlung 
a der 
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ber Gelder beauftragt wird; daß hingegen Zahlungen 
für Entreprife-Banten, jederzeit aus der Regierungs⸗ 
Haupt: Kaffe geleiftet werden folfen. 
Hiernach wird — wie folches. in der Vergangenheit 
großentheild immer gefchehen iſt — Fünftig die Verrech— 
nung der Koſten jederzeit durch die Negierungss Haupts 
Kaffe erfolgen, und wenn der Entrepreneur das Geld an 
einem andern Drt zu empfangen wünfcht, die Zahlung eis 
ner Spezial: Kaffe. für Rechnung der Degierungs + Haupt 
Kaffe übertragen werden. | 
Muß. die für den Entreprife- Bau gezahfte Summe 
aber der Bolftändigfeit wegen in einer Spezial-Nechnung, 
neben den Rechnungs- (d. i. auf der Bauſtelle gezahlten) 
Bau, Geldern, verrechnet werden; fo fann der Spezials 
Baus Kafen:Nendant doch von jener Entreprife- Summe 
eine Tantieme nicht verlangen. 
In dieſem angeführten Falle, und wenn wir es für 
nöthig finden, werden den Spezials Bau: Kaffen,, die, zur 
pollftändigen Rechnungslegung über die ganze Anfchlagss 
* Summe, erforderlihen Ausgabe: Jufififatorien.. mit der 
Aufgabe zugefertigt werden: den Betrag derſelben, als von. 
der Regierung» Haupt: Kaffe empfangen, in Einnahme und 
unter dem betreffenden AnfchlagssTitel in Ausgabe zu 
fiellen. SE TE | 
-. Die Spezial: Bau: Kaffen- Aendanten. werden dems 
nach angewiefen: für folhe Summen, die in unferm oder 
im.Auftrage unfrer Haupt-Kaſſe an Entrepreneurs durch 
fie ‚gezahlte werden, ‚auch dann die fefifiehende Tantieme 
nicht zu. liquidiyen und "einzuziehen, wenn die kontrakt⸗ 
maßige Entreprife: Summe nur einen Theil der Anfchlagss 
Summe ausmacht. Noch weniger ift eine Tantieme zu ers 
heben, wenn die ‚gezahlte Summe den ganzen Anfchlag 
umfaßt. 2 — 
In Nichtbefolgungs-Faͤllen werden, nach Legung der 
Rechnungen, die zur Ungebuͤhr erhobenen Betraͤge, mit 
Koſten von den Spezial⸗Bau⸗-Kaſſen-Rendanten wieder 
eingezogen. erden. Ä 
Gleichzeitig werden die Ban = Beamten verpflichtet, 
unalen. Heft I. 1826. K 


— 
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keine Rechnung zu atteſtiren, wenn darin eine Liquidirung 
der Tantieme für gezahlte Entrepriſe-Bau⸗Gelder vorkommt. 
Dieſe muͤſſen von der ganzen Bedarfs-Summe abgeſetzt, 
und es duͤrfen die Tantiemen nur von der auf Koſten⸗ 


Noten bezogenen Bezahlung liquidirt und verrechnet werden: 


Unſere Kontrolle ift angewieſen worden, bei Reviſton 

der Bau⸗Rechnungen hiernach aufs puͤnktlichſte zu verfahren. 
Hredlau, den 4. April 1826. 

Koͤnigl. Preuß. Negierung. 


121. 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Bromberg, bi die 
Verktilgung des Hausſchwamms betreffend. 





Bei der era einer Kirche, deren ziemlich m — 
Holzwerk vom Schwamme befallen war, hat ſich ein Mit: 
tel zur Tilgung deffelben bewährt, welches fih auch nad 
ihemifchen Prinzipien gun; zu diefem Zwecke eignet, und 
feitdens noch in mehreren Fällen mit Erfolg verfucht ift. 
Dies ift das unter den Namen Subltimat befannte 
Queckſilberſalz (Hydrargyrum muriaticum cotrosivum), 
ein Gift für alles Organifche, folglich auch für. Vegetabi— 
lien, bei deffen Anwendung es nur darauf anfommt, alle 
zur Schwammerzeugung geeignete Stellen der Gebäude 
davon durchdringen zu laffen, und fo den Keim zu neuen 
Anwüchfen des Schwammes zw zerfiören. Bei den bi 
herigen DVerfuchen ward ein Quentchen GSublimat in’ de 
flifirtem oder Regenwaſſer aufgelöft, und dan mit einem 
Pfunde frifchen Kalkwaſſers unter beftändigen Umfchätteln 
vermiſcht. Wo mit diefer Mifchung alle Theile des Holz: 
werks beftrichen und getränft wurden, ward der Schwamm 
volftändig getilgt. Wo indeffen noch einzelne Theile der 
umgebenden Fundamentalerde und ded Holzes von der Su⸗ 
blimatauflöfung nicht durchdrungen find, da kann der 
Schwamm fi Teicht wieder erzeugen. 

Es fomme alfo nur anf die forgfältige Anwendung 
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und das Beſtreichen aller Stellen, die irgend- Schwamm 
erzeugen: koͤnnen, mitder Sublimataufloͤſung an, m des 1 
Erfolges gewiß zu fein; ’ murngtt 

Da das Kalkwaſſer das: Bublimat zerſetzt, fo * 
eine Aufloͤſung deſſelben in deſtillirtem Waffer vielleicht 
noch wirkſamer ſein. Sehr noͤthig aber iſt es, zugleich fuͤr 
Entfernung Des feuchten Bauſchüttes unter den Dielen 
und für: Luftzug in der mit Schwamm befallenen Gebaͤu⸗ 
den zu ſorgen. Auch iſt es wohl zu beachten, daß das 
Sublimar; "ein gefaͤhrliches Gift für Menſchen und alle 
Thiere iſt, daß: alſo die Anwendung deffelben zur Tilgung 
des Hausſchwammes nur zuverlaͤſſigen und vorſichtigen 
Perſonen anvertraut, und das zur Aufbewahrung der 
Miſchung beſtimmt geweſene Gefaͤß zerſchlagen und’ vers 
graben werden muß, wie denn auch die Zimmer, in wel 
cheit vieles Holzwerk damit beßruchen if, nicht fogleich J 
zogen werden duͤrfen. 

Die Herren Dau⸗ Inſpektoren werden Seaufträge, in 
vorkommenden Faͤllen dad bier angegebene Mittel forgfäls 
tig anwenden zu Jaffen, und: über den Erfolg ihrer Vers 
fache und derer, von welchen fie anßerdem ——— er⸗ 
langen, anhero zu berichten. 

Bromberg, den 21. December 1825. 
KRoͤnigl. Regierung. Erfte Abtheilung. 
Se a0. 
Publifandum der Koͤnigl. Regierung zu — die 
Ziegelbedachung und das Brennen der Dachziegel 
Ba; Felddfen betreffend. 

Die — und großen Braͤnde in Staͤdten und 
auf dem Lande, welche in den legten fünf Jahren im hie⸗ 
ſigen Regierungs⸗Bezirk, vorzüglich. in den Städten Oels, 
Strehlen und Habelfchwerdt und in mehreren Kreifen.vors 
gekommen ‚find, ‚haben ‚gewiß das. Publikum belehrt: daß 
diefe Brände nur deshalb fo um Ra green und verhees 
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rend, geworden find, weil din Gebäude mie Schindeln ober 
Schoben bedeckt waren, und daß: nur in maſſiven, feuer, 
abhaltenden Dachbedeckungen, Schutz vor dem Flugfeuer 
und gegen die muͤchtige Sortpflanzung der — zu 
— iſt. 

Der Feuerſchaden, der in dem oben — Zeit⸗ 
raum an Gebaͤuden, Mobilien, Getreide und dergleichen, 
im hieſigen Rerwaltungs int: angerichtet if, iſt uner⸗ 
fetzlichh. 

Wir ſehen uns daher — die — 
den Bedachungen für Staͤdte * Land erneuert — 
anzuempfehlen. 

Obwohl die Sefannten kehmſchindeln für. Bandgebäude 
ſchon fehr ſchuͤtzend und, wegen der. geringen baaren Kor 
ſten, leicht ausfuͤhrbar, mithin ſehr zu empfehlen: ſiud; ſo 
darf doch dabei nicht unberuͤckſichtigt gelaſſen werden., daß 
ſie nur dann jene Empfehlung verdienen, wenn ſie gut und 
tauglich angefertigt werden, d. he wenn die obere, eigent⸗ 
lich das vor Regen und Naͤſſe ſchuͤtzende Dach ausma⸗ 
chende Strohſchicht ſo dick gemacht wird, daß die darunter 
liegende Lehmplatte den noͤthigen Schub erbaͤlt, und nicht 
erweicht werden kann. 

Leider iſt dies meiſt außer Acht ——*— Die, Sirohs 
ſchicht zu dünn. oder: von zu ſchlechtem Stroh gemacht, 
und fo das Lehmfchindeldach bald wieder dem DVerderben 
Preid gegeben worden. Daher mag es wahrfcheinlich rühs 
ren, daß der Landmann noch nicht mehr Vertrauen ‚zu die⸗ 
fer Art von feuerabhaftenden. Bedahungen gewonnen Hat, 

Weit vorzüglicher. find allerdings die bekannten -Zies 
geldaͤcher. Aber ihre: durchgängige Anwendung findet oft 
darin ein Haupthinderniß, daß fie zu große Koften veruss 
facht. | 

" Die Ziegeleibefiker Halten. mit den Preiſen der Dach⸗ 
ziegel aus dem Grunde, weil ein koſtbarer gewoͤlbter Ofen 
zum Brennen derſelben erforderlich ſein ſoll, noch immer 


uzu hoch. 
6 iſt daher unſere Abſicht, das Publtkum damit be⸗ 
kannt zu machen, daß es keinesweges eines“ gewolbten Zie⸗ 


⸗ 


® 
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gelofens bedärfe, um gute Dachziegeln zu brennen. Ders 
gleichen koͤnnen ſehr füglich in oben-offenen, gewnohn⸗ 
lech en Feldoͤfen gut und dauerhaft gebrannt werden, 
und es ſindet dabei weiter Fein Nachtheil ſtatt, als daß 
auf jedes Tauſend Dachziegeln etwa ein zehntheil Klafter Ä 
Dolg mehr, "als im gewoͤlbten Ofen erforderlich if. 
. Ein folder Dachziegel⸗Feld⸗Ofen wird, je nachdem er 
wenig oder· viel Schuͤrrloͤcher Haben fol, nach Erforderniß 

35—20 und mehrere Fuß Breit, nicht aber Tänger oder , 
tiefer: ald 10 Fuß, auf einem: Fundament von Felbfleinen, 
oder, wenn dergleichen nicht zu "Haben find, von -gebrantis 
ten Mauerziegein, die etwa einen Fuß über die Erde. hoch 
aufgemauert werden, errichtet. Seine Umfaſſungswaͤnde 


koͤnnen ganz allein aus getrockneten Euftziegeln, in 


Lehm gemauert, beftehen. Sie müffen drei- Auffäge bil 
den. Der. untere, 4 Fuß hohe, Auffag wird 25 Fuß; der 
mittlere eben: ſo hohe Auffag wird 2 Fuß, und der obere, 
etiva ‘3. Fuß hohe Auffag 13 Fuß ſtark gemacht, und auf 
die. beiden. entftehenden, 6 Zoll breiten, äußern’ Abſaͤtze, wer⸗ 
den hölzerne Zwingen gelegt; damit der Dfen von Feuer 
nicht: auseinander getrieben werben koͤnne. Zum Schuß 
vor heftigen Negengäffen ift e8 gut, wenn der Ofen mit 
einem leichten, auf 4 oder 8 eingegrabenen Säulen vus 
henden, Bretterdache, was 4 bis 6 Zuß über die obere 
Decke des Dfens erhaben fein muß, verfehen wird. Died 
aber nur für den Fall, wenn man das Brennen der Zies 
gein den ganzen Sommer. hindurch, oder mehrere Jahre 


lang, fortſetzen will. Sonſt fann man ſich auch blos mit 


Schirmbrettern fohügen, mie dies einem jeden Ziegelſtrei⸗ 
cher bekannt ſein wird. 

Ein ſolcher Ofen mit 3 Schuͤrrloͤchern erfordert zum 
Dan, etwa 10 Klaftern Zeldfteine zum Fundament, und 
20000 £uftziegeln zu den Umfaffungswänden; koſtet hoͤch⸗ 


. ftend 60 bis 70 Rthl., und kann von jedem Maurer, mit 


Hülfe des Ziegelftreichers, Teicht in Eurzer Zeit errichtet und, 
wenn er wandelbar werden follte, mit wenig Koften wies 
— ausgebeſſert werden. 

Die Erfahrung hat gelehrt; dag man darin hundert⸗ 


159- 


tanfende- von — breunen koͤnne, ohne daß er eines 
Neubaues beduͤrfe. 

Man pflegt in einen Ofen son ter —— Größe, 
in, die unterfien Schichten, bis über. die Höhe der Schärrs 
löcher, etwa 6oco Mauer: und oben darüber 9 bis 10000 
Slachwerfe zu fegen, und zum Brennen beider 15 bis 16 
Klafter trockenes Kiefern⸗ oder Fichtenholz, nder eine ver⸗ 
haͤltnißmaͤßige Menge Steinkohlen, zw verwenden. 
Es iſt augenfcheinlich, daß man fich, bei nicht zu ho⸗ 
hen. Brennmaterialien » Preifen, das Tauſend - Dachziegeln 
wird für fünf Thaler ſtellen Fönnen; auch wenn auf „jedes 
Tauſend zo Sgr. auf den Dfen, auf Utenfilien- und auf 
den Seicht gebauten Dach s Ziegelfehuppen — ver doch nach 
gemarhtem Gebrauch ‚immer noch Werth * — ge⸗ 
rechnet werden. 
| Um gute Dachziegeln zu erhalten, iR es alerdings 
nöthig, daß eine tangliche Lehms oder Thonart dazu vers 
wendet, und daß folche vorzüglich gut durchgearbeiter, 
oder, wenn ed die Zeit zuläßt, ein Jahr oder. einige Fahre 
lang dem Berwittern audgefegt werden. 

-. Mir wünfchen, daß diefe Andeutungen zur haͤufigern 
Anwendung der feuerabhaltenden Dachziegein Anlaß geben 
mögen; damit ruchlofe und unvorfichtige Brandftiftungen 
nicht noch größeres Unglück anrichten Fönnen, als ſchon 
geſchehen iſt. | 

Es ift beffer, wenn man ein Gebäude auf dem Lande 
in den Wänden von Holz; baut. und mit Dachziegeln deckt, 
als wenn man maflive Wände errichtet, und Stroh oder 
Schindeln zur Bedachung anmwender. 

| Breslau, den 10. November 1825. 

| Königl. Preuß. en. 


| 123. 
Pubitadım ı der KRönigl. Regierung zu Breslau, bas 
Gegen det. Defen betreffend. 


— ⸗ 


Es find in neuerer Zeit dadurch ofters Seneräbränfte 


- 


151 


herbeigeführt worden, daß die Defen in den obern Stock⸗ 
werfen entweder nicht auf Füßen fiehen, oder unter den 
Heerden derfelben Feine Höhlungen angelegt, fondern aus⸗ 
gemauert oder ausgefüllt vom Fußboden bis zum Heerde 
auf Balken und Fußböden gefegt, auch Holzwänten oder 
hölzernen Decken zu nahe gebracht, und mit feinem Vor⸗ 
- pflafter verfehen worden. find. 

Um diefen Feuergefährlichkeiten für die Folge vorzus 


“ beugen, wird hiermit Nachftehendes verordnet‘ und feſtgeſetzt: 


1) Es darf kein Ofen, welcher auf Balken und Fuß⸗ 
boden zu fiehen kommen fol, alfo Fein von der Erde- 

ausgemauertes Fundament befommt, von dem Fuß— 
boden an bis zum Heerde mit vollem Mauerwerk ver: 
feben fein, fondern es muß ein folcher entweder auf 
fleinernem Unterfage oder hölzernen Dfenfuße derger 
ftalt gefegt werden, daß zmifchen der Unterfante deö 
Dfend und dem Fußboden ein freier Spielraum von 

wenigſtens 6 Zoll Höhe enthalten ift. 

2) Können zwar als‘ Unterlage des Ofens auf deffen 
fleinernen oder hölzernen Füßen, hölzerne Zargen ans 
gewendet werden, dieſe dürfen aber nur aus einem 
Rahmen von Zoll breit beftehen, auf welchen die 
Kachelſchicht nebft Sutter aufgefegt wird, und hoͤl⸗ 
zerne Dueerfiücke oder Zungen dürfen diefe Zargen ı 
nicht enthalten, fondern es muͤſſen ſtatt derfelben 

Schienen von Eifen von Rahmſtuͤck zu Rahmſtuͤck über: 
legt, angewendet werden. 

3) Sollten Defen mit Roſten und mit Afchfällen, einge: 
richtet, gefeßt werden, fo gelten die vorftehend ad ı 
und 2 gedachten Beflimmungen. | 

4) Gegen eine hölzerne oder auch nur mit Holzwerk 
ausgedundene Wand dürfen Defen nicht geſetzt wer— 
den, wenn folche nicht wenigſtens 6 Zoll ſtark mit 
Ziegeln befleider find, und der Ofen davon wenigftend 

. einen Fuß entfernt gefiellt wird. | 

5) Seder Dfen darf nur fo hoch ‚gefeßt werden, daß - 
deifen obere Kante wenigfieng ı BA 6 Zoll von hölzers 
nen belehmten oder begipkten Decken entferne Hl. 
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6) Eiferne Rauchroͤhren der Defen dürfen niemals durch 
hölzerne oder durch mit Holzwerk ausgebundene Wände 
geleitet werden. 

Tritt der Kal etiva ein, daß eine eiferne Rauch⸗ 

roͤhre des Dfend durch eine von Holz verbundene 

Wand gezogen werden muß, wozu jedoch die befons 

dere Erlaubniß der Orts-Polizei oder Kreis» Behörde 

erforderlich ift, fo muß das Holz, durch welches die 

Möhre gelegt werden fol, ganz mit Ziegeln audges 

mauert fein, und dann darf die Roͤhre auch mur 

durch ein wenigſtens 3 Fuß ind Gevierte im Lichten 
baltendes Fach und zwar durch die Mitte deffelben 
geführt werden. 
7) Vor jedem Dfen welcher innerhalb der Zimmer, Die 
mit hölzernen Fußböden belegt find, geheigt wird, 
"muß ein Ziegel- oder Stiefens Pflafter oder eine Mes 
tallplatte vor ber Einheigöffnung von wenigftens 2 
Fuß lang und 13 Fuß breit, angebracht werden. 
8) Die vorgedachten Vorfehriften find, iin foweit fie das 
bei angewendet werden Eönnen, auch in den obern 
Stockwerken bei Anlagen der Kamine (fogenannte 
Leuchte: Kamine) und bei nicht über 2 Fuß hoben 
Feuerheerden zw beobachten, wobei noch befonders 
befiimmt wird, daß Brats oder Backöfen nicht ins 
over unterhalb der Feuerheerde in den oberu Stocks 
werfen angelegt werden dürfen. 
Dieſe Vorfchriften Haben die Maurer und Töpfer 
pünktlich zu befolgen, widrigenfallß fie bei dem erften 
Uebertretungsfall in eine Strafe von fünf Thaler 
genommen, und im Wiederholungsfall ihnen nach Bes 
finden, rückfichtlich der Beſtimmung ded Allgemeinen 
Landrechts Theil 2. Tit. 20. $. 769, die Befugniß 
zum Öemwerbetrieb abgenommen werden wird. 

Dem biefigen Koͤnigl. Polizei: Präfidio, den Herren 
Landräthen und Herren Polizei⸗Diſtrikts-Kommiſſarien, fo 
tie den Magiftgäten wird es bei eigener Vertretung zur 
Pflicht gemacht, Arche nur auf die Befolgung diefer Vor⸗ 
ſchriſt Für die Folge ein wachſames Ange halten zu laß 
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fen, ſondern auch bie Veranſtaltund zu treffen, daß dieje⸗ 
nigen Defen und andere Feuerungs-Anſtalten, welche etwa 
der gegenwärtigen Vorſchrift zuwider beſtehen ſollten, big 
ult. Auguſt d. J. nach denſelben eingerichtet werden... Ob 
bis dahin vorſtehenden Vorſchriften in den Grenzen ihres 
Verwaltungs-Bereichs völlig nachgekommen worden, dar⸗ 
über erwarten wir Anfangs September d. J. die Berichte 
des hiefigen Königl. Polizei: Prafidiums, der Herren Land» 
räthe und der Magifträte. | — | 
Breslau, den 26. Januar 1826. 
RKoͤnigl. Preuß. Negierung. 


| IX. 
Medizinal » Werfen. 
124. * 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſtli⸗ 
chen:, Unterrichts- und Medizinal⸗Angelegenheiten, an 
die medizinifchen Fakultäten ſaͤmmtlicher Koͤnigl. Univerfis 
täten, bie mediziniſchen Univerfitäts- Studien und 
Staats Prüfungen betreffend. 


—— f 


Ans dem (sub. lit, a.) anliegenden unter dem zffen 
v. M. und Jahres erlaffenen Reglement für die Staats⸗ 
Prüfungen der Medizinalz Perfonen geht näher hervor, 
welche Anforderungen nunmehr an die verfcehiedenen Klafs ' 
fen der Medizinal-Perfonen gemacht werden, wenn fie ins 
praftifche Leben treten wollen, und mit welchen Kenntnifs 
fen und Fertigkeiten audgerüftet fie bei der Staatd- Prüs 
fung erfcheinen ſollen. Da es wichtig ift, daß bie Stus 
dierenden der Heilmiffenfchaft frühzeitig die Forderungen 
erfahren, welche an fie bei den Staats-Prüfungen werden 
gemacht werden: fo beauftragt dad Minifterium die ꝛc., 
die zu ihr gehörigen Studierenden von den Vorſchriften 
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des oben, gedachten Neglementz in Kennenif zu ſetzen, und 
ihnen insdeſondere bemer, ĩlich zu machen, daß von jetzt 
an keiner, welcher. noch nicht vollſtaͤndig feine Studien 
beendigt und promovirt hat, die Zulaſſung zn den Staats⸗ 
Prüfungen als promovirser Arzt erlangen, und daß in dies 
fer. Desiehung durchaus Feine Nachficht weiter ſtatt finden 

wire. Zugleich macht das Miniſterium der .c. zur Pflicht 
bei der Anordnung und Feſtſtellung ihrer balbjährlichen 
Borlefungen auf die Beftimmungen ded mehrgedachten Re⸗ 
glements die erforderliche Nückficht zu nehmen, damit ed 
den Studierenden der medizinifchen Fakuleät niemals an 
der nöthigen Gelegenheit fehle, ſich ale die Kenntniffe und 
Fertigkeiten volftändig anzueignen, welche dereinft bei den 
Staats» Prüfungen von ihnen werden gefordert werden. 

Berlin, den 7. Januar 1826. 
— der Geiſtlichen-⸗, Unterrichts- und Medizinal⸗ 
Angelegraheiten 
v. altenßein. 


Reglement für die Staars, Prüfungen ber Mediinal— 
Perſonen. 
— Einleitung 
Da die Erfahrung gelehrt hat, daß die Staats: Prüfungen 
nach dem Reglement vom ı. Februar 1798. .dem gegenwärtigen 
Standpunkte der Wiffenfchaft und den vielfeitigen Anforderungen 
‚an die verfchledenen Klaffen des Hellperſonals nicht entfprechen, to 
‚wird, in Folge-der von des Königs Majeftät mittelſt Allerhoͤchſter 
Kabinets⸗Ordre vom 28. Juni I. J. erlaffenen Beftimmungen 
über die dem jeßigen Bedürfniffe entfprechende Klaffififation des 
Heilperſonals und über den Nachmwels feiner Qualifikation, er 
ſi io der Prüfungen hiermit Folgendes feſtgeſetz. 
| % 1 u et 
| Umfang der Staats- Prüfung. 
- Alle Präfungen, die der Staat Behufs der Erforſchung der 
Fähigkeiten zur praktiſchen Ausübung irgend eines Ziveiges des 
Ayelgen Wiſſens vornimmt, gehören zu den Staats: Prüfungeo, 


fd 
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Es find alfo — nur die od und Safuleite,Peäfungen 
— 

— $ wer 
. Bräfungs » Behörden. | 

Sʒãmmtliche ‚Staats: Prüfungen- werben entweder von der 

oberfien Prüfungs Behörde, die den Titel: „Medicinifhe 

DbersEraminations:Kommiffion“ führt, oder. von dem 

MedizinalsKollegien der Provinzen oder von befons 


ders zu ernennengden Prüfungss KRommiffionen, 
vollzogen. : | | 


‘ 


$. 
I. Die Ober — Kommiſſion 
Organiſation der Ober: Eraminationd- Kommiffion 


ſteht unmittelbar unter der Aufficht und Leitung des Minifterlums, ' 


und hat ihren Sitz in. Berlin. Ihre Mitglieder werden aus der 
vorhandenen Anzahl theoretiich und praktiſch wiſſenſchaftlich gebils 


deter Männer aus allen Ziveigen des heilkundigen Wiffens ges 


wählt, denen ein technifches Mitglied des Minifteriums als Direk⸗ 
tor vorftehbt. Zur Führung der Prüfungs: Protokolle und zur Bes 
forgung der Geld» und fonfiigen Schreidgefchäfte wird der Koms 
miffion ein Sekretair zugeordnet. 
. 4». Ä 

Die Auswahl des Perſonals der Ober, Examinations⸗Kom⸗ 
miffion hängt von dem Minifterium ob. So weit es thunlich, 
werden hlerzu Feine Univerficätsiehrer, befonders nicht folche Mits 
glieder der medizinischen Fakultät gewählt, welche an den Fakul⸗ 
tät» Prüfungen Theil nehmen. Werden ausnahmsmelfe einzelne 
Profeſſoren zu den Gefchäften der Ober: Eraminations:Kommiffion 
‚zugezogen, fo follen ihnen, ‚fo weit cs ausführbar. iſt, nur folche 
Prüfungszweige übertragen werden, über welche fie felbft keine Vor⸗ 
lefungen halten. Kein Mitglied der Ober » Eraminations : Koms 
miffion ſetzt fein Amt über ı Höchftens 2 Jahre in einem Fache der 
. Prüfung ununterbrochen fort; vielmehr wechfeln fämmtlihe Mits 
glieder von. Jahr zu Jahr in der Art ad, daß die ganze Prüfungs; 
Kommiffion in Bezug auf ihe Perfonale jedes Jahr neu zufams 
‚‚mengefeßt wird. 


* 
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’ | $. 5, Er Sie 
Präfungs- Kandidaten, welche vor dad Forum der Ober⸗ 
Eraminationd s Kommiffion gehören. | 
Den Staats s Prüfungen vor der Ober Examinations⸗Kom⸗ 
miſſion Haben fich zu unterwerfen: 
) alle promovirte Aerzte, welche die Approbation als praktiſche 
Aerzte, oder als folhe und Wundärzte zugleich, erlangen 
wollen; h 
2) alle Kandidaten der Chirurgie und Medizin, welche bie 
Approbation als Wunpärzte erfter Klaffezu erhalten wuͤnſchen; 
3) alle Pharmaceuten, Behufs der Prüfung als Apotheker 
erſter Klaſſe. | 


$. 6 er re 
Nöthige Qualififation der Prüfungs Kandidaten. 
Um die Zulaffung zur Prüfung zu erlangen, müffen _ 
a) die promovirten Aerzte nachweiſen, daß fle 
riteo promoti find, d. h. die medizinifche oder medizin, 
ſche und hirurgifche Doktorwuͤrde nad) ordentlich zuruͤck⸗ 
gelegtem vierjährigem Univerfitäts Studio, vorgängigem 
überftandenem Fakultäts; Eramen und nachfolgender oͤf⸗ 
fentlicher Vertheidigung ihrer In fateinifcher Sprache von 
ihnen ſelbſt abgefaßten Snaugural, Differtation erlangt 
haben. Aerzte, welche auf fremden Univerfitäten, die Dok⸗ 
tor⸗Wuͤrde erlangt haben, und nicht rite promoti ſind, 
muͤſſen nach Befinden und auf die dlesfallſige nähere Ber 
fiimmung des Minifterit ſich noftrifichren lafien ; 
by die Chirurgen duch Zeugniffe oder ein vorgängigee 
Tentamen darthun, daß fie . 
&) die erforderlihen Schulkenntniſſe befigen, und wenlg⸗ 
ftens fo viel Latein verftehen, um die Pharmafopoe 
- und einen leichten Autor überfeßen, und ein Nezept 
fprachrichtig niederſchreiben zu Fönnen, ferner 
A) noch bewelſen, daß [fie entweder duch drei volle 
Jahre ein geordnetes mediziniſch/chirurgiſches Stu 
dium zuruͤckgelegt, und die erforderlichen praktiſchen 
Fertigkeiten durch den oͤffentlichen Unterricht erlangt 
haben, oder wenigſtens durch zwei volle Jahre die ers 
forderlichen medizinifch » chirurgiſchen Kollegla gehört, 
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‚und eben fo lange ale Chirurgen niederer Kategorie 
im Militair oder Civil gedient haben, 

c) die Pharmacenten nachweiſen, daß fie die Apothekerkunſt 
gehörig erlernt, und entweder fünf Jahr als Gehülfe ges 
dient, oder wenigftens drei volle Jahre als Gehülfe fers 

virt, und nach vollftändiger Beendigung diefer Dienftzeit 
mindeftens durch volle zwei Semefter dem ausfchließlishen 
afademifhen Studium über Botanik, Chemie, Phyſik, 
un und — fleißig obgelegen haben. 


$. 
Admiſſion * Prüfung. 

Die Zulaffung zur Prüfung vor der Ober; Eraminations, 
Kommiffion geht von dem Minifterium aus. Jeder, der die hoͤ⸗ 
beren Staats; Prüfungen beftehen will, hat ſich daher unmittelbare 
an das Minifterium, fpäteftens bis Anfangs December jeden Jah⸗ 
res, fehriftlich, und zwar die promovirten Aerzte unter Belfügung 
von ı5 Eremiplaren ihrer Differtation und eines Abdrucks ihres Dis 
ploms, die Kandidaten der Chirurgie und Pharmacle hingegen 
unter Beifügung ihres Lebenslaufes und beglaubigter Adfchriften 
ihrer Studien s und. fonftigen Lehr; oder Dienftzeugniffe, zu wens 
den. Wird die Qualifikation des Prifungss Kandidaten zureis 
hend befunden, fo wird er zur Eröffnung der Prüfung an den 
Direktor der Ober⸗Examinations-Kommiſſion vermwiefen, der dann 
die Prüfung einleitet, und nach deren Beendigung bie Verhand⸗ 
langen daruͤber dem — ar 

’ + 6. 
———— | 

Die Prüfungen fangen alle Jahre. mit dem Mona Novem⸗ 
ber an, und dauern ununterbrochen bis zur Beendigung aller Prüs 
fungs ; Abfchnitre. für: Beet der DEREN ion übers 
wieſene Kandidaten fort. 


$. 
Beſtimmung der — Pruͤfungen. 
Dieſ⸗ Pruͤfungs⸗-Abſchnitte überhaupt find: 
'») die anatomifche: Prüfung, 
2) die. aklurglſche oder —— 
3) die kliniſch⸗mediziniſche, 
4) die Elinifch » chirurgifche, 
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g).. die pharmacentliche, Per 
6) die —— Schluß⸗Pruͤfung. 
9. 10. 
Fuͤr praktiſche Aerzte und Dundrite p mugleih. 
Was nun 
ı) die promovirten Aerzte betrifft, ſo muͤſſen dleſelben darthun, 
daß ſie nicht blos praktiſch, —* auch vollſtaͤndig ——— 
Uich gebildete Männer find. 
Sie haben daher, 
a) wenn fie die Heilkunde in ihrem ganzen Umfange ausüben, 
und die Approbation als Aerzte für innere und äußere Kuren 
_ (promovirte Medico » Chirurgen) erlangen wollen, 
die anatomifdhe, 
die Hieursifhstehnifche, 
die Flinifh:medizinifhe Prüfung, und” zwar 
letztere In latelniſcher Sprache und nach der weiter 
unten folgenden nähern Beſtimmung in einer durch⸗ 
aus wiſſenſchaftlichen Form, ferner 
die kliniſch— shirurgifche,. und endlich 
die mündlide Schluß: Prüfung, wobei nicht 
blos der praktiſche, fondern auch der gefhichtliche und 
theoretifche Theil der Kunft und Wiſſenſchaft in feinem 
ganzen Umfange. zu berückfichtigen ift, abzulegen; 


Sür bloße praftifche Aerzte 
b) wenn fie blos als ausübende Aerzte ins praktifche geben 
treten wollen, Ä 
die anatomifhe, 
die Elinifhrmedizinifge. — — der 
vorgedachten wiffenfchaftlichen Form, 
eine Elinifhschirurgifhe Prüfung, jedoch; * 
in Bezug auf die Diagnoſtik und aͤrztliche Behandlung 
chirurgiſcher Krankheitsfaͤlle mit Hinweglaſſung aller 
chirurgiſchen Technik, und 
‚die muͤndliche Schluß, Prüfung, in der fie zus 
gleich über die Theorie der chirurgiſchen Praris zu 
prüfen find, 
zu beſtehen. | | 
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. Fuͤr Bundänte def glaſe. 
3) Die Kandldaten der Medizin und Chirurgie, welche die Ap⸗ 
probatlon als Chirurgen erſter Klaſſe zu erlangen ſuch en, maſſen | 
die anatomifhe, 
die hirurgifhetehnifhe, 
die Elinifhshirurgifche, \ — 
elne kliniſchöͤmedtziniſche Pruͤfung in deutſcher 
Sprache und im einer mehr praktiſchen als wiſſenſchaft⸗ 
lichen Form, und endlich 
die muͤndliche Schluß-Pruͤfung beftehen , in wel⸗ 
‚her fie aus beiden Theilen der Heilkunde zu prüfen find, 
wobei jedoch mehr anf ihr praktiſches als theorerifches 
| Wiſſen zu ſehen ift. \ 
Für Apotheker. | e 
3) Die Pharmaceuten, welche die Approbation als Apotheker er⸗ 
ſter Klaſſe zu erhalten wuͤnſchen, muͤſſen 
die. pharmaceutiſche und 
die mändlide Schluß⸗Prufung 
zuruͤcklegen. 
Te ı Ar 
Diefe Prifungen find nach den in folgenden $. 6. iäßer 
enthaltenen Beftimmungen zu vollziehen. 


A. Die anatomifde Neäfnue. 
6. 12. 
Die anatomifche Prüfung. 

Durch diefe Prüfung foll erforſcht werden, ob der Kan⸗ 
didat die noͤthigen Kenntniſſe in der Anotomie beſitze, “ab das 
anatomiſche Meſſer in ſo weit zu fuͤhrn verſtehe, als zur Ausuͤbung 
feines ärztlichen Berufes noͤthig iſt. Jeder Kandidat hat daher 
4 Aufgaben au loͤſen; nemlich 

Wie ſie abzuhalten ſei. 
1) an einem Leichname eine Höhle des Körpers mit ihren Eins - 
geweiden in Abſicht deven Form, Lage und gegenfeitigen 

Verbindung. öffentlich, 

2) ein unter Aufficht felbft verfertigtes anatomifches Präparat, 
3) und 4) zwei andere ihm vorzalegende Präparate aus der 

Splanchriologie, Neurologie, Angiologie oder Oſteologle 

unvorbereitet oder ex tempore zu demonſtriren. 
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| Alle 4 Aufgaben werden unmittelbar vor der Demon, 

ſtration durch das Loos beftimmt. Die Neihefolge, In welcher 
der Kandidat dieſe 4 Aufgaben hinter einander abzulegen hat, bes 
ſtimmen die Prüfungs; Kommiffarien. Sie haben hierbei theils 
auf den Wunſch des Kandidaten, in fofern dies ohne Zeitverluft 
und Störung in der eingeleiteten Prüfungs: Ordnung gefcheben 
kann, theils und hauptſaͤchlich auf die Umftände und die befondern 
Erforderiiffe zu diefer Prüfung, in Bezug auf vorräthige Leichnas 
me, Präparate u. dgl. Ruͤckſicht zu nehmen. 

. 13. 
| Prüfungs: Kommiffarien. 

Zu Prüfungs Kommiffarien, in deren Gegenwart und unter 
deren fpezieller Leitung die anatomifche Prüfung,, abgelegt wird, 
werden zwei Mitglieder der Ober» Eraminations: Kommiffion bes 
fiimmt, die dem Minifterio als gute Anatomen bekannt find,. und 
welche die Anatomie ſelbſt praftifch ausüben können. 

1. 

Ueber jede Demonftration wird ein kurzes Protokoll aufge⸗ 
nommen, oder ein von den Pruͤfungs-Kommiſſarlen zu. unters 
zeichnendes und lediglich zu den Akten gehendes Zeugniß ausgeftellt, 
mit Belfügung der. Cenfur, wie der Kandidat die Aufgabe gelöfer 
hat. Die Schlußs Cenfur, ob und wie er in der anatomifchen 
Prüfung beftanden ift, geht erfi aus den einzelnen Prüfungss 
Protokollen oder Zeugntffen hervor, und wird hiernach befonders 
ausgefertigt. Kein Kandidat darf demnach wegen einer nicht bes 
ftandenen einzelnen Aufgabe fogleich abgewiefen werden. In jes 
dem Falle muß er zur Loͤſung aller 4 Aufgaben admittirt erden, 
weil erft nach mebrfeitiger Prüfung und Erforfchung der Kenntniffe 
des "Kandidaten in den verfchiedenen Ziveigen des anatomifchen 
Wiſſens ein ſicheres Reſültat ſich ziehen läßt, ob derſelbe die zur 
Ausübung feines kuͤnftigen aͤrzthichen Berufes er— 
forderlichen anatomiſchen Kenntniſſe wirklich beſitzt oder nicht. 
Sind die Pruͤfungs-Kommiſſarien nicht einig, ob der Kandidat 
für beftanden zu erklären Ift oder nicht, weil er etitiweder nur 2 Aufs 
gaben gehörig gelöfet,in den andern beiden aber gar nicht oder nur 
zum Theil beftanden ift, oder weil er auch nur in einer Aufgabe 
nicht dig zu feinem künftigen Berufe unerläßlichen anatomischen Kennt; 
niſſe oder Fertigkeiten nachgewieſen hat, ſo iſt demſelben ohne Wei⸗ 
teres 
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teres die Wiederholung einer folchen Aufgabe und eventualiter eine. 
ste, ja nach Erfordernig eine ste Aufgabe zur Loͤſung zu geben, um 
ein ficheres Urtheil fällen zu en | 
$. 15; 
Untetfchiede ber anatomifcen Prüfung: nach Veeldicen⸗ 
heit der Pruͤfungs⸗Kandidaten. 

Die anatomiſche Pruͤfung iſt fuͤr alle Pruͤfungs Kandidaten 
gleich, nur mit dem Unterſchiede, daß bei den promopirten Aerz⸗ 
ten mehr auf wiſſenſchaftliche und pathologiſch⸗ anatomiſche, bei 
den übrigen Eraminanden aber mehr auf praftifhe Kenneniffe und 
bei allen, welche einft das operative Meffer führen wollen, überdies 
noch ganz vorzüglich auf ihre anatomifchen Fertigkeiten im Präpas 
viren zu ſehen ift, fo daß hiernach nicht allein die Schluß s Cenfur 
Über die beftandene Prüfung, fondern auch ſelbſt die Zufaffung 
oder Abweifung des Kandidaten zu beftimmen Iff. 

5 . 16% ' 
Solgen des Nichtbeftehens der anatomifchen Prüfung. 

Nur derjenige, der in der anatomifchen Prüfung mit Beifall 
beftanden ift, kann zu den weiteren Prüfungs: Abfchnitten admittirt 
werden, jeder, der fie nicht beffanden, wird dem Direktor un« 
ter Einfendung der Prüfungs Verhandlungen jur eltern Veran⸗ 
laffung angezeigt, Diefer kann, wenn befondere Billigkeits⸗Ruͤck⸗ 
fihten obwalten, dem Kandidaten die Wiederholung der Prüfung 
oder einzelner Abfchnitte derfelben in feinem Beiſein erlauben, oder 
er trägt auf deflen Zuruͤckweiſung ohne Weiteres bei dem Miniftes 
io an. 


B. Die chirurgiſchtechniſche (akinrgifche) Pruͤ⸗ 
fung. 


$. 17. 
Die Grurgiſhe⸗techuiſh Pruͤfung. Worin fie beſteht. 

Dileſe Prüfung hat den Zweck, die Kenntniſſe des Kandida— 
ten in Bezug auf ſeine operativen und manuellen Fertigkeiten zu 
erforfchen. Dabei foll der gefchichtliche und wiſſenſchaftliche Theil 
der Aklurgie nicht unbeachtet gelaffen werden. Der Kandidat muß 
dbaber 
= ein ihm gegebenes akiurgifches Thema wiſſenſchaftlich bear⸗ 
beiten, die Ausatbeltung ſelbſt zu den Prüfungss Akten abs 
Ynnates. Her 1. 1826. g 
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liefern, dleſelbe in buͤndiger Kuͤrze Sffentlich vortragen, und 

die Dperation-am Kadaver nad) allen Regeln der. Kunft aus⸗ 
fuͤhren; 

2) über eine aklurgiſche Aufgabe ex teınpore differiren,, die 
Wwichtigſten Operations, Methoden angeben, den Vorzug der 
einen vor der anderii beftimmen, feine Kenntniffe in der In⸗ 
frumenten » Lehre nachweiſen, und die Operation teibf am 
Lelchname verrichten; 

3) eine Aufgabe aus der Lehre uͤber Frakturen und Luxatlonen 
ex tempore gehörig Töfen, die Handanlegung am Phantos 
me nachweifen, und den Verhand nech den Regeln der Kunft 
anlegen. 

S. 18. 
Von wem und wie ſie abzuhalten fei. 

Diefe Prüfung wird in Gegenwart und unter der fpeziellen 
Leitung zweier Prüfungs Kommiffarien, weiche dem Minifterlo 
als gute operative Wundärzte befanne find, undydte Chirurgie 
feldft praftifch ausüben, vorgenommen. Das Thema zur erften 
oder vorbereiteten Aufgabe giebt der erfte oder ältefte diefer Prüs 
fungssKommiffarien dem Kandidaten auf; er bat hierbei blog zur 
beachten, daß er fo viel als möglich das Spezielle zu vermeiden, 
und fih an das Allgemeine zu halten Habe. Nie darf ein Thema 
zu diefer Aufgabe gegeben werden, deilen Föfung fich praftifch nicht 
an dem hierzu gewählten Kadaver, was im Voraus felten oder nie 
zu beftimmen ift —) nachweiſen läßt, wie z. B. „die Exstirpatio 
tamorum cysticorum, die Sectio caesarea und dergleichen.“ 
Im Gegentheile find Themata, wie z. B. über Amputatiönen, 
über Erartitulationen, über Aneurysmen’, über örtliche oder allges 
meine Blutentziehungen, über Paracentefen, über kuͤnſtliche Ge⸗ 
ſchwuͤre u. ſ. w. zu dleſem Behufe am paſſendſten, weil einerſeits 
der Pruͤfungs-Kandidat bei ſolchen Aufgaben ein hinreichend freies 
Geld erhält, bei feiner fchriftlichen Ausarbeitung von vielfeitigen 
Sefihtspunften auszugehen und zu zeigen, daß er die ihm zu Ges 
bote ſtehenden Quellen zu benugen verftehe, andererſeits aber dem 
Pruͤfungs⸗Kandidaten noch immer verborgen bleibt, welche Operas 
tion er zu verrichten habe, d. h. welche Gliedmaße erftirpiret oder 
amputirt, an welchem Theile oder nad) welcher Methode die Opes 
ratlon des Aneurysma vollzogen, welche Paracentefe gemacht wer⸗ 
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den fol, welche Methoden, , um‘ tanſtliche Geſchwuͤre zu erzeugen 
oder Blut zu entziehen ze., er praktiſch nachzuweiſen habe; mes, 
halb andy die techniſchen Leiftungen am Kadaver, die unter einer, | 
lei Umffänden dem Kandidaten nachgelaffen. werden dürfen, erft im 
Augenblicke nach gehaltenem Vortrage über das gegebene Thema 
von den anweſenden Kommiſſarlen näher zu befiimmen find. 

Die beiden übrigen Aufgaben müffen dagegen mehr auf das 
Spezielle fich befchränfen, und anmittelbar vor dem Vortrage 
durch das Loos ausgewaͤhlt ee: 


$: 
Hinſichts der Reihefolge, 35 welcher die  Unzeimen Aufga⸗ 
ben zu loͤſen ſind, der Aufnahme des Pruͤfungs-Protokolles, der 
Votirung uͤber jeden einzelnen Pruͤfungs/ Abſchnitt und der endli⸗ 
chen Schlußbeſtimmung, ob der Kandidat als beſtanden anzuſehen 
fet oder nicht, finden ganz dieſelben Borfchriften Statt, welche in 
diefer Beziehung bereits bei Bollführung der anatomifchen Prüfung - 
(9 $ 12. und 14.) gegeben worden find. . Nur müffen die Pruͤ⸗ 
fungs/Kommiſſarlen bet Abfaffung der Schluß s Cenfur ganz vor« 
zuͤglich die nachgewieſene operative und manuelle Fertigkeit des 
Kandidaten im Auge behalten, hiernach den Grad feiner Tüchtigs / 
Felt zum künftigen operativen Heilkuͤnſtler hauptfächlic beftimmen 
und angeben, im wiefern er in diefer Beziehung das Präbikat 
„Operateur“ wirklich verdiene oder nicht. Uebrigens iſt diefe Pruͤ⸗ 
fung für alle Kandidaten, die fie abzulegen Haben, gleich, nur daß 
auch Hier wie bei der anatomifchen Prüfung von dem promovirten 
Arzte eine Höhere theorerifche Bildung, und daher eine mehr wiſſen⸗ 
ſchaftliche Bearbeitung der geaaenen Themata geforbert werden 
kann und muß, 
Folgen des Kispeheftegend ı * — 
Pruͤfung. 

Nur derjenige, der in der chirurgiſch⸗ technifchen Prüfung 
wirklich beſtanden iſt, kann die Admiffion zu den kliniſchen Pruͤ⸗ 
fungen, Behufs der zu erlangenden Approbation a eK Wun darzt, 
od er bei ausgezeichneter manueller und operativer Fertigkeit als 
Dperateur erhalten; doc fchließe das Nichtbeſtehen diefer 
Präfung den promovirten Arzt von ber Zulaffung zu den 
a Prüfungen ; wie fie bloße Aerzte . beftehen Haben, 

2 
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nit ans. (Vergleiche 8.8.35. und 40.) — bleibt es auch 
Hier dem Direktor uͤberlaſſen, dem abgewleſenen Kaudidaten bei 
ſonſt dafür ſprechenden Gründen die Wiederholung der Prüfung 
“in feinem Beiſein zu geſtatten, und uͤberhaupt wie es fuͤr dieſen 
‚Ball bei der. anatomiſchen Prüfung ($. 16.) vorgeſchtieben iſt, zu 
verfahren. 


C. * cleniſch-mediziniſche pratang 


§. 21. 
guiniſch mediziniſche Prufung. 

Diefe unterfcheidet ſich in jene für promovierte Aerzte und 

faͤr nicht promovirte Aerzte oder Chirurgen erfter Klaſſe. 
$. 22. 
Sie promopirte Aerzte. 

Die promovirten Aerzte und Mebdico s Chirurgen Gaben zwei 
(vorzugsweiſe akute) Kranke zur Behandlung im Krankenhauſe 
der Charitd unter Leitung und Auffi cht zweier ausdrücklich hierzu 

ernannten Prüfungs Konmiffarien zu übernehmen. Die Aus; 

wahl der Kranken hänge von diefen Kommiffarten ab, und. der 
Pruͤfungs⸗Kandidat felbft fieht die Kranken einen nach dem ans 
dern erft dann, wenn fie Ihm zur Behandlung übergeben werben. 
In Gegenwart, der Kommiſſarien eraminirt er die Kranken, fegt 
die Aetiologie und Diagnoſe der vorhandenen Krankheit feſt, ſtellt 
die Prognoſe, und entwirft den einzuſchlagenden Heilplan. äh: 
rend dieſes Geſchaͤftes ſucht der betreffende Prüfungs: Kommiſſarius 
durch mehrfache auf den vorliegenden Fall paſſende Fragen den Um⸗ 
fang feiner Keuntniſſe in der Pathologie, Therapie und Heilmittel⸗ 
Lehre noch näher zu erforfchen. Hierauf ſetzt der Kandidat, alles 
dleſes in einem beſonderen Zimmer des Krankenhaufes ohne fremde 
Beihuͤlfe ſchriftlich auf, und uͤbergiebt die Ausarbeitung nad): deren 
- Beendigung dem mit der Aufficht befonders beauftragten und des; 
halb in Pflihe genommenen Chirurgus oder Spital⸗Arzte Hat 
ſich der Kandidat in der Diagnoſe der Krankheit gelrrt, oder un⸗ 
zweckmaͤßige Mittel dagegen in Vorſchlag gebracht, ſo iſt er eines 
Beſſeren zu belehren und ſchuldig, dies getreu und feinen Irrthum 
fret befennend niederzufchreiden. Hat er es zu thun untetlaſſen, 
fo muß der Prüfungs: Kommiffarius dies felbft zur Seite oder un⸗ 
ter dem ——— des Kandidaten bemerken. 
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Die ausgeaͤrbeitete Kranthelts » Gefchichte ruf der Kandidat 
bel dem naͤchſten Krankenbeſuche in Gegenwart des Kommiſſarius 
and der Übrigen Prüfungs Kandidaten öffentlich vorfefen, oder 
falls die Zeit es nicht geſtattet, nach der Beſtimmung des Roms 
miflarlus, menigftens ih buͤndiger Kuͤrze vortragen. Ueber etwa⸗ 
nige entdeckte Maͤngel oder Untichtigkeiten tft er "nes Beſſern zu 
belehren, und ihm atfpugeben,, diefelben in einem anzufertlgenden 
Nachträge zu verbeffern, tichte ‚was er niedergefchrieben hat, 


and bereite vorgetragen ‘oder reviditt worden tft, darf er korrige 


een, ohne fi des Verdachts einer abſi chtlichen Verfaͤlſchung eines 


zu den Prafungs ‚Akten gehörigen Dokuments auszuſetzen. So 
faͤhrt der Kandidat fort, feinen’ Kranken täglich zweimal zu beſu⸗ 


Ken und zu behandeln und jedesmal die "gefundenen Erfcheinuns 


gen, fo wie fein Urtheil bariber’ and die Weränderängen der Mit⸗ 
tet in fein‘ kliniſches Journal einzutragen; wobei Ihm jedesmal dee 


Prüfungs; Kommiflarius_ oder in defjen Abweſenhelt der Arzt des 
Ktanktenhaufes, ſelbſt dann, wenn ihm auch bie fpegielle Leitung der 
kllntſchen Prüfungen nicht mit Übertragen iſt, zu kontrolliven hat, 
um jeden Nadtheil für den Kranken fo wie jeden Unterſchleif zu 


verhuͤten. Die Eintragung des jedesmaligen Befundes und ſeine 


Anordnungen dagegen muß der Kandidat ſtets vor der Ruͤckſprache 
mit dem Arzte des Krankenhauſes oder dem Pruͤfungs Kommiſſario 
bewerkſtelligen, und, ehe er noch eine andere Meinung gehoͤrt, 
fein Journal ſchon abgeſchloſſen haben. Die eigentlichen Pruͤ⸗ 
fungs⸗Kommiſſarien muͤſſen uͤbrigens wenigſtens drei Mal in ber 
Woche jeden Kandidaten am Krankenbette felbft prüfen, deſſen 


Krankheits⸗ Journal revidiren, und, daß dies wirklich geſchehen iſt, | 


mit Ihrer‘ Unterfchrift Im Journal —* 


$. 
Sie fol fih nicht auf die elinifcpen Kranken allein er⸗ 
| firecfen. 

Dieſe Präfung ſoll ſich Indeffen nicht allein auf die Eltnifchen 
Kranken beſchraͤnken, ſondern auch auf mehrere andere Kranke des 
Krankenhauſes erſtrecken. So oft ſich daher die Gelegenheit dazu dar⸗ 
bietet, iſt der Kandidat aufzufordern, die Diagnoſe eines ihm vorge⸗ 
zeigten Krankheitsfalles zu beſtimmen, die Prognoſe zu ſtellen und die 
Theraphie anzugeben. Das dies geſchehen iſt, und wie der Kandidat 
die ihm gegebene Aufgabe geloͤſet hat, muß jedesmal im Kranken⸗ 


* 
⸗ 
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Journale bemerkt werben, Dieſen beſondern Peülungen am Kran⸗ 
kanbette find zwar alle kliniſche Eraminanden, am häufigften und. 


‚und wiederbolteften. aber jene Kandidaten, zu unternerfen, dern 
praftifches Wiſſen noch ven — 


Erforſchung der — a der. Doſenlehre der Medt 

kamente und, der Kunſt, ezepte zu verfchreiben. - 

- Ein. ganz vorzägliches Augenmerf muͤſſen die Peifungs-Koms 
miffarten auf.die erlangten Kenntniffe des Kandidaten Ip der Dofens 
lehre der Medikamente und im Formuliren sichten, und daher waͤh⸗ 
vend der ganzen. Pröfungszelt jede. Gelegenheit benugen, ‚deflen 
Kenntniffe hierüber: zu erforfchen. . Zu demfelben Behufe ‚haben 
fich auch beide Prüfungs; Kommiſſarien an einem. beftimmten Tage 
der Woche zu vereinigen, und jedem. Kandidaten auf einem des 
ſondern Bogen, der am Schluſſe der Prufuns dem Krantheits⸗ 

Journale beizufügen iſt, 

a) einige befondere Themata zur Verſchrelbung verſch edener 
Formen von Arzneimitteln (Mirturen, Dekoften, Pillen, 
Linctus 36,) , aufzugeben, welche er fogleid und in Gegens 

wart beider ‚Kommiffarlen ſchriftlich zu beaniworten hat, 

und | 

b) mehrere Arzneimittel aufzuzeichnen, zu welchen der Kaudi 

dat die Doſenbeſtlmmung —— muß. 


$. Zi 
Gebrauch der. fateinifgen Sprache. 

| Alle Verhandlungen am Krankenbette zwiſchen den Präfungss 
Kommiffarien und dem Kandidaten gefchehen durch die ganze Dauer 
der Prüfungszeit, von Anfang bis zu Ende, in lateinif her 
Sprade; aud) muß die Krankheits⸗-Geſchichte und das ganze 
Journal in dleſer Sprache oögelaht werden. 

N 
Die kliniſch · mediziniſche — für Chirurgen 1er Klaſſe— 
Die Elinifch;mediginifche Pruͤſung für Chirurgen erfler } 
Klaſſe oder nicht promovirte Aerzte wird Im Allgemeinen. unter 
Beachtung derfelben Vorſchriften (G. 22. 23. und 24.) vorgenoms 
men. Sie unterſcheidet ſich jedoch von der Pruͤfung fuͤr promo⸗ 
virte Aerzte dadurch, daß erſtere in deutſcher Sprache abgehalten 
Runden, und mehr ryettiſcheꝛ Tendenz fein ſoll. Hler ift es hin⸗ 


o e— 
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— zu eforfgen, 0 ob bie Kandidaten weißen, tole fie im vorlle⸗ 
genden Krankheitsfalle handeln muͤſſen; ‚beim gelehrten Arzte hin⸗ 
gegen muß auch erforſcht werden ob er ie Gründe kenne und zu 
deduciren im Stande ſei, aus welchen er ſo und nicht anders han⸗ 
dein darf. Der Chirurg erſter Klaſſe leiſtet alſo Genuͤge, wenn 
er die zur Behandlung der Krankheiten erforderlichen praftifcien 
Kenntniffe nachweiſet, während. der Doctor promotus beweiſen 
muß, daß er außer diefen Kenntniffen auch die, zur horderuus der 
Vſſenſchaft noͤthige ſclentifiſche Ausbildung beſitzt. | 

5. 27. 
ẽ — Dauer der Prüfung. | 
. Die⸗ Zelt der tlimſchen Pruͤfung ſoll bei, jedem Sanditaten 14. 
Tage dauern, fie kann jedoch auch in. beſondern Fällen bie a 3 
a — werden, — 

$. 28. 

Vorſchriften über die Ertheilung der Cenſur. 

"Am Schluffe der Elinifchen Prüfung vereinigen fich beide Kom⸗ 
—8* über die dem Pruͤfungs-Kandidaten zu ertheilende Cen⸗ 
für, welche fie dergeftalt zu den Akten geben, daß fie unter der 
Krankheits Geſchichte gemeinfchaftlich bemerken, tie der Kandidat 
intheoretifcher und wie er in praftifcher Hinſicht beftans 
den iſt, und welche Schluß Eenfur. derſelbe demnach unter Beruͤck⸗ 
fihtigung felner dereinft zu erlangenden praftifhen Wirkungsfphäre 
verdient. , Fälle diefe Eenfur zum Nachtheile des Kandidaten aus, 
und wird für deffen Abweifung geſtimmt, fo muͤſſen die Gründe 
diefes Urthells kurz auseinander gefekt, und zugleich muß beſtimmt 
angegeben werden, in welchen Zweigen des ärztlichen Wiflens oder 
deren praftifchen Anwendung er zu ſchwach oder ganz unerfahren 
— worden iſt. 


$. 

- Erfolge der nicht — — 

Jedem promovirten Arzte, der in Wer meonifRlnifgen | 
Prdfung nicht beftanden iſt, wird die Zulaffung zur mündlichen 
Schlußpruſfung unbedingt, dem nicht promovirten, Medlco:Chirurs 
gen aber blos in Beziehung auf die beabfichtigte Erlangung der 
Approbation als Chirurg erfter Klaffe verfagt. Dem Direktor der 
Ober Eraminationg;Rommiffion wird jedoch nachgelaflen, dem ads 
gewiejenen Kandidaten anf deflen Geſuch,, wenn nad) den Votls 
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der Prufunge / Kommiſiarlen deſſen Gewäprung fir begrundet, 
oder ſonſt fuͤr billig zu erachten iſt, die Behandlung eines dritten 
akllnlſchen Kranken zur Erlangung einer beſſern Cenſur zu über, 
tragen. Der Direktor "muß dieſer Prilfung am Krankenbette 
dann felbft mic beiwohnen, und fein Endurthell ebenfalls mie abs 
geben. — | 
Den nicht beftanbenen Kandidaten bat der Direktor dem 
Miniſterio unter Einfendung aller Prüfungs, Verhandlungen zur 


weitern Befcheldung anzuzeigen. 


$. 30. * * 
Wie viel Individuen zugleich gepruft werden dürfen. 

Damit die Priffungs, Kommiffarien im Stande find, die 
Kandidaten und ihre Arbeiten gehörig und nach obiger Vorſchrift 
(9.9.22, und 23.) zu kontrolliren, fo duͤrfen inte mehr als hoͤchſtens 
zwoͤlf zu gleicher Zeit in der kliniſchen Prüfung begriffen fein, 
wonach alſo die Zulaffung der fih neu meldenden Kandidaten zu 
beſtimmen if. — * | oe. 
— P. Die kliniſch-chirurgiſche Prüfung. . 

I26 ;° —— 9 3 Ze N 

Die Flinifch s chirurgifche Prüfung. 
Diefer haben ſich zu unterwerfen: ir 
a) promovirte Aerzte und Wundärzte zugleich, 
“by promovirte bloße Aerzte, Br 
€) nicht promoviite Medico, Chirurgen oder Wundärzte erfter 
‘ Klaſſe. En : . . net 
e a 9 

ie fie im Allgemeinen abzuhalten ſei. | 
Jeder, er mag Arzt oder Wundarzt fein, der die kliniſch⸗ 
Hirurgiſche Priifung zu beftchen hat, muß unter Leitung und Aufficht 
zweier bejonders Hierzu ernannter Mitglieder der Prüfungs» Roms 
miſſion im Charite » Kranfenhaufe zwei Kranfe der chirurgifchen 
Abtheilung in die Behandlung nehmen, in Gegenwart der Kommife 
farien das aͤtlologiſche Verhaͤltniß der vorhandenen Krankheit, die 
Diagnoſe, Prognoſe derſelben ſo wie den Heilplan feſtſetzen; dann 
alles diefes ohne fremde Belhälfe in Form einer Krankheltsgefchichte, 
fo wle es bei Vollzlehung der kliniſch⸗mediziniſchen Prüfung ($.22.) 
vorgeſchrieben iſt, jedoch in deutſcher Sprache, ſchriftlich zuſammen⸗ 


{ 


be 165 
fielen, und mie Führung des Krankheits Journals täglich bie zum: 


Ende der Prüfungszeit fortfahren. Auch bei diefer Elinifchen Prüs 


fang muͤſſen die Kommiffarien zugleich fih von den Fähigkeiten des 
Kandidaten im der Erkenntniß und richtigen Unterfcheidung der Ges 
ſchwuͤre, Geſchwuͤlſte, Verhärtungen, Entartungen, Augenkrank⸗ 
heiten, Verrenkungen, Knochenbruͤche, Hernlen aller Art und an⸗ 
derer chlrurgiſchen Uebel, inſonderheit auch der veneriſchen Krank⸗ 
heitsformen zu uͤberzeugen ſuchen, und daher jede ſich darbietende 
Gelegenheit, an der es in einem fo großen Krankenhauſe nie 
fehlen kann, benugen,- um den Kandidaten auch über andere. ale 
die ihm zur fpeztellen Behandlung uͤbewieſenen Kranfheitsfälle am 
Kranfenbette prüfen zu Finnen. Dabei iſt von Seiten der Koms 
miffarien alles zu beobachten, was $. 23. und 24. ſchon vorgefchries 

ben iſt; jedoch bedarf. es bier des im letztern $. — Br 
ordneten. töriftligen Nachweiſes * 


$. — 
Eyeꝛete Vorſchrift bei bſen — Aeriten. 
Die promovirten Aerzte muͤſſen, in ſofern fie. blos als Aerzte 
Ins praktifche Leben treten, die Chirurgie nicht ausüben. tollen, und 
“daher auch die chirurgiſch techniſche Prüfung nicht zurückgelegt, ober 
nicht genügend (5. 20, beftanden haben, deffen ungeachtet darthun, 
daß fie die Theorie der. chieurgifhen Praxis volllommen inne has 
ben. Sie find daher fowohl in Bezug auf den therapeutifhen . 
als pathologifhen Theil der hirurgifchen Krankheiten, jedoch mit 
Weglaflung aller operativen Technik, zu prüfen. Auch foll Ihre 
Pruͤfung nicht über acht bis zehn Tage dauern, 


G. 33. 
Del Medicos Chirurgen. | 
Die promovirten und nicht promovirten Medieo Chirurgen 
muͤſſen außer ihren Kenntniffen in der Theorie der chirurgifchen 
MPraris auch nachweiſen, daß fie die zur Behandlung chlrurgi⸗ 
ſcher Krankpeitsfälle erforderliche Kunftfertigkeit befigen. Sie 
muͤſſen daher den Verband der ihnen anvertrauten Kranken 


felbft beforgen, alle Operationen, die ihnen an diefen ode andern 


Kranken während ihrer Prüfungszeit übertwiefen und ohne Nach⸗ 
theil für den Kranken überlaffen werden können, in Gegenwart 
der Prüfungs Kommiffarien feldft verrichten, und fich jeder ihnen 
aufgegebenen Handanlegung unterziehen. Ihre Pruͤfungszeit darf 


x 


Et — J 
vor dem ı4ten Tage nicht geſchloſſen werden, und bei Erthellung 
der Cenſur iſt ausdrüsklih zu bemerken, wie fie in heilwiſſen⸗ 
Thaftliher und wie fie in operativer Hinſicht beſtanden 
find, und ob ihnen in letzterer Beziehung das Prädikat „Operas 
teur“ beizulegen iſt oder nicht, 


unterſchied der Pruͤfung bei promovirten und nicht pro⸗ 
| mvovvirten Medico: Ehirurgen. 

Uebrigens unterſcheidet ſich die kliniſch, chirurgiſche Prüfung 
der promspirten und der nicht promovirten Mebdico » Chirurgen 
blos darin, daß bei erftern mehr theoretifche und. höher heilwiſſen / 
ſchaftliche Kenneniffe zu fordern find, als bei legtern. 

§. 35r 
Folgen der nicht beftandenen Prüfung. ar 

Dem bloßen Atzte, welcher In der Elinifchschirurgifchen Pra⸗ 

fung nicht beſtanden iſt, wird die Zulaſſung zur muͤndlichen Schluß⸗ 
pruͤfung unbedingt verſagt. Bei dem promovirten und nicht pro⸗ 
movirten Medico⸗ Chirurgus koͤmmt es auf bie: Entſcheidung an, 
wie fie ihre chirurgiſch⸗techniſche Prüfung zurückgelegt, und ob bei 
der Elinifch, chirurgiſchen Pruͤfung erſtere blos in operativer "und 
letztere blos in heilwiſſenſchaftlicher oder beide in beider Hinſicht 
uicht genügt haben; im erſteren Falle koͤnnen fie nur noch, Be 
hufs der Erlangung der Approbation als bloße promovirte praftis 

ſche Aerzte oder als Wundaͤrzte zweiter Klaffe, im legteren Falle 
aber gar nicht zur mündlichen Prüfung zugelaffen werden, wo fie 
dann vom Direktor zur Abweiſung bei dem Minifterio in Antrag 
zu bringen find. (Vergleiche $. $..20. und 40.) 

Uebrigens giit in Bezug auf die Abftimmung über die ers 
forfchten Fähigkelten des Kandidaten und Über die Erlaubniß, durch 
die Behandlung eines dritten Kranken die erhaltene unvortheifs 
hafte Cenſur zu verbeffern, alles das auch bier, was In diefer Hinz 

ſicht (9.9.28. 29.) bei Vollziehung der Elintjch » medizinifhen Prü⸗ 
fung vorgefchrieben ift. 


E, Die Prüfung. 
Die pharmaceutifche Bräfung rn durch 4 Kommiffarien: zu 


vollziehen. 
zur Vollziehungsdiefer Prüfung werden wenige ver 


— 
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— beſtimmt, von denen zwei In chemiſch/ phyfikalifcher 
und naturhiftorifcher Hinficht Iterarifch bewährte Männer, und 
we en gebildete. praktiiche Apotheker fein muͤſſen. 

$. 37. | 

| Und bedinnt mit einer Vorprufung. 

Die Prüfung ſelbſt beginnt mit einem Tentamen, um zu 
erforfhen, ob der, Prüfungs s Kandidat die zur Beftehung. diefer 
Prüfung erforderliche wiſſenſchaftliche Vorbildung auch wirklich be⸗ 
ſitzt. Der Kandidat muß daher im gewöhnlichen Pruͤfungs Lokale 
und. im Beiſeln wo nicht ee a zur nn Pruͤ⸗ 


Kommiffarien, — 
a) mehrere ihm RN, Stellen aus der preußifchen 
Pharmakopoe mündlich überfegen und. erläutern, dann . 
h) aus einer, Urne; eine botaniſch oder chemiſch / pharmaceu⸗ 
tiſche Aufgabe und aus, einer zweiten Urne eine Aufgabe 
30 einem ‚gerichtlich + chemiſchen Berichte ziehen, ‚die er dann 
unter ſtrenger Aufſicht, ſo daß jede fremde Huͤlfe oder 
die Benutzung von Buͤchern, Excerpten u. dgl. unmoͤglich 
lſt, ſchriftlich zu loͤſen ſuchen muß. Die Aufgaben zu 
dieſen Augarbeltungen find fo einzurichten, daß diefe mögs 
Ucherwelſe in. ſechs bis acht Stunden geliefert werden 
koͤnnen. Beim Schluffe derſelben atteſtirt der waͤhrend der 
ſchriftlichen Arbeit anweſend gebliebene Kommiſſarius oder 
die die Aufſicht führende Perſon, daß die Arbeit unter 
feiner Aufſicht und ohne Huͤlfe vollendet worden ſei. 
Hierauf wird das Manufcript von den Prüfungs, Koms 
miffarten eingefehen, und die Cenſur, ſowohl über die fchrifts 
liche Arbeit, als auch Aber die erforſchten Kenntniſſe des 
Kandidaten * der . ‚beigefegt. 


$. 
Aufgaben für die Pruung fetsn und was dabei zu 
beobachten. 
Iſtt diefe Borpräfung genügend ausgefallen, fo erhält ber 
Kandidat 
1) zwei Themata pharmaceutica * befonders aus ber analys 
tifchen Chemie zur fchriftlichen Ausarbeitung in feiner Be⸗ 
Haufung, wobel er machweljen foll, daB er eine höhere. 
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| wiſſenſchaſtlich e chemiſche Ausbildung genoffen höbe und die 


ihm zu ſolchen Arbeiten noͤthigen Halfsquellen zu benutzen 


verſtehe. Die Themata werden von den beiden erſten 
Pruͤfungs⸗Kommiſſarien gegeben. Dieſe gelleferten Aus⸗ 
arbeitungen cirkuliren fodann unter den Mitgliedern der 


pyharmaceutiſchen Ptuͤfungs⸗Kommiſſſen zur ſchriftlichen 


Begutachtung. Waͤhrend deſſen Muß der’ Kandidat Des 
hufs des ochweiſes feiner praktiſchen Kenntniſſe und 
Fertigkeiten. 


zwel durch das done au beſtimmende Aufgaben * 


chemlſch/ pharmacentifhe Präparate, unter ſpezieller Auf⸗ 
ſicht eines pharmaceutiſchen Mitgliedes der Kommiſſion in 
der Konigl. Hofapotheke oder in eitlem fonft hlerzu au be⸗ 


KA ftimmenden Laborarsris, anfertigen. “ 


Bei der Feftftellung Biefer Aufgaben bat die Prüfuriges 


| Kommiſſion darauf zu Al daß ihre eoſung längftens in 


acht Tagen beendigt fein ann 


Wahrend Berfelben Zeit Hat ferner der Kandidat | 
3) entweder ein natürliches Gemifh, weiches jedoch feinen 


Beſtandtheilen nach bekannt ift, wie z. B. Minetalmaffer, 
oder eine kuͤnſtllche zu blefem beſondern Zwecke zuſammen⸗ 
geſetzte Miſchung (Gas Verbindungen, Metallleglrungen x, 
unter fhriftlicher Angabe‘ der beobachteten Methode, fo wie 
der Ergebniffe der Unterfuhung, chemiſch zu zerglledern, 
desgleichen auch 


4) in gerichtlich; chemlſcher Hinſicht, ebenfalls unter ſchriftlicher 


Angabe der eingeſchlagenen Methode und des erhaltenen Res 
fultats, die chemifche Unterfuchung eines abſichtlich vergiftes 
ten Thiermagens, oder vergifteter Spelſen und Getränfe 
vorzunehmen, oder eine andere gerichtfiche oder poltzeilichs 
chemiſche Aufgabe gehörig zu loͤſen. 

Dei -diefen beiden letzteren Aufgaben, die abwechſelnd 
ebenfalls von den beiden erſten Kommiſſarien zu geben ſind, 


iſt zu bemerken, daß ſowohl der Zweck der gerichtlich sches 


miſchen Linterfuchung als der Name des zur Analyfe. übers 


gebenen natürlichen Gemiſches, oder das Rezept zu der kuͤnſt— 


lichen Miſchung auf einem beſonderen Blatte aufgezeichnet 
fein, und letzteres vor dem Anfange der chemiſchen Ars 


‚13 


beit des Kandidaten verſlegelt dem Direlur elngehandigt 
werden muß. 


$. 39. 


Wie während der praktiſchen Arbeiten des Kandidaten. und. 
am Schluffe derfelben zu verfahren fei. 


Mährend diefer Arbeiten, zu denen fich der Kandidat Indem 
dazu beftimmten Eaboratorio nur in den: befonders dazu feſtgeſetz⸗ 
ten Stunden einfinden,. darf, führen die übrigen Mitglieder der 
Kommiffion täglich und zwar abmechfelnd die Mitaufſicht über - 
die praktiſchen Arbeiten des. Kandidaten. Daß dies geſchehen fet, 
bezeugen ſie durch Ihre Namensunterſchrift im Prüfungs Sonrnale, 
worin die tägliche Arbeit verzeichnet wird. - Gegen das Ende der 
praftifchen Prüfungszeit vereinigen ſich ſaͤmmtliche Mitglieder uns 
ter dem Zutritt des Direktors zur Einficht und Beurtheilung der von 
dem Kandidaten gelieferten ſowohl fchriftlichen als chemifch pharmas 
ceutifchen Arbeitens in Gegenwart der: Kommiffion muß er auch 


a) einige ſchwer zu bereitende Arznelformeln, wovon die 
Vorfchriften ebenfalls aus einer Urne zu ziehen fi find! , ©x 
a bereiten, und 


b) einige Ihm vorzulegende feifche oder getrocknete officinelle 
- Pflanzen vollftändig demonftriren, aus einer Neihe von, 
Roharznelen wenigftens 10 nach Ihren Abflammungen, Vers 
fälfhungen und Anmendungen. zu Arzneipräparaten erläus 
tern, mehrere ihm vorzuzeigende chemifche Präparate benens 
nen, deren Beftandtheile, Bereitungs« Methoden, Verfäls 
ſchungen oder Verunreinigungen, Präfung und Aufbewab- 
rung ꝛe. angeben. 


Hilernaͤchſt wird das Reſultat der chemiſchen vom Kandidaten 
gelteferten Analyfen vorgelefen, und mit dem Inhalte des dem 
Direktor früher übergebenen verfiegelten, nunmehr zu erbrechenden 
Blattes verglichen, worauf nad) Maaßgabe des Befundes aller 
diefer Prüfungs » Abtheilungen uͤber die Qualifikation des Kandi⸗ 
daten votirt, und derfelbe hiernach entweder zur mündlichen Schluß: 
Ptuͤfung admittirt, oder bei dem Minifterio unter Angabe der 
Gruͤnde ($. 28.) zur Abweifung In Antrag gebracht wird, 


+ 274 

ur F. N muͤndliche Saluß⸗Praͤfuug. 
$ 40, 

er zu derſelben admittirt werden ah 


Mur derjenige, welcher die vorhergehenden Peifungs Abs 
ſchnitte mit Beifall zurückgelegt hat, die für diejenige Kläffe der Me; 
dizinal s Perfonen, in welche er zu treten Willens ift, vorgefchrieben 
find, kann zu diefer Prüfung, welche den Schluß der ganzen bb 
bern Staats, Prüfung macht, zugelaffen werden. Doc fönnen 
auch die Admilfion hiezu erlangen 
1) jene promovirten Medico-Chirurgen, die: in der qirurgiſch⸗ 
techniſchen oder in der kliniſch/chlrurgiſchen Prüfung nicht 
die fuͤr praktiſche Wundaͤrzte und Operateurs erforderlicht 
Kunſtfertigkeit nachgewieſen, aber doch in heilwiſſenſchaftll⸗ 
cher Hinſicht beſtanden und wenigſtens bewieſen haben, daß 
fie chirurgiſche Krankheitsfaͤlle in pathologiſcher und thera⸗ 
peutiſcher Hinſicht richtig zu beurtheilen im Stande find, 
Behufs ihrer noch moͤglichen Approbation als 
bloße praktiſche Aerzte; $. 20. und 35.) 
2) jene nicht promovirten Medico⸗Chirurgen oder Wundaͤrzte 
‘ erfter Klaffe, welche in der Flinifch - medizinifchen oder in 
der Elinifch » chlrurgifchen oder in beiden Prüfungen nicht die 
zur Behandlung Innerer Krankheiten, und die zur Ausübung 
der hoͤhern operativen Chirurgie erforderlichen hellwiſſen⸗ 
ſchaftlichen Kenntniſſe ‚ aber doch hinteichende Kunſtfertig⸗ 
£eiten nachgewviefen haben, um menigftens. die Approba⸗ 
tion als Chirurgen zweiter Klaffe erlangen 
zu können. ($. 29. und 35.) 


Nachweis über die Kenntniß der Schugpoden Impfung. 
Alle Aerzte und Wundaͤrzte muͤſſen uͤberdies, ehe ſie zur 
muͤndlichen Pruͤfung admittirt werden koͤnnen, noch nachweiſen, 
daß ſie den Verlauf der Schutzpocken in allen ihren Stadien beob⸗ 
achtet und mehrere a felbft geimpft Haben. 


41. 
er —* noͤthigen Eigenfchaften 
und Auswahl. 
Zut Vollzlehung dieſer Prufuns werden acht Mitglieder 
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aus dem Perfonale der Ober; Eraminatlons:Kommifflon Insbefons 

. dere beauftragt, die nach einer beftimmten Neihefolge unter einan⸗ 
der abwechſelnd zu den einzelnen Prüfungen zugezogen werden. 
Jeder von ihnen muß die Fähigkeit befigen, jeden Kandidaten, er 
fel Arzt, Wundarzt oder Pharmaceut, feiner künftigen Wirkungss 
fphäre entfprechend eraminiren zu Eönnen. Es werden alfo nur 
vielfeitig ausgebildete und wiffenfchaftlich = praftifche Maͤnner Hierzu 
erwählt, nnd es foll Hierbei darauf gefehen werden, daß zwei ders 
felben vorzüglich in medtzinifchspraftifcher, zwei in chlrurgiſch⸗prak⸗ 
tifcher, zwei in mediziniſch/⸗ theoretifcher und zwei in naturhiſtori⸗ 
ſcher Hinſicht ausgezeichnete, wiſſenſchaftlich gebildete Männer find. 
Ihnen werden noch, zwei wifienfchaftlich gebildete praktiſche Apos 
theker, Behufs der pharmaceutifhen Prüfung ingeotbnet, arzt. 
$. er ) 

42. 


$. 
Alfgemeiner Zwerf der mündlichen Yeifäng. © 
Der Zweck der mündlihen Prüfung. überhaupt · ift die 
nähere Erforfchung der -anatomifch = phyfiologifch » pathologifchen, 
therapentifchen, pharmakologifchen,, phyſikaliſchen, chemiſchen und 
naturhiſtoriſchen Kenntniſſe des Kandidaten, in ſo welt er ſolche 
zur Ausäbung feines kuͤnftigen aͤrztlichen Berufes bedarf. Zugleich 
fol fie auch eine Kontrolle der vorhergehenden Pruͤfungs⸗Abſchnitte 
fein; doch iſt ihre Vollziehung nad) Verſchiedenheit des Prüfungs 
Kandidaten verfchteden. 
ihre Berfchiedenpeit nach dem verfchiedenen Klaffen der 

Medizinal⸗Perſonen. 
1) Bel den promovirten Aerzten und Medico: Chirurgen if Ä 
-außerdem, daß: fie ebenfalls über die Hülfswiffenfchaften, 
wie Phyſik, Chemie, Naturgeſchichte ꝛe. geprüft werden 
follen, auch das höher Wiſſenſchaftliche, was die verfchiedes 
nen Theorien und das Geſchichtliche des Gegenftandes bes 
trifft, mit zu beräckfihtigen. Wollen fie blos als praftifche 
Aerzte die Approbation erhalten, fo find fie Hinſichts der 
* Chirurgie bios über die Pathologie chirurgifcher Krankheiten 
ı und die Theorie der chirurgifchen Praris zu präfen; wollen 
fie aber die Approbation als Wundärzte oder Operateurs zu: 
gleich erlangen, fo kann ſich ihre Prüfung auch Über die chf 

surgifche en felbft mit erſtrecken. 


" . J 4 


176 — | 

2) Bet den nicht promovirten DiedicosChirurgen oder Wunds 
Ärzten erfter Klafie muß die Prüfung ſich mehr innerhalb 
der Sphäre der. praftifhen Ausübung der Medizin und 
Chirurgie halten; doc muß der: Kandidat bie Gründe 
feines Handels richtig angeben Eönnen, 

3) Bel den Apothekern muß, die Prüfung auf die Erforſchung 
der hoͤhern chemifchen, phyſtkallſchen und naturhiſtoriſchen 
Kenntniſſe des Kandidaten gerichtet, und derſelbe zuglelch 
uͤber Geſetzkunde ‚, über die Gifte und deren Ermittelung in 
Speljen und Getränken, den Contentis | des Masen⸗ 

daran Verſtorbener ꝛe. — werden. 


$. 

Zahl. der Mitglieder bei. — beſondern Pruͤfung. 

Zur Prüfung der promovirten Medico⸗Chirurgen (Aerzte 
für Innere und ‚äußere Kuren) find fünf Mitglieder der Kom 
miſſion, zue Prüfung für bloße praftifche Aerzte, fo wie zur 
Prüfung für Chirurgen erfter Klaffe, deren vier, und zur Pruͤ⸗ 
fung für Apotheker. höhern Grades unter gleichzeitiger Zuziehung 
zmweter praftifcher Apotheker ($. 41.) als Affefforen noch zwei 
Mitglieder der Kommiffion beizuziehen, 

Außerdem ſteht es dem Direktor frei, bei jedem Pruͤfungs⸗ 
Akte felbft mie zu prüfen. Er ſoll dies aber hauptſaͤchlich dann 
zu thun nicht unterlaſſen, wenn die Kenntniſſe des Kandidaten in 
irgend einem Zweige des heilkundigen Wiſſens noch zweifelhaft ers 
ſcheinen, weil fie entweder. vom Eraminanden, noch nicht gehörig 
nachgewieſen, oder noch nicht — erforſcht worden ſind. 


Sefimmung der Zahl der Re "einmal zu Prufenden und 
der Dauer der Pruͤfungszeit. 

Nie duͤrfen mehr als drei Kandidaten und immer nur 
gleichzeitig ſolche, die ſich für. dieſelbe Klaſſe der Medizinal-Per⸗ 
ſonen beſtimmen, zu einem und demſelben Pruͤfungs-Termine zu 
gelaſſen werden. Die Pruͤfungszeit für jeden Examinator wird 
dann auf FZ Stunden feſtgeſetzt, ‚Kein Mitglied iſt befugt, die 
ihm ausgefegte Prüfungszeit zu verlängern, oder willkuͤhrlich abs 
zufürzen, und der Direktor hat darüber zu wachen, daß. Eeines 
von beiden geſchehe. 


„S. 4. 
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4 
Heflmmung: bes Prüfungs Termins, und wer dabei etz. 
ſcheinen fol. 

Der Termin zur Pruͤfung iſt von dem Direktor zu beſtim⸗ 
men, und die betreffenden Mitglleder werden, unter Beifuͤgung 
der Pruͤfungs⸗Verhandlungen über die vom Kandidaten ſchon 
beſtandenen einzelnen Prüfungs» Abfhnitte,: dazu eingeladen, 
Außer den beſtimmten en werden von Zeit zu Zeit die 
Mitglieder der Medizinals Abtheilung des Minifteriums dabei ers 
ſcheinen, fo wie es auch den Generals &taabs  Aerzten uͤberlaſſen 
bleist, bei jeder Prüfung der Milltairs Aerzte gegenwärtig zu 
fein, und fi von der Qualigkation des Prüfungs s Kandidaten 
ſelbſt näher zu Überzeugen; doch haben fie beiderfeits, falls fie nicht 
etwa felbft zu. Eraminatoren ernannt fi — über den Erfolg der 
Präfung keine Stimme. | 

| 5. 46. | 
Kein Eraminator darf ſich vor Beendigung der Průfung 
entfernen. 

Die Feierlichkeit und Wichtigkeit dieſer Pruͤfung erfordert, 
daß die Examinatoren und der Direktor vom Aufange bis zu Ende 
des Examens gegenwaͤrtig ſind. Weſſen amtliche oder außeramt⸗ 
liche Geſchaͤfte es nicht zulaſſen, „fo viel Zeit als erfordert wird, auf 
diefen Prüfungs; Aft zu verwenden, legt feine Stelle als Eramis 
nator nieder. | | 


9. 47. 

Wie die Prüfung zu protokolliren ſei. Le 
Während der Prüfung find alle Gegenftände, über ** 
der Kandidat gepruͤft wird, mit kurzer Bemerkung, ob er ſie genuͤ⸗ 
gend oder ungenuͤgend geloͤſt oder ganz unwiſſend in denſelben ſich 
gezeigt hat, zu protokolliren. Werden mehrere- Kandidaten in eis 
nem und demjelben Termine geprüft, fo muß über * ein beſon⸗ 

deres Protokoll aufgenommen — 


Se. 
Was nach Beendigung ser Yrüfung zu thun ift. 
Wie die Cenſur über die mändfiche Prüfung und die Schlußs 
Eenfur über alle Prüfungs » Abfchnitte zu beſtimmen fet. 
Nach Beendigung der Prüfung entfernen fich die Prüfungs; 
Kandidaten und alle Anweſenden, die nicht unmittelbar zur Kommiſ⸗ 
Yonılın. ven 1. 1820. M 


— 
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fion ſelbſt gehören, mit — RES der etwa gegentärti 
gen Generals Stande = Aerzte. oder Mitglieder der Medizinal Ab⸗ 
theilung des Meinifterli, welche auch. Zeugen des nunmehr folgen 
den Aftes fein können. Jeder Eraminator giebt nun, nach der 
weiter unten ($. 90.). folgenden: Beftimmung fein Worum uͤder die 
Dualififation des. Kandidaten- fhriftlic ab, und nach der Plura⸗ 
litaͤt der Stimmen wird die Eenfur für die mändliche Pt 
fung feftgefegt, und dieſelbe im Prüfungs Protokolle nachgetra⸗ 
gen. Bet gleichen Stimmen entſcheidet der Vorfigende. Iſt nun 
der Prüfungs» Kandidat nady der Ihm zu Theil’ gewordenen Een 
fur als beftanden anzuſehen, fo wird unter Berückfichtigung und 
genauer Erwägung der früher erhaltenen Cenſuren über die ſchon 
beftandenen fpeziellen Prüfungen, deren Protokolle und fonftigen 
Aktenſtuͤcke zur wiederholten Einfiht für die Prüfungs, Kommifa 
rien vorliegen, die Schluß: Cenfur als Reſultat aller Pr 
fungen beftimmt, diefelbe gleichfalls am Eude des Prüfungs: 
Protokolls bemerkt und das Aftenftäck felbft, - welches von dem 
Direktor und allen anweſenden Mitgliedern zu unterzeichnen ift, mit 
dem Bemerfen, in welchen Theilen der Wiffenfchaft der Kandidat mehr 
oder minder ausgezeichnete Kenntniffe nachgeriefen habe, und mit 
dem Antrage an das Minifterfim, dem Geprüften hlernach die An 
probation auszufertigen, gefchloffen., Die Schluß Cenſut, welde 
alle dem Kandidaten zu Theil gewordene einzelne Cenfuren in ſich 


‚ begräift, und das allgemeine Urtheil über die Kenntniffe des Kat 


didaten ausfpricht, Fann daher für denfelben bald mehr. bald mins 
der günftig, als die Eenfur über die mündliche Prüfung aleln, 
ausfallen: Iſt der Kandidat zugleich Behufs der chlrurgiſchen 
Praxis geprüft worden, fo muß die Schluß; Cenfur überdies noch 
die Beſtimmung enthalten, ob er blos als Wundarzt zü appto⸗ 


biren ſei, oder ihm das. ‚Prädikat Operateur erthellt werden 
koͤnne. 


— 


Wie endlich bei dem nicht beſtandenen Kandidaten zu ver 
| fahren fei. 
Iſt indeffen der Kandidat in der mändligen Pruͤfans 


nicht beſtanden und folglich zur Abweiſung in An⸗ 


trag zu bringen, ſo muͤſſen die Gruͤnde dieſes urtheils fur 
angegeben, und. zugleich muß beftunmt ausgeſprochen werden, 1 


— 
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weichen Zweigen des lichen — er fuͤr die Approbation zu 
ſchwach oder unerfahren befunden worden ſei. Dieſem Ausſpruche 
iſt auch die gutachtliche Meinung beijufuͤgen, binnen welcher Friſt 
ven Kandidaten die Wiederholung: der. Prüfung zuzuſtehen fein 
dürfte, ob und welche. Obliegenheiten: er vorher nuch zu erfuͤllen, 
ob er noch einzelne Studien zuruͤckzulegen, Zeugniffe Hierüber beis 
zubringen, einzelne Prüfungss Abfchnitte vorher noch zu wieder⸗ 
holen oder was er ſouſt noch zu lelften haben werde, ehe er vr einer! 
erneuerten RE Prüfung wieder: waufofen J 2 >“ 

a — 2 
II. Den Medizinal⸗ Kollegien in den Provinzen. 
Beſtimmung der Medizinal⸗Perſonen, deren Prüfung durch; 
die -Medizinals Kollegien vollzogen wirrd. 
fiegt die Prüfung berjenigen ärztlichen: — ob, — 
Approbation 
a) als Ehieurgen Wweiter Alaſe, — 
b) ats. Geburtshelfee 
ec) als Apotheker ‚zweiter Kaffe, 
- d) als forenfijche Wundaͤrzte, 
e) als Zahnärzte, De 
— sollen. BE: = 
$. go, .3 4 
Die Kandidaten muͤſſen fih bei den — Regie⸗ 
rungen unter Einſendung der noͤthigen Belaͤge zur 
Pruͤfung melden. 

Die Zulaſſung zu jeder dieſer Prüfung geht von den betref⸗ 
fenden Regierungen oder dem biefigen Polizei »Präfidio und nur 
ausnahmsweiſe vom Miniſterlum direkte aus. Der Pruͤfungs⸗ 
Kandidat muß ſich daher unmittelbar an diejenige Regierung wen⸗ 
den, im deren Departement er fich zu etabliren wůnſcht, Bu zur 
Zeit aufhält. Seinem Geſuche bat er 

a) ein vollftändiges felbft abgefaßtes Carricalum. vitae, 

| welches zugleich die Verſicherung des Kandidaten an Eides 

ſtatt, „daß er ſich zu der jetzt nachgeſuchten Pruͤfung fruͤher 

bei feiner andern Prüfungs; Behörde gemeldet babe,“ oder 

die Anzeige enthalten muß, daß er in der. Prüfung früher 
M2— 
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nicht befanden, und unter welchen Bedingungen ihm vom 
‚Mintfterio geſtattet worden fei, fich. wieder zu melden, 
b die Zeugniffeiäber feine ſchulwiſſenſchaftliche Ausbildung, 
: fittliche Führung, etwanige Lehr⸗ Servir⸗ und Dienſtzelt oder 
genoſſenen Unterricht auf. den verſchiedenen chirurgiſchen, ‚ges 
burtshuͤlflichen und pharmaceutiſchen Anſtalten, 
0) aauch von dem Allen eine Abſchrift 
beizulegen. Die Regierung wird hiernach die Aualifikatlon des 
Pruͤfungs⸗Kandidaten genau unterſuchen, und, wenn dieſelbe 
zureichend befunden wird, das Medizinal⸗Kollegium der Provinz 
brevi manu und unter Belfügung fammtlicher Beilagen um 
Veranlaſſung der Prauͤfuug erſuchen. Sollte das Medizinal⸗Kol⸗ 
leglum uͤber die Zalaſſung des Kandidaten zur Pruͤfung noch ein 
Bedenken haben, ſohat daſſelbe hleruͤber mis der betreffenden Re⸗ 
gierung gu kommunteiren; wo nicht, ſo iſt der Pruͤfungs/Kandi⸗ 
dat mittelſt einer an ihn zu erlaſſenden Verfügung zur Prüfung 
vorzuladen und zugleich zu beſtimmen, wo er fidy: perſonlich zu 
melden, und die 0 ie wiegen: Habe.:: 


— 
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Noͤthige Qualifikations⸗ BR zur — 
a) der Wundaͤrzte. 

Der Nachweis der Qualifikation, welcher. von dem‘ Ps 
fungs » Kandidaten zw fordern, iſt nach Derfihiedenheit des Tas 
ches, dem er fich ‚gewidmet, und 0m Renfons, die ar beſtehen 
nachſucht, verfchiedens:.: u; 

» Um zue Präfung ee: Bundart BET Kaffe | 
Zugelaſſen zu wethen / muß der Kandidat ſich rn 
daß er 

— entweder die. ehemals nad dem Werhnat⸗ Ebitte von 
ot an — vorgeſchriebenen Lehr; uud Seruier Jahre zůtac 
„gelegt, Oder. cn 
"b als Wundaryt unterer Kategorie, ka 2, Mal wenigſten⸗ 
drrei Jahre lang gedient, oder 
) die einem Wundarzte noͤthigen Kenutſhe und Feriigkei⸗ 
ten durch den ordnungsmäßigen Beſuch der ‚Öffentlichen Uns 
terrichtss Anftalten ‚erlangt babe. 
In legterer Beziehung muß der Kandidat fi ch aus 
weiſen, daß er einen vollftändigen Lehr» Kurfus an einer 


* 


ıßı 


inlandiſchen Chirurgen, Schule mit Erfolg zurückgelegt bat; 
kann er ach "dies nicht, fo muß er wenigſtens Zeugniffe 
über gehörte Vorlefungen anderer Lehr » Anftalten beibrins 
gen, unter denen die über Bandagen, und Inſtrumenten⸗ 
Lehre, über Frakturen und Lurationen, über den Cursus 
operationum und über hirurgifche Klinik nicht fehlen 
dürfen, und zugleich muß er nachweiſen, baß er bie Klinik nicht‘, 
nur als Auskultant, fonbern wirklich als Praktikant frequens 
eiet, daß er Anatomie getrieben und an den Operationds 
Uebungen am Kadaver und Phantome Theil genommen babe. 
Nur wenn er eine wenigſtens einjährige Dienftleiftung im 
Eivif oder. Militair nachweiſet, kann ‚über den Mangel 
des. einen oder des andern ‚vorgedachten Erforderniſſes 
binweggegangen und der Kandidat zur Prüfung zugelaffen 
werden. , ; 
v ) Der Geburtshelfer. ' 
2) Um zur, Prüfung als Geburtshelfer zugelaflen zu 
werden, muß. der Prüfungs Kandidat nachweiſen, daß er 
a) fhoizu der einen oder andern Klaffe des Hellperfonals als 
Arzt oder Wundarzt gehöre, Und die Approbation erhalten, 
oder wenigſtens mit Erfolg die diesfallfige Prüfung bes 
fanden habe und die Approbation erwarten koͤnne, und 
b) einen vollftändigen Kurfus der Geburtshuͤlfe zurückgelegt, 
und wenigfteng 2 Geburten felbft gehoben habe. 
E c) Der Apotheker. | a 
3) Um zur Prüfung aus der Pharmacie Behufs der Er 
langung des Faͤhigkeits-Zeugnlſſes zum Apotheker zweiter 
Rlaſſe oder kleiner Städte die Admiſſion zu erlangen, muß 
. der Kandidat hinfichtlich feiner Lehr⸗, Servir⸗ und Studlens 
Jahre diefelben Bedingungen erfünt haben, ‚die $..6. sub. 
für die Apotheker erſter Klaffe vorgeſchrleben worden. 
d) Der forenfifhen Wundärzte. I 
) Zur Pruͤfung als foren fiſcher Wundarzt koͤnnen 
nie Chirurgen erſter Klaſſe oder diejenigen Wundärzte, wel⸗ 
che die. hoͤhern chirurgiſchen Staats Prüfungen beftanden, 
und die Approbation als Wundärzte großer Städte erhalten 
baden, dann admittirt werden, wenn fie zuvor noch die ges 
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burtshuͤlfliche Prüfung zuruͤckgelegt haben, ‚und zugleich ein 
Zeugniß beibringen können, ein Kollegium über Staats; 
Arznelkunde oder wenigſtens über gerichtliche Medizin gehört 
zu haben. Eben fo darf nn — 
WE e) der Zahnärzte 2 
5) zur Prüfung als Zahnarzt Niemand mehr zugelaffen 
‚werden, der nicht entweder ſchon Arzt oder Wundarzt iſt, 
und zugleich den nöthigen Nachweis über die erlangten, eis 
nem Zahnarzte inshefondere nöthigen technifchen und mechas 
niſchen Fertigkeiten.beizubringen vermag, oder der, wenn er 
nicht Arzt oder Wundarzt iſt, außer diefem Nachweiſe nicht 
wenigſtens noch Zeughiffe über den fleißigen Beſuch der Vor⸗ 
lefungen über Anatomie, allgemeine und. fpezielle Chirurgie, 
x Operationslehre, Arzneimittellehre und chirurgiſche Klinik 
beibringen kann. 


" §. 52 
Zweck diefer Prüfungen im Allgemeinen. | 

Alle Prüfungen, welche wor die Medizinal⸗ Kollegien gebb: 
rei, bezwecken vorzüglich die Erforfhung derjenigen praftifchen 
Sertigfeiten des Prüfungs Kandidaten, die zur Ausübung feines 
eünftigen ärztlichen Gefchäfts erforderlich find. Die Pröfung muß 
daher im Allgemeinen eine mehr praftifche als wiffenfchaftliche Ten, 
denz haben, und ſich hauptſaͤchlich über jene einzelnen Theile der 
Ipegiellen Doktrin erftrecken, welche im Arztlichepraktifchen Leben in 
der fünftigen Wirkungsfphäre des Kandidaten am häufigften einen 
Gegenſtand feines Handels ausmachen. 


Von der Prüfungder Wundärzte zweiter Klaffe. 


— u 8. 53. 
Die wundaͤrztliche Pruͤfung wird in 4 Pruͤfungs⸗Terminen 
| | vollzogen, BApE" Ga 
Die Prüfung für Wundärzte zweiter, Klaſſe geſchieht In vier 
beſondern Pröfungss Terminen. Alle vier Termine können fügs 
lich in vier nacheinander folgenden Tagen, abgehalten werben, und 
Aue längfteng binnen. acht, hoͤchſtens vierzehn Tagen beens 
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Schriftliche Pruͤfung. Der 
Im erften. Termine werden dem Kandidaten zur ſchriftlichen 
Beantwortung, unter Verhuͤtung der Moͤglichkeit, ſich fremder 
Huͤlfsmittel zu. bedienen, drei Aufgaben vorgelegt, die er ſich 
felbft unter einer. Anzahl von mindeſtens dreißig aus einer. Urne 
gezogen hat. - Diele Aufgaben betreffen vorzüglich allgemeine Ser 
genftände der Phnfiolezie, Materia medica et chirurgica, Res 
zeptirfunde, Wiederbelebungsverfuche bei Scheintodten, Huͤlfs leiſtun⸗ 
gen bet vom tollen Hunde gebiſſenen, vergifteten, In plögliche Lebens; 
gefahr gerathenen Perfonen, vorläufige Anordnungen. beim Aus 
bruche von Epidemien u. f. w. 5 i 
. Die fertigen Arbeiten werben ſaͤmmtlichen Eraminatoren zur 
Beurtheilang vorgelegt, von ihnen cenfirt und unterfchrieben. 


se SI | 
Anatomifche und . hirurgifche Prüfung. 
Im zweiten Termine fol der Kandidät über feine anatos 
mifhen und chirurgiſchen Kenntniffe und Fertigkeiten durch 
. Demonftration und Handanlegung entweder an Leichnamen, oder 
In deren Ermangelung an- anatomifchen Präparaten und am Phan⸗ 
tome ſich ausweiſen. Inanatomifcher Hlnſicht hat er daher - 
in Gegenwart wenigftens zweier Prüfungs Kommiflarien | 
entweder an einer * den Situs der Eingeweide einer \ 
Höhle des menſchlichen Körpers unvorbereitet zu 
demonſtriren, und unter Aufſicht ein anatomifches: Präs 
parat zu verfertigen, ne 5 
oder, wo dies nicht zuläflig oder thunlich ift, eine Bis zmei- 
Aufgaben über die Form, Lage, Verbindung und allger 
meine Beſchaffenheit der Knochen, Gelenktheile, Blut 
gefäße und Eingewelde , demonftrirend.an Präparaten zu 
loͤſen, und feine Fertigkeit in Führung des anatomiſchen 
Meſſers anderweitig nachzuweiſen. 
In chirurgiſcher Hinſicht ſoll er in einer Aufgabe 
entweder uͤber Verbandanlegung bei Wunden, Geſchwuͤren, 
Knochenbraͤchen, Verrenkungen und Vorfaͤllen aller Art, 
oder über Inſtrumental-Operationen, ſowohl über die klel— 
“nern, als auch über die bei Lebensgefahr nothwendig 
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werdenden größern, jedoch blos nach allgemein bekannter 
Methode 
fein Wiffen und feine Fertigkeit nachweiſen. Die. Aufgaben wer⸗ 
den durch das Loos beſtimmt, und ſowohl die anatomiſchen als dis 
turgifchen von dem Kandidaten, erftere unter einer Anzahl von mins 
deftens zwanzig, leßtere von.vierzig, aus einer Urne gezogen. 
Ueber die Prüfung ſelbſt wird ein Protokoll aufgenommen, 
und deren Ausfall mit fpezieller Bezeichnung, wie der Kandidat 
in anatomifcher und wie er in Hirurgifgrtehnifger 
Hinſicht beftanden Ift, am Schluſſe bemerkt. 
. 56. 
Klinifhe Prüfung. 

Beim dritten Termine wird der Kandidat ans Krankenbett 
felbft geführt, wo ihm in Gegenwart wenigſtens eines in 
der praftifchen Chirurgie wohl erfahrnen Mitgliedes des Kollegti 
mehrere chirurgiſche Kranfheitsfälle, (Entzündungen, Eiterungen, 
Geſchwuͤre, Brand, Verhaͤrtungen, Hernien, Beinbruͤche, Luxa⸗ 
tionen zc.) vorzuſtellen find, deren Diagnoſe er ſogleich zu. beſtim⸗ 
men hat, und über deren aͤtiologiſches Verhaͤltniß, Verlauf- und 
Behandlungsweiſe er blos mündlich geprüft wird... Trifft ſich zu⸗ 
fällig die Gelegenheit, daß mehrere Eleine hirurgifche-Operationen 
zu verrishten find, als Oeffnung der Abſceſſe, Aderläffe, Einrich⸗ 
tungen verrenfter Glieder u. dgf., fo follen. folche, unter Aufſicht 
und Leitung des aumefenden PrüfuhgssKommiffairs oder des 
Spital» Wundarztes, durch den Prüfungs Kandidaten vollführe 
werden; in jedem Falle aber muß derfelbe feine techniſche Fertigs 
keit in Bereitung der nöthigen Verbandftücke und In Anlegung eis 
nes entfprechenden Verbandes bei einer Wunde, einem. Geſchwuͤre 
oder einer andern chirurgifchen Krankheitsform an Lebenden prafs 
tiſch nachweiſen. Auch über diefen Akt der Prüfung, der fügfich 
in einer Stunde beendigt fein kann, tft ein Protokoll aufzunehs 
men, und das Nefultat der Prüfung am Scluffe deffelben zu 
bemerken, 


8. 97. 

Mündliche Prüfung. . 
Im vierten Termine wird der Kandidat von drei Mitglier 
dern des Kollegll mändlich aus dem gefammten Gebiete der praktl⸗ 
| ſchen Chirurgie, jedoch mit ſteter Hinſicht auf die Eiinftlge Wir; 
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fungefphäre deffelben, geprüft. Diefer Pruͤfungsakt, ber den 
Schluß der ganzen Pruͤfung macht, wird ebenfalls protokollirt 
und der Ausfall deffelben, wie beiden . ‚Prüfungs s Abe 
fhnitten, hierbei bemerkt. 


Bon der Prüfung der Geburtshelfer. 
$. 53. —— | , ! 
Die geburtaßälfiche Prüfung wird in drei Serminen 
- vollzogen. J 
Santruge Pruͤfung. Praktiſche Pruͤfung. 
Muͤndliche Pruͤfung. 

Die Pruͤfung fuͤr Geburtshelfer zerfaͤllt in die ſchrif li 
he, in die praftifche und muͤndliche. 

Sm erfien Termine hat der. Kandidat drei Fragen, die er 
ſelbſt unter wenigftens dreißtg gezogen hat, fhriftlich zu beantwor⸗ 
ten; die Ausarbeitung wird demnächft von den Eraminatoren ber 
gutachtet. Dann ſucht man als zweiten Prüfungs »Abfchniet die 
Kenntniffe und praktifchen Fertigkeiten‘ des Kandidaten im Tows 
hiren, in der Erkenntniß der Zeit der Schwangerfchaft, der vers 
fehiedenen Lagen des Kindes, der Verrichtung der Wendung und 
der Entbindung mittelft der Juſtrumente, theils am Phantome 
und an den Hyfteroplasmen, theils aber auch, und zivar allents 
halben mo es zuläffig tft, an ſchwangern Perfonen und melblichen 
Leichnamen zu erforfchen; worauf als dritten und legten Prüfungss 
akt der Kandidat von drei Kommiffarien über geburtshuͤlfliche 
Segenftänbe muͤndlich gepruͤft wird. 


| 9.59 | 

Sie ift übrigens nash der verfchiedenen Aualififätion der 

Prüfungs: Kandidaten einzurichten. | 

Ueber. jeden Prüfungs s Abfchnitt wird ein Protofol anfew 

nommen, und am Schluſſe defielben bemerkt, wie der Kandidat 

beftanden iſt. Uebrigens find die wiffenfchaftlichen Forderungen 

bei diefer Prüfung, da bald Doctores promoti, bald Wundr 

ärzte iſter bald ater Klaffe diefelbe zu beſtehen haben, der jedesr 

maligen Bildungsftufe des ee — 
einzurichten. 
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Don der — der apethett uweiser al 
6. 60. 


Die pharmarentifche Prüfung gefehieht. —* in drei 
Terminen. Schriftliche Aufgabe rt 

Die Prüfung der Apotheker diefes Grades geſchleht in drei 
Terminen und beginnt, -fo wie die Prüfung der Chirurgen und 
Geburtshelfer, mit der Löfung fchriftliher Aufgaben, deren zwei 
bis drei aus mindeftens dreißig von dem Kandidaten ſelbſt gezogen 
werden. Dieſe Aufgaben beziehen: ſich befonders auf Segenftände 
der praftifhen Pharmacie. Die Ausarbeitungen find mit Aus 
fuͤhrlichkelt und ohne fremde Beihuͤlfe anzufertigen. Ste werden. 
von den Prüfungs Kommiffarien beurtheilt. Zn 

$. 61, 
Praftifch : pharmacentifche Pruͤfung. 

Dei der zweiten Prüfung, welche die Ermittelung der prak⸗ 
tiſchen Fertigkeiten des Kandidaten als Receptarius und Defeftw 
rius zum Zwecke hat, foll derfelbe zwei durch das Loos zu beflims 
mende und zwar folche Arzneibereitungen, melde eine beſondere 
Kunftfertigkeit erfosdern, übernehmen; eben fo viele, gleichfalls 
durch das Loos zu beftimmende, in einem oder zwei Tagen zu be 
endigende Präparate felbft. bereiten, fo wie endlich in medizlniſch⸗ 
gerichtlicher und polizeiliher Beziehung zwei Unter ſuchungen ab» 
ſichtlich verunreinigter oder vergifteter Subſtanzen unter fchriftli 
cher Angabe der beobachteten Methode, ſo wie der Ergebniſe der 
Unterſuchung uͤbernehmen. 
| Gedachte Prüfung geichieht, falls nicht etwa der Chr des 

Kollegii es fuͤr zweckmaͤßig hält, eine andere Anordnung zu treffen, 
in der Negel in der Offizin des jedesmaligen pharmaceutifchen Ar 
feffors des Medjzinal⸗Kollegli, unter deffen befonderer Auffiht 
und im Beiſein des einen oder andern der Prüfungs s Kommifle 
rien, ſo jedoch, daß fie ſaͤmmtlich gegen das Ende der praktlſchen 
Prüfung ſich zur Einfiche und Beurtheilung der Präpärare iind des 
technifhen Verfahrens vereinigen. Es wird uͤber dleſen Thell 
der Prüfung nach den von dem Aſſeſſor der Pharmacie atıgemerk 
en Datis, den ſchriftlichen Auffäken des Kandidaten und der ge 
nommenen Einficht der Präparate ein Protokoll aufgenommen, iu in 
welchem das Refultat der Prüfung bemerkt wird. 
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- Mündliche pharmaceurifhe Prüfung, 

Den Beſchluß macht die mündliche Prüfung, mobei dem 
Kandidaten von drei Prüfungs s Kommiffarien zunächft eine Stelle 
aus der Pharmacopoea borussica zur vollftändigen mündlichen 
Ueberfegung und Erklärung vorgelegt, und dann zum meitern 
Eramen, vorzüglich über alle Gegenftände des praftifchen Willens 
des Apothekers, geſchritten wird. KHauptgegenftände diefer Prüs 
fung, find die Waarenkunde, Toxlkologie, pharmaceutifche Chemie, 
Botanik und Gefegkunde. Zur genauern Prüfung in der Botas 
_ nie werden dem Kandidaten frifche oder getrocknete Arzneipflanzen, 
in Ermangelung derfelben getreue Abbildungen, ſowohl zur botas 
nifchen Beſtimmung als auch zur Ermittelung, ob er, fie von ans 
dern ähnlichen Pflanzen gehörig unterfheiden kann, vorgelegt, 
Ein gleiches Verfahren wird in Hinſicht der Droguen beobachtet. 
Auch über diefen legten Prüfungs Akt wird ein Protokoll 
geführt und darin der Ausfall der Präfung bemerft. | | 


Bon der forenfifchen Prüfung. 
6. 6. 
= Sorenfifche Prüfung. Ä 
Die Prüfung für gerichtliche Wundaͤrzte zerfällt ebenfalls in 
die ſchriftliche, praktiſche und mündlide. 


J $. 64. 

Schriftliche Aufgabe. 
Im erſten Termine hat der Kandidat nach einer von ihm 
felbft unter mindeftens dreißig gezogenen Aufgabe eine fehriftliche 
Ausarbeitung in Form eines gerichtlihen twunbärgtlihen Visi 
reperti anzufertigen, bei. deffen Heurtheilung zugleich auf die 
Fähigkeit. des Kandidaten, ſchriftliche Aufiäge zu machen und ſich 

angemeſſen auszudrücken, Ruͤckſicht zu nehmen iſt. 
Praktiſche Prüfung. Muͤndliche Prüfung. | 
Im zweiten Termine fol er die noͤthige Umſicht und prak⸗ 
tifche Fertigkelt nachweiſen, die zur Verrichtung einer gerichtlis 
chen Sektion erforderlich ift, zu welchem Behufe er auch. elue 
‚Solhe Sektion in Gegenwart, der Prüfungs» Kommiffarien an 
"einer allenfalls abfichtlic) verwundeten Leiche verrichten foll. Da 
dies aber nicht allenthalben und, zu jeber Zeit wegen Mangel 
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an Leichnamen ausfuͤhrbar ift, fo kann diefer Pruͤfungs⸗Abſchnitt 
ausnahmswelſe dem Kandidaten nachgelaffen werden. Um fo mehr 
ift es dann aber nothmwendig, bei der mündlichen Prüfung, die 
von drei Eraminatoren zu vollziehen ift, durch Vorlegung zweck⸗ 
dienlicher Fragen zu erdrtern, ob der Kandidat die erforderlichen 
anatomifchen und forenfifhen Kenntniffe und Sertigkeiten wirk⸗ 
lich befigt, um eine. gerichtliche Sektion kunſtgemaͤß zu ‚machen, 
und über vorgefundene DVerlegungen oder fonftige Abnormitaͤten 
ein richtiges Urtheil zu fällen, worauf ſodann die weitere mind, 
liche Prüfung folgen kann, und insbefondere erforfcht werden 
muß, ob der Kandidat wife, was er beim Ausbruche epideml 
demifcher Krankheiten in ärztlicher und mebtzinifch s poltzeilicher 
Hinſicht zu thun habe, ob er die Keunzeichen des’ Scheintodes 
wohl inne haben, und die Huͤlfsmittel kenne, die beim verſchle⸗ 
denen Zuſtande deſſelben in Anwendung zu bringen ſind, ob er 
von der verſchiedenen Beſchaffenheit der Geburtstheile und der 
Bruͤſte des weiblichen Geſchlechts im geſunden und kranken, im 
‚jungfräulichen. und geſchwaͤngerten Zuſtande, tie. auch In und 
nach der Niederfunft wohl unterrichtet fei, ob er überhaupt Im 
ganzen Gebiete der Medicina forensis wohl bewandert fel und 
wiffe, mas einem Sanitäts, Beamten und inſonderheit einem 
Kreiswundarzte in dienftlicher Hinſicht oollege. | 

Ueber die Prüfung feldft wird ein genaues Protokoll: ges 
führe, und am Ende das Reſultat derfelben bemerkt. 

Bon der Prüfung der Zahnärzte 
65. 
"Die Prüfung der Zahnärzte iſt nach der verſchledenen 
Qualifikation derſelben verſchieden. 

Die Prüfung Behufs der Erlangung der Approbation als 
Zahnarzt IfE verfchleden, je nachdem der Prüfungs Kandidat ent 
weder noch zu Feiner der beftehenden Klaffen des Heil : Perfonals 
gehört, oder ſchon BROFOWENE praftifcher Arzt oder Wundarzt 

$. 66. 

Erſter, oder fchriftTicher Prüfungs: Abſchnitt. | 
| Gehört. er noch zu feiner der beftehenden Klaſſen des 
Heilperfonals, fo hat der Kandidat im erften Präfungs, Termine 
ſechs aus mindeftens vier und zwanzig. durch das Loos zu 
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beſtimmende Fragen, die ſich auf die Anatomie, namentlich. die: 
des Schädels, auf die Lehre von der Entzündung, der Eiterung, 
der Caries, der Nekrofe, dem Brande, den Blutungen, den Ges 
ſchwuͤren u. f. w., ferner auf die allgemeine Behandlung diefer 
Krantheits formen beziehen, ſchriftlich, ohne Benutzung irgend eis 
nes Halfsmittels, zu beantworten und durch dieſe Pruͤfung ſeine 
Fähigkeit darzuthun, daß er vorkommende fpezielle Krankheits/⸗ 
fälle diefer Art in der Mundhöhle nach allgemeinen chirurgifchen 
Prinziplen kunſtgemaͤß zu behandeln verſtehe. | 
6% ee 
Zweiter, oder praktiſcher Theil der — 
gm zweiten. Termine, muß der Kandidat feine erlangten prak⸗ 
tiſchen Kenntniſſe in. Anfertigung, einzelner kuͤnſtllcher Zähne und; 
ganzer. Zahnreihen, ſo wie im ganzen techniſchen Theile der Zahn⸗ 
arzneikunde und in der Anwendung der verſchledenen Zahn⸗Inſtru⸗ 
mente, und zwar letztere wo moͤglich an einer Leiche, In deren Er⸗ 
RAR gber weniglens an einem ffelettieten Kopfe, nochwelſen. 
ER | ur 
Dritter, oder mänblicher. Drüfungs« Abſchnitt. 
AIm dritten Termine iſt derſelbe von wenigſtens drei Exami⸗ 
natoren, über.die, Anatomie, Phyfiologte, Pathologie und Diäterif, 
der Zähne, über: die, Krankheiten derjelben und des Zahnfleiſches, 
Über die Wirkung und. Bereltung, ber Zahnarzneien, und über die 
Indikatlonen zur Anwendung der EM aßoperatiouen 
muͤndlich zu prüfen... 3 en este —— 
‚e 69. 
Veher jdn Peifungs ZAbſchnitt wird wie bei allen übrigen 


„...... 


.s, 


dabei, bemerkt, 
'$ 70. | 

—— der Prüfung bei ſchon approbirten Aerzten = 

\ oder Wundärzten. ' 

" Denjenigen Prüfungs » Kandidaten, weiche bereits die Prüs 

fung. als Aerzte oder Wundaͤrzte beftanden haben, und überdies. 

nur, noch Die Approbation als Zahnärzte zu. erlangen fuchen, ſoll 
der. erfte oder ſchriftlich Prüfungs, Termin Überall nachgelaffen und 

nur darauf gefehen werden, daß fie in dem zweiten technifchen und .. 

operativen und im dritten mündlichen Prüfungs s Abfhnitte volls 
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fländig darthun, daß fie die voten Storm eines zehnarn⸗ 
tes wirklich Den J nn * 
| YA 
Wefentlicher Unserfchied der Belfungen bei den Debtzinals 
Kollegien vor denen der Ober: Eraminationd:Komiffion. - > 
Zu beobachtende allgemeine Vorſchriften bei Dieter Pr 
| fungen. 

Die Prıifungen, welche vor die Medizinal /Kolleglen geh» 
ren, untesfcheiden fich von denen der Ober ; Eraminations » Roms 
miſſion wefentlich auch dadurch ‚ daß feiner ihrer einzelnen Prüs 
fungs/Akte als in fich vollendet angefehen werden Tann, fondern 
daß alle Prüfungs: Abſchnitte zufammen  erft ein gefchloffenes 
Ganze bilden, - Kein Kandidat, er mag ale Wundatzt,' Geburts; 
helſer, Apotheker, forenfifher Chirurg, oder als Zahnarzt‘ Die 
Prüfung züruͤcklegen, kann daher wegen eines einzelnen nicht be⸗ 
fandenen Prüfungs; Abfchnittes ſoglelch zur Abwelſung dir Auttag 
gebracht werden, -fondern er muß im jedem Falle zu allen für fein. 
Fach vorgefchriebenen Pruͤfungs /Abſchnitten admittirt welkden, und 
ſomlt die ganze Pruͤfung in allen ihren Theilen vollenden, ehe das 
Endurtheil, ob er zur Praxis zuzulaffen oder abzuweiſen fel, über 
ihn gefälle werden darf. Bei jeder mündlichen Schluß; ‚Peäfuirg 
‚Mind daher den Prüfungs, Kommiffarien außer der fhriftlihen Aus 
ärbeitung des Kandidaten auch ſaͤmmtliche Akten und Pruͤfungs⸗ 
Protokolle zur Einfiht vorzulegen, um hiernach die Grenzen und 
die einzelnen Gegenftände der Prüfung, nad) der ihnen ſchon bes 
kannt gewordenen Ausbildung des Kandidaten, um defto fiherer 
beſtimmen zu können. Jeder Kandidat wird daher auch bei dieſe 
Prüfung über jene einzelne Zweige feines wundaͤrztlichen, ‚geburtss 
bülflichen oder pharmaceutifchen ıc. Berufs mit zu prüfen fein, In 
welchen er in den vorhergegangenen Prüfungs / Abſchnitten, laut 
den daruͤber vorhandenen Akten, etwa nicht vollſtaͤndig beſtanden 
iſt, oder gar nicht Genuͤge geleiſtet hat, um ſich beſtimmt von ſei⸗ 
nem Wiſſen und Koͤnnen im Einzelnen und Allgemeinen zu über 
zeugen, worauf dann am Schluffe det ganzen Prüfung’ unter 
Beruͤckſichtigung und genauer Erwaͤgung des Reſultats jedes eiln⸗ 
zelnen Prüfungs, Abfchnittes und der diesfallſigen Eenfuren nach 
gemeinfchaftlicher Berathung ein allgemeines und endliches Urtheil 


— 
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zu faͤlen tft, nach welchem der Prüfungs Kandidat hei dem Mi⸗ 
nifterlum unter Einfendung ſaͤmmtlicher Prüfungs Aften, Zeugs 
niſſe ac, entweder zur Approbation oder zur Abwelfung, und zwar 
m letzteren Falle ‚mit Angabe der Gründe und der gutachtlihen 
Demerfung „nach welcher Friſt und unter welchen Bedingungen 
der Kandidat zu einer erneuerten Pruͤfung wieder zuzulaffen fein 
wird, in Antrag zu bringen iſt. Außerdem iſt in Bezug auf Abs 
faffung der Schluß ; Cenfur alles das auch hier zu beobachten, was 
$..48.. bei. den hoͤhern Otants » Prüfungen vorgeſchrleben if, 


HR yacı & ande 72%: | SC EB To Ce 
Zahl und Auswahl der: Prüfungs: Konmifferien. . 
Die Zahl der Eraminatoren für jede einzelne Prüfung ift 
bereits angegeben worden. Als Negel fteht im Allgemeinen feft, 
daß, wo Ausnahmen nicht ausdrüdlicd) bemerkt worden, zu jedem 
Pruͤfungs⸗Akte drei Pruͤfungs-Kommiſſarien zuzuzlehen find, die 
während der ganzen Dauer der Prüfung gegenwaͤrtig bleiben muͤſ⸗ 
fen. Auch dürfen nie mehr als’dret Kandidaten zu gleicher Zeit 
geprüft werden, in welchem Falle: dann die Dauer der ganzen 
Prifung auf drei Stunden fich erfirecden muß. Die Wahl der 
Prüfungs : Kommiffarten zu den-einzelnen Prüfungen endlich wird 
durch die Verſchiedenheit des Gegenftandes, über den geprüft wers 
den ſoll, und durch die perfönliche Qualifikation der ‚vorhandenen 
Mitglieder des Kollegii bedingt. Bel den Prüfungen der Wund— 
ärzte muß, außer dem chienrgifchen Aſſeſſor, wo, möglich noch ein 
imeiter Framinator zugezogen werden, der neben der Medizin zus 
gleich die. Chirurgie praftiih ausübt. Inter den Eraminatoren 
für die geburtshälflihe Prüfung muͤſſen jederzeit, wenigftens ein 
praktischer Geburtshelfer und ein Arztliches Mitglied fid) befinden, 
Die Pruͤfungen der Apotheker find wo möglid, von einem aͤrzt⸗ 
lihen und zwei in "der praftifhen Pharmacie erfahrnen Mitz 
glieder ‚vorzunehmen, und fönnen ohne Zuziehung des phars 
macentifchen Affeffors nicht Statt finden. Bei der Prüfung 
der Zahnärzte foll mo möglih ein im Orte wohnender und 
gehörig approbirter, praftifcher Zahnarzt mit zugezogen. werden; 
außerdem vertritt der chirurgiſche Affeflor, der ohnehin bei den 
Pruͤfungen gegenwaͤrtig fein muß, deſſen Stelle. 
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5. 7% 
Dieſe Prüfungen find an keinen seinen Zeiramm 
gebunden. 
Die Prüfungen vor den Mesisinal, Rollesien finden dag 
ganze Jahr hindurch Statt. Die Zulaffung der Kandidaten ‚hierzu 
ift demnach an Eelnen beftimmten Zeitraum gebunden, | 


5. 74 
IH. Durch beſonders ernannte Pruͤfungs⸗Kommiſſionen 


Beſtimmung der Medizinal⸗Perſonen, welche ihre Prüfun 
gen. vor befondern Kommiffionen zu befteben haben 
werden die Prüfungen 
a) für Phyſiker, 
b) für Thierärzte, 
c) für Augenärzte, 
d) für Hebammen, 
vollzogen. 


Don der Phofit ats⸗Pruͤfung. 


5. 7. = 
Phyſikats⸗Pruͤfung. Noͤthige Qualifikation. - 
Zur Prüfung aus der Staats Arznets Runde, Bedufs einer 
zu erlangenden Anftellung als Phyſikus, können nur prome 
virte und vorzugsweiſe die ausgezeichneteften Aerzte zugelaffen 
werden. Um die Admiſſion zu diefer Prüfung zu erlangen, muß 
daher der Prüfungs s Kandidat 
I) die Approbation als praftifcher Arzt, oder als At ünd 
Wundarzt, bereits erworben und 
2) die Prüfung aus der. Geburtshuͤlfe beſtanden haben. 
Die Zeit, binnen welcher der Arzt nah erhaltener App:o 
bation zur Phyſikats-Pruͤfung zugelaffen werden kann, iſt nach 
dem Ausfalle der zurückgelegten Staats » Prüfungen oder der ſon⸗ 
ſtigen nachgewieſenen gelehrten Ausbildung verſchieden. | 
Zeit der Zulaffung. ER 
Aerzte, welche eine vielfeitige Bildung nachwelſen, und bie 
Staats» Prüfungen mit einem ausgezeichneten Erfolge zus 
ruͤckgelegt haben, Können bald nach erlangter Approbation ſich 
die 
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die Themata zur ſchriftlichen Bearbeltung erbitten, und ein Jahr 
darauf zu den uͤbrigen Pruͤfungs/Abſchnitten, falls ſie in den 
fhrifelichen Arbeiten Genuͤge geleiſtet haben, admittirt werden. 
Alle uͤbrige werden aber erſt nach Verlauf von mehreren Jahren 
nach erhaltener Approbation zur ſchriftlichen Pruͤfung zugelaſſen, 
wenn fie, außer Einem guten moralliſchen Betragen, zugleich nach— 
weifen koͤnnen, daß fie während dieſes Zeitraums als wiſſenſchaft⸗ 
(ihe Aerzte einen guten Ruf, das Vertrauen ihrer Kranken und 
die Achtung ihrer Kollegen. fi) erworben haben. Die Geſuche 
um Zulaffung zur Prüfung müflen daher von jeßt an durch die » 
Regierungen, die fie nach obigen Grundfägen zu — ha⸗ 
— an das Miniſterlum gelangen. | 


de 76% 
CHhriftlihe Prüfung. 
Die Prüfung ſelbſt zerfällt in die Schriftliche, praftis 
fhe und mündliche. "Der Prüfungs» Kandidat muß daher 
1) vier Themata medico-legalia, melde die wiſſenſchaftliche 
Deputation für das Medizinal⸗Weſen auf Anordnung des 
Minifterit aufgiebt, binnen der gefegten Frift von drei bie 
ſechs Monaten wiffenfchaftlid bearbeiten, und die Ausarbel⸗ 
tungen ſelbſt an das Miniſterlum einfenden. 
" Werden biefelben von- der wiffenfhaftlihen Deputation 
beifällig beurtheilt, fo hat der Prüfungs; Kandidat an einem 
ihm Hierzu beftimmten Termine 
2) in Gegenwart mwenlgftens ziveler Prufungs⸗Kommiſſarien, 
je nachdem die Gelegenhelt ſich darbietet, entweder 
Praktiſche Pruͤſung 
a) an einer Leiche eine ihm aufgegebene legale Obduktlon mit 
allen hierbei zu beobachtenden BE zu verrichten, 
oder, 
b) feine Fähigkeiten, eine Apotheke zu oiffticen , DR 
nachzumelfen, oder 
2 feine diagnoftifhen und therapeutifchen Kenntnifie über 
E UDIKENIREUEREN praftifch zu befunden. 
Mündliche Prüfung Ä 
3) in Gegenwart dreier Prüfungs: Kommiflarien eine muͤnd⸗ 
Alche Prüfung über alle — der gr — 
Annalen. Heſt J. 1826. N 


— 
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zu beftehen,  wobel die Prüfungs» Kommiffarlen zugleich zu 
- erforfchen haben, ob er die fchriftlichen Arbeiten auch ſelbſt 
- gemacht habe. Ueber die beiden legten Prüfungs; Abfchnitte 
wird ein Protokoll aufgendmmen und, mit Berückfichttgung 
+» der einzelnen erhaltenen Cenſuren, unter Beachtung der $.48. 
‚gegebenen Vorfchriften, das Endurtheil befiimmt ausgeipror 
chen, nach welchem der Geprüfte zur Approbation oder Abs 

— in Antrag zu bringen iſt. 


| $. 77. 
Prüfungs » Forum. 

Diefe Prüfung iſt vor der miffenfchaftlihen Depuration für 
das Medizinalmefen zu beſtehen; das Minifterium behält fid je 
- doch vor, in einzelnen Fällen die praftifche und mündliche Prüfung 
ausnahmsweiſe auch von einem Medizinals Kollegto ober befonders 
bierzu ernannten Kommiſſarien vollziehen zu laſſen. 


Don der Prüfung ber Thieraͤrzte. 


| $. 73. 

Ueber Klaſſfitation und Pruͤfung der Thieraͤrzte wird eine 
beſondere Verordnung erlaſſen werden. Bis dahin hat es bel der 
blsher eingeführten Prüfungs Ordnung fein Verbleiben. 


> der Prüfung der UNSEnETIER | 


14 
29 


5. 79 ; 
Die Prifung für Augenaͤrzte. Wer ihr 5 — 
Der Pruͤfung aus der Augenheilkunde unterliegen diejenlgen 
Aerzte, welche nicht die Approbation als Medico-Chirurgen erh 
ten haben, diefen Zweig der operativen Heilkunde aber insbefonder 
ausüben wollen. 


Erforderniffe um- die Admiſſion zu erlangen. 
Sie muͤſſen, um zur Pruͤfung admittirt zu werden, na 
‚welfen, daß fie bereits als praktiſche Aerzte approbirt find, u 
außerdem noch Zeugnifie beibringen, entweder die Kollegia uͤ 
allgemeine und fpezielle Chirurgie und Operationglehre, oder: 
nigftens ein vollftändiges Kollegium über Augenkrankhelten geh 
zu haben. Ihre mie den erforderlichen Belaͤgen verfehenen 
ſuche veichen fie.bei dem Miniſterium ein, welches dann das 
+, 4 









>, | 195 
cum und die Eraminatoren befiimmen wird, vor denen die Prüs 
fung Statt finden foll. , Kr 
N $. 80. 
⸗ Wie die Pruͤfung ſelbſt abzuhalten ſei. 
Die Prüfung ſelbſt wiid von -mindeftens.drei Examinato⸗ 
een vollzogen, und befteht barin, daß der Pruͤfungs⸗Kandidat 

ı) eine fhriftlihe Ausarbeitung über zwei bis drei gegebene - 
Themata aus der Anatomie und Phyfiologie des Auges 
ohne fremde Beihilfe llefert, 

2) einige Augen, Operationen, bie: eine Sefondere Kunfkfertige 
keit erfordern, wie 3. B. die Operation des grauen Staars, 
die kuͤnſtliche Dupillenbildung u. dgl. am Kadaver nach allen 
Regeln der Kunft verzichtet, die verfchiedenen Methoden 
dabei anglebt, feine Kenntniß der Inſtrumente nachıveifet, 

‚und alles dahin Gehörige ex tempore demonftelrt, 

3) über die verfchledenen Krankheiten des Auges in path 
logifcher, diagnoftifcher, therapeutifcher und operativer Hin⸗ 
ſicht muͤndlich gepruͤft — 


! 


§. | \ 
Wie bei allen Übrigen ae wird auch hier über jeden 
Prüfungs: Abſchnitt / ein Protokoll aufgenommen, über die Zulafe 
fung des Kandidaten zur augenärztlihen Praris nach Vorſchrift der _ 
$. $.48. und 90. votirt, und die Prüfungs: Verhandlung dem an | 
ſterium zur weitern Veranlaſſung vorgelegt. 
Von der Pruͤfung der Hebammen. 
8. 82. 
Bildung der Pruͤfungs⸗Kommiſſionen. 

Die Pruͤfung der Hebammen-Schuͤlerinnen Behufs Ihrer 
Approbatlon wird am Ende eines jeden Hebammen⸗Lehr⸗Kurſus, 
und wo moͤglich im Lokale des Koͤnigl. Hebammen⸗Lehr⸗Inſtituts 
vorgenommen. Die Veranſtaltung zur Pruͤfung geht, wenn die 
Anſtait nur für einen Regierungs-Bezirk die Hebammen zu bilden 
bat, von der Regierung, im entgegengefegten Falle aber von dem 
betreffenden Königl Ober⸗Praͤſidlen aus. 

Die Prüfungs» Kommiffton befteht aus drei Perfonen, 
nemlich dem Hebammenlehrer, dem Regierungs⸗Medizlnal ⸗Rathe, 
wenn das —— auf ein IE fi) beſchraͤnkt, 
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und aus einem hierzu‘ geeigneten Mitgliede des im Orte beſtädlichen 
Medizinals Kollegit oder aus einem quallfizirten Kreis Phyfitus 
des Departements. Umfaßt das Inſtitut mehrere Negierungs— 
Bezirke, fo beftimmen die Königl. Ober; Präfidien die Meihefolge, 
lin welcher die verfchledenen Reglerungs: Medizinal: Näthe mit dem 
Hebammen s Lehrer tie Prüfungs, Kommiffion bilden follen; “es 
iſt alsdann nur darauf zu fehen, daß einer Seits den Medizinal; 
Regierungsraͤthen die Gelegenheit verſchafft werde, ſich von Zeit 
zu Zeit von der Lehrmethode im Inſtitute und der Ausbildung der 
fuͤr ihren Bezirk beſtimmten Hebammen ſelbſt zu Überzeugen, an 
derer Seits aber auch dadurch nicht zu unnoͤthigen und haͤufigen 
Entfernungen von ihrem Dienſtpoſten und Eoftfpleligen Dlenſt⸗ 
relſen Gelegenheit gegeben werde. 

| . 8.8 . 

Gegenfland und Art der Prüfung. 

„Der Hebammenlehrer übernimint befonders den praftifchen 
Theil der Prüfung, und läßt namentlich die Schuͤlerinnen im Zu 
fühlen an den nachgebildeten Scheiden Portionen ſich verfuchen, 
ſo wie die Uinterfuchungen In den Kindeslagen und die Wendungs 
Verſache am Phantom m | 


$. 

De übrige Theil der —5 iſt vorzüglich Sache der uͤbri⸗ 
gen — —— und fie haben namentlich die Lehrtoͤchter über 
Das ‚ was die Hebammen von dem Bau und den Verhältniffen 
des weiblichen Beckens wiffen müffen, fo wie über die Zeichen und 
Perioden der Schwangerfchaft, über Gefahr drohende Erfcheinuns 
gen und Zufälle, über die wichtigften Geburtsfälle, die herrfchenden 
Vorurtheile, die. Behandlung der Wöchnerinnen und neugebornen 
Kinder ıc., und zwar genau’ nach Anleitung des Hebammen s Lehts 
buches ausführlich zu prüfen. Endlich muß auch jeder Lehrtochter 

aufgegeben merden, eine ihr zu beſtimmende Stelle im Hebammens 
buche vorzulefen, wobei zu ee ift, ob fie das Seleſene auch 
gehoͤrig verſtanden habe. | 
$. 5. 

Ueber die Prüfung iſt ein Protokoll aufzunehmen, und dar⸗ 
in zu bemerken, über welche Gegenſtaͤnde fich diefelbe erftreckt hat, 
und welche Manuals Hebungen vorgenommen worden find. Das 
Reſultat der Pruͤfung iſt am Schluffe zu bemerken. Diefe — 


— 
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kolle werden fodann mit den fönftigen Belägen den betreffenden Re⸗ 
gierungen zugefandt, damit ‚in Folge des Nefceipte Gum 24. Sep⸗ 
tember v. 5. diejenigen Lehrtöchter, welche die Prüfungen zur Zus . 
friedenheit beftanden haben, von den gedachten Behörden ihre Ap⸗ 
probation und Anftellung erhalten können, 
ih $. 86. 
Wie viel Hebammen auf einmal und tie —* fe seit 
werden follen. i 

Es dürfen in der Regel nie mehr als drei und nur aus— 
nahmswelſe vier Schülerinnen zugleih geprüft werden, und die 
Prüfung hat fodanır zwei und eine halbe und — ‚über 
deel Stunden au DAHER. 


Allgemeine Borfärifien. i 


9.87. 

Vorſchriften, die "jeder Eraminator zu Beobachten. hat. 
Der Zweck einer jeden Prüfung iſt, zu erforfchen,. welche 
Kenntniffe der Kandidat In dem Fache, aus dem er fich prüfen laͤßt, 
wirklich befist. Jede Pruͤfung muß daher ftreng innerhalb ihrer 
Grenzen bleiben, und jede Abfchweifung von dem zu präfenden 
Segenftande forgfältig vermieden werden. “ Auf jede Frage muß 
fiets die ganze Antwort des Kandidaten abgewartet werden, ohne 
ihn darin zu unterbrechen, gleichviel, ob fie genügend iſt oder nicht.‘ 
Delchrungen eines Beffern und Demonftrationen des abzubandelns‘ 
den Gegenftandes gehören in die öffentlichen Vorträge, aber nicht | 
zu den Prüfungen, am wenigſten zu den mündlichen. Uerhaupt 
muß der Pruͤfende nicht mehr ſprechen, als ein Fragender reden 
muß, und als nothwendig iſt, um von dem Kandidaten auf die ge⸗ 
gebene Frage eine beſtimmte Antwort zu erhalten und willkuͤhrliche 
Abſchweifungen von dem abzuhandelnden Gegenſtande zu verhüs 
tem. » Zeigt es fih, daß der. Kandidat In dem gewählten Thema 
vollftändig bewandert oder ganz unmiffend iſt, fo ifi daſſelbe weder 
in dem einen noch andern Falle gänzlich durchzuführen, fondern 


fogleich ein anderes Thema zu waͤhlen, um zu erforfchen, ob er auch 


in diefem und in einem dritten, vierten u. f. 1. eben fo betvandert 
oder eben fo unwiſſend ſel. Ueberhaupt muß es die Sorge der’ 
Examinatoren fein, die ihnen zuftehende Pruͤfungszeit lediglich dazu 
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zu benusen, um, ſich von den erlangten Kenntniſſen des Kandidaten 
und von dem Srade derſelben die — Ueberzeugung zu verfchaffen, 


$. 
‚Wie. bei den praftifchen — uͤberhaupt zu 
verfahren ſei. 

Bei den anatomiſchen, chirurgiſchen und pharniaceutiſchen 
Demonſtrationen, fo wie bei allen praktiſchen Pruͤſungen, dürfen 
ſich die Prüfungs » Kommiffarten nicht allein mıt dein Vortrage des 
Kandidaten über das gegebene Thema begnügen, fondern fie müffen 
auch darüber zugleich eraminiren, um auf diefe Weiſe die Lücken, wel⸗ 
he im Vortrage gemacht wurden, zu ergänzen, und diejenigen Ge 


genſtaͤnde, über welche der Kandidat irrige Anfichten zu haben 


7 


ſchelnt, naͤher zur Sprache zu bringen. Manchen Individuen 
fehlt die Gabe eines geordneten Vortrags, ohne daß ſie deshalb 
wirklich unwiſſend ſind. Bei dieſen Kandidaten muß durch ein 
vollſtaͤndiges Examen uͤber den gegebenen Gegenſtand ihr Wiſſen 
gehoͤtig erforſcht werden. 
$. 89. 
Allgemeine Beſtimmung, um die verſchiedenen Grade der 
erforſchten Fähigkeiten der Pruͤfungs-Kandidaten zu 

| „bezeichnen. 

> Die Grade der. Fähigkeit oder Unfähigfelt des Prüfunges 
Kandidaten find durch die Cenfuren vorzäglih gut, ſeht 
gut, gut, mittelmäßig und ſchlecht zu beflimmen. Die 
erften drei Genfuren erklären dem Kandidaten für beftanden und 
begründen, wenn fie als Schluß: Cenfur gegeben werden, den 
Antrag zur Approbation „des Kandidaten, die leßtern, beiden zu 
deſſen Abwelfung. - Als gut beftanden ift ein Kandidat zu ber 
trashten, der in ‚allen Zweigen des heilfundigen Wiffens, Im 
wie weit es zur Ausübung feines künftigen ärztlichen Berufes 
erforderlich iſt, oder die einzelne Prüfung ſich darüber erſtreckt, 
hinreichend betvandert gefunden wird. Die Cenfur, „ehe gut“ 
ift. jenen Prüfungs « Kandidaten zu erthellen, die in allen Zweir 
gen, oder wenlgſtens in der Mehrzahl der Prüfungs, Fächer: eis 
nen höhern Grad der praftiichen Weife als zur Erlangung dei” 
Approbation oder zur Auffteigung in eine höhere Prüfungs 
Stufe gerade erforderlich iſt, nachweiſen. Mit dey Cenfur 
were gut“ kann nur ein Kandidat zur Se 
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In Antrag gebracht — der außer dnem hoͤhern Grade der 


praktlſchen Reife aud) eine ausgezeichnete wiſſenſchaftliche Bildung 


felbft In jenen Zweigen des Wiffens nachgemiefen Hat, die nicht uns 
mittelbar zur praftifchen Ausübung feines Faches erforderlich find, 
und der in allen einzelnen Prüfungs Abfchnitten ſchon eine hoͤ⸗ 
here Cenfur als , gut“ erhatten hat. Ueberhaupt darf die Eenfur 
„vorzüglich gu“ nur ſelten und nur au wahrhaft ausgezeich⸗ 
nete und vielſeitig ausgebildete Indlviduen ertheilt werden. Als 
mittelmäßig beſtanden, find diejenigen Kandidaten zu betrach—⸗ 
ten, welche die an fie geftellte Aufgabe nur jum Theil oder unvolls 
fändig gelöfet, oder in Bezug auf.den gefammten Prüfungs; Akt 
In einem oder mehreren Gegenftänden nicht die zur künftigen Aus 
übung ihres Berufes erforderlichen Kenntniffe und Fertigkeiten nach⸗ 
gewiefen haben, übrigens aber nicht ungebildet erfcheinen; dage⸗ 
gen diejenigen, welche in der Mehrzahl der Fächer oder Im Allges 
meinen ſich als univiffend nachweifen, nur das Votum „Ichlechr‘“ 
erhalten koͤnnen. Bel den Prüfungen vor den Medizinal  Kolles 
gien oder befonderen Prüfungs s Kommiffionen Eönnen, jedoch nur 
unter Beruͤckſichtigung der im nächftfolgenden $. feftgefeßten Bes 
fimmungen, die bei einem weniger wichtigen einzelnen Prüfungs ' 
Abfhnitte erhaltenen Eenfuren „mittelmäßig“ ober ‚ſchlecht“ 
durch die vorzäglicheren Eenfuren bei andern Abfchnitten aufgehos 
ben, und die Schluß; Eenfur auf „gut oder „mittelmäßig“ 


‚geftellt werden. Mer feine Priifung mittelmäßtg beendigt hat, 


oder zum größten Theile beftanden Ift, dem kann die Wiederholung 
einzelner Pruͤfungszweige nad) kuͤrzerer oder längerer Friſt verftats 


tet, unter Umftänden ihm auch erlaubt werden, anderweitige Bes 


weife der nachträglich erworbenen Vervollſtaͤndigung feiner Kennt 
niffe, Behufs der Erlangung feiner Approbation beizubringen; das 
gegen derjenige, welcher ſchlecht oder gar nicht beſtanden Ift, nie 
vor Verlauf eines halben und in der Mehrzahl der Fälle eines 
ganzen Jahres zu einer erneuerten Prüfung zuzulaſſen ift, die er 
überdies noch wollftändig wiederholen muß, 


Ss 90, | . 
Allgemeine Vorfchrife, über die Fähigkeiten des Kandida⸗ 
ten zu votiren. 
Da von der Abgabe des Votums, befonders der Schluß 


Cenſur, einer Selts das Schickſal des Kandidaten, anderer Seite 


’ 
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aber auch das allgemeine Wohl abhaͤngt, ſo wird es den Pruͤfenden 
zur beſondern Pflicht gemacht, ſich von dem Geſammtwiſſen des 
Kandidaten eine moͤglichſt vollſtaͤndige Ueberzeugung zu verſchaffen 
und alle Umſtaͤnde genau zu erwaͤgen, ehe fie ihr Votum abgeben, 
Bel den mündlichen Prüfungen, fo' wie bei allen einzelnen Prüs 
fungs Akten, wo der Kandidat Über mehrere Gegenftände von 
mehreren Eraminatoren zu prüfen ift, darf fein Eraminator fein 
Votum blos nach dem Erfolge feiner mit dem Kandidaten angeftells 


ten Prüfung abgeben, fondern er muß fein Urthell über die Faͤ⸗ 
higkelten und über die Zulaͤſſigkelt des Examinanden zur Praxis 


nach dem einrichten, was er denſelben auf alle an ihn gerichtete 
Fragen während der ganzen Pruͤfungszeit antworten hoͤrte; denn 
es ift leicht möglich, daß der Framinandus in einzelnen Fächern 
fehr gute, ja feldft vorzügliche Kenntniffe befigen kann, während er 
in andern Zweigen feines ärztlichen Berufes ganz unmiffend bes 
funden wird. Kein Kandidat iſt daher zur Approbation in Ats 
trag zu bringen, der In einem einzigen, zur künftigen Ausübung 
feines Arztlihen Berufes aber unumgänglich nothwendigen Fache, 
z. D. der Arzt in der Dofenlehre der Medikamente, der Wundarzt 
in Veräbung der einfachften Handgriffe oder Kenntniß der unents 
behrlichften Inſtrumente zc., unmiffend befunden wird, ob -er 


gleih in allem Uebrigen immerhin Genuͤge geleiftet haben kann. 


§. 91. 


| Nöthige Cautelen bei Abnahme der ſchriftlichen Pruͤfungen. 


Dei jeder ſchriftlichen Pruͤfung, die ſtets ohne fremde Bei— 
huͤlfe verrichtet werden ſoll, muͤſſen die Pruͤſungs-Kommiſſarien es 
ſich angelegen ſein laſſen, daruͤber zu wachen, daß dem Kandidaten 


weder mündliche noch ſchriftliche Hülfe zugeftanden werde. Auch 


darf der Kandidat das Prüfungs Lokale nicht eher verlaffen,, als 
bis er feine Arbeit beendigt und übergeben hat. Der die Aufſicht 
führende Sekretair oder die fonftige Perſon bezeugt dann durch 
feine Mitunterfchrift, daß die Arbeit unter feiner Auffiht und ohne 


fremde Hülfe vollendet worden, mit gleichzeitiger Bemerkung der Zeit,. 
binnen welcher dies gefchehen ſel. Soviel es nur immer thunlich, iſt 


auch darauf zu fehen, daß nicht mehrere Kandidaten zu gleicher Zelt 
und In” demfelben Lofale zu biefem Prüfungs, Termine abmiteirt 
werden, 


* 
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$. 9. 
Vorſchrift ‚ die Pruͤfungs⸗ Protokolle abzufaſſen. | 
Die Prüfungs » Protokolle find fo vollftändig ale möglich‘ abs 
zuſaſſen. In der Regel uͤbernimmt eines der Kommiffions « Glies 
‚der.diefes Geſchaͤft. In jedem Protokolle muß die. Stunde des 
Anfangs und des Endes der Prüfung angemerkt werden. 


de 9 | 
Die Zulaffung der Prüfungs» Kandidaten von einem Pri- 
fungs⸗Abſchnitte zum andern if mit firenger Ordnung und 
nach einer ununterbrochenen Reihefolge zu volführen. 


Sjede Pruͤfungs-Behoͤrde iſt verbunden, die Prüfungs; Kan 
didaten fo ſchnell als.möglich zu admittiren, und fie von einem zum 
andern Termine, zu fördern. Dagegen find aber auch die Eramis 
nanden verpflichtet, bei den Ihnen angefeßten Terminen pünktlich 
zu erfcheinen, und fich der Prüfung zu unterwerfen, Ein wills 
führlihes Verzoͤgern Seitens der Kandidaten oder- ein abfichtliches 
Hinüberziehen. der einzelnen Prüfungs s Abfchnitte-von einem Prüs 
fungs-Semeſter in das andere iſt durchaus nicht zu dulden... Wer 
daher die einmal begonnene Prüfung in einer ununterbrochenen . 
Neihefolge nicht beendige, iſt als unvorbereitet oder als unfähig, 
fie beendigen zu koͤnnen, anzufehen, und hat in jedem Prüfungss 
Semefter den ganzen Prüfungs; Akt in allen feinen Zweigen 
von neuen zu beginnen, Wo viele Kandidaten zu einer und ders 
jelden Zeit zur Prüfung angemeldet worden find, muß das Ges 
häft der Zulaffung von einem Prüfungs; Abfchnitte zum andern 
mit firenger Ordnung gehandhabt, und in einer ununterbrochenen 
Reihefolge durchgeführt werden. , Der früher Angemeldete iſt ims 
mer zuerſt zu admittiren, und von einem’ Prüfungs: Abfchnitte zum 
andern in derfelben Ordnung zuzulafien. Wer feine Stellung, 
nach welcher er die Zulaffung zu den Prüfungen anfprechen 
fann, freiwillig aufgiebt, und bei dem beftimmten Prüfungs s Ters 
mine nicht erfcheint, wird aus der Reihefolge geftrihen und als 
Letztangemeldeter notirt, wodurch er nur den Vorrang zur Zulafs 
"fung vor denen nöd) erhält, die erft nad) Verſetzung feines Nas 
mens in der Lifte der Prüfungs Kandidaten neu angemeldet wers 
den. Nur ervotefene Krankheit oder ein fonft eingetretenes beach, 
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tungswerthes Hinderniß koͤnnen als geltende Entfchuldigungs, 
Gruͤnde, bei dem angefegten Prüfungs » Termine nicht erfcheinen 
zu können, angejehen werden, und dürfen die Prüfungs; Koms 
miffarien beftimmen, ein nachfichtiges Verfahren diesfals Statt 
finden zu laſſen. 


J 


$. 94. 


Die Pruͤfungs⸗ Gebühren find im Voraus für vie ganze 
Prüfung zu erlegen. 


Die Gebuͤhren fuͤr die Pruͤfung ſind nach der hieruͤber 
beſonders ergehenden Beſtimmung zu erheben und zu vertheilen. 
Jeder Pruͤfungs-Kandidat hat den feſtgeſetzten Betrag fuͤr die 
ganze Pruͤfung voraus zu erlegen. Beendigt er dieſelbe nicht, 
ſo ſind ihm die Pruͤfungs-Gebuͤhren fuͤr die unerledigt geblle— 
benen Pruͤſungs-Abſchnitte zuruͤck zu erſtatten. Kein Kandi⸗ 
dat kann aber fuͤr eine abſolvirte und nicht beſtandene Pruͤfung 
die Gebuͤhren zuruͤckfordern; im Gegentheil iſt er verbunden, bei 
Wiederholung derſelben oder auch nur eines einzelnen Pruͤfungs⸗ 
Termins die dafuͤr feſtgeſetzten Gebuͤhren von neuen zu erlegen, 
falls nicht etwa die Pruͤfungs⸗Kommiſſarien, durch feine Mit 
telloſigkelt bewogen, ihm die Hälfte der Gebühren nachlaſſen, 
oder die erforderlihe Muͤhwaltung ganz unentgeldlich uͤberneh⸗ 
men ae 

$. 9m. - 
Verfahren der Prüfungs » Behörden bei, Ueberweifung e einer 
nicht zu ihrem Forum gehoͤrigen Pruͤfung. 

Wenn das Miniſterium vorkommenden Falls elner andern 
Pruͤfungs⸗Kommiſſion, als der in dieſem Reglement beſtimmten 
Behoͤrde, ausnahmsweiſe die Abhaltung einer Pruͤfung aufträgt, 

fo dat fie die Prüfung genau auf diefelde Weiſe, wie fie der 
kompetenten PrüfungssBehörde in dieſem Reglement vorges 
ſchrieben iſt, abzuhalten, und dafür auch die feftgefegten Pruͤ⸗ 
fungs⸗-Gebuͤhren einzuziehen. 
| 5. 3. 
Außer den feſtgeſetzten Gebuͤhren hat kein Kandidat weiter 
etwas zu entrichten, 
Kein Prüfungs» Kandidat hat außer den durd) befondere 


* ans 
——— fefigefegten Gebühren an trgend Jemanden etwas 
zu entrichten, und die Prüfungs» Kommiffarien, infonderheit 
aber der Vorfigende, haben darüber zu wachen, daß von Nier 
manden weitere Anforderungen gemacht werden. {jede etiva 
entdeckte Unregelmaͤßigkeit darin iſt fEreng zu ahnden 
Berlin, den 1. December 1825. 
ae der .Geiftlichen:, Unterrichts und Medizinals 
Angelegenheiten. 
Freiherr v. Altenſtein. 


125. 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums der Seifttie 
chenz, Unterrihtss und Medizinals Angelegenheiten, an 
die mebdizinifchen Facultäten ſaͤmmtlicher Königl. Univerfis 
N die medizinifchen Univerfitäts? Studien und 
ei Staatoprůfungen betreffend. 


Um eine —— wiſſenſchaftliche Bildung der pro⸗ 
movirten Aerzte in den Koͤnigl. Staaten zu befoͤrdern und 
zu bewirken, daß /die Studirenden theils nicht zu fruͤh 
ohne die erforderliche Kenntniß der theoretiſchen Theile der 
Heilwiſſenſchaft zu den praktiſchen Studien uͤbergehen, theils 
aber die noͤthige Zeit uͤbrig behalten, um die auf ſaͤmmt⸗ 
lichen Landes-Univerſitaͤten beſtehenden praktiſchen Inſti⸗ 
ſtute gehoͤrig benutzen zu können, haben Se. Majeſtaͤt der 
König mirtelft Allerhoͤchſter Kabinets-Ordre vom 26. No⸗ 
vember v. J., nach dem Antrage des Minifterüi zu geneh⸗ 
migen geruht, daß fämmtlichen intändifchen Studierenden 
der Heilwiffenfchaft, welche in die durch die Alterhöchfte 
Kabinets⸗Ordre vom 28. Juni v. J. angeordnete Klaffe 
der promovirten Aerzte demnächft aufgenommen zu werden 
beabfichtigen, ſtatt des bisherigen dreijährigen Univerfitätd- 
Studiums von jetzt an ein vierjähriges' zur Pflicht ges 
macht, und Niemand weder zu dem Fakultäts ; Eramen 
Behufs der Erlangung der Würde eines Doftors der Mes 
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dizin und Chirurgie, noch zu den mebdizinifchen Staats 
prüfungen Behufs der zu erlangenden Approbation zuge, 
laſſen werden fol, der nicht zuvor nachgewieſen hat, daß 
er außer den übrigen in Hinficht der Zufaffung zu dem me- 
dizinifchen Promotions: Prüfungen von Seiten der Fakul⸗ 
täten, und zu den medizinifchen Staatöprüfungen vorge: 
fchriebenen Leiftungen vier volle Fahre hindurch die Heil: 
wiffenfchaft, und die damit verbundenen Grunds und Huͤlfs⸗ 
wiffenfchaften: auf einer Univerſitaͤt ſtudirt, und das vierte 

Jahr des Univerfitätsftudiums zur Befuchung der prafti 

ſchen Inſtitute benutzt babe. 

Auf den Grund des obigen Allerhoͤchſten Befehls ver⸗ 

‚ordnet dad Miniſterium folgendes: 

1) 38 den Prüfungen Behufs der Erlangung der medi⸗ 
zinifchen Doftorwürde, ſollen Fünftig nur diejenigen 
zugelaffen werden, welche durch  vorfchriftsmäßige 
Zeugniffe nachweifen, daß fie vier volle Jahre hin 
durch die Heilwiffenfchaft, und die damit verbundenen 
Grund: und Hilfswiffenfchaften auf einer Umniverfität 
‚fudirt, und das vierte Jahr des Univerfi taͤtsſtudiums 

zur Beſuchung der praktiſchen Inſtitute benutzt haben. 

2) Alle Aſpiranten des Doktorgrades der, mediziniſchen 
Fakultaͤt ſollen außer dem Zeugniſſe No. J. oder 
No. II., d. h. der unbedingten oder bedingten uch 
tigfeit zu den Upiverficätöftudien, mit welchem fie in 
Folge der CEircular: Verfügung vom 23. Juli v. J. 
verfehen fein müffen, noch ein vom Defan der philos 
fophifchen Fakultaͤt der Univerſität, auf welcher ſie zu 
promoviren beabſichtigen, ausgeſtelltes Zeugniß dar⸗ 
über beibringen, daß fie in den allgemeinen Huͤlfs⸗ 
wiffenfchaften der Arzneifunde, und namentlich. in der 
Logik und Pfychologie, in der Phyſik und Chemie, 0 
wie in der Botanik, Mineralogie und Zoologie, die 

fuͤr einen Doktor der Medizin erforderlichen Kennt: 

niſſe befigen. 

3) Behufs der Erlangung de —— Zeugniſes, 
ſollen ſich die Aſpiranten des Doktor⸗Grades ber. mes 
diziniſchen Fakultaͤt einem von Seiten der betreffen⸗ 
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den Profefforen der pᷣhiloſophiſchen Fakultät umter 


dein Vorfige des zeitigen Dekans derfelben anzuſtel— 
lenden Tentamen unterwerfen, über welches ein Pros 


tokoll aufzunehmen, und deſſen Ausfall in dem Zeug: J 


niſſe durch die Cenſuren gut, mittelmäßig, ſchlecht, 

anzuzeigen iſt. 

4) Wer von Seiten der philoſophiſchen Fakultaͤt die 
Cenſur ſchlecht erhalten hat, kann zu den medizi⸗ 
niſchen Promotions⸗-Pruͤfungen noch nicht zugelaſſen 
werden. | 

5) Ale Afpicanten des Doktor» Grades der medizini- 
fchen Fafuleät, ‚welche‘ nachweifen: fönnen, daß fie 
nah Einreichung einer Iateinifchen Differtation und 
nach einer förmlichen mündlichen Prüfung bei der 
philoſophiſchen Fakultät einer inländifchen Univerfität 
die philofophifche Doktors oder Magifters Würde er- 
langt haben, find von der Beibringung des unter 
No, 2. gedachten Benguülee der philofophifchen Fa— 
kultaͤt befreit. 

6) Der zeitige Defan der mediziniſchen Fakultaͤt iſt eben 
fo berechtigt als verpflichtet, hei dem Tentamen, wel 
chem ſich die Aſpiranten des mediziniſchen Doktor⸗ 
Grades bei der philoſophiſchen Fakultaͤt unterwerfen 
muͤſſen, als Zeuge gegenwaͤrtig zu ſein, und er ſoll 
zu dem Ende von dem Zeitpunkte, wann ein ſolches 

Tentamen feinen Anfang nehmen wird, jedesmal ei 
nen Tag vorher durch dem’ zeitigen Dekan der philos 
fophifchen Fakultät in Keuͤntniß gefegt werden. 

7) Zür das mehrgedachte Tentamen und die Ausſtel⸗ 
ung des Zeugniſſes hat jeder Afpirant des medizinis 
ſchen Doftor- Grades an. die philofophifche Fakultät 
Zehn Thaler in Golde zu entrichten. 

8) Nach Bonn: Die im Obigen unter No, ı. gemachte 
Anordnung foll auf diejenigen Afpiranten des medi- 
zinifohen Doktor Grades, welche das bisher gefeglich 

| vorgeſchriebene Triennium zu Oſtern oder zu Michae⸗ 
lis d. J. werden beendigt — * keine Anwen⸗ 
dung leiden. 
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Das Minifterium macht der medizinifhen Fafuftät 
der Koͤnigl. Univerfirät zur Pflicht, den obigen Anordnuns 
gen gemäß gewiffenhaft zu verfahren, und den Studiren⸗ 
den fofort das Erforderlihe durch öffentlichen Anſchlag 
bekannt zu machen. 
Berlin, den 7. Januar 1826. 
Miniſterium der Geiſtlichen-, unterichts/ und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten. 
. m en 


126. 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſt⸗ 
lichen, -Unterrichts> und Medizinal⸗ Angelegenheiten, an 
bie phitofophifchen Safultäten fammtlicher Königl, Uni: 
verfitäten, diefelbe Angelegenheit betreffend. 





Das Minifterium kommunicirt der philofophifchen Fas 
kultaͤt der Koͤnigl. Univerfirät. Abfchrife einer an die hie- 
fige (dortige) medizinifche Fakultät erlaffenen Verfügung, 
‚weicher zufolge alle Afpiranten des Doftor: Örades der 
medizinifchen Fafuleät ein vom Defan der philofophifchen 
Safufrät der Univerfität, auf welcher fie zu promopiren 
beabfichtigen, ausgeftellted Zeugniß darüber beibringen fol- 
fen, daß fie in den allgemeinen Hülfsmwiffenfchaften der 
Arzneifunde, und namentlich in der Logik und Pfychologie, 
in der Phyſik und Chemie, fo wie in der Botanik, Mines 
ralogie und Zoologie, die für einen Doftor der Medizin 
erforderlichen Kenntniffe befigen. Das Minifterium macht 
der philofophifhen Fakultät der Königl. Univerfität zur 
Nflicht, den Inhalt diefer Verfügung fo weit diefelbe das 
mit den Afpiranten des’ Doftors Grades der medizinifchen 
Fakultaͤt anzuftellende Tentamen in dem ebengedachten alls 
gemeinen Hülfsmwiffenfchaften der Arzneifunde und das auf 
den Grumd des Ausfalls diefes Tentamens auszufertigende 
Zeugniß betrifft, gewiffenhaft zur Ausführung zu bringen. 

Berlin, den 7. Januar 1826. 
Minifterinm der Geiftlichens, Unterrichts und Medizinal⸗ 

Angelegenheiten. 
v. Atenfeim. 


‚127. 


Circular⸗Reſcript bes König. — der Geiſtu— 

chen⸗, Unterrichts: und Medizinal: Angelegenheiten an 

die Herren Reftoren und Senate ſaͤmmtlicher Königl. 
Univerfitäten, diefelbe Angelegenheit betreffend. 





/ 


Nach dem Antrage des Minifterii haben Se. Majes 
ſtaͤt der König mittelſt Allerhoͤchſter Kabinets⸗Ordre vom 
26. November v. J. zu genehmigen geruht, daß ꝛc. (wie 
in dem vorhergehenden Reſcripte an die mediziniſchen Fa—⸗ 
Fultäten..) ., 


Don diefer Allerhoͤchſten Befiimmung fegt dag Minis - 


flerium den. — Herrn Rektor — den Senat — bierdurch 

in SKenntniß, mit dem Eröffnen, daß das weiter Erforder, 

‚Side an ‚die hiefige (dortige) mediziniſche und — 

ſche Fakultaͤt verfuͤgt worden. 

Berlin, den: 7. Januar 1826. 

Miniſterium ‚der Geiftlichens, Unterrichts⸗ und Medizinals 

Angelegenheiten. 
v. Altenftein. 


— 


128.. 

Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſtli⸗ 
chen⸗ Unterrichts und Medizinal⸗Angelegenheiten, an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Konſiſtorien, dieſelbe EUER 

“ heit betreffend. 


Um eine. gründliche mwiffenfchaftlihe Bildung der pros 
movirten Aerzte in den Königl. Staaten zu befördern und 
zu bewirken, daß xc. (wie in dem vorhergehenden Refcripte 
an die. medizinifchen Fakultäten.) 

Dem König. Konfiftorio wird diefe Allerhoͤchſte Bes 
fimmung hierdurch bekannt gemacht, mit dem Auftrage, 
ſowohl diefelbe ald auch daß unter dem ıften v. M. u. J. von 
dem Minifterio erlaffene und beigefchloffene Reglement für 
die Stantöprüfungen der Mebdizinals Perfonen mittelft der 


* 
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Direktoren und Nektoren der Gymnaſien zur Kenntniß der 
findirenden Jugend, welche fih der praftifchen Ausuͤbung 
irgend eined Zweiges des Ärztlichen Wiffens zu widmen 
beabfichtigt, auf eine geeignete Weife Bringen zu laſſen, 
damit dieſelbe fruͤhzeitig genug erfahre, welche Forderun⸗ 
gen in dieſer Beziehung dereinſt an ſie werden gemacht 
werden. Zugleich ‚wird das Koͤnigl. Konſiſtorium beauf: 
tragt, bei dieſer Veranlaſſung Die Circular⸗Verfuͤgung vom 
23. Juli v. J., welcher zufolge zu den Prüfungen Behufs 
der Erlangung der mediziniſchen Doktor-Wuͤrde nur die 


mit dem Zeugniffe der unbedingten oder bedingten Tuͤch⸗ 


tigkeit zu den Univerfitärsfiudfen verfehenen Inlaͤnder zu 
gelaffen werden follen, der in den Gymnaſien findirenden 
Jugend in Erinnerung zu bringen, damit Niemand ferner 
bin den ſchwierigen Beruf eines promovirten Arztes wähle, 
ohne ſich vorher die erforderliche Schulbildung, und ins 
befondere die ganz unentbehrliche Kenntniß der lateiniſchen 
Sprache, und die Fertigkeit lateiniſch mit Geläufigkeit zu 
fprechen und zu fehreiben, erworben zu haben. Das Mi: 


nifterium erwartet zu dem Ende von dem Königl. Konſi⸗ 


ſtorio, daß daffelbe in den Gymnaſten feines Bezirkes auf 


die pünftlichfte und gemwiffenhaftefte Ausführung und Be 


folgung der beſtehenden Vorfchriften wegen der anzuftellen: 
den Uebungen im Lateiniſch-Schreiben und Sprechen mit 
Nachdruck und Strenge halten werde, “ 
Derlin, den 7. Januar 1826. 
Miniſterium der Geiftlichen-, Unterrichts, und Medtzinals 
: Angelegenheiten. 
v. Altenſtein. 


129. 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſtli⸗ 
chen⸗ Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die Anſtellung der 
Kreis⸗Medizinal⸗-Beamten betreffend. 
Durch die von des Koͤnigs Majeſtaͤt unterm 31ſten 
v. M. 


\ 
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v. M. und 9. Allerhoͤchſt vollzogene Geſchaͤfts⸗Anweiſung, 
it den Koͤnigl. Regierungen die Anſtellung der Kreis⸗Me⸗ 
dizinal-Beamten uͤberlaſſen, und zugleich bie nähere des, 
follige Inſtruktion des unterzeichneten Minifterfi vorbes 
halten worden, welche hiermit ertheilt wird. _ 


- I) Die wichtigfte Ruͤckſicht bei der Wiederbefegung erfedigter | 


Kreis⸗Medizinal⸗Beamten⸗Stellen ift die Ruͤckſicht anfdie 


Verfegung der bereits angeftellten Dffizianten. Die Nies . 


derlaſfung des; in der Hauptſache auf den Erwerb durch 


feine Praris hin gewieſenen Kretd-Medizinal-Beaimten ift 


theils in mehreren Gegenden der Monarchie, theils Hin 
und wieder im einzelnen Kreids Städten fo wenig anzie⸗ 
hend, daß fich häufig felbft-jüngere Medizinat-Perfonen 
nur in der Hoffnung auf eine demnächftige, ihren Wüns 
ſchen und den gewöhnlichen Lebens» Verhältniffen ents 
ſprechende Verfegung an eineit andern Dre entfchließen, 
einen folchen Poſten anzunehmen; überhaupt aber ift 
es billig, den Wunſch eines gebienten Ponfifus ic. nach 
Derfegung zu berückfichtigen, und letzterem den Vorzug 
vor einem, zufällig am Orte oder in deſſen Nähe bes 
findlichen jungen Arzte, welcher erſt in den Koͤnigl. 
Dienſt treten will, zu geben. — Huch darf es hierbei 
unter allen Umftänden und bei Vermeidung perfönlicher 
: = Verantwortung feinen Unterſchled machen, 06 der die 
Verſetzung wuͤnſchende Beamte biöher in einem andern 


Regierungs⸗Bezirke oder einer andern Provinz angeſtellt 


war ; vielmehr muß ein folcher eben ſo gewiſſenhaſt bez 
ruͤckſichtigt werden, als ob er bieder fchon in dem Bes 
zirfe der betreffenden Koͤnigl. Regierung, welche die er: 
dedigte Stelle zw befeßen ;hat, angefellt geweſen wäre. 
Hieraus folgt, daß die Beſetzung der vafant wer: 
denden Stellen, ganz befondere Fälle dringender Gefahr 
ausgenommen, nicht ungebuͤhrlich befchleunigt werden 
darf; vielmehr muß zur Anbringung etwaniger Ver 
ſetzungs / und der übrigen Anftellungs-Gefuche dadurch 
Gelegenheit gegeben werden, daß eine jede Vakanz fos 
gleich bei ihrem Eintritte durch das Amtsblatt bekannt 
gemacht, und die etwanigen Competenten zur Anmel⸗ 
Aunalen. Heft I, 1826, | D | 


> 
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dung, allenfalls unter Feſtſetzung eines Termins, auf: 
gefordert werden. — Dies kann um fo eher gefchehen, 
da in den meiften Faͤllen die Vakanz durch den Tod 
herbeigefuͤhrt wird, und denn ohnehin die Beſetzung 


weniger beeilt zu werden pflegt, um den Hinterblie— 


benen fo weit ed thunlich, den Genuß der Guaden—⸗ 
zeit zu belaſſen. | 


3) Die Königl. Regierungen dürfen. nur definitive An- 


ſtellungen ohne vorgaͤngige Anfrage'bei dem Miniſte⸗ 
rio verfügen. Die interimiſtiſche Verſehung eines 
Kreis⸗Medizinal⸗Beamten⸗Poſtens durch eine zur 
definitiven Anftelung nicht qualifigirte Perfon darf 
nur nad) vorher. eingeholter Genehmigung des Mi- 
nifterit verfügt. werden; wenn hierzu jedoch eine zur 
definitiven Anftelung qualifizirte Perfon oder ein be- 


‚nachbarter Beamte derſelben Kathegorie beſtimmt 


wird, fo ift die Einholung der vorgängigen Genehmi⸗ 


| ‚gung ded Minifterii nur dann nöthig, wenn dies In⸗ 


terimiſtikum laͤnger als ſechs Monate dauert. 
Ar » Die. Königl, Regierungen duͤrfen den neu anzuſtel⸗ 


lenden Kreiß: Medizinal: Beamten. nur das Normal: 
Gehalt der. 200 Rthl. für. den Kreis⸗Phyſikus, und 


. , . der 100 Mthl. für den Kreis-Chirurgus oder den 


Kreis⸗Thierarzt bewilligen; follte der: Amts» Vorgän; 


* ger zufällig: einen höheren Gehalts⸗Betrag bezogen 


haben, fo fällt. derfelbe. entiweser ‚heim, oder ed muß 
wegen deſſen — —— am: das Minife 
rium berichtet: werden. ; 


| 4) Wenn für die Stelle noch fein Gehalt etatsmaͤßig 


ſein ſollte, ſo kann die Anſtellung und Bewilligung 
des Gehalts nur durch das Miniſterium erfolgen; 
ein Fall, welcher beſonders bei den ‚Kreis-Tpieräriten 
vorkommen wird. 


5) Die Königl. Regierungen dürfen definitiv anſtellen: 


a) ald Kreis: Phnfifer nur folche promovirte Aerzte, 


welche vom Minifterio dag Faͤhigkeits⸗Zeugniß zur 
Verwaltung einer Phyfifatss Stelle erhalten haben, 


\ 
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amd von demſelben überdies auch als Geburtshelfer 
approbirt ſind; | 
b) als Kreis⸗Chirurgen nur folche nicht promovirte 
Chirurgen, weihe | we. | 
e) in fofern fie vor der Emanirung des Prüfungs: 
Reglements vom ıflen v. M. und J. geprüft 
worden find, die Approbation ala Wundärzte 
großer Städte und, das Faͤhigkeits ⸗Zeugniß 
zur Verrichtung chirurgiſch⸗forenſiſcher Geſchaͤfte 
beſitzen; oder welche — | 
8) dem genannten Reglement gemäß als Wund⸗ 
ärzte erfter Klaſſe und als forenfifche Wund- _ 
ärzte ‚geprüft worden find. 
In beiden Fälfen müffen fie außer der Approbas 
tion und dem Faͤhigkeits⸗Zeugniß, auch die Appro⸗ 
bation als Geburtshelfer beibringen. Bei änßerdein 
gleichen Anfprächen und ſonſtigen Verdienſten iſt 
immer denjenigen Bewerbern sub a. und b. ver 
Vorzug einzuräumen, welche eine, vielfeitigere aͤrztli⸗ 
che Ausbildung nachzuweiſen im Stande find, und 
in den zurückgelegten medizinifchs chirurgifchens nnd 
forenfifchen Staats⸗Pruͤfungen, fehr gute oder ſelbſt 
vorzuͤgliche Kenntniſſe nachgewieſen haben; | 
ce) ald Kreiß,Thier: Uerzte nur folche Perſonen, wel⸗ 
hen in der Approbation als Thier⸗Aerzte ‚zweiter 
Klaſſe zugleich die Fähigkeit zur Anftellung als Kreis; 
Thierarzt bezeugt worden ift. Diefelben müffen je 
doch, wenn fie nicht ſchon als Thierärzte ber sten 
Klaffe, oder als Kurſchmiede in der Armee früher 
praftifirt haben, twentgfteis ı Jahr lang nach der 
Approbation fich durch Praxis Vertrauen im Pu⸗ 
blikum erworben haben, ehe fie angeſtellt werden 
koͤnnen. | . | 
6) In der vorſchriftsmaͤßigen Nachmweifung der ange⸗ 
ftellten Medizinal: Beamten, it das Datum der Hors 
fiehend unter 5 gedachten Approbationen und resp, 
Faͤhigkeits⸗Zeugniſſe genau anzugeben, um die erfolgte 
Anſtellung nach den bier befindlichen —— 


! 
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£ontrofliren zu Können: in einer befondern -Colonne 
find zugleich die Namen fänmtlicher Mitbewerber zu 
der fraglichen Stelle zu nennen. | 

7) Bei der Verfegung eines Kreis: Medizinat- Beamten 
auf einen Poften derfelben. Kathegorie, ift der ad 5. 
vorgefchriebene Nachweis nicht nöthig. 

8) Das Minifterium behäft ſich vor, in bem dazu ge 
eigneten Faͤllen den Königl. Regierungen die Ver: 
ſetzung ſchon angeftellter Kreis, Medizinals Beamten 
oder die Anftellung qualifizister Perſonen, bei eintre 

„. tenden Vakanzen aufzugeben, oder nach Befinden zur 

vorzugsweiſen Berückfichtigung zu empfehlen, und 

aͤlsdann zugleich die erforderliche Kontroffe ſo weit es 
noͤthig, anzuordnen. 

* Wenn es zur Beſetzung der vakanten Stellen an 
qualifizirten Subjekten fehlt, ſo wird das Miniſterium 
bemuͤht ſein, auf die Anzeige der betreffenden Koͤnigl. 
Regierung geeignete Medizinal⸗Perſonen zu ermitteln. 

Berlin, den 24. Januar 1826. 
Miniſterium der Geiftlichen -, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten. 

v. Altenſtein. 


130. 

—— des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſtli⸗ 

chen⸗, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten an 

fämmeliche Königl. Regierungen, bie Gebühren: Säge. 
für Apothefer-Bifitationen im Wohnorte der Me 

| disinals Beamten betreffend. 


k — . 


Es iſt der Sail vorgekommen, daß die Apothelen⸗ 
Viſitation von Mitgliedern des Koͤnigl. Medizinal⸗Kollegii 
an ihrem Wohnorte vorgenommen, und daß ihnen der 
durch das Regulativ vom 28. Februar 1816. feſtgeſetzte 
Diaͤtenſatz von 2 Mehl, zugebilligt worden iſt. Hiebei wal⸗ 
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tet jedoch ein Irrthum ob, indem weder nach jenem Mes 
‚gulatio, noch nach der Verordnung vom 26. Juni pr. für 
ein, ſonſt zu dem Gefchäftkreife des betreffenden Beamten 
gehöriges Geſchaͤft eine Vergütung an Diäten am Wohns 
orte zugeffanden werden Fan. Der revidirende Phyſikus 
oder die fonft Hierzu Hinzugezogene MedizinakPerfon kann 
vielmehr, im Fall der Nevifion einer Apotheke feines Wohn⸗ 
orted, Lediglich nur nach der Medizinal:Tare vom 21. Juni 
1815. Abfchnitt V. ı2. a. behandelt. werden, und fonach 
Rthl. Diäten und ı Rthl. für den Bericht, oder viele 
mehr für tas fofort bei der Nevifion aufzunehmende Pro> 
tokoll, für jeden Vifitationstag erhalten. Der zuzuziehende 
Apotheker erhält nach der jener Stelle der Tare beigefüg- 
ten Note fuͤr jeden Vifitationdstag 15Rthlr. Die Königl. 
Negierung wird auf diefe Beflimmungen aufmerkfam ges 
macht, um Danach zu verfahren. 

Berlin, den 19. Januar 1826. 
| Wiiperiun ber Geiſtlichen⸗ Unterrichts⸗ und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten. 


v. Altenftein. 


131. 
Reſcript des Königl. Miniſteriums ber Geifklichen,, Uns 
terrichts⸗ und Medizinal- Angelegenheiten an die Königl. 
Regierung zu Coͤlln, den Gebrauch bes Stempelpapiers 
‚u den. Verpflihtungs-Protofollen der ——— 
Perſonen betreffend. 


Der Koͤnigl. Regierung wird auf Ihre Anfrage vom 
2iſten v. M. und %. hierdurch eröffnet, daß die Beſtim⸗ 
mung des Stempel: Tarifd vom 7. März 1822. wonach 
iM denjenigen Protofollen, durch welche eine Verbindlich, 
keit zu einer Leiſtung oder Unterlafung übernommen, wird, 
ein Stempelbegen. von 15 ist. genommen werden muß, 


a 
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allerdings auch auf die über bie Vereidigung der Medizi⸗ | 
nal-Perfonen aufzunehmenden Protokolle Anwendung findet, 
Berlin, den 14. Januar. 1826. 


Miniſterium der "Geifilichen s, Unterrichtds und Medizinal 


Angelegenheiten. ! 
v. Ultenftein. 
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| Reſcript des Kdnigl. Miniſteriums der Geiſtlichen⸗, Un 


terrichts⸗ und Medizinals Angelegenheiten an die Koͤnigl. 
Regierung zu Aachen, die Zunftionen der Wund⸗ 
‚ ‚ärzte betreffend, 





Die Behandlung eined Verwundeten, ift ein rein chi⸗ 
rurgifcher Gegenftand, und jeder approbirte Wundarzt muß 
als berechtigt hierzu angefehen werden. Die Befugniß 
ber Chirurgen 2ter Klaffe zur felbfiftändigen Behandlung 
von Verletzungen läßt fih, wie der Königl. Regierung 
anf ihren Bericht .vom 4ten v. M. und 5. eröffnet wird, 
daher nicht fo beftimmt nach den verfchiedenen Graden der 
Verwundungen normiren, daß darauf eine fichere und 
zwerimäßige Befchränfung ihrer wundärztlichen Thaͤtigkeit 


« gegründet, und auf.deren Ueberfchreitung an und-für ſich 


eine gefegliche Verantwortlichkeit bezogen werden kann. 
Nur die Verrichtung großer und twichtiger Operationen ig 
Faͤllen wo Feine Gefahr im Verzuge iſt, würde diefer Klaſſe 
Chirurgen unterfagt, und fie dafür verantwortlich gemacht 
werden fönnen, ohne daß hierdurch jedoch wegen der Um 
möglichfeit, dergleichen Operationen beflimme, und mit 
Nückfiche auf die Hierbei vorfommenden, und das Sadr 
verhaͤltniß ganz verändernden zufälligen Umftände zweifels⸗ 
frei zu bezeichnen, ein fichered Reſultat erzielt werden würde 

Unbedenklih wird es dagegen fein, das Publikum 
durch angemeffene Bekanntmachungen in den Amtsblaͤttern 
darauf aufmerkfam zu machen, daß es fich im ſchwierige⸗ 
ven Faͤllen an höher approbirte Wundärzte zu wenden 
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babe. Uebrigens ift durch das neue Pruͤfungs⸗Reglement 
| dafär geforgt, daß die Chirurgen ter Klaffe firenger und 
umfaſſender gepruͤft werden, als dies bei den bisherigen 
Land⸗ Chirurgen der Fall geweſen iſt. 
| Berlin, den 22. Jannar 1826. 2: 
Minifterium der Geiſtlichen⸗, Unterrichts⸗ und Medtinel— 
Angelegenheiten. 
v. Altenftein. 


133. 
Reſcript der Konigl. Miniſterien der Geiſtlichen⸗ Uns 
terrichts⸗ und Medizinal⸗-Angelegenheiten, fo wie des 
Innern und der Polizei,an das Königl. Polizeis Präfi- 
dium hiefelbft, die äußere Bezeichnung der Barbier- 
ftuben betreffend. 


Dem Vorſchlage des Königl. PolizeisPräfivii vom 
13. December pr., zur beffereh Unterfcheidung der Bars 
bierfiuden der Stadt: Ehirurgen von denjenigen der bloßen 
Barbierer, Legteren das Aushängen ber Becken zu unters 
fagen, Fann nicht beigeflimme werden, da es unpaffend 
fein würde, diefen Leuten ein Aushängefchild zu nehmen, 
durch welches gerade ihr Gewerbe am angemefenften be 
zeichnet wird. Der beabfichtigte Zweck wird ſich aber da= 
durch erreichen laffen, daß den Stadt: Chirurgen, welche 
Barbierftuben halten, zur Pflicht gemacht wird, der ges 
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bräuchlichen Zahl von Becken noch eine Zafel,. die ihr 


wundaͤrztliches Gewerbe beſonders anzeigt, oder ein ande⸗ 
res zu beſtimmendes Abzeichen, etwa eine Aderlaßbinde 
beizufügen, worauf dann das Publikum durch eine oͤffent⸗ 
liche Bekanntmachung aufmerffam zu machen if. 
Dem König. Polizei» Präjidio wird hiernach die weis 
tere Anordnung überlaffen. u 
Berlin, den 6. Februar 1826. 
Minifteriun der Geifllichens, Unter: Minifterium? des Innern 
richts· und Medizinal⸗Angele⸗ *Aind | 
genheiten, | der Polizei. Ri 
v. Altenſtein. v. Schuckmann. 
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Eircular⸗Reſcript des Königl. interne. ber Geiftlis 
chen, Unterrichts: und Mebdizinal- Angelegenheiten, an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die von dem Zuſtande 
der in der Monarchie befindlichen Heilquellen jaͤhrlich 
einzuſendenden Nachrichten betreffend. 





Das Miniſterium beabſichtigt von jetzt an eine jaͤhr⸗ 
lich regelmaͤßig wiederkehrende Zuſammenſtellung der im 
Laufe des Jahres beobachteten Reſultate, der ſtattgefun⸗ 
denen Veraͤnderungen aller Art, der neuen Einrichtungen, 
der Frequenz u. ſ. w. bei faͤmmtlichen Heilquellen der 
Monarchie, zu veranlaſſen, und wuͤnſcht zu dieſem Behuf 
hieruͤber fortlaufend genaue Nachrichten zu erhalten. Die 
bisher von verſchiedenen Regierungen eingegangenen jaͤhr⸗ 
lichen Berichte über die Mineral: Quellen ihrer Departes 
ments entfprechen diefen Zweck nicht vollftändig. Um theild 
etwas Vonftändiges zu erhalten, theils aber auch durch 
Einheit ded Plans die Meberficht zu erleichtern, iſt es viel⸗ 
mehr nothwendig, daß dieſe Nachrichten uͤber beſtimmte 
Punkte, und in einer beſtimmten Form abgefaßt ‚werben. 
zu dem Ende wird die Königl. Regierung hierdurch bes 
auftragt, die betreffenden Phyſiker, Brunnen-Aerzte oder 
nach Befinden Adminiftrationen, ihred Bezirks anzuwei— 
fen, ihr Eünftig mit Ablauf der Brunsens und Badezeit, 
 fpäteftend aber, zw Ende jedes Jahres, uͤber nachſtehende 
Punkte ausfuͤhrliche Berichte zu erſtatten, welche die Koͤ⸗ 
nigl. Regierung hiernaͤchſt mit ihren Bemerkungen beglei 
tet, dem Minifterio einzureichen hat. Ä 
1. Sind nene naturhiftorifche oder geognoflifche Unters 
fuchungen in der Gegend der Mineralquelle angeftellt, 
oder neue Entdeckungen in diefer Hinſicht gemacht 
‚worden? 
2. Sind neue Quellen entdeckt worden? 
3. Sind weue chemiſche Analyſen der Mineralquelle 
dorgenommen, find neue Beſtandtheile entdeckt worden? 
4. Iſt Temperatur, Gehalt, Quantität des Waſſers bie 


u 


nenlichen geblieben, oder iſt eine Veränderung hier ⸗ 
unter beobachtet worden? 

5. Sind neue Einrichtungen oder Verbeſſerungen der 
älteren oder Veränderung in Perſonale gemacht 
worden? N | 

6. Wie viel Bäder. find genommen? wieviel Flafchen 
Minerals Waffer. verfendet werden? 

"7. Wie groß war die Anzahl derjenigen Bade⸗ oder 
Brunnengäfte, welche wirflich die Kur gebraucht ha⸗ 

ben? (Ohne namentliche Anführung.) Wie viel ans 
dem Inland und wie viel ans dem (namentlich zu 
‚ bezeichnnenden) Auslande? 

8. Wie viele Arme wurden unentgeldlich behandelt und 
verpflegt? 

9. Welche Klaſſen von Krankheiten waren die vorherr⸗ 
ſchendſten? 

10. Merkwuͤrdige Faͤlle und gelungene Heilungen. 

11. Todesfaͤlle, nicht gelungene Heilungen Be F 

rungen. | 
Berlin, den 16. März 1826. | 

Niniſterium der Geiſtlichen⸗, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗ 

Angelegenheiten. 

v. neen 


die — mern 
Abſchrift vorfiehender Verfügung an — uͤbrige 


goönigt Regierungen zur Kenntnißnahme und — * 
finden zur Nachachtung. 


Berlin, den 16. März; 1826, | 
Minifterinm der Geiſtlichen⸗, Unterrichtds > Medizinals 

Angelegenheiten. 
v. Altenſtein. 
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Circular⸗Reſeript des Königl. Minifteriums der Geifttis 
hen, Unterrichts: und Medizinals Angelegenheiten, an 
(immtliche Königl. Regierungen und das hiefige Polizei 
Praͤſidium, die den Gerichten zu machende Anzeige we 
gen Aufnahme gemüthskranfer Perfonen in öffent 
liche Heilanſtalten betreffend. 

In Folge einer mit dem Koͤnigl. Juſtiz⸗Miniſterio 
gehaltenen Kommunikation und im Einverſtaͤndniß mit. 
demſelben ift befchloffen worden, daß von nun an nah 
dem Sinne der abfrhriftlich anliegenden Allerhoͤchſten Ka 
binet3>-Drdre vom 5. April 1804. *), von der Aufnahıne 
aller und jeder gemüthöfranfen Perfonen in eine öffent 
liche oder Privat » Frren = Anftalt, gleichviel ob ſolche 
Kranke unter ebelicher oder väterlichee Gewalt ſtehen oder 
nicht, dem betreffenden Gericht fofort Anzeige gemacht wers 
den folt, um das erforderliche gefeßliche Verfahren veran—⸗ 
lafien zu Eönnen. Das Könige. Juſtiz-Miniſterium hat 
bieenach unterm 25. November v. J. **) ſaͤmmtliche Königl, 
Gerihtd: Behörden infiruirt. Die Koͤnigl. Regierung wird 
hiervon mit den Auftrage in Kenntniß gefest, die nöthi. 
gen Anordnungen zu treffen, daß in allen DOPEOANIFEEE 
Sälfen demgemäß verfahren wird. 
| Berlin, den 5. Januar 1826. 

Miniferium der Geiftfichen:, Unterrichts. und Medizinal 
— — 


* 


v. Altenſtein. 


*) Couf. Jahrq. 1825. aAtes Heft, ©. 1098. 
**) Conf. desgl. Ates Heft, S. 1097. 
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‚ 136. 
Circular⸗Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien an die Koͤ⸗ 
nigl. Regierungen zu Gumbinnen, Koͤnigsberg, Marien⸗ 
werder, Bromberg, Poſen, Breslau, Oppeln, Liegnitz, 
Frankfurt, Potsdam, Merſeburg, und das Koͤnigl. Po⸗ 
lizei⸗Praͤſidium hieſelbſt, die Haltung der Quarantaine⸗ 
Friſt in Bezug auf den Eingang des fremden 
Rindviehes betreffend. 
Es iſt vor einiger Zeit zur Frage gekommen, ob die 
gegenwaͤrtig eingefuͤhrte Quarantaine⸗Verfaſſung in Bezug 
auf den Eingang des fremden Rindviehes in die oͤſtlichen 
Grenzen der Monarchie einer Aenderung zu unterwerfen, 
und namentlich die vorgeſchriebene 21taͤgige Quarantaine⸗ 
Friſt abzukuͤrzen fein dürfte. Auf den Grund der desfalls 
im Könige. Staats; Minifterio fattgefundenen Berathuns 
gen, ift demnaͤchſt Sr. Majeftät dem Könige hierüber 
Vortrag gehalten: worden, und Allerhoͤchſtdieſelben haben 
hierauf mittelft Allerhoͤchſter Kabinetd-Drdre vom 22. Ok⸗ 
tober v. J. zu befeblen geruhet, daß die gegenwärtig bes 
fiebende Duarantaine-Einrichtung beim Eingange des frems 
den Rindviehes in die öftlihen Grenzen der Monarchie, 
und. inöbefondere die 2 ıtägige Quarantaine⸗Friſt beibehal⸗ 
ten werden ſoll. 
| Der Königl. Regierung wird dies hiermit nachricht, 
lich und zu Ihrer Achtung eröffnue. 
Berlin, den 25. Februar 1826. 
Minifterium der Geiftlichenz, Unterrichtds und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten. 
v. Altenſtein. 
Miniſterium des Innern sig der Sinanzen, 
und der Polizei. | Motz. 
v. Schuckmann. 
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Allechochſte Fobiue Ordre, die Berpflihtung. ber Städte 
in der Kurmarf zur Aufbringung der Koſten wegen 
Unterdruͤckung der in. felbigen auggebrochenen Vieh⸗ 

ſeuchen betreffend. 


— — 


Ich ſetze hierdurch, nach dem durch das Staats, 
Miniſterium bevorworteten Antrage ded Minifters des In 
nern, feft: daß in der Kurmarf jede Stadt Diejenigen Kor 
fien, welche im $. 118. des Patents umd der Inſtruktion 
vom 2. April 1803. wegen Abwendung der Viehſeuchen, 
den Kreid-Kaffen, zu welchen die Städte in der. Kurmark 
feinen Beitrag leiſten, auferlegt find, und zur Unterdruͤk⸗ 
fung der in der betreffenden Stadt felbft ausgebrochenen 
Seuche verwendet werden müffen, aus ihrem Kommunal- 
Fonds Herzugeben verpflichtet, auch, in fofern dergleichen 
Koften ans der Kreis-Kaſſe vorſchußweiſe berichtigt wor⸗ 
den; detfelben zu erfegen gehalten fein fol. Hiervon find 
nur diejenigen Entfcehädigungen ausgenommen, telche den 
Eigenthümern des zur Unterdrückung der Seuche oder zur 
Ausmittelung der Krankheit getödteten Nindviehes zu leiften 
find, im deren Beziehung die mäheren Befiimmungen vor 
behalten werden. Ich trage dem Staats: Minifterio anf, 
diefen Befehl durch die Amtsblaͤtter der betreffenden Ne 
gierungen bekannt zu machen, und autorifire den Miniſter 
des Innern, zur Ausführung deffelben in den vorkommen: 
den Fällen die erforderlichen Anordnungen zu treffen. 

Berlin, den 25. Februar 1826. i 

— — Withelm. 


— — — 





138. 
Reſcript des 5 Rönigl. Minifteriume dee — an die 
Koͤnigl. Regierungen zu Potsdam und Frankfurt 
a. d. O., dieſelbe Angelegenheit betreffend. 


— 


Der Königt. Regierung wird hiebei Abſchrift der Ab 
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lerhöchften Kabinet3:Drdre vom 25ſien v. M. wegen Ders 
pflichtung der Städte der Kurmark, die Koften zur Unter: 
drücung der in ihnen felbft ausgebrochenen Viehſeuche aus 
ihren Kommunal⸗Fonds herzugeben, zugefertigt, um dem⸗ 
gemäß das: Erforderliche aM: ihr Amtsblatt bekannt zu 
machen 
. Berlin, den 24. März 1826. 
eig des — Erſte nenn 
bier. 





. 
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130% Ä a" 
SiveularsRefeipi der Koͤnigl. Miniſterien der Geiſtl— | 
chen, Unterrichts: und Medizinals Angelegenheiten, fo - 
wie des Innern, an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, 
die Unterdrüfung der Klauenfeuche unter den 
re EURER >, 


* 


Sn der a en vom 16. pri v. J., 
find die Koͤnigl. Regierungen wegen der Maaßregeln zur 
Unterdruͤckung der bösartigen: und. anflerfenden Klauen⸗ 
feuche unter. den Schaafheerden, nach Anleitung ‚der un⸗ 
term 27. Auguſt 1806. zur Verhuͤtung der Verbreitung der 
Schaafpocken erlaffenen Vorſchriften mit Inſtruktion vers 
fehen. . Es ift jedoch bemerft worden, daß die unter No, 
4: jener Inſtruktion wegen der Vorſichtsmaaßregeln bins 
fichtlich der Koppelhuͤtungen ertheilte Beſtimmung undolls 
ftändig gefaßt if... Was nemlich dort wegen der gemeins 
ſchaftlichen Waldhuͤtungen vorgefchrieben tft, gilt auch von 
andern Koppelweiden, und der Abfchnitt 4. ift daher nach 
Maaßgabe Folgender näheren Beſiimmung in Anwenduns 
zu bringen: 

„Koppelweiden aber müffen mit den von der bosartigen 
Klauenſeuche befallenen Schaafheerden entweder ganz 
vermieden werden, oder, wenn ſolches, beſoubers bei 


de Jahrg. 1825. Heft 2, ©, Ası. 
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gemeinſchaftlichen Waldhatungen mit Edaltung der Fran. 
fen Deerde nicht verträglich fein follte: fo muß der 
Landrath des Kreiſes, mach vorftehenden Worfchriften 
(Abſchnitt 3.) und mit gehöriger Berückfichtigung des | 
Meivesevarfs der Gemeinheits⸗Intereſſenten, die His 
tungsgrenzen zwiſchen diefen Intereſſenten dergeftalt re 
guliren, daß die kranke Heerde in gehörtger Entfernung 
von der gefunden weiden kann.“ 
Die Königl. Regierung hat viefe en zur dfs 
fentlichen Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 6. März 1826. 
Minifterium derGeiftlichen:, Unter: Dinifterium des Innern. 
richts⸗ und Mebdisina: Ange : v. Schuckmann. 
legenheiten. | Ä | 
v. Al tenſtein. 





X. 
Wilitair Sachen. 
| | 140. ur 
| GircnlarsRefeript bes Königl. Miniſteriums des Inne, 
an faͤmmtliche Königl. Regierungen und an die Mil 
tatrs Kommiffion zu Berlin, die über bie dreijährigen 
Freiwillige auszuſtellenden Sittenzeugniffe und Anrech⸗ 
nung der erſtern auf die Kreis⸗Kontingente betreffend. 
Die frühere Beſtimmung, wonach die Truppen keinen 
ſich zu dreijaͤhrigem Dienſte meldenden Freiwilligen, anne 
men ſollen, wenn er nicht eine Beſcheinigung ſeines Kreis⸗ 
Landraths beibringt, daß er demſelben die nachrichtliche 
Anzeige des vorhabenden freiwilligen Eintritts, der In⸗ 
ſtruktion vom 30. Juni 1817. $.102. gemäß, gemacht habt, 
wird hierdurch im Einverfiändniffe mit dem Koͤnigl. Kriegs⸗ 
Minifterio dahin ausgedehnt, daß diefen Befcheinigungen 
zugleich ein Zeugniß über die Führung und Moralität der 
ſich zum dreijährigen Dienfte meldenden Indlviduen von 
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den Landräthen beigefügt werden fol, damit, die Truppen 
bei der Meldung folcher Leute gleich davon Kenntniß neh: 
men, und fih vor der Annahme folcher Subjefte hüten 
tönnen, die fi) nach den beftehenden allgemeinen Vor⸗ 
fehriften wegen ihres bisherigen fehlechten Betragens nicht 
zur Einftellung in den Militair-Dienft eignen. Ä 

Die Königl. Regierung Hat daher die Kreis: Polizei: 
Behörden Ihres Departements zur Ausſtellung diefer Fuͤh⸗ 
rungs⸗Atteſte anzumeifen, welche, legteren übrigens Feiner 
befonderen Ausfertigung bedürfen, fondern mit der Be⸗ 
fcheinigung über die bei der polizeilichen Behörde gemachte 
Anzeige der Individuen wegen des vorhabenden freiwilli⸗ 
gen Eintritts vereinigt werden koͤnnen. 

Zugleich iſt von den Miniſterien des Innern und des 
Krieges beſchloſſen worden, daß die dreijaͤhrigen Freiwilli⸗ 
gen, welche bisher bloß im Ganzen von den Armee— 
Torps⸗Kontingenten in Anrechnung gekommen find, kuͤnftig 
bei der jedesmaligen Erſatz-Aushebung den einzelnen 
Kreifen, zu denen fie gehören, angerechnet werden follent. 

Diefe Maaßregel ift in der Art auszuführen, daß die 
‚ Könige. Negierung Sich von den Landräthen zum 1. Aus 
guſt eines jeden Jahres die namentlichen Nachweiſungen 
der ſeit der letzten Erſatz⸗ Aushebung "aus den verſchiede⸗ 
nen Kreiſen Ihres Departenients eingetretenen/ den letzte— 
ren mithin noch nicht angercchneten dreijährigen Freiwil⸗ 
ligen vorlegen laͤßt, die Geſammtzahl derſelben dem von 
dem unterzeichneten Miniſterio feſtgeſetzten Erfag » Kontin= 
gente des Regierungs⸗-Bezirks binzurechnet, und dann die 
dadurch. fih ergebende Summe auf die Kreife vertheilt, 
tetzteren aber die geftelfteh dreijährigen Freiwilligen wieder in 
‚Abzug bringt, und demnächft den Landräthen die von ihren 
Kreiſen effectiv zu ſtellende Rekruten-Zahl bekannt macht. 

Die Kommandeurs der Truppentheile, bei welchen drei⸗ 
jahxrige Freiwillige eingetreten find, werden den Landraͤthenꝛc., 
von welchen die Führungs -Attefie, auf deren Grund die 
Freiwilligen angenommen worden find, von der erfolgten 
Einſtellung fofore Nachricht geben, Nur diejenigen Individuen, 
deren Eintritt als dreijährige Freiwillige durch ſolche Beſchei⸗ 
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nigungen den Truppenthellen nachgewieſen — koͤnnen 
den Kreiſen auf deren Kontingente angerechnet werden. | 

Das Königl. Kriegs⸗Miniſterium wird hiernach die Mil 
tair⸗Behoͤrden mit der erforderlichen Anweiſung — 
verſehen. 

Berlin, den 2. Januar 1826. 
Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
v. Schuckmann. 





141. 
Reſcript bes König. Minifkeriums des Innern an bie 
Koͤnigl. Regierung zu Frankfurt a. d. O., DR: 
Angelegenheit Deteentene, 


Aus dem Berichte der Koͤnigl. Regierung vom 16feh 
d. M. ift erfehen worden, daß Diefelde bei, Anrechnung der 
dreijährigen Freiwilligen bisher ſchon nach dem dieöfähigen 
Beftimmungen des Nefcriptd vom 2ten ejd. m. verfahren 
hat, und nur bei der Subrepartition des ausgefchriebenen 
Erfages, in Folge der ufiruftion vom 13. April v. I: 4 
die Modifikation hat eintreten laſſen, daß die dreijaͤhrigen 
Sreimilligen nicht bloß den einzelnen. Kreifen im le 
gemeinen, fondern den einzelnen Aushebungs⸗Be⸗ 
zirken angerechnet worden ſind. 

In Beziehung auf die wegen dieſes letzteren Punkts 
gemachte Anfrage, wird der Koͤnigl. Regierung hiermit er⸗ 
oͤffnet, daß es in Gemaͤßheit des in dem oben erwaͤhnten 
Reſcripte vom 2ten d. M. aufgeſtellten Prinzips keine 
Bedenken unterliegt, in denjenigen Kreiſen, weiche in zvei 
oder mehrere Aushebungs-Bezirke abgetheilt worden für, 
die geſtellten dreijährigen Freiwilligen den einzelnen. Au ds 
bebungs-Bezirfen, aus deren Mitte die Freimilfigen 
eingetreten find, anrechnen zu laffen, weil das, was den 
Kreifen zu gut kommt, aus dem nemlichen Grunde auch 
‚wiederum den einzelnen Aushebungs Bezirken zu gut kom⸗ 

men 


auch fernerhin zu verfahren. 
.. Berlin, den 22. Januar 1826- | 
— des se Erſte Abtheilung. 
— 


142. 


Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des —— an — 
Koͤnigl. Regierung zu Minden, die Auswanderungs- 


Konſenſe für Familienväter, in Beziehung auf deren 
militairpflichtige Söhne beszeffend. 


Der Königl.- Regierung wird auf Ihren Hericht 35 


6ten d. M., wegen des zu beobachtenden Verfahrens bei 
Ertheilung von Auswanderungs⸗Konſenſen für ſolche Fa⸗ 
milienvaͤter, deren Soͤhne bereits das militairpflichtige Al⸗ 
ter erreicht haben, hierdurch eroͤffnet, daß bei Auswande⸗ 
rung ſolcher Familienvaͤter, die unter ihrer vaͤterlichen Ge⸗ 
walt ſtehenden Söhne: denfelben allerdings folgen, in.fofern. 


nicht bei Ertheilung des Auswanderungs : Konfenfes ein 


ſpezieller Vorbehalt, Hinſichts der Erfüllung der Militair⸗ 
Verpflichtung der Söhne gemacht worden: ift. 

Ein folcher Vorbehalt kann aber in Betreff’ derje- 
nigen Söhne, welche das ı7te Jahr zurückgelegt haben, 
unbedenklich gemacht werden, da die Beſtimmung des F. 5. 
ad a. des Gefeges vom 25. September 1818. ſich nicht 
bloß auf diejenigen jungen Leute ‚bezieht, welche für fich, 


und ohne den. Vätern zu folgen, den Auswanderungs- 


Konfens nachfuchen, die Abſicht des Geſetzes vielmehr das 


Hin gegangen ift, die Provinzial- Behörden zu autorifiren, 


auch in denjenigen Fällen den Auswanderungs s Konfens 
zw verfügen, wo die. den Konſens nachfuchenden Familien⸗ 


väter minderjährige Söhne in dem Alter von 17 Jahren: 
und darüber Haben, da hier offenbar der nämliche Grund 


zur Derfagung dei Konfenfes vorhanden ift, als wenn ein 
- Yunalın. Heit I. 1826. P 


⸗ 


m 
men muß. - Die Koͤnigl. — hat daher biernach 


* 


junger Mann in bem gedachten Alter für [13 auswan⸗ 
dern will. 

Wenn alfo einem —— — der gewunſchte aAu⸗ 
wanderungs⸗ Konſens mit der" Bedingung ertheilt wird, 
daß ſeine militairpflichtigen Soͤhne deſſen ungeachtet ih—⸗ 
rer militairiſchen Dienfipfliche in dem Preußiſchen Staate 
ein Genüge leiſten müßten, fo laͤßt fich dagegen um fo 
weniger etwas erinnern, als die Regierungen fonft die 
Auswanderungs⸗Konſenſe für die Väter, foicher Söhne 
nach Umſtaͤnden gänzlich verfägen ‚müßten, durch die Ers 
theilung derſelben aber. wenigftens den Vätern Gelegenheit 
geben, für ſich und ihre übrigen Familten2Gtieder, außer 
den militairpflichtigen Söhnen, das gewänfchfe Domicil 
im Auslande zu uehmen. | ee RS 

en den 19. Februar 1826. 00, 8 

X ve, Der — des Innern. 
en er Ne 


— 


143. 
Pubtifandum des Ober⸗Praͤſidiums zu. Robieny, die 
Genuͤgung der Militairpflicht von Seiten der Aſpiran⸗ 

ten des geiſtlichen Standes betreffend. Ka, 





Um zu verhuͤten, daß unberufene and —** 
Subjekte, unter dem Vorwande, dem geiſtlichen Stande 
ſich widmen zu wollen, der Militairpflicht ſich entziehen, 
babe ich, nach vorgaͤugiger Vereinigung. mit der Erzbi⸗ 
fchöflichen und Bifchöflichen‘ Behörde beſchloſſen, daß in 
Zukunft nur folcde Afpiranten des geiftlichen Standes zur 
Zuruͤckſtellung zugelaſſen werden ſollen, swelche. fich. über. 
ihre: Qualififation zu dieſem Stande bei ihrer; geiftlichen 
Dber» Behörde gehörig ausgewieſen haben, und in die von 
legtein mir darüber miitzucheilenden Liften aufgenommen 
worden find. : Die betreffenden Herren Pfarrer :find wegen 
Führung, diefer Liften, welche: ich den Koͤnigl. Regierun⸗ 
gen zufertigen laffen werde, mit der erforderlichen Inſtruk⸗ 
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tion verfehen — und es werden ſaͤmmtliche bethei⸗ 
ligte Aſpiranten von dieſer Maaßregel mit der Anweiſung 
hierdurch in Kenntniß geſetzt, in ihren an die betreffende 
Königl. Regierung zu richtenden Zuruckſtellungsgeſuchen 
jedesmal durch Zeugniß der geiſtlichen Behoͤrde auch nach⸗ 
zuweiſen, daß fie im die gedachten Liſten mit aufgenom⸗ 
men worden ſind, weil ſie ohne dieſen Nachweis zur 
— nicht weiter in Vorſchlag gebracht werden 
koͤnnen. 

Koblenz, den 4. Februar: 1826. | 
u ee Staats ⸗Miniſter und Ober »Präfident. — 
| | Ingersleben! 
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— des Koͤnigl. —*8 — bes Innern, an die 
Königl. Regierung zu Aachen, die Verwendung ber von - 

„Sandeseßrmännern einzuziehenden Strafgelder be⸗ 
treffend. 


* 
en 


Diie von der König. Regierung. in - Ihrem: Berichte 
vom gten,dM. in Antrag gebrachte Verwendung. der 
Strafgelder, welche in Gemaͤßheit der Verfügung vom 
12. Januar d. J. von den ihren Wohnortswechſel ıc. 
nicht anzeigenden Landwehrmännern einzuziehen find, zu 
den Eleinen: Bedärfnifen der Landwehr kann nicht geneh⸗ 
migt werden. Die Königl. Regierung wird vielmehr an, 
gewieſen, diefe Gelder als Drbuungöftrafen zu Idrer 
Straf⸗Kaſſe einziehen zw laſſen. 

Berlin, den 25. Mär; 1826. 

Der Minifter des Innern. 
v. DOREEN. 


J 
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Prblitendumn ber König. Kegierung zu —— die 
Verpflegung der zu den Uebungen der Garde⸗Landwehr⸗ 
Brataillone einberufenen Mannſchaften betreffend. 


— — 


Veranlaßt durch beborwortende aain inehrerer 
Koͤnigl. Landräthlicher Aemter haben wir angefragt, ob die 
zur Uebung zu den Garde⸗Landwehr⸗Bataillonen einge⸗ 
rufenen Mannſchaften auf dem Marſche Verpflegung zu 
fordern haben? Hierauf iſt beſtimmt worden, daß dieſelben 
die etatsmaͤßige militairiſche Loͤhnung erhalten, daher ihnen 
nur freies Quartier zuſtehe. Daſſelbe findet ſtatt, wenn 
ſie in ihre Heimath zuruͤckkehren. — Hiernach dat ſih 

Jeder den es angeht, zu achten. u 
Breslau, den 20. Januar 1826. 
Koͤnigl. Preuß. ee 





| | a y. ni 
Publifanbum ber Koͤnigl. Regierung zu Bromberg, die 
Einziehung bes Militairgehalts der. im“ Civil ans 
id | geſtellten Halbinvaliden betreffend. Ä 


Es if der. Fall norgefoutnen, - baß; ehr von einem _ 
Sarnifontruppentheil mit halbem Gehalt beurfaubter Halb 
invalide Gelegenheit gefunden bat, im Civile angeſtellt zu 
werden, und dabei, ohne hiervon feinem Truppentheile An 
‚zeige zu machen, fein halbes Urlaubs Gehalt aus dem 
Militairfonds fortbezogen bat,.deffen Wiedereinziehung ſpaͤ⸗ 
terhin, als fich feine. Anftellung ermittelte, nicht moͤglich 

geweſen iſt. 

Um dergleichen‘ Fällen für immer vorzubeugen, mer: 
den fämmtliche Behörden, von denen dergleichen Anſtel⸗ 
ungen ausgehen können, angemwiefen, bei vorkommenden 
derartigen definitiven Anſtellungen entweder dem. betreffen: 


den Truppentheif oder der betreffenden Koͤnigl. Intendan⸗ 

tm Anzeige zu machen. | Ä 
Bromberg, den 4. Januar 1826. | | 

RKoͤnigl. Regierung. Erſte Abtheilung. 


| 147; | 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Breslau, mr ⸗ 
gen Zahlung des Gnadengehalts an die Hinterbliebenen | 
der aus den Invaliden⸗Kompagnien und Invaliden⸗ 
Häufern mit Urlaubs⸗Gehalt entlaffenen Individuen. 


Bei der Verſchiedenheit der Verhaͤltniſſe, unter wel⸗ 
hen Invaliden der Invaliden⸗ Kompagnien und Invaliden⸗ 
Haͤuſer gegenwaͤrtig ein Gnadengehalt oder Wartegeld auf 
Steuer» Kaſſen angewieſen erhalten, bat ſich das Koͤnigl. 
Militair⸗Oekonomie⸗Departement in Folge der Allerhoͤch⸗ 
ſten Beſtimmungen vom 27. Mai und 19. December 1816. 
nach welchen den "Hinterbliebenen der Penſionairs ohne 
Ausnahme, außer dem Sterbemonat noch ein Gnadenmos 
nat zu Theil werden fol, veranlaßt gefunden, auch ſaͤmmt⸗ 
lihen Invaliden der Invaliden⸗Kompagnien und Inva⸗ 
liden⸗Haͤuſer, welche mit dem ihnen als. Snaden Gehalt 
jugeftandenen Urlaubs⸗ Traktament auf unfere Regierungs⸗ 
Haupt» Kaffe angewieſen find, gleich: allen uͤbrigen in dem 
Genuß eines Gnadengehalts. oder Wartegeldes fiehenden 
Invaliden ‚ außer dem Sterbemonat, den Allerhoͤchſt feſt⸗ 
geſetzten Gnadenmonat zu bewilligen. 

Wir bringen dieſe Feſtſetzung hierdurch zur allgemei⸗ 
hen Kenntniß, und beauftragen ſaͤmmtliche in unferm Re⸗ 
gierungss Bezirk befindliche Kaſſen: 

den Hinterbliebenen derjenigen Invaliden, welche aus 

den Invaliden » Kompagnien und Invaliden , Häufern 

mit Urlaubs⸗Traktament ald Gnadengehalt entlaffen 
find, den Gnadenmonat, nachdem die Empfänger ſich 
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guoörberft gehörig ais Erben zur Ermpfasgnapıne Igi 
timirt haben werden, zu zahlen. 
Breslau, den 15. Januar 1826. | 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. u 


i 148: 
Allerhöchfte Kabinets⸗ Ordre, ben iebenslänglichen Ge⸗ 
aß ber mit it Ehrenzeichen verfnüpften Zulage ber 
Son — 

Nach der Verordnung vom 30. September 1806. 
fol ein Soldat, welcher ſich die ‚goldene Verdienſt⸗Medaille 
erworben hat, die damit "verbundene Zulage von. ı Rthlr. 
monatlich verlieren, wenn er mit, einer, Civil» Bedienung 
verforgt, oder ohne invalide zu fein, mach weniger als 
swanzigjährigem Dienfte verabfchiedet wird, und in der 
Derfügung an den Krieged-Minifter. vom 13. Februar 18 15.- 
babe Ich befiimme, daß nur in Fällen, mo ein Soldat, 
welcher das Militair- Ehrenzeichen ıfler Klaffe, oder auf 
naͤchſt dem Ehrenjeichen. ater Klaſſe, das eiferne Kreuz ers 
langt hat, die Zulage dafür behält, ‚mern er mit einem 
gleichen oder gar geringeren Einfommen, al& fein mifttai 
riſches betrug, im Eivilfache verſorgt wird. Dieſe Beſtim⸗ 
mungen hebe Ich hierdurch nun auf, und ſetze dagegen 
feſt: daß jeder ‚Soldat die Zulage, welche er für Ehren 
zeichen. bezieht, Fünftig unter allen Umftänden lebenslang 
behalten fol, in fofern er fich nicht diefer Wohlthat, nach 
Abſchnitt 6. der erſtgedachten Verordnung, unwuͤrdig macht. 

Das Krieges⸗Miniſterium hat hiernach zw verfügen, 
auch den rege Garde-Sergeanten, jegigen Kriminals 
Gerichts, Boten N. N. uf feine anliegende Vorſtellung 
zu beſcheiden. 

‚ai, den 28. December 1825. Ai 

griedrig wirpem 


das Krieges ’ Diniferium. 





/ 


' 
} 


| 149. | 
Circular⸗Reſcript des. Königl. Minifteriums bes Innern, 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, dieſelbe Ans 
gelegenheit betreffend. 





Der Koͤnigl. Regierung wird die abſchriſtlcch anlie⸗ 
gende an. den. Herrn. Kriegs-Miniſter erlaſſene, und von 
diefem dem unterzeichneten . Dinifterio mitgetheilte Aller 
hoͤchſte Kabinets⸗Ordre vom 28ſten v. M. zugefertigt, um 
Eih die Darin enthaltene anderweite Beftimmung Gr. 
Mojeftät des Königs, wegen des Iebenslänglichen Genuſſes 
der mit Ehrenzeichen ‚verfnüpften Zulage der Soldaten, 
zur Nachricht und Achtung dienen zu laſſen. 

‚Berlin, den 21. Sanuar 1826. 
 Minifteriurm des Innern. Erſte Abtheilung. | 
— Koͤhler. 


— 150. 
—2— ber. Rönigt -Minifterien des Innern und ber 
“ Finanzen, an bie Königl. Regierung zu Chin, 
bieſelbe Angelegenheit mn 





Der Konigl. Reoiernng wird auf die — in dem 
Bericht vom 4ten d. M. hierdurch zu erkennen gegeben, 
dag die Zulage, welche der Soldat nach der Allerhöchften 
Kabinetd » Drdre vom 28. December v. J. für ihn zu Theil 
gewordene Ehrenzeichen Fünftig unter. alfen Umftänden ber 
halten fol, wenn er fich diefer Wohlthat nicht unwuͤrdig 
gemacht Hat, — aus MilitairsFonds gezahlt wird. Der 
dortige Botenmeifter N. N. hat fih daher mit feinem 
Antrage auf Wiederbemilligung jener früher genoffenen Zur 
lage: an dad Militair-Dekonomies Departement des Koͤ⸗ 
nigl. A zu RN, und über die Zufällig 
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feines Geſuches deſſen weitere Beſtimmung und — 
zu gewaͤrtigen. | 
Berlin, ben 28. Mär 1826. ErIerT 
Miniſterium des Innern. Miniſterium * Sinamen. 
v. ———— EN Motz. 


151. 
| aliahochne Kabinets⸗Ordre, bie Dr Def Ai | 
Di zeichnungen betreffend. - 


VE — oa 2. 


Mit Bezug auf die heutigen Verfugungen) wegen des 
Dienſt⸗ Auszeichnungs⸗Kreuzes und der Dienſt⸗ Ausjeich⸗ | 
nung beftimme Ich Folgendes: 

1). Das Dienft » Anszeichnungs: Krenz ſoll in Form und 

+ Materie nach beiltegendem Muſter »getragen werden. 

2) In die Kathegorie der Offiziere des fiehenden Hee⸗ 
res gehören auch die Offiziere des Krieges-Minifterii, 
ded GeneralsStaabes, der Adjutantur, der Lands. 
mehr» Stämme, der Militatrs, Erziehungs» und Bil⸗ 
dungs = Anftalten, und die Kommandanten, wogegen 
‚ bie Anſtellung bei. Sarnifons Truppen; der: Land⸗Gen⸗ 
darmerie, dem Train ꝛc, fo. wie Inpaliden / Häufe 
und Kompagnien, nicht dahin zu rechnen iſt. 

3) Fuͤr dieſe Kathegorie will Ich indeß in —5 
auf die jetzt ſich effektiv zum Dienſt dabei befindlichen 
Offiziere und Combattanten vom Feldwebel abwärts 
beſtimmen, daß alle ‚diejenigen, welche früher im 
fiehenden Heere 25, 21, 15 oder 9 Jahre gedient 
haben, refpeftive das. Dienft- Auszeichnungs -Kreit, 
oder die für diefe Dienftabfchnitte zuſtehende Dienf 
Auszeichnung erhalten follen. - 

4) Dei Berechnung der Dienftzeit foll der Feidzug von 
1806. nicht als Kriegsjahr doppelt, der, Feldzug von 
1807. aber dergeftalt berechnet werden, daß ‚beide 
Deldzüge von 1806. bis zum Tilſttter Frieden 1807- 
für ein Kriegsjape — der ‚Feldzug von. 1807. in 

”) Jahrg. 1825. 2tes Heft, ©. 523-531. | 
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Preußen und Schleſien aber auch für. ein ſolches 
(wenn damit der kurze Feldzug vor '1ı 806. auch nicht 
verfnäpfe gewefen) — anzunehmen: und Doppelt zu . 
rechnen find. Eben fo werden die Feldzuͤge von 1814. 
und 1815; jeder für ein Kriegesjahr gerechnet. 

5) Die für den Verluſt vom Orden: und Ehrenzeichen 
. gegebenen Beſtimmungen gelten kun für das Dienfts 
Auszeichnung⸗Kreuz. 
6) Die beiliegenden 3 Klaſſen der Dienſt Auszeichnung 
find in Form und Materie als Muſter zu. betrachten. 
7) Das Tragen auf der linken Bruſt 'gefchieht fo, daf 
went der Mann Gehenk und Patrontaſche umgehangen 
bat, die Dienft Auszeichnung zu fehen fein muß. Ber 
fige derfelbe das eiferne Kreuz ıfter. Klaffe, fo wird 
die Dienſt⸗Auszeichnung unterhalb demfelben getragen. 
8) Die Koften der erften Verleihung beider Auszeichnun⸗ 
gen will ch aus meiner: Chatoulle beftreiten laſſen. 
| 9) Alte ‚durch, die Verfügungen vom 13. d. Mts. ans 
dem Dienft gefchiedvenen Dffiziere ſollen ihre Anfprüche 
auf das Din» ancreichnuuss⸗ Kren — machen 
koͤnnen. | 
Ich beauftrage: das Krieges: Miniſterium hiernach zu 
verfuͤgen, den Bedarf ermitteln zu erlaſſen, und Mir dar⸗ 
über fo wie über die näheren Beſtimmungen der kuͤnftigen 
Verfeihung und Veſchentzung des rechtmaͤßigen Beſitzes 
zu berichten. 
Berlin, den 18. Juni 1825. 
vriedti Withelm. 


An — 
das Krieges-Miniſterium. | 
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Dublifandum des Königl. — —— die⸗ 
| felbe Angelegenheit betreffend. 


Seine Majeftät der. König | haben auf einige Anfragen 
in Betreff des Anfpruchs auf die Dienft-Auszeichnung und des 
Dienſt⸗Auszeichnungs⸗Kreuzes zu beſtimmen geruhet: 


24. _ | es | | 
x) ben, aus fremden Dienften " übernommenen Militair⸗ 
Perſonen :foll bei dem Anſpruch auf die Dienſt⸗Aus⸗ 
zeichnung und das. Dienſt⸗Auszeichnungs⸗Kreuz, ges 
ſtattet fein, Die in fremden: Kriegsdienſt zugebrachte 
Zeit als Dienfzeit, jedoch kinmer nur einfach und ohne 
 Rüdficht: auf Kriegesjahte zu berechnen. 
Nur in Anfehung der Militair⸗Perſonen dieſer Art, 
welche in den Jahren 1813, 14 und 15 in den, mit 
Preußen alürten Truppen gedient haben, Wollen Seine 
Majeftät: auch die. Doppelte Berechnung der: Kriege 
ahre nachlaſſenn. un 
Ob dergleichen Mititairs Perfonen mit Landesthei— 
len ‚übernommen, oder auf: anderm Wege in den 
Preußiſchen Dienft - gekommen find, fol hierbei für 
x Jegt- Feinen  Unterfchied machen. — 
2) Soll nur den Militair⸗Perſonen die doppelte Berechnung 
der Kriegesjahre 1813, 14 und 15 zu Statten kommen, 
— welche auf die. Krieges⸗Denkmuͤnze für Combattanten 
Auſpruch haben. Die Feldzůge von 1796. bis 1795. 
ſollen nicht als Kriegesjahre doppelt berechnet werden; 
3) den im Kriege von 1806. und 1807. in Gefangenſchaft 
gerathenen Militairz Perfonen kann nicht geſtattet wer; 
1 „den, eines dieſer Jahre doppelt zu rechnen. 
4) Da die Dienſt⸗Auszeichnung und das Dienſt⸗Auszeich⸗ 
nungs⸗Kreuz nur für Combattanten heſtimmt ib, ſo 
koͤnnen andere, bei den Truppen angeſtellte, zum fech⸗ 
tenden Stande nicht gehörige Militair; Perfonen, dar 
auf Feinen Anfpruch machen. u 
5) Wer vor erlangter Dienft - Auszeichnung zum Offizier 
befördert worden ift, Fann durch den fernern Dienft in 
Dffizierftande, nicht mehr die Dienft- Auszeichnung: für 
Unteroffiziere und Gemeine eriverben, fondern hat 
nur nach Maaßgabe feiner geſammten Dienſtzeit An⸗ 
ſpruch auf das Dienſt⸗Auszeichnungs⸗ Kreuz. 
Berlin, den 31. Juli 1825. 
Krieges⸗Miniſterium. — 
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Zweiter Abſchnitt. fr . 
Staatswiſſenſchaft. 


1. 
en Auswärtige 
Gefengebung ä 


heiſerl Ruſſiſche Ukaſe, die Herabſetzung ber Zollabga⸗ 
ben von verſchiedenen Aus⸗ und Einfuhrs Waaren 
1 betreffend. — | 


— 


a ———— 

MW acdem Mir. das Gutachten des Reichsraths über 
die Herabfegung der Zollabgaben von verfchiebenen Aus⸗ 
fuhr Waaren, zur: Beförderung der Ausfuhr derfelben, 
und zugleich über einige Abänderungen hinſichtlich der 
Einfuhrwaaren beſtaͤtigt, fügen Wir daß inliegende Vers 
zeichniß bei, und hefehlen dem dirigirenden Senat, zur 
— deſſelben die erforderlichen Maaßregeln zu 
treffen. nr u | ar 
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Verzeichniß 
der Zollabgaben, welche vom Jahre 1826 an- von ver; 


ſchiedenen Aus» und Einfuhrwaaren an der Euro 
päifchen Grenze zu erheben find. 


Sewiet, 
Zahl oder 
Maaß. 


Zollabg. 
in Silber. 
Rub. | Kop. 








Benennung der Waaren. 


1. Ausfuhrwaaren. 


Häute, rohe umbereitete, von Ochſen, 
| Schaafen, Kihen, Reben, Ziegen, SL 
tie, Elendthleren, Pferden, Rennthie⸗ 
ren, Schweinen, Hunden und Käl 
bern. In den Häfen des Baltifchen 
und weißen Meeres, und auf der 
Landgrene . vom Pub. 
Imeafen vonLiebau bis zum Jahr 1323 — — 
In den Haͤfen des Aſowſchen und 
ſchwarzen Meeres, wie auch in den 
Besarabiſchen bis 1328, 5... — — 
Stärke, weiße und blaue . . . — — 
Eifen. Seewärts und zu Lande, jeder Art | — — 
Als Erfag der aufgehobenen Zollab⸗ 
gabe Hört die Ruͤckzahlung der Abgas 
ben von den Schmelzoͤfen, ſowohl vom 
Eifen als vom Stahlundden Fabrifa; 
‚ten aus benfelben auf... 
Pottafche. Perlafhe und Meidafche, 
Sees und Landiwärts . .... | VBerkom. 
Dich. Bullen, Ocfen und Büffel vom the. 


Kühe, Büffelfühe und junge Kühe | — — 
Kälber jeder Art ... — — 4— 
Widder, Schaafe, Laͤmmer, —* 

Boͤcke und Zikelhen.  .. . — — 
Eber und —— ra — — 





Sale . . a ar — 
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Zollabg. 
in Silber. 
Rub.|Kop. 





Gewicht, 
Benennung der Waaren. | Zahl oder 
| Waaß. 

Soda . . . [vom Pud. 
Seide. Außer bar coben föon erlaußten, 
auch Organſin; gezwirnte und ges 
faͤrbte, aus den Haͤfen von St. Pe⸗ 

tersburg und Taganrog . — — 

Getreide. Seewaͤrts und Landwaͤrts: 

BE oo 6 te ET EIGEN, 

Meißen und Spelt . . ; 


Erbfen . "REN . 
Haber Pu: : 

Gefe . ei 

Buchweltzen Fr Er 

— a 

Mais (Ruta). Aa an ı; 

Mehl und Grüge, ausgenommen 











2 


Linfen . . 
Bohnen, trocdene, * Het 


LEELLISD 
ELLE | 


wwwwhwww ww 


Perlgraupen und Manna, die zollfrei 
find, wie auch Malz, tragen bei der 
- Ausfuhr die Hälfte der Abgabe vom 
Getreide, woraus fie verfertigt find. 
Hopf en, Sees und Landwärte . .„ |vom Pub. 


une ider A . EN. — — — 20 


II. Einfuhrwaaren. 


Baumwollenfabrikate. (Durch alle 
Orte, wo Baumwollenfabrikate er 
laubt ſind.) 
Halbbaumwollene weiße Zeuge und 
Waaren, mit Leinen oder Hanf ge: 
mifcht, zu dem erlaubten Artikel des 
Tarife Lit. a. gehörig: 
Metkal, Perkal und andere . |v. Pfunde. | —| 70 
Halbbaumwollene Zeuge und Waaren] | 








Gewicht, 
Benennung ber Waaren. 
| Maaß. 








mit Flachs oder Haufgarn, gehoͤrig zum 
erlaubten Artikeln des Tarifs Lit. b. 
Baumwollene halb durchſichtige und| 
durchſichtige weiße Fabrlkate und andere 
Halbbaumwollene Tuͤcher, durchſichtige 
und halbdurchſichtige 
Die übrigen halbbaumwollene Zeuge 
und Fabrikate, welche fich den verbote, 
nen baumwollenen Artikel aneignen. 
a 1) Ueber die halbbaummols) 
lenen Zeuge, mit Seide und Wolle ger| . 
miſcht, ſiehe den Artikel ſeldene und 
wollene Fabrikate. 
2) Die gemiſchten Zeuge Tuͤrkiſchen 
Urſprungs, die nur zu den Haͤfen des 
ſchwarzen und Aſowſchen Meeres zu, 
gelaſſen werden, tragen die bisherige 
Zollabgäbe. | ’ 
Flachs⸗ und Hanffabrikare- SDuch 
den. Hafen von St, Petersburg und bie] 
Zollaͤmter von Jurbürg und Polanı). 
gen.) Weihe Leinwand aus Flachs 
und Hanf, wie auch weiße Leinwand/ 
aus Flache und Hanf mit Baumwolle 
gemiſcht .. aa N 
Kanevas zum Ausnäßen. r | 
Zeuge von Flachs und Hanf 4 
wolle gemiſcht, unterllegen denſelben 
Verfuͤgungen, als die. halbbaumwol— 
lene; außer den zu den Metkals gehoͤ— 
rigen, welche die Abgabe wie Leinwand! 
tragen; die zu den Artikeln Tifchtuͤ— 
her, Servietten und Handtücher gehoͤ— 
rigen, bleiben verboten. Dies letztere 





Zollabe. 
Zahl oder lin Silber. 
Rus | Ko». 
























Benennung der Waareı. . 


— — 
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Zollabg. 





Gewicht, 
Zahl oder in Silber. 
Maaß. Kub.| Kov. 


— — — — EEE heil Kid 


gilt auch von der heaedaum vgenen 
Zeugen. 

F ilber. (Paſſagiergut nach der bisherigen 
Grundlage, aber das uͤbrige durch alle 
Häfen und Zollaͤmter erſter Klaſſe.) 
Verarbeltetes jeder Art, vergoldet und 
unvergoldet, das ſich beiden Neifenden 
vorfindet; außer den Gegenftänden, 
die nad) den jegigen Tarif ohnedies 
zollfrei zugelaffen werden, tie auch 
filbernd Sachen, die als Exrbfchaft 
eingehen \ 

Sceeren. (Ue beralt.) aut Schaaf, 

ſchur; im Tarif nicht angezeigt 

Tücher. (Wo Leinwand.) Linnene weiße 

Schnupftuͤcher mit und ohne Rand 

Rohr- und andere Stoͤcke. (Durd) 
den Hafen von St. Petersburg und 
die Zollämter von Jurburg und Po; 
langen) mit und ohne Beſchlag, aber 
ohne fremdartiges Zubehoͤr 

Seidenfabrikate. (Durch den Hafen 
von St. Petersburg und die Zollaͤm— 
ter von Jurburg und Polangen.) 
Gazen oder Flore, Milchflor oder 
Krepp, gefärbte, bunte und geblümte, 
mit aufgelegten und aufgeleimten] 
Verzierungen, mit Gold, Silber, 
unechtem Golde oder ganz aus ſolchem 
Metall, Strohgewebe u. d. gl. wie 
auch Marly Filet, Seidenfanevas, 
weiße und geblümte: mit Ausnahme 
aller ausgenäheten und geftickten — 
genſtaͤnde der Art. 


v. Pfunde. 


— 
Zoll frei. 


* 








Gewicht, 
Zahl oder 
Maaß. 


Halbſeidene Zeuge mit Wolle, Baum; I} 


Zollabg. 
in Sifber. 


— * = a : 


Benennung der Waaren. 














wolle, Leinen oder Hanf, Floret oder 
Slockfeidene, oder damit gemifcht, wer, 
den den nicht verbotenen Artikeln nicht 
durchfichtiger und halbdurchſichtiger, 
oder durchſi ichtiger Seldenfabrikate bei, 
gezaͤhlt, und bezahlen dieſelbe Zolls 
abgabe als die feidenen. Die, welche 
nicht zu den erlaubten Artikeln gezählt 
werden können, bleiben verboten. 

Mollenfabrifate. (Durch den Hafen 
von St. Petersburg und die Zollaͤm⸗ 
ter von Sjurburg und Polangen.) 
Weißer Kafımir hlieanın v. Pfunde. | 21 5o 

Anftatt desjegigen Artikels | 
des Tarife. 

(Dur) alle Drte, wo es erlaubt ift.) Korb, 
Tollenet, Patenkord, weiße wollene 
Umbängetücher für KHebräer, und 
verfchtedene Wollenfabrikate mit] 
Flache, Hanf oderBaummolle gemifcht, 
einfarbig oder bunt, und gedruckt N — — 2| 50. 

Wollenwaaren und Fabrifate mit Selde 
gemifcht, werden als halbjeidene Wan, 
ren betrachtet, und bezahlen, nicht 
durchfichtige, einfarbige und fchillerndel 
das Pfund 4 Rubel, halbdurchfichtige 
und durchfichtige weiße 8 Rubel, 96 
bluͤmte und bunte 12 Rubel Zollabgabe 

Huͤthe. (Wo jetzt Strohhuͤte erlaubt find.) 


Bon Baft, genanns paillederis | — — | 3] — 
Strohhuͤte und aus Baumwolle 
geflohen . » 2.1 — | nl — 
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1) Dies Verjzeichnlß tritt in Witkſamkele vom 1. Januar 


1826., und wo es In den Zollaͤmtern ſpaͤter eingehet, vom Tage 
des Eintreffen. Die Einfuhriwaaren, wenn auch ſchon die 
'. Angaben über diefelben im Zoll vor dem Empfang diefes Vers 
zeichniffes gemacht wären, aber der Zoll noch nicht wirklich ers 
hoben worden, find nah ber nellen herabgeſetzten Abgabe zu 
verabfolgen, und die Einfuhrwaaren nach der frühern geringern, 
Heimlich eingeführte früher verbotene Waaren, deren Einfuhr 
jegt erlaube, worden, wenn, fie bis zum Jahre 1377. entdeckt 
werden; unterliegen den Verfügungen über bie Einfepleihjung 
verbotener Waaten; vom Jahre 1827. an aber den Werfilgungen 
über. bie Einſchlelchung erlaubter Waaren, 

2) Der. ‚Finanz, Minifter - wird. die Veranſtaltung ‚treffen, 


daß für ejenigen Woaren, welche früher verboten waren, und 


jetzt zur Einfuhr erlaubt worden, beſondere Stempel gebraucht 
werden; daher auch die Durchlaſſung dieſer Waaren nicht eher 


Statt ſinden kann, als‘ bis die Zollaͤmter dieſe Stempel er⸗ 


halten haben. Das Departement des auswaͤrtigen Handels 
wird hierüber, ſeiner Zeit eine Bekannimachung etlaſſen. 


3) Zur 


gen aufnehmen, die feit der anfänglichen Bekanntmachung bie 


jegt eingetreten find, und zwar mit Beifuͤgung eines eigenen 
Verzeichniſſes von allen bis gegenwaͤrtig Statt gefundenen Un⸗ 
terordnungen nicht genannter Gegenſtaͤnde, nach Verglelchung 
derſelhen mit den Verfuͤgungen des vorliegenden Verzeichuifies. ö; 
Auf dem Original iſt von Se. PER Meisht, 


Hoͤchſtelgenhaͤndig alſo gezeichnet; —— 
Dem ſei alfo. 


Nikolai 
se „Ra 
esember 1825. 
ie. ee 
— 4 a a RE oe) 
ri 
e u} 
Se ze ee 
Du 4 eu ri Tina ar MET Dip 


equemlichkeit für die Kaufmarinfchaft wird das 
Finanz» Minifterlum in der Folge eine neue Ausgabe ders Eu⸗ 
topäifchen Tarife anfertigen, und Im ſolche alle die Weränderums 
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Publifandum, der Könige. Regierung zu Merfeburg, 
Harls Entwurf Eins Habtonrllen unb allgemeinen 
Armen ⸗Verſorgungs⸗Syſtems betreffend. , 
Aus D. Harls Ardiv für die gefammte Staatsrotffenjchaft, 
Geſetzgebung und Ctaatsverwaltung, iſt neuerlich deſſen 
Entrotief eines rationellen und allgemeinen "Armen; Berfors 
gungs / Syſtems SA ee 
bei Wilmanns zu Frankfurt a; M. 1825. befonders abgedruckt wor⸗ 
den, und Im’ Buchhandel” für ıs &gr. zu haben. Diefes Buch 
enthaͤlt die Grundſaͤtze einer ziddkmäßtgen Armen / Verſorgung / 
ſetzt vorzägtich die zwar bekannte, aber immer noch Wenig ange⸗ 
wendete Wahrheit: daß ohne Armen ; Erzlehungs ⸗ und Akbelts⸗ 
oder Beſchaͤftigunge Anftälcen ‚Feine ihrem Zwecke entſprechende 
Armen⸗ Pollzel gehandhabt werden Lahn, auf das bandigſte aus / 
einander und zeigt, wie dieſe Auſtalten einzutichten find.“ Wie 
empfehlen den Pollzel Behbeden unſers Verwallunge Beſirke 


den Ankauf dieſer nuͤtzlichen Schrift, welcher In“ taͤdten fur di — 
Communen, und wie hietwit geſtattet wird, auf Koſten der 
Kammetel geſchehen Kan, "= 2 ⸗ 
Merſeburg, den 23. December igig; | HE vkksst 
Koͤnigl. Preuß. Redterang.ii Erſte Abthellung. 
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j 2: En — su ya 

Publifandum der Koͤnigl. Regierung zu Coblenz, De 

thiers Werk über die Regifter des Perfonens 
ftandes betreffend. 





Durch unfere an die Königl. Landraͤthe erlaſſene Cixcular⸗ 
Verfügung vom 14. Januar d. 3. haben wir das von dem 
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Sriedensrihter Dethier zu ‚Kerpen beransgegebene Werk: 
„Prattifher: Antereicht. hit: wichtigen; Führung „den; Reslſter des: 
. Derfonenftandes,* als zweckmaͤßig "verfaßt; ‚empfohlen ,. un deſ⸗ 
ſen Anſchaffung für Rechnung der Gemeinde⸗-Kaſſen nachgege— 
ben, „Bir nehmen gegenwaͤrtig Vetanlaſſung, diefe Empfeh⸗ 
tung und Autorifation auch Öffentlich: a) befonnt, zu PAS , 
— El Auguſt 5 Er ee 
——— a. Regierung .. | 


2 Wie seen Ir me 
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£ vw. Hi cidkinnndı 13] a Ä 
Publlkandum vet Kbuigl Re * u "Derfe 
Graßmanns Xnleitun —— und‘ En 
übungen. Def bestefgen: " | eh 


Bon dem Königl. a ie Herrn Graß⸗ 

mann in Stettin, iſt unlaͤngſt erſchlenen: 

Anlettutigoju; Denke und Sprechub ungen, alg der 

naturgemaͤßen / Grundlaͤge fuͤr den geſammten Unterricht „des - 

ſonders aber fuͤr den erſten Sprachuntetticht in Volksſchulen. 

Berlin, bei Reimer, 1325. Verkaufspreis i Thlr. 7 Ser.) 
Dlieſe Schrift enthaͤlt Vielee, was von jedem Elementar ⸗ 
lehrer unmittelbar: bei dem. Untertiöhte ge ünd, angewendet 
werben. kann; überhaupt: aber, wird. fie den chullehtern dazu 
nögen, daß ſie ſich Über ‚den Zuſammenhang der Gegenſtaͤnde des‘ 
erſten Unterrichts und deren Anfangss umb Zielpunkt genauer orlen⸗ 

tiren. Wir empfehlen haber dleſelbe, ‚erhaltenem Minifterlals Auf 
trage, gemäß, ſowohl den, einzelnen Schüllehrern , als auch zum 
Ankaufe fuͤr die Ephoral⸗ Schulblbllotheken und zur Berdcfichels | 
gung in ‚dan Shallebrsrn Konferenzen. He ‚etrogniger, Denugung , 
für den Unterricht gehört zu ihr noch des Berfoflers ibel, Be, 
erfhes. ueb ungsbuch far Kinder, Borlin, bei elmer, go 
in derſelbe Stoff, welchen obige Schrift darbietet, zur —* 3 
Übung. für, Kinder im Auszuge dargeſtellt iſt. 

Merſeburg, den 23. December 1825. AP 
Königl. Preuß. Regierung. . ne 
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SAL ? —* 
4. z. . 
—— des Konigl. Konſiſtoriums zu Eoblenz 
Kaͤrchers lateiniſches Säeirifon betreffend. 


Da dem von dem Profeſſor Kärcher in Kärfsruße her⸗ 
ausgegebenen neuen etymologiſchen Schullexikon der lateiniſchen 
Sprache eine neue Auflage bevorſteht, fo find wir Höhern Orte 
veramlaßs worden, diefes Werk, welches für die Schüler der uns 
teren und, mittleren Klafien der Gymnaſien und höheren Stadts 
ſchulen befonders brauchbar iſt, und für den fehr billigen Preis von 

zwoͤlf Groſchen Courant geliefert — ver an ranmen, 
ftehern abermals zu empfehlen. - ee. 
| m, dem 29. Auguſt 1825... — 9* 
— —A 


131.6 — | — * 
Publitandum ver abaig Hegiericige in Meiſchug 
v. Leonharde Lehrbuch der Naturgefchichte des 

Nineralreichs — SR 


Der Geheime Rath und Profeſſor, Rieter von ———— In 
Heldelberg, hat im Verlage von Joſeph Engelmann ˖daſelbſt I 
Laufe d. J. ein Lehrbuch der Näturgefchichte des Dineralteiäs‘ 
herausgegeben, welches ſich beſonders zum Selbftudium fir die 
Lehrer der Naturgefchichte an den Gymmaſien⸗ hoͤhern Bürgers: | 
fehulen und Schullehrer s Seminarien eignet.‘ Der Verfaſſer iſt | 
in der gelehrten Melt bereits vortheilhaft bekannt. Der Preis dies’ 
ſes 33 Bogen ſtarken Buches iſt 3Fl. 15 Kr. (öde. hl. 24. Sgtl 
2 Pf. ): jedoch hat der Verleger ſich erboten, alle Exemplare die 
gegen baare frete Bezahlung‘, bei der Beſtellung, unmittelbat von 
ihm bezogen werden, für 2Fl. 10 gr. ‚(oder r TIL CO. 3 » 
ungefähr) abzulaſſen. 
Die Lehrer an Symnaflen‘ und ſadelcen Squlen werden) 
hlerauf aufmerkſam gemacht: - he 
Merfeburg, den 18. Oktober 1g25. Aack, 
Könige, Preuß. Regierung. &fe Area, 
Fi — — — — 
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Erkeuntnif des Konigl. Ober» Landesgerichts zu Breslau 
wider die zu Coͤpenick zut Unterſuchung gezogenen Mitglieder 
des hochverraͤtheriſchen Bundes der Jungen. 
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:Borbemetfung : + 


Est eben. fo. bebauerlich, als bekannt, daß felt dem Johre 
41819 auch in unſerm Lande Unterſuchungen wegen ftaatsil- 
‚driger, hochverraͤtheriſcher Umtriebe haben verhängt werden 
wuͤſſen. ‚Die erften Unterfuchungen wurden im. Jullus 1819 
„eröffnet; die Iandesväterlihe Gnade Sr. Majeſtaͤt befchränfte 
ſie auf Diejenigen, melde als befonders ſchuldig da. flan: 
‚den, und auch dieſen ward, nachdem die Gerichtshöfe gegen. fie 
erkannt, jene Gnade mehr oder minder zu Theil, während: die 
‚Regierung fich bemäbete, neuen Ausbrüchen untergrabender, fal« 
ſcher Lehren und ungeregelter gefeßwidriger Richtungen vorzus 
beugen. Diefe Erwartung mard aber leider! nicht ganz er» 
fuͤllt. Auch Deutfohland .blieb von den revolutionären Bewer - 
‚gungen nicht verfchont, welche in. den Jahren 1820 und 1821 
Europa von Liffabon bis Petersburg. und von Neapel big Cor 
penbagen in gleicher Richtung, in gleicher Form, und nach glels 
. hen Grundfägen ſich zeigten, und ohne die. Eräftige Eins 
wirkung der Regierungen erfchüttert haben würden. Auch in 
Deutfohland bildeten fh um dieſe Zeit zwei revolutlondre 
Dunde, der der Männer und der der Jungen und unter 
deren Leitung in mohlberechneten, Abftufungen. vorbereitende 


846 | 
Derelne, und zu deren Crganzung die Wurfchenfchaften. Der 
Regierung entging weder die Exiſtenz, noch die Thätigkeit 
dleſer Dereine, wie geheim fie auch gehalten wurden, bie 
von ihr, theils um. fie näher zu ermitteln, theils um ihre 
Wirkſamkeit zu lähmen, genommenen Maafregeln erfüllten 
dieſe Zwecke. Im Jahre 1823 wurden alle diefe Verbinduns 
gen ermittelt und dadurch die zweiten Unterfuchungen verans 
daft. Die gegen den Bund der Jungen if, wie In den . 
mehrften Übrigen deutfchen Bundesländern, fo auch im Preus 
Bifhen Staate, gefchloffen, die gegen den Bund der Mäns 
ner. aber ihrem Schluſſe nahe. 1 N" 
befinde Unteefnhung wider die in den Preußiſchen Staaten 
‚befindlichen .Diisglieder des Bundes der ungen ward einer ei⸗ 
sam 3 blanc — zu € 

nd bie Abfaſſung des tichterlichen Erkeuntniffes dem Plenum 
des KoͤnlgzlOberlandesgerichts zu Breslau allerhoͤchſt übers 
tragen. | | 
Das Erkenntniß diefes Gerichtshofs gewährt eine fo volls 
ftändige Ueberfiche dieſer Umtriebe, daß es ein allgemeines In⸗ 
tereffe bat, und daher auch von des Herrn Minifters des ns 
nern und ber Polizei Ercellenz in der unten befindlichen ges 
drudten Abſchrift ‚Anmyligen ‚Kduigl. Regierungen mitgetheilt 
worden iſt. Es hat überbem noch das Intereſſe, daß es übers 
* end beweifet, zu welchen Verirrungen und Verbrechen poli⸗ 
ed: — 5— Anſichten und verkehrte Theorien, 
R nders aber die, noch 'vor einigen Jahten hin und wie: 
Der ſo angepriefenen, modernen conflitutiöhellen been ſelbſt 
‚Individuen verführen, welche, wie bies. bei vielen der, in dem 
unten abgedruckten Erkenntaiffe,‘ genannten Inculpaten "der 
"Fol ift, Übrigens durch 5 und Talent ſich vortheilhaft 
auszeichnen. Dies uͤrtheil it in dieſer Beziehung ’eine Wars 
 Nungstafel, fowohl für Lehrer und Lernende, Irrlehren weder - 

zu geben, noch anzunehmen, als für ‘alle diejenigen, welche über 


‘ 


‚den. Ungrund, und. über ‚die Gefährlipfeit der, modernen con⸗ 


eo. 0, f i H > 


fitufionellen Grundfäge noch In Zweifel fein dürften. - 
Die Redaction der Annalen hat daher dies Intereffante 
Erfenntniß In diefelben aufgenommen, jeboch geglaubt, die Nas 
‚men der Inculpaten, aus Schonung er fie und ihre Famille, 


: 4 ’ . * — 
U Dr 


‚weglaffen zu muͤſſen. 
05, | gute rr- tr 
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Auf die, von dem mittelt Allerhochſter Cadinets- Drdre vom 
sten März 1824 ernannten Königlichen Spectal+ Anterfuchungs - 
ericht zu Edpuck geführte Unterſuchung, wider den Königlichen 
eutenantt von N. N. und Complicen, | 
Erkennet das Königl. Preuß. Dber » Landesgericht von 
Schleſien zu Breslau, vermdge Allerhochſten Auftrages, 
den verhandelten Aften gemäß, hiermit für Recht: 


I id | 

neulpat N. N. von N. N., wegen Theilnahme. an eher 
Herbotenen, das Verbrechen bes Hochverratbs vorbereltenden, ge- 
beimen Verbindung und deren a zu allen dffentlichen 


Aemtern' für unfähig zu erklären, und mit einem zwd fjährigen 


a » 
3) Inculpat N. N., wegen abfichtlich unterlafiener Anzeige der 
Wiffenfchaft von dem Beſtehen eitter verbotenen, dag Verbrechen 
— ® verraths vorbereitenden —— mit einem ſechs ahri⸗ 
6 efungs Arxreſt zu beſtrafen, von dem erdacht der Mitglied⸗ 

aft einer folchen Berbindung aber vorläufig ———— 

neuipat N. N. von N. N., wegen Theilnahme an, einer 

verboteieir, das Verbrechen des Hochverraths vorbereitenden, ge: 
Mr Verbindung und derem Verbreitung, mit einem kunfieh) - 
äbrigen Feftungs- Arreft zu befirafenz 

5) und 6) Die Inculpaten N. N: und N. N., wegen Theilnab- 
me an einer gefeklich verbotenen, das Verbrechen, des Hochverrarbs 
‚vorbereitenden, geheimen Verbindung und deren Verbreitung, als 
Aukfultaforen der Königlichen Stadtgerichte zu N. N. umd rein. 
N. N., zu kaſſiren, zu allen fernern dffentlichen Aemtern für. unfd« 
. big, fo’ tie des Nechts zur Tragung der Preußifchen Nattonal - 
Kofarde.verluftig zu erklären, und jeder mit einem funfzehnjaͤhri⸗ 
‘gen Feſtungs⸗Arreſt zu beſtrafen; 

7) Sueulvat N.N., wegen Theilnahme an einer geſetzlich ver- 
botenen, das Verbrechen des Hochverraths vorbereitenden,, gebei- 
men Verbindung und Begünftigung der Werbreitung derfelben, 
- feines Amtes als Ausfultator bei dem Königlichen Stadtgericht 
zu N. N, zu eutſetzen, zu allen fernern Öffentlichen Aemtern für uns 
fäbig, fo wie deg Rechts zur Tragung der National - Kokarde ver- 
Infiig zu erflären, und mit eimem dreisehmjährigen Feſtungs -Arreſt 
zu beſtrafen; 


en 


3) Dem Inculpaten N. N., wegen unterlafiener Aujeige der 
Wiſſenſchaft von dem Verſuche der Stiftung einer geſetzlich verbo- 


. tenen Verbindung, der während der Unterſuchung erlistene Arreſt 


zur Strafe anzureinen; | 

9) Inculpat N.N., wegen Theilnahme an einer gefehlich ver- 
botenen, das Verbrechen des Hochverraths vorbereitenden, gebei- 
men Derbindung, des Rechts die Preugifche National» Kokarde 
und die — für Nicht-Combattanten aus dem Jahre 1815 


zu tragen, verlufiig zu erklären, uud mit einem achtjährigen de. 


tiungse Arreft zu befirafen; 
10) Sneulpat N. N., wegen Theilnahme an einer gefehlic 
verbotenen, das Verbrechen des Hochverraths vorbereitenden, ge⸗ 
eimen Verbindung, mit einem adhtidhrigen Feſtungs-Arreſt zu ber 
vafeh, Au des Nechts, die National - Kofarde zu tragen, verlufig 
u. erklären. | * 
Ferner, wegen Theilnahme an einer geſetzlich verbotenen, das 
Verbrechen des Hochvaratbs vorbereitenden, geheimen Verbindung 
und deren Verbreitung, * 
40) Inculpat N. N., als Rektor der höheren Buͤrgerſchule 
zu N.N. 7 kafſiren, zu allen öffentlichen Aemtern für unfähig, 10 
wie des Rechts, die Nrational- Kofarde zu tragen, verluſtig u &* 
Hären und mit. einem unfsebniährigen Feſtungs-Arreſt zu — 
12) Inculpat N. N., mit dem Verluſte des. Rechts, die Ra 
tional- Kofarde zu tragen, und mit. einem funfzehnidprigen de 
ſtungs⸗Arreſt zu beftrafen; 
He nculpat N. N., mit einem funfzehnidhrigen Geflungs* 
Arreſt zu befirafen; ci 
44) Smeulpat N. N., zu allen Öffentlichen Aemtern für unfd 
ig, fo. wie des Rechts, die National= Kokarde zu tragen, berlin 


fig zu erflären, und mit einem dreisehniährigen Zeitungs Are 


zu beſtrafen; | x 
15). Inculpat N. N., mit dem Verluſte des Rechts, die Natio- 
nal⸗ Kofarde zu tragen, und mit einem funfjehniährigen Feſſunge 
Arreſt zu befitafen ; 
Ferner, wegen Theilnahme an einer gefehlich verbotenen, das 
Derdrechen bes —5 vorbereitenden pe eimen DVerbindung, 
16) Inculpat N: N., mit dein Berlufte Des Rechts, die Preur 


‚ fiihe Nationale Kokarde zu tragen, und mit einem zehmiährigen 
Feſſungs⸗Arreſt; 


17) Zneulpat N. N., mit dem Verluſte des Rechts, die Preu 
Site Hational «Kofarde zu tragen, und mit eimem ellfiährigen 
efiungs » Arrefl, un — 
PR — pat N. N., mit einem neuniaͤhrigen Zeftungg- Arreſt 
zu befirafen; 

19) nculpat N. N. von N.N, aber, zwar von dem Derdadtt, | 
Mitglied und Theilnehmer einer verbotenen, das Verbrechen es 
Hochverraths vorbereitenden Verbindung geweſen zu fein, v xlauf 
frei zu ſprechen, dagegen wegen dringenden Verdachts, die N 
diefer. Verbindung wohl gekannt, ohne aber hiervon der Beh Br 
Anzeige gemacht gu haben, mit einem außerordentlichet zweiidh 
gen Keflungs- Arrefi zu betrafen. 

Herner, wegen Theilnahme an der oft begeichtieten Verbindung 
und deren Verbreitung, FE 

20) Jneulpat N. N., 
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2 eulpat N. N. und 
. 22) neulpat N. N., jeder diefer 3 Ineulpaten mit dem Ver— 
fie des Rechts, die Preußifhe National- Kofarde zu tragen, und . 
it einem funfzebniäbrigen Geflungs - Arrefi, dagegen 
23) Sneulpat N. N., wegen Theilnahme an diefer Verbindung 
und DBegünfligung deren DBerbreitung, mit dem Werlufte des 
Rechts, Die Dreufifche rational» Kotarde zu tragen, und mit ei- 
nem nur zwölfiäbrigen Seflungs » Arrefi zu befirafen. 
Endlich, wegen Tbeilnahme an der erwähnten Verbindung und 
deren Verbreitung, ‚die Inculpaten 


. N., und ⸗ 
35) N. N., jeder mit einem vlerzehnjaͤhrlgen Feſtungs⸗Arreſt 
au befirofen, und des Rechts, die Preußifche Nytlonal » Kofarde zu 
ragen, verluftig zu erklären, und u 
4J 26) Sneulpat N. N., mit einem dreisehniährigen Feflungs- 
Arreſt zu beftrafen; dahingegen die Inculpaten 

27) N.N., und . 

25) N.N., wegen Theilnahme an eindr folchen geſetzlich ver- 
botenen, das Verbrechen. des Hochverraths vorbereitenden Werbin- 
ae: ohne für deren Verbreitung geforgt zu baden, erfierer mit 
achtjaͤhrlgen und leiterer mit einem — eflungg = 
Arrefl, beide aber noch mit dem Verluſt des Rechts, die Preußiſche 
I tional- ofarde zu tragen, zu beftrafen, und | 
29) Der Koftenpuntt dahin —— ‚ daß die Koſten den 
fämmt hen Inculpaten, mit Ausichluß des N. N., welcher bier- 
zu nur einen Beitrag von zwanzig Thalern zu zahlen verbunden, 
I van Theilen und unter folidarifcher Verpflichtung zur Laſt 
zu legen, bievon jedoch die Koſten der Vertheidigung derienigen 
Sgmeulpaten, welche fih noch unter väterlicher Gewalt, befinden, 
von den Vätern derfelben zu eritatten, und im Fall des Unvermoͤ— 
eng fämmtlicher Ineulpaten zur Bezahlung der ihnen zur Laft 

Denden Koften, diefelben, bis auf die baaren, vom Königlichen 

8, als Dbergerihts= Herrfchaft der Inculpaten, zu tragenden 

uslagen, nieberzufchlagen. 


Bon Rechts Wegen. 


}: 
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— 
Gründe 

Der, zus Ermittelung der feit längerer Zeit In Deutfchland 
fich verbreiteten geheimen demagsgifchen Umtriebe und Nerbindun- 
gen in Mainz niedergefesten Gentral- Unterfuchungs» Sommiffion 
es deutfchen Bundes, wurden im Monat November 1823 von el- 
- ner Denunztation Mittheilungen gemacht, wonach ein durch ganz 
Deutfchland. verbreiteter geheimer Bund befteben ſollte, deſſen 
weck auf Herbeiführung der politiichen Einheit und Freiheit 
Deutſchlands gerichtet fe, befiimmte Gejehe babe, zu denen fich 
‚die Mitglieder eidlich verpflichtet hätten, und der zwar hauptfäch- 
lich auf dem Ymiverfitäten gepflegt werde, jedoch auch außerhalb 
derfelben feine Anhaͤnger Habe: Die Bundes- Central + Iinterfu- 
hungs-Commijfion brachte die ihr mitgetbeilte Anzeige des De= . 
nunzianten zus Kenntniß derienigen Regierungen, im deren Bereich) 


—* 
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ſich Die, der Mitgliedſchaft dieſer Verbindung bezuͤchtigten Indivi⸗ 


duen aufbielten, und bald ‚wurde durch die von denfelben ergriffe- 
nen Saba bie Denunziatiotr dergeftalt behatigen dag die 2 
dachte Commiſſton unter dem 28ſten Januar 1824 die oberſte at 


tung der einzuleitenden Unterſuchung übernahm, deren Führung 
den Mealezungen, der einzelner betheiligten Staaten überlajjen 
blieb, die fich gegenfeitig zur Controlle der Ermittelumgen und Air 
Ueberſicht des Ganzen, die aufgenommenen Verhandlungen in vidi⸗ 
‚mirten Abſchriften mittheilten, und eine gleidye tt Hs at 
die Gentral- Anterfuhungs- Commiffion in Mainz beoba f aben 
Als Ergebniß diefer Gefammt « Ermittelungen,; laßt fich fol 
gende generelle Darfiellung des zur Unterfuchung gebrachten. gehei- 
men Bundes entnehmen. er TER 
Es if aus ven frühern mwider demagogifche Umtriebe geführt 
ten De uhungen, befonderg. aus der -gegen den Candidate | 
Adolyh Folleniug gefhwebten Unterfu ung, gend end be⸗ 
kannt, welchen Einfluß die durch Verfennung der Triebfedern und 
Mifdeutung der Grundfähe des vormaligen fogenannten deutfchen 
Bundes fich efialtete, die Volks Souverainitaͤt und Me la 
Einheit predigende Parthei auf die Deutfche umd vorzüglich auf 
die akademiſche Tugend geübt hat. gene, in Folge re tete 
t098=- Befchluffes vom 20ſten September 1819, welcher zugleich die 
en der auf den meiſten deutſchen Univerſitaͤten Auer Den 
Namen Burſchenſchaften beitandenen, und feit dem berüchtigten 
Wartburgsfefle vom 18ten Dftober 1817 zu. einer allgemeinen deut- 
fchen Burfchenichaft zufammengetretenen Studenten» Verbindungen 
befchloß, von mehreren deutfchen Negierungen eingeleitete nie 
chungen hatten zwar die Beftrebungen der gedachten Parthei, Die 
unter den Gliedern der aufgelöflen Burfchenfchaft. die eifrigſten 
Anhänger gefunden, momentan gehemmt, aber kelneswegs unter- 
druͤckt, und ihre Grundfäße wirkten swuchernd im den ingendlichen 
Gemüthern fort. Ohngeachtet der äußern — 3 
ſchaft, hielten ihre Anhaͤnger ferner zufammen, anfargs, ohne 9 
ſchloſſene Formen bildeten fie treue anti- landsmannfchaftliche Der- 
bindungen, welche fich bald in geheime Burſchenſchaften um⸗ 
wandelten, und ſchon im Herbſt des Jahres 1820 wurde zur Wie— 
derherſtellung der allgemeinen Burſchenſchaft ein geheimer Bur— 
ſchentag zu Dresden gehalten, auf welchem ſich Deputirte von 
Jena, Erlangen, Heidelberg, Würzburg, Berlin, Leipzig und Tü- 
bingen einfanden. So waren die von den Regierungen faum er- 
griffenen Maafregeln auch ſchon wieder vereitelt; überall fonfti. 


‚tuirten fich die Burfchenfchaften von Neuem, und wenn auch eini- 
ſchoͤpften, fo wußten fie fich diefem zu entziehen, durch einſtweili⸗ 


ge, bejonders. preußifche afademifche Behörden desbalb infng t 
ges Auseinandergehen, oder auf andere Weile, dergeflalt, daß fie 


‚bis auf die neueſten Zeiten fortbeflanden, auch ihren Zufammen- 
‚bang unter einander durch geheime Burfchentage zu Streitber 


im Herbfie 1821, an der. Bergfirafe Im Odenwalde im Herb 

1822, zu erhalten gewußfhaben. Das Geheimniß, In welches fie 
ſich jet hüllen mußten, gab ibrem Treiben einen befondern Auf- 
ſchwung, der die feindfelige Sefinnung, im welche fich die meiften, 
Schon durch ihre politifchen Anſichten gegen die beflebende Drd- 
nung der Dinge verfebt befanden, noch, vergrößerte, und fie 
zugleich mit dem Gedanken und den Künften einer Verſchwoͤ— 


rung 
gen 
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vertraut machte, die ihnen faſt zu derſelben Zeit angetra⸗ 


wurde. us | Ari hist zu 
“E Jena nämlich hatten ſich, gleich nach der auf höheren Be- 


(am 26ſten November 1819) erfolgten Aufldfung der Burſchen⸗ 
ru der Vorſtand und Ausſchuß — mit 
renwort verbunden: 


und 


jeder Verbindung, die dem Geiſte der. Burſchenſchaft twider- 
firitte, mir Wort und Schwerdt entgegenzuzieben, und. fie, 


“wo möglich, gleich im Keim zu vernichten, - <- I 
es entſtand A diefe Weife ein formlofer Verein, der ſich 


auch dann noch erhielt, als die burſchenſchaftlich Geſinnten im 
Fruͤhiahr 1820: zu einer Verbindung, welche anfänglid „Germa- 
mia” genannt, aber ſchon um Michaeli ejusd. als „geheime Bur⸗ 


ft” conflitwiet wurde, wieder zufammengetreten waren. .. 


—Robert Weffelbbfft, Studios. jur, damals: ſchon im 
‚Begriff, die Univerfität zu vwerlaffen, (ein fchom bei dem Wart⸗ 
‚burgsfeite als politiſcher Schwärmer heruorgetretener Juͤngling), 
‚gab: diefem Vereine, deſſen Mitglieder zugleich) u" der wiedererſtan⸗ 


denen Burfchenfchaft gebörten, eine ausſchließl 


denz; 


e politi ⸗ 
denn auf ſeinen Vorſchlag kam man bei — vn 


vfich in den Zufammenfünften nur über foldhe Dinge zu un⸗ 


+ terbalten, welche über dag Leben und Treiben der Studen⸗ 
tenwelt hinausgehen; fich durch —— der Anſichten 
en 


ver 


über die Einrichtungen: des buͤrgerl ebens, vornehmlich 
‚uber: Staats" DBerfaflungen, und das -politifche Leben der 
dlfer zu verfiändigen, und; fich: auch geiftiger Weiſe für 
das nachfolgende bürgerliche Leben zur, Verbreitung und 
‚usfübrung der als richtig erfannten. -Heberzeugungen zu 
nden. 


| bi | JJ —— 
WMan ging fogar damit um, die Leitung der Zufammenfünfte 


‚einem. erfa 


nen Manne, dem man fich vertrauen zu koͤnnen glaub» 


se, anzutragen; die Profefioren N. N. und N. N. wurden biergu 
in DBorfchlag gebracht; bierang: wurde. jedoch nichts, weil — wie 
‚ein. Mitglied Diefes Vereins angegeben bat — fie fich alle ſchon 
‚zu ſehr als eine geheime. Gefelichaft und Verbindung: fühlten, als 
daß * ſich ſolchen Leuten zu offenbaren getraut hätten. 

Das 


Reſfultat der Berathungen war daſſelbe, was ſchon fruͤ—⸗ 


here Bereine dieſer Art — die Gießner Schwarzen, und ähnli- 
he — aufgeftelt hatten; 


x 


Das gefammte deutfche Wolf muͤſſe einen Staat ausmachen, 
e8 müßten Gonftitutionen von den Meglerungen bewilligt 
‚werden, und bierauf müßtn alle Gleichgefinnten, wie in ei⸗ 
ner großen Verbindung, binarbeiten. 


Solche in großer Anzahl im bürgerlichen Leben zu finden, 
‚fchmeichelte man ſich, und nach dem, mas feit Jahren auf den 
Univerfitäten vorgegangen war, wohl nicht mit Unrecht; bierin 
mochten auch befonders MWeffelbdffts allgemeine Andeutungen 
„über das Befteben älterer Vereine, womit er feinen Freunden 
Muth zu machen pflegte, Ihren Grund haben. Der Delmüller 
Salomon zu Erfurth, früber Turnlehrer, ein befannter Freund 


von 


abn, und auch mit Robert Weffelbädfft befreundet, die 


Gebrüder Follenius und die Profefloren Bblker und Sneil 
in der Schweiz, der Advokat Hoffmann zu Darmſtadt, und meb- 
rere andere, notoriſch im politische slıutriebe verwickelt gemefene 


PT?! 


Maͤnner, wurden In dieſer Beziehüng ins Auge gefaßt, und wie- 
wohl durchaus Feine DVerbindnng zwifchen dltern Männern und 
den gr ne zu Jena Statt fand, fo betrachteten 
Diefe doch fchon, im Gefühl einer allgemein verbreiteten gle 
Geſinnung, als Glied einer größeren Kette unter Studenten und 


Bürgern. 
| ie groß die Aufregung ihrer Gemüther und welcher Natur 
ihre Stimmung war, beweijet am ebeften der Enthufiasmus, wo—⸗ 
zit fie die Nachrichten über die Damals — in dem jahren 1820 
und 1821 — in Neapel und Piemont ausbrechenden Empdrungen 
aufnahmen, und als fih, um jene Zeit — im Februar 1821 ein 
Menfch bei Robert Weffelbdfft einfand, der ih Ignatiu— 
Marcellus Colonna de Vale von Valemsty nannte, und 
während: eines fünftägigen Aufenthalts zu Jena, mit beifptelofer 
‚Dreiftigfeit an allen dfientlihen Dertern die Studenten aufor- 
derte: den italienifcher Völkern, zur Verbreitung einer Empoͤrung 
in Deutfchland zu Hülfe J eilen; fanden ſeine Deklamationen 
allgemeinen Belfall, und viele gingen mit dem Plane um, an ie 
neñ Aufftänden Theil zu nehmen. —8 
Unter dieſen war Adolf Carl Chriſtian von Sprewiß, 
ein damals 21jaͤhrlger Juͤngling, zu Roſtock gebürtig, ſeit 1817 
Studios. jur.iund fett Michaell 1820 gu Jena als Studios. philo- 
'soph. tmmatrieuftet, ein Mitglied des mehrgedachten politifchen 
Bereiner, Er ſchritt wirkfich zur Ausführung diefes Planes, und 
verließ Jena zu Ende des Februar 1821, um bei den Piemonti- 
schen Rebellen —————— zu nehmen. Zu Fuß reiſend, in St 
Gallen eingetroffen; erſah er aus den Zeitungen, daß der Krieg In 
Piemont beendigt fet. Er befchloß daher, nach Jena zurüdzufeh 
ren, nachdem er zuvor. die Schweih zu feinem We urch⸗ 
reiſt haben würde, weshalb er —— Weg über Appenzell und 
Sargans nach Chur fortfehte- Hier, mo er im April 1821 eintraf, 
befuchte er den, ihm dem Namen nach bekannten: Profeſſor und 
Turnlehrer Carl Volker, der ihn mit dem rotes Cart Fol» 
Lenius, und einem dienftlofen preußiſchen Offizier v. Dittmar 
— welcher lehtere an den Piemontefifchen Umruhen, als Mdjutant 
des revplutionairen Generals Santa Nofa, Theil genommen zu - 
aber, umd jetzt flüchtig zu fein vorgab — befannt machte. Ihre 
Geſpraͤche betrafen — politiſche Gegenſtaͤnde, wobei fie fih in 
ihren Anfichten dahin mit einander einverfianden äußerten: 
| „daß der Herzlofigfeit und Sittenlofigkeit unferer Zeit nicht 
„anders abzubelfen fet, als durch eine freie DWerfaflung, 
„durch welche ein allgemeines Interdiie rege würde, und 
„welche dazu beitrüge,: daß das Große und Schöne, mas 
„in einzelnen Menfchen lebte, vor die Augen md DO 
„des Volks gebracht würde, und bei Diefem leicht Eingan 
„gewinne; daß nur auf biefemi Megerfich ein freies um te. 
„ges Volksleben geftalten werde. ” a 
"auch dem von Spremit Beifall und Glauben fchenften, © 
behauptete: — 
„daß unſer deutſches Bolt Willens ſei, ſich eine ſolche Ber 
Ffaſſung durch Gewalt zu verſchaffen, und daß es nur eine 
BUND bedürfe, um den Willen zur That werden zu 
„tanen.” UF 
von Sprewiß hatte auf diefe Weife innerhalb einen nur 
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zweitägigen Aufenthalid das Vertrauen diefer neuen Bekannten ge 
wonnen, dergeftalt, daß fie nicht anftanden, Ihm, als er fie auf 4 
ner Ruͤckreiſe nach Deutſchland zum zweitenmale, und wiederum 
nur auf einen Tag befuchte, folgende Eröffnungen gu machen: 
Es folle eine Verbindung unter Männern, die fchon in bür- 
gerlichen Verhaͤltniſſen Jebten, zum Zweck des Umſturzes der befie- 
benden DBerfaflungen, gefchloffen werden. Diefe Verbindung ſei 
durchaus erſt im Werben, und habe die Grenzen der Schweiz noch 
cht uͤberſchritten. Auch dort wuͤßten bis jet nur Wenige davon, 
er ep wuͤrde fich diefe Verbindung in kurzer Zeit über 
ganz; Deutichland verbreiten, weil die verbündeten Schweizer mit 
vielen deutfchen Männern bekannt wären, pom’ deren Beitritt fie 
überzeugt fein. fönnten. Es fet aber winfchenswertb, daß auch 
Sünglinge, die fich auf das bürgerliche Leben noch vorbereiteten; 
einen, der Männer -Berbindung correfpondirenden Bund unter fich 
abfchließer möchten. Diefer Bund folle jedoch abgefondert beite-. 
ben, und feinen Gliedern vom der Männer- Verbindung weiter 
nichts, als deren Erifteng im Allgemeinen, bekannt fein, damit, 
wenn der Leichtfinn eines Fingern Entdeckung berbeiführe, die 
Folgen weniger nachtheilig wären. y * 

Dann forderten fie den v. Sprewitz auf, ber Stifter eines 
folhen Zünglings» Bundes zu werden, und uͤbergaben ihm, als er 
ſich bierzu bereit erklärte, einen einen Zettel, worauf neun Punks 
te, als die Cardinal-Geſetze des Bundes, verzeichnet waren. , 

Diefe neun Punkte gingen, nach dem Eingeſtaͤndniſſe des 
von Spremwik, dahin: | 

4) Zweck des Bundes iſt der, Umſturz der beſtehenden Verfaſſun⸗ 

en, um einen Zufiand herbeizuführen, worin das Volk durch 

elbft gewählte Vertreter fich eine Verfaſſung geben fünne, 

2) der Bund zerfällt in zwei Theile, wovon der eine Männer, 

die fchon im bürgerlichen Leben ſtehen, in fich begreift, der. 

andere dagegen Juͤnglinge, welche ſich noch für daifelbe bil- 

den. Lehttere entfagen für fich jeder eigenmächtigen Thätig- 
keit fir die Sache, geloben aber — 

„3 den Befehlen der Bundes-Obern Gehorſam, ſo welt dieſe 

Befehle mit ihrer Ueberzeugung übereinfiimmen. a 

4) Iden inzelnen Bundesgenoſſen muͤſſen moͤglichſt wenige an— 

dere Bundesgenoſſen befannt fein; nr er 
5) Feder muß fih Waffen anfchaffen, und darin Üben; , —* 
‚6 Etwas Sähriftliches darf über den Bund nicht vorbanden fein; 
T) & Bank Kaffe errichtet, zu welcher jedes Mitglied einen 
Beitrag zu liefern bat; i eh | 

8) Feder Bundesgenoffe leiftet einen Eid der Verfihwienenheit ; 

9 den Verräther treffe der Tod. , _ er. 

Machdem von Sprewitz diefe Statuten gelefen hatte, be- 
ſchwor er fie aus freier Entſchließung, und veriprach nochmals, eis 
nen. Sünglingsbund diefer Art zu ſtiften. Man eröffnete ihm nun⸗ 
mehr noch, Wie die weitere Organifation des Bundes den Juͤng— 
Ungen felbft überlafen bleibe; der Mänmerbund werde feinen Zu— 
fammenbang mit ihnen, durh Männer, die fich. ihnen zw erfen- 
nen: ‚pp würden, zu erhalten willen, bis dahin möge er, der, 
von Sprewis, fih an Sollen, Völker oder von Dittmar 
wenden, ihnen auch. von den Erfolgen feiner Bemühungen. auf un= 
verbächtige Welle Nachricht geben. "Wenn er nach Jena zuruͤckge⸗ 
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kehrt, möge er vor Allen den Robert Weſſel hoöft in den Bund 
aufnehmen, und diefem zugleich auftragen, den Müller Salomon 
von der Sache in Kenntnig zu ſetzen. Bon Selten des Männer- 
Bundes werde übrigens ein Mann in der Gegend von era 
aufhalten, zu feiner Zeit bernortreteh, und insbefondere dafür for- | 
gen, daß die zum Juͤnglingsbunde gebörigen Genoſſen bei ihrem 
Abe * das bürgerliche Leben im den Maͤnnerbund aufgenom⸗ 
mien. würden. N 
Noch — man dem v. Sprewltz drei Briefe; den einen 
an deu Profefior Dre zu Bafel, den andern an den Buchhändler 
Gef {n er zu Zürich, .beide mit, dem Auftrage, die Empfänger diefer 
Briefe mit dem Entwurf des. Bundes bekannt zu machen, den drit- 
ten an ben Studenten Kolb gu. Tübingen, mit dem Auftrage, den⸗ 
felben in den Bund zu.reeipiren. | — 
Schon am andern Tage trat v. Sprewitz feine Sendung at,’ 
beren Erfolg in ſofern nicht zweifelhaft fein konnte, als fie eigent⸗ 
lich ime eine entfcyiedene Form zu dem feit Jahren auf allen Uni⸗ 
verfitäten gebegten Theorien und politischen Beſtrebungen lieferte. 
In Züri, wobin er zuerſt Fam, fand er den Buchhändter 
Gejiner mit der Stiftung des Zünglingspundes voltommen ein» 
verjianden. Er ſah denfelben für ein Mitglied des Männerbundes 
art, forderte ihm daher nicht erft zum Beitritt im den von ihm zu 
fliftenden Bund Auf; defien Bruder dagegen, Heinrich Geffner, 
ber damals zu Zürich Theolögle fludirte, und ſpaͤterhin auch nach 
Jena Fam, erfah er als den eriten zur Aufnahme geeigneten. Gr 
überzeugte ſich zuvor durch sein allgemeineres Geſpraͤch von deſſen 
Gefinnungen, wobei er ihn zugleich für ein emtfprechendes Buͤndniß 
ftinimte, und forderte ihn dann zum Beitritt auf. Als Geffner 
fich hieju bereit erflätte, machte er ibn mit den 9 Statuten des 
den bekannt, und ließ ihn dann einen Eid ableiten mit den 
rten: 
„ich ſchwoͤre, daß ich die mir mitgetheilten Geſetze des Bun- 
„des gewiſſenhaft und treu erfüllen will, ſo wahr mir ‚Gott 
... „belfe, durd) fein beiliges Mort.” acht er 
dv. Spremip gin bierauf nach Bafel, wo er dem Profeffor 
Stell den ibm t Chur aufpetragenen Brief uͤberbrachte. Auch 
diefer belobte die Stiftung des Bundes, und forderte den v.Spre- 
wit auf, ihm von defien Ausbildung in ähnlicher Art, wie Böl- 
fer, Sollen und Dittmar mit ihm verabredet hatten, Nach- 
richten zi geben. Hliernach ‚betrachtete v. Spremiß den Shell 
als ein Mitglied des Männerbundes, und muthete ihm den Bei- 
tritt zum Tünglingsbunde nicht zu. Er vernichtete nun den ihm 
zu Chur eingehändigten Zettel’ mit den Statuten des Bundes — 
das einzige Sceriptum, welches darüber exiſtirte — und verlief Bafel 
am folgenden Tage; er Fam nunmehr nach Freyburg in Baden, mo 
er, in gleicher Art, wie zu Zürich den 6* der Studioſus 
medicinae Schwoͤrer in den Bund aufnahm. Den ioſus 
Carl v. N. N. machte er zwar mit dem Bunde bekannt, ver⸗ 
fhob aber deſſen Aufnahme bis nach Tübingen, wohin er Tags. 
darauf mit demfelben teifete: Hier, wo er von der Burfchenfchaft, ' 
die auch hier, [dom wieder befland. — aufgenommen wurde, fuchte 
er zuerfi den Studtofus Kolb auf, übergab, ihm den aus Chur’ 
mitgebrachten Brief, und recipirte alsdanıt ibn, gleichzeitig mit 
„ Carl vN.N. und noch drei Tübinger Büirfcheh chaftern/ dei “ 


} 


u 


m 


+ 
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Etudiofis Beriite, Setler und Sheneren. Bon 


bier aus 
i l rieb ser zugleich; an den Doctorimedieinae Wild elm Weffel« 


Öff t zu ——— einen Bruder des. früher erwähnten Robert. 
effelbbdft, und Iud ibn ein, ſich mit ihm, einer wichtigen Mit⸗ 
ee wegen, zu Mothenburg an: der Tauber zu treffen. Dabin 
reifte, er nemlich vom Tübingen; Wilhelm Weſſelhoft fand. 
ſich auch dafelbfii gu. ibm, und wurde in den Bund auf die dem ꝛc 
d. nun — gelduf Meife aufgenommen. Beide reis. 
fien darauf nach Erlangen, wo fie den Studiofus jur: Fiſcher reci⸗ 
pirten. ee ont Mal 1821. Fam v. Spremih endlich nach 


Jena uruͤd· 

ler. fand: er den um Robert Weſſelbbfft verſammelten 
en = een och gang fo,. wie: er ihn vor wenigem Monaten ver⸗ 
laffen hatte, ‘und ed: war. fein erſtes Werk, die Mitglieder: deſſelben 
im den neuen Bund aufzunehmen: --&8 waren, wie er ſelbſt an⸗ 
giebt, ihrer: fieben:: Kasert Weffelböft, Hodes, Foͤrſter, 
Stöhr, Adolf v. Zerzog„ Broͤmel und Voigt. So wuchs 
die Zahl der Bundes⸗-Genoſſen ‘täglich, indem die meiſten eben 
eingetretenen fi) um die Ausbreitung des Bundes; verdient ma⸗ 
chen wollten. 

Der größere Zufammenhang , den. das. Burfchenfchafts-Wefen 
zroifchen den Univerfitäten mit fich gebracht hatte, war: diefen Um— 
trieben: ganz beſonders günftig, und noch im Sommer des Kahres 
1821. zäblte-der Bund mehrere Mitglieder. in Halle, Leipzig und 
Goͤttingen. Auch: im. füdlichen Deutfchland mucherte ‚ee um fich, 
in Tübingen, ‚Erlangen, Wuͤrzburg und Heidelberg; und wenngleich 
en ja die meifien Bundes- Mitglieder, fobald fie. die Univer— 

ät verlaffen hatten, das Intereſſe für den: Bund: verloren, und 
—9 ihre Verirrungen auf das Innigſte bereuten — theiis weil 
e Anſchauung den : zechtlich geordneten. bürgerlichen Verhaͤltniſſe 
ser, —— re politifchen Ueberzeugungen bewirkten, theils 
il fie wenigftens:die Ohnmacht und; Meg fr hy ihrer fruͤ⸗ 
bern: Beſtrebungen sinfahen — ſo pflanzte ſich doch auf den Uni— 
verſitaͤten der einmal ausgeſtreute Saame von einer ———— 
Generation aufı die andere fort; und ſo wird erkaͤrlich, wie zu der⸗ 
ſelben Zeit, als mehrere ältere Bundes⸗Genoſſen — ihren 
Zuſammenhang mit dem. Bunde fd: völlig aufge — hatten, daß 
ſie denſelben, Far. in ſich ſelbſt rg er huten, oder ihrem: 
Austrittsentfchiedeniiertlärten, oder gar. freiwillige Denunctationert 
im Sinne hatten, die juͤngern Mitglieder noch mit dem: Sana. 
tismus der Stifter an. dem Bunde: hingen, und. ihn nach Kräften 


‚verbreiteten: Mur⸗ wenige Wochen: vor der Eröffnung der. Unter⸗ 


—** hatten: Aufnahmen Statt gefunden, ja der Studioſus N. N. 
(No. 25.). unternahm noch im: December: 1823: — nachdem ex die 
Verhaftung des ibm: als Bundes» Genoffen: wohl befannten Stu—⸗ 
dloſus N. en (N: 21.) zu Halle in Erfahrung gebradyt hatte, mit⸗ 


"bin über- die Gefahr, in welcher der Bund. fi Weber nicht zweifel⸗ 


bafe fein. konnte — die Aufnahme des. Studios. Kippe auileipsig, 
damit, wie.er ſelbſt eingefiebt, det Bund ſich dort erhalre und och 


tet pflanze. 
8 undch if nicht zu verkennen daß der Bund in dem erfien: 
Sabre feiner Exiſtenz; „mit bei‘ — groͤßeren Hoffnungen gebegt‘ 
wurde;: als ‚in. der; fpdteren Zeit. Man bielt den Ausbruch of⸗ 
fenen Kampfes für nabe bevorfichend, einige bildeten fich fogar ein, 


— 
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ber 18. Dftober 1521 fei dazu beitimmt — und einen Aufruhr des 
ganzen Volkes glaubte man fo allgemein vorbereitet, daß man ihr 
nicht erfi zu erregen, ſondern ſich deſſelben nur Teitend zu bemet 
fern haben werde. Es verbreitete fich die Meinung, daß die Gar: 
nifonen der Feſtungen Erfurt und Goblenz für die Empörung ge 
fimmt, und dieſe Plaͤtze fo 2 wie in den Händen des Bundes 
wären, der Hauptmann, (nachberige Major) v. N, N. zu Erfurt, 
Platz⸗ Kommandant dafelbfi, wurde als Mitwiffer bezeichnet. 

Auch die Theilnahme, welche fich damaliger Zeit für den Auf- 
fiand der Griechen in Deutfchland dußerte, brachte in dem Bunde 
eine eigene Aufregung hervor. Als nemlich der Freiherr v. Dak 
berg damals eine Erpedition nach Griechenland beapfichtigte, be- 
diente er fich eines dienfilofen Preuß. Dffiziers, Namens Heit- 
rich Schmidt, zum Emmiſſair wegen Errichtung einer deutich- 
griechifchen Legion. Diefer Schmidt Fam. um Michaeli 1821. 
nad) Jena, und wendete jih — fet es nım als Mitglied des Bun: 
des, oder nur als Mitwilfer und Gleichgefinnter (worüber nichts 
De conſtirt) — an die dortigen Bundes-Genoffen mit dem 

orſchlage: 

ſich in Frankfurt oder Aſchaffenburg, oder wo ſonſt ein Sam⸗ 
melplatz erlaubt werden wuͤrde, zu einem, philhellenifchen 
Corps zu fammeln, diefes fo viel möglich zu verfiärfen, umd 
dann durch den Süden von Deutfchland ziehend, und unter 
wegs fich erweiternd und vermehrend, endlich ar einem pafe 
fenden Drte fiehen zu bleiben, und fich, flatt nach Griechen- 
land einzufchiffen, nad) dem Waterlande zuriick zu werden, 
—* bier den Kampf gegen die beſtehenden Staatsgewalten 
u beginnen. | 

Diefer Plan wurde von det Bundesgenofien berathen, von 
Jena aus, nach Halle befannt gemacht, und an beiden Drten von 
vielen mit Freuden aufgenommen. Andere hielten ihn dagegen für 
unausführbar; man begnügte fich vorläufig mit Unterze nungen 
des von Schmidt vorgelegten Aufrufs zum Griechenzuge; in Wer 
oe — verſcholl aber mit Schmidt zugleich auch dieſes 

orhaben. —— 

Endlich gingen die ee auch damit um, durch Ber- 
breitung von Drudfchriften auf das Wolf zu wirken, und es war | 
in diefer Beziehung von Bewerffielllgung eines neuen Abdrucks des 
berüchtigten „Frag⸗ und Antwort» Bücleing” über „Mancherle, 
was dem deutſchen Bürgers- und. Bauersmann Roth thut,” die 
Rede; es wurde jedoch auch diefes Projekt nicht ausgeführt: { 

Dies alles zeugt aber von. der aufgereisten Stimmung ber er⸗ 
ſten Bundesgenoffen, wogegen in der fpätern Periode jene Aeuße⸗ 
rungen über die Kräfte des Bundes mehr und mehr als ungemille 
GConditionen vorkommen, man fich auch ausfchließlich auf die weitere - 
— und Organiſation des Bundes beſchraͤnkte, und man— 
cherlei Zweifel gegen einen günftigen, noch mehr aber gegen einen 
baldigen:Grfolg begte. Die Utfach hiervon lag vor allen Dine ' 
gen in dem wiederholt getäufchten Hoffnungen auf den Beiftand 
des Männerbundes. von Sprewib hatte bald nach feiner Rüde ' 
Tebr nach Jena an den Profeſſor Smell zu Bafel gefchrieben, und 
feinen Brief an Robert Weſſelheobfft gegebem, : der —* en 
Bekannten, dem Grafen N. N, welcher nach der Schweiz — 
fen vorhatte, mitgeben ſollte. Der Inhalt dieſes Briefes — 
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auf verſteckte Weiſe gegebener Rapport uͤber die Fortſchritte des 
——— — 

obert Weſſelhoͤfft fand jedoch Feine Gelegenheit, dem 
—* N. N dieſen Brief einzubaͤndigen, und fo iſt er ünbefoͤrdert 
geblieben, und unter Weffelhäffts Papieren aufgefunden worden. 
Einen zweiten Rapport erfiattete v. Sp rewitz im Auguft 1821. 
durch den nach der Schweiz reifenden Bundes» Genoffen v. N. N. 
an Shell in Bafel und an Völker in Chir, abet auch diefe 
Briefe find — nad) v. N. N. Angaben — wegen Mangels paffen- 


daß zu Diefem Zweck ein Mann in der Nähe von Jenãa fich 
ihnen zu erkennen geben würde: 


gegen die aus Jena und Halle von Zeit zu Zeit bet ihm einfpre= 
chenden Deputirten, im der Entfiehungs > Periode des Bundes, die 
‚Anficht, die man von ihm begte, zu beflätigen: er rieth zur dufer- 
fien Borficht, verſprach bei einigen Zufammenfünften fich einfirtden 
I wolen, unterfiügte reifende Bundesmitglieder mit Geld: in 


anfänglich nur das Vertrauen auf den Beiftand des Männerbun- 
Des, fhäterhin aber fogar der Glaube an deſſen Exiſtenz- daher denn 


Eingefihaltet muß bier werden, daß die vorliegende Unterfu— 
Annaten. Het 1. 1320. R“ 


* 
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hung, In ihrem ganzen Umfange, feine Data enthält, aus denen 
fih eine ftchere Antwort auf die Frage nad) einem Männerbunde, 
wie ibn v. Sprewitz angekündigt hatte, entnehmen ließe; mag 
nun, wie v. Sprewiß glaubt, die Organijation defielben in Deutſch⸗ 
land nicht zu Stande gefommen fein, oder hat er wirklich et 
— mie fich dieg allerdings aus der Trennung diefer und der wider 
andere Individuen, zu denen auch der Salomon gehört, einge 
leiteten Unterfuchungen schließen läßt, — fo gebt wenigſtens mit 
Gewißheit aus.den vorliegenden Unterfuchungen. hervor, daß er ſich 
von dem Juͤnglingsbunde durchaus abgejondert gebalten, und ibn 
[gun eigenen Schickſal uͤberlaſſen hat. In fofern bildet diefer Daber 
n der That ein abgefchloffenes Ganzes, deſſen häufig vorkommende 
Beziehungen auf den Männerbund lediglich im den v. Syrewih- 
ſchen Nachrichten aus der Schweiz, die, in den noch auzufuͤhrenden 
Bekundungen der Bundesgliever Beier und Schwarz einige 
Betätigung finden, und in der räthielharten Stellung des Salt 
mon zum Bunde ihren Grund haben. | 

Als fih nun diefe Aniicht mit der Zeit. im Bunde felbit ver- 
breitete, jo konnte fie freilich auf die Mehrzahl der älteren Bun— 
desgenoffen, welche ſich im Vertrauen nur eigen Männerbund it 
die Sache eingelaſſen hatten, und jich nun getäufcht ſahen, nut 
niederfchlagend wirken; die juͤngern dagegen, von Anfang am, auf 
die eigene Kraft des Juͤnglingsbundes angewiefen, fanden darin 
erklärlicher Weiſe fein fonderliches Bedenken: gleichwohl kounten 
nunmehr fchwanfende und. unaleichartige Gefinntungen, eine Un- 
ficherheit über die eigentliche Beſtimmung des Bundes und allerlei 
Beflrebungen zu deffen Auflöfung oder doch zu deſſen Umwandlung 
nicht ausbleiben, und daher ift denn auch das Bild, welches der 
Bund zur Zeit feiner Entderfung gewährt, änferit verworren auf 
der einen Geite jcheint ev feiner Selbft- Auflöfung nahe zu fein, 
auf der andern glaubt man jeine weitere Entiwictelung wahrzuneb- 
men, wie wohl int Ganzen nicht zu verfennen iſt, dag gerade aus 
diefem. Zwieſpalt fein Untergang nothivendig hervorgehen mußte 
Doch auch der dem Bunde feloft überlafienen Organifation fehlte 
es von Anfang an, am einer entiprechenden Ausbildung. Zum Teil 
hatte dies freilich im der eben -gefchilderten Stimmung der Kr 
desgenofien feinen Grund, jedoch nicht allein, auch ihre Unbehuir - 
lichkeit und daraus hervorgehende zweckwidrtge Maaßregeln, per 
fönliche Zwiftigfeiten und Abneigungen, und endlich gang befonders 
der flatutenmäßige Mangel aller ſchriftlichen Mittheilungen trug 
hiezu vielleicht noch mebr bei. Die Fortpilanzung des Bund 
durch bloße Tradition hatte die natürliche Folge, dag feinen Satzun 
gen und deren Modififationen alle Autorität fehlte, um fo mebr, 
als auch die verfänliche Autorität einzelner Bundesgenoſſen durch 
Derinderungen ihres Aufenthalts, oder gar durd) ihren Abgang von 
der Univerfirät Feinen Beſtand hatte. 

Daher war der Zufammenbang des auf den verfchiebenen Hni- 
verfitäten zerfiveuten Bundes von jeher nur loder, und befonders 
waren die Tübinger Bundesgenoffen, als die entlegentften, febr 
frühe fchon auf fich felbit angewielen ; daher gab es über die Butt- 
des-Zufammenkünfte keine zwedmäßige Beflimmungen, weder ül 
deren Zeiten, noch über das Verfahren bei den Berathungen, nod 
über die verbindliche Kraft der gefaßten Beſchluͤſſe; daher waren 
ferner die Coätanen auf den einzelnen Univerfitäten eigentlich ſich 
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felbfi nen Autorität, aboptirten oder verwarfen bie ihnen Fund 











werdenden Befchlüfie anderer Bundesgenofien nach Gutdünfen, und 
vartilulaire Beſtimmungen, welche um fo leichter als Bun- 
desgefehe fortdauerten, als die Novizen felten die Entfiehung des 

ed, und die von Spremihfchen neun Grundgeſetze als ſol— 
he fennen lernten. Don diefen wurden fogar hin und wieder bei 
einzelnen Rezeptionen das eine oder das andere aus Vergeſſenheit 
elaffen , und durch neuere Beſtimmungen erfeht, und der fo 
Raipiete prlanzte dann nur das luͤckenhafte Statut weiter fort. 
Es leuchtet ein, daß man unter ſoichen Umſtaͤnden von eitter 
lihen Drganifation des Bundes nicht ſprechen kann, und 
—* auch ein vergebliches Bemuͤhen ſein wuͤrde, die einzelnen 

cdelungen deſſelben in ihrem oft ganz zufälligen Entſtehen 
nachweiſen zu wollen. 

Man kann vielmehr nur von wiederholten Verſuchen, eine 
Drganifation. des Bundes zu Stande zu Bringen, ſprechen, in ſofern 
die Statt —3 Bundestage oder Verſammlungen dieſe Beftim« 
mung wirklich hatten. | 

ie erfie Berfammlung diefer Art follte zu Anfang Juni des 
J 1821. zu Dresden gehalten werden. v. Sprewik — welcher 

e jelbfi angeordnet zu haben fcheint — ging von Geiten der Fe— 
nenfer — als deren erwählter Stellvertreter, und von ihnen mit 
Reifegeld verfehen — dahin ab, fand aber im dem zum Samnıel- 
ylap beftimmten Gaſthofe „zum Rauchhaus” nur den Bundesgenof- 
in Havemann, der fich ihm als Deputirter der Erlanger Bun 
desgenoffen za erkennen gab, und da unter diefen Umftänden von 
einer Berathung nicht die Rede fein konnte, fo reiiten beide nach 
send, wo bereits zwifchen ihnen und den Jenaer Bundesgliedern 
in einer Zufammenkunft am Fuchsthurme bei Jena dag weiter un- 
tn noch zu berührende Erfennungszeichen der gegenseitigen Vor— 

ung der Drei erfien Singer der rechten Hand, die Unzuiäffigkeit 
der Aufnahme eines. Aeltern durc, einen Juͤngern, und die Noth- 
wendigfeit der. Einwilligung der Mehrheit anwefender Mitglieder 
meiner neuen Aufnahme vorläufig verabredet wurde. Von Jena 
Havemann mit der von den Jenenſern befchloffenen An— 

Mmdigung eines neuen Bundestages nach Erlangen zuruͤck. Ob 
deſer Bundestag auf den Kiffhaͤuſer Berg in der goldenen Aue 
Der nach Erlangen auegefchrieven twcrden? darüber find die Ge— 
ändniffe nicht ganz uͤbereinſtimmend, gewiß ift eg aber, daf an 

Drten Bundesverfammlungen gehalten worden find, woraus 
A) vielleicht die Verſchiedenheit der vdiesfälligen Angabe erflären 






e. | ' 
- Die frübern derfelben, und die zweite feit Exiſtenz des Bun— 
des, war die zu Erlangen, oder vielmehr in Bubenreuth, einem 
Dorfe bei Erlangen, wohin von Seiten der ‘enenfer, der Bundes- 
genoſſe Ho des, der das Geld zu diefer Meile von dem Salo— 
mon, wie er-wähnte, aus einer in deſſen Verwaltung befindlichen 

gemeinen Bundes⸗Kaſſe erhielt, abgefendet wurde. Obgleich fich 
iu Diefer Berfammlung mehrere Bundesgenofien, nemlich noch A 

Hanger, 1 Würzburger und 3 Tübinger (lehtere jedoch nur gele- 
gentlich) eingefunden hatten, fo Fam Doch auch diesmal fein Be— 
ſchluß zu Stande. Einige erwarteten vie Leitung des Maͤnnerbun— 
Des, und rechneten deshalb befonders auf Profeſſor Carl Eol- 
len's Ankunft aus der Schweiz — in.der SRRRE EL: daß ben 
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Schweiser Männern dieſer Bundestag angeſetzt worden — andere 
bielten die Berfammlung nicht für vo eig. genug, und ſo wurde 
Der — es bis zur naͤchſten Verſammlung auf dem 
. er verfhoben. - 
Dieſer 3te Bundestag wurde am 12ten Dftober 1821: gehalten. 
Auch bier fanden fih aug Jena, Würzburg und Erlangen, im Gan- 
zen aber boch nur fünf Bundesmitglieder ein, welche fich eben des⸗ 
halb, und auch aus dem Grunde, weil fie das Auftreten eines Mit- 
gliedes aus dem Männerbunde, insbefondere- des Salomon ber- 
geblich erwarteten, wiederum zu ſchwach fühlten, und ohne Be— 
ſchluͤſſe zu faſſen, ſaͤmmtlich nach Jeka gen, wo, in Berein mit:. 
den dort anwefenden enenfern, der Befchluß gefaßt wurde; der 
Salomon dur einen Deputirten wegen feiner, von Robert 
MWeffelbbdft fo zuverfichtlih angekündigten, und dennoch nicht 
inne gehaltenen Ankunft auf dem: Kiffpäufer förmlich zur Mede zu 
- Bellen. Der Bundesgenofe Hildebrandt, welcher hierzu er— 
wählt wurde, entledigte fich zwar diefes Auftrages, kehrte jedoch 
mit ausweichenden Erklärungen des Salomon zurück, wodurch 
nur Streitigkeiten unter: den Verſammelten über ihre Stellung zu 
einem Männerbunde erregt wurden, die man endlich durch aber- 
malige. Bertagung und Verabredung eines neuen Bundestages zu 
Nürnberg oder Würzburg befeitigte. | | 
Dieſe Berfammlung kam denn auch am letzten Orte, um Pfing- 
fien 1822. gu Stande, nemlich am 28. Mat 13822. Sie zerfällt in 
—* Convente, von denen der eine Vormittags, im Dorfe Duͤrr⸗— 
ach, bei Würzburg, der andere Nachmittags, in Würzburg‘ felbft, 
auf der Stube eines Bundesgenoffen abgehalten wurde. Sie wur 
zahlreicher als die frühere befucht. Die Nachricht ihres Bevor⸗ 
fiebeng hatte Zeit zur Verbreitung gehabt, der Bund iſelbſt hatte 
ſich bedeutend vermehrt, und das Beduͤrfniß einer fefteren Organi=' 
fation war immer fühlbarer geworden. Es fanden fich gegen 15; 
bis 20 Bundesgenoffen ein, die meiſten zwar aus Wuͤrzburg ſelbſt, 
aber auc) andere aus Erlangen, Halle, Göttingen, Heidelberg und 
Nürnberg. Aus Jena erfchien jedoch Niemand, und es: hatte dies 
unftreitig darin feinen Grund, daß grade um jene Zeit, ſowobl 
‚Spremib, als andere Jenenſer Bundesgenofien, in Muthlofigfeit 
verſunken, und für die Auflöfung des Bundes geilimmt waren. 
Das erfie, was auf diefem Aten Bundestage zur Sprache fam, 
war wiederum das Verbältniß des Bundes zum Männerbunde. Die® 
Erlanger Bundes-Abtheilung. hatte eines ihrer Mitglieder, den 
Studios. Carl v. N. N. mit der Ausmittelung deſſelben 
eigends beauftragt. Er hatte deshalb eine Reife nach der Schweiz 
emacht, und trug das Nefultat derfelben den zu Wuͤrzburg Ber« 
ammelten Yor. Es befiand darin: . 
daß feiner Ueberzeugung nach an bie Erxiftenz eines Männer 
bundes nicht zu denten fe. , Ki; 
Man nahm dies als eine, wenigfiens in Beziehung auf den 
Bund richtige Ausmittelung an, und fchritt in diefer Vorausfet- 
- zung zur Erwaͤgung über die nunmehrige Stellung des Bundes. 
Einige wollten ibn, als auf die Vorausfegung eines Mänerbundes 
— aufgeloͤſt wiſſen. Die Mehrzahl führte dagegen aus, 
dag er vielmehr von nun an, als felbfiftändig zu betrachten fet, fol- 
sherweife aber fortheftehen muͤſſe. Machdem fich hiermit der Bund: 
gewiſſermaßen von Neuem Fonftituirt hatte, wurden bie bisherigen 
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Geſetze, und ob unter den jetzlgen Hmfiänden daran zu Ändern fel, 
zur — J gezogen. er Beſchluß fiel dahin aus; daß, fo 
wie der Zweck des Bundes unverändert bleive — wenn gleich man 
feine befiimmten Mittel zu deſſen —— ung: [eRfenen, diefe viel⸗ 
mebr der Zeit und äußern günftigen Umſtaͤnden überlaffen wolle — 
jo jollen auch die übrigen, Statuten unverändert bleiben, wiewohl 
mit der ſich nunmehr von felbfi ergebenden Modififatton: dag der 
bisher den Obern des Bundes gelobte Gehorfam mwesfalle, und 
dag man fich vielmehr dem Bunde ſeloſt — den Beichlüfien der 
Mehrheit — verpflichte, und eine biebei entſtandene Debatte: ob 
Diefer Geborfam un bedinat, oder. nur fo meit, als er mit der 
Meberzeugung des Gelobenden Yereinbar fei — .geleiflet werden 
muͤſſe ? wurde durch keinen foͤrmlichen Beſchluß erledigt. 
Ruͤckſichtlich des Geſetzes Über. die dem Verraͤther angedrohte 
Todesſtrafe wurde ausgemacht 5* 
daß / — wenn es ja darauf ankommen ſollte — der Vollſtrek⸗ 
ter deſſelben durch Das Loos beſtimmt werden müſſe 
Da mehrere Bundes-Abtheilungen, wegen der über. den Bei— 

fland des Maͤnnerbundes entſtandenen Zweifel, ſchon ſeit einiger 

Zeit feine Aufnahmen mehr vorgenommen batten, fo wurde der 

Beſchluß gefaßt: 

daß ſolche nun wieder fortgehen — jedoch die 599 Vor⸗ 
ſicht dabei beobachtet, auch Feine ſchon in bürgerlichen Ver⸗ 
bältniffen lebende Perfonen, und nur ſolche Studenten, über 
deren Aufnabine alle an Einem Drte anwefenden Bundes- 
genoffen einig geworsen, aufgenommen werden follten ; 

und es war bei.diefem Punkte auch davon die Mede, dat wo moͤg⸗ 

lid) wenigfiens 2 ältere Bundesgengfien bei der Aufnahme eines 

Movizen zugegen. fein müßten. ch, 

Das lebhafte Intereſſe, welches viele Bundesgenofien an dem 

Aufſande der Griechen genommen, gab Beranlaflung zu dem Befchluß: 
dag Fein Bunvdesgenoß der griechifchen Sache wegen das Ba- 
. terland verlaffen dürfe. 
Ein anderer Beſchluß betraf die Feftfehung eines neuen. Erken- 
nungszelchens dei Bundesgenofien. Es waren nemlich von Ans 
fang an. gewiſſe Erfennungszeichen. unter ihmen üblich gervefen. 
Zuerſt — mwahrfcheinlich eine Erfindung des v. Sprewisß: 
die Frage des Einen; Wohin gebit Du? 

‘ * der Antwort des Andern: nach Leipzig; 

oder auch: | IE 
beim, Handgeben einen Druck mit dem Zeigefitiger auf die 
Pulsader des Andern — 

und in etwas fpäterer Zeit — wie Robert Weſſelbbfft von 

dem 3ten Bundestage auf dem Kiffbäufer erfunden haben will — 
daß Yuflegen der drei erflen Finger der rechten Hand auf 
irgend einen gleichguͤltigen Gegenſiand, erwiedert durch das 
Auflegen der drei lebten Singer im gleicher Weiſe; 
und wenn man fich bierdurch noch. wicht gewiß war, die Wieder⸗ 
bolung. deffelben Spieß mit den Fingern der linken Hanv. 

Auf dem Würzburger Bundestage wurde num ein neues Erten- 
nungs-Zeichen, wie einige angeben, um zwei des Indiffereutizmus 
verdachtige Bundes» Genoffen indirekte zu vemoviren, nach der An- 
gabe Anderer aber nur, weil die bisherigen Zeichen füx unficher ge 
halten wurden, feſtgeſetzt. Es befiand ia der Frage: 
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Bil Du auf dem Kobannisberg geweſen? 
worauf der Andere antwo ar mike: 
Ich werde im Mat da in gehen — ober 
Fa, tm Mat war ich dort — —— 
und der Frager erwiedern mußte: 2. 

"ich war im Dftover dort — oder ich will. im Dftober dahin — 
Es gehörte übrigens die Angabe eines beftimmten. Datums Diefer 
Monate dazu, woruͤber jedod) die Angaben von einander abteicen. 

Noch wurde zur Erhaltung der. Verbindung der Bimdesgenof- 
fen untereinander, befonders der mit. der Zeit ins bürgerliche Le 
ben eintretenden Mitglieder — aus denen ein Männerbund ber- 
vorgeben follte — fo wie zur Leltung der Bundes Angelegenheiten, 
eine Kreis- Eintheilung beichloffen. | F * 

Es war dies eine Lieblinge⸗Idee des Bundes-Genoſſen Ei 
fermann, aus Würzburg, pe auf dem Kiffhaͤuſer Bundestage 
von ihm zur Sprache gebracht, und Diesmal durchgeſetzt. 

Man legte dabet — wahrfcheinlich nur zufällig in Ermangelung 
eines befferen Maaßſtabes — die auf der alten Hoffmannſchen Karte 
des deutfchen Reichs verzeichirete Eintbeilung der’ zebn Melde: 
Krelfe zum Grunde, machte die Hniverlitäts-Städte zu Kreig-Gtäb- 
tem, umd überließ den Bundes Genoſſen eines jeden Kreifes die 
Wahl eines. Kreis Voritehers oder Kreis- Hauptmanng — nad) det 
Terminologie der Burfchenfchaften — eines „Sprechers.“ Derfelbe 
ſollte bei dem fünftigen Bundestagen feinen Kreis verfreten, ale 
Bundes Genoſſen feines Kreifes Fennen, eine Kr 8 = Kaffe führen, 
und alfe Befchläffe und fonitige Bundes Angelegenheiten feinen 
. Kreis: Einfaßen bekannt machen.  _ ——— 

- Eifenmann wurde auf der Stelle zum Vorſteher des Frän- 
Fifchen Kreifes gewählt — die Wahlen der Übrigen Kreis Vorſte 
ber follten in den betreffenden Kreifen angeordnet werden. 
Zum Schluß endlich wurde eine neue Berfammlung nach Rürn- 
berg auf den 12. Dftober 1822. verabredet. 

&p wichtig diefer Bundestag unſtreitig in der Gefchichte des 
Bundes ifi, theils als Thatſache an und für fich, tbeils well et 
wirklich Folgen hatte, fo zeigren fich doch. gerade bei feiner Gele⸗ 
genheit alle diejenigen Gebrechen, welche vorhin als die Hinder 
niffe einer gehörigen Organifatton des Bundes angedeutet worden, 
zur Schwächung feines Exfolges. . ? OR F 
Ds fich die dort Verfantmelten als Deputirte ihrer resp. Un 
verfitäts-Bundes-Adtheilungen ; oder nur als proprio nomine Et 
ichtenene betrachten folten? waren ihnen zum Theil felbfi, und al 
len übrigen ohne Ausnahme 'unflar; als daher virıtim gejit t 
worden war, wußte Niemand zu beurtheilen, im wiefern die Bes 
fchlüffe am fich felöft gültig, und in wiefern die Nicht = Anweſenden 
dadurch gebunden wären, und da ferner nichts aufgefchrleben wurde, 
fo vergafi der Eine diefes, der Andere jenes Conclufum, ober in: 
terpretirte es feiner Anſicht gemäß, fo daß obendrein eine große 
Inficherbeit über. das, was eigentlich conelüdirt oder nur zur Ber 
vatbung in, Anregung gebracht worden, entfianden iſt. Auf den 
tUmiverfirgtent feblte es denn auch nicht an Bundes Genoffen, welche 
den zuruckehrenden Deputirten erklärten, daß fie ſich durch jene 
ohne ihte Zuzlehußg gefaßten Beichlüffe nicht "gebunden bi EL 
Aeußerungent, welche befonverg, wegen des Beſchlüſſes über 30 
iredung der Todesfirnfe, und dei dem Bunde zu leiftenden Ge 
horſam zur Sprache Fmnen. "+ ' 
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Endlich. ging es bei ber Verfammlung felbft fo lärmend und 
unregelmäßig ber, daß mehrere Deputirte aus der zweiten Zufam- - 
 menfunft jarughlteren, yaltbin an dem Befchluß der Kreis-Einthet- 
lung, welcher erſt in diefer zweiten Zufammenlunft gefaßt wurde, 
gar feinen Antheil. batten, J 

Nichts deſto weniger brachten doch die Botſchaften von dieſem 
Bundestage ein neues Leben im die ſchon ziemlich entmuthigten 
Bundes- Abtheilungen — e8 wurden neue Neceptionen vorgenom«- 
men, und das Proielt der Kreis: Eintheilung fand vielen Beifall. 
Bleichwie nun aber dafjelbe zu Würzburg mur ganz oberflächlid) 
entworfen, jo wurde es auch ſehr unvolllommen ausgeführt, daher 
denn arade Uber diefen Punkt die Angaben der einzelnen Bundes— 
Genoſſen febr verjchieden lauten. ie meiften benennen zwar 
- greife, wie fie je Zeit des deutfchen Reichs Statt gefunden haben. 
den fchwäbifchen Kreis, mit der Kreisftadt Tübingen, 

‚ben fräntifchen, mit De —— — — — 

der e mit der Stadt Jena, 
den Oberſaͤchſiſchen Jhs der Elbe mit der Stadt Verlin, 
den Niederfächfifchen Kreis mit der Kreisfiadt Göttingen, 
den Weitphälifchen, für den vors Erfie noch Feine Kreisftadt 
beſtimmt geweſen fei, wiewohl man an Bonn gedacht Habe, 
andere dagegen beneniten die Kreife nach Flußgebieten, und fpre= 
chen von einem GSaal-, Neckar-⸗, Nbein:, Mayn- und Dfifee-Kreife, 
und den Wenigſten find.mehr als deren 3 bis 4 befannt geworden. 
Die Unterfuchungen ergeben A? daß mehrere diefer Kreife, 
z. B. der fchmwäbifche, der weftpbälifche, der niederfächfifche, der 
fraͤnkiſche und oberſaͤchſiſche links. der Elbe, ihre Vorſteher hatten, 
wie er aber mit deren Wahlen zugegangen, iſt nicht ganz deutlich 
geworden. 
- Beinahe hatte es das Anſehen, als ob fich einige zu Kreig- 
Vorſtehern aufgeworfen, Andere blog ihrer peridnlichen Autorität 
wegen, als folche angefeben worden, ohne felbit einmal darum zu 
willen. Nur die Tübinger — als Einfaffen des fchwäbifchen Krei⸗ 
fes — und die Hallenfer und Jenenſer — als Einfaffen des ober- 
fächfifchen Kreifes linfs der Elbe, der auch der Saal⸗Kreis genannt 
wird — veranfialteten förmliche Wahlen. Die lehteren ernannten 
den Bundesgenoſſen N. N. zu ihrem Vorſteher, fcheinen ihm aber 
zu gleicher Zeit — da fein Mgang von Halle nah Tübingen bes 
vorftand — den Bundes- Genpfen vba Weſſelboͤfft fubfli- 
tuirt zu baben. Es ſchwanken nemlich die Angaben über dieſe Wabl ; 
N. N. (N. 15.) ‚befennt ſich ſelbſt als gewählter DBorfieher, und 
gleichwohl it Robert Weffelhöfft auf dem Tage zu Nürnberg 
als Vorſteber feines. Kreiſes aufgetreten. 

Dieſer fünfte Bundestag zu Nürnberg wurde am 12. und 13. 
Dftober 1822. in drei Conventen abgehalten. 

Fu der erſten Zufammenfunft kam man zu feinem Beſchluß. 
Robert Weffelbäfft erklärte fich bier, wie es fcheint mit als 
ler Aufrichtigfeit für die Aufloͤſung des Bundes, nicht ſowohl 
deshalb, weil er ihm als ein Verbrechen erkannt batte, fondern 
. nach der Kevolutiong» Theorie Älterer deutfiher Demagogen — 
um deswillen, weil. jeder Bund, der keinen nahe liegenden Zweck 
mehr. habe, der unvermeidlichen Entderfung entgegen gebe, ſich in 
feinen Koruten ſelbſt bindere, wogegen allgemeine Abfichten in 
einer formlofen TChätialeit der Gleichgeinnten ficherer und leichter 
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erreicht würden, Wlewobl et einige der Anweſenden für diefe An— 
fichi gewann, fo fand er doch bei Anderen um fo feftern Wider- 
forudy, uud befonders war es dev Wirsburger Eifenmann, der _ 
ihm . entgegen fehte, daß ale von ihm gerügten Schwächen des 
Bundes nicht in der Sache felbit, fondern in der mangelhaften Ors 
gantfation ihren Grund hätten, daß eg diefer nur an a feble, 
und dag er übrigens als Kreis-Vorfteher nur für die Erha des 
Bundes zu I en babe, und ſich gar nicht für bevollmächtigt halte, 
an eine Auflöfung zu denken. | | 
Man ging auseinander, um eine fo wichtige Entfcheidung für 
ben nächfien Tag, ein jeder für fich in Meberlegung zur ziehen, und 
Weffelbdfft verficherte, daß er fich in diefer Zwiſchenzeit fchon 
mit dem Gedanken vertramt gemacht babe, daß er mit feinem An⸗ 
trage nicht bucchfommen werde, und da er nur eine einmütbige 
Auflöfung gewänfcht, aber nichts mebr als eine Spaltung, im 
Bunde gefürchtet habe, fo hätte er ſich dorgenommen, wenigiiens 
bedeutende Abänderungen, welche den Bund allmählig fchwächen 
und zerfiiren müßten, durchzuſehen. 

Geine Vermuthung beftättgte ſich; die Fortdauer des Bundes 
mit feiner bisherigen — in Würgburg ausgefprochenen — Tendenz 
ohne füezielle Beflimmung der Diittel, wurde im der nächften Zus 
fammentunft von vorn herein befchloffen. 

Hierauf z09 man die einzelnen Bundesgefebe in Betrachtung, 
um fie in Ruͤckſicht der ſo entfernt liegenden Ausführung des Buñ⸗ 
—— — und nach Weſſelhoͤffts gehämen Vor- 

e — zu modifiziren. 

Ueber die Art und Weiſe, mie dies geſchehen, herrſchen jedoch 
unter den Geſtaͤndniſſen der damals Verfammelten die ardfiten Ver- 
fchiedenheiten, weldye am beiten von Weffelhöfft feluft erflärt 
werden, wenn er jagt, daß — indem er und feine Anbanger die 
— — Bundes gewuͤnſcht hätten, die andere Parthet dage— 
gen auf Beibehaltung der urfprünglichen Form mit allen Punkten 
gedrungen hätte — er einen vermittelnden Beichluß dahin zu 
Stande gebracht habe: R 
daß es jedem Bundes- Henoffen auch fernerhin uͤberlaſſen 

bleiben folle, feine Anfichten einem reife von erfonen, 
welche er an fich ziehen wurde, mitzutheilen, und diejenigen, 
welche er in einem ſolchen Rreite als geeignet erfennen 
wurde, in das Geheimnig, welches beibehalten werden folle, 
einzumeiben. 

„Rach diefem Befchluffer — fügt Meffelhäfft — „mochten 

„allerdings Diejenigen, welche für volle Beibehaltung der firengen 
„Port geflimmt waren, annehmen, dag der Bund in der urfprüngs 
„lichen Horn fortbeftehe, und es mögen daher an verfchtedenen Dr- 
„ten neue Mitglieder noch im der urfprunglichen Form int den 
„Bund aufgenommen fein. ch verfdänlich fuchte. dagegen das 
„Intereſſe für den Bund zu fhmwächen, da er zur Erfülung feiner 
„Zwecke nicht geeignet fchien.” 
‚Man fann hieraus hinlänglich entnehmen, wie fehr die jur 
Sprache gebrachten Modififationen der individueen Auslegung der 
Einzelnen überlaffen waren, und was daber in diefer Hinficht auf 
dem 2ten und 3ten Convente verhandelt worden, in eber eine bloße 
Zu su nennen, als daß von wirklichen Befchlüffen die Rede 


ein koͤnnte. 
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Zu dem, was auf ſolche Weiſe beratfen wurde, gehören die 

Gragen: 
ob gar feine Aufnahme mehr vorgenommen — oder -(fo mie 
fhon zu Würzburg zur Sprache gebracht, auch am mehreren 
Drten ſchon particulair eingeführt worden war) ob nicht 
mwenigitens immer zwei ältere Bundes-Genoflen, und nur im 
Nothfall ein Eingelner eine Rezeption vornehmen dürften? 
ob der Bunde nicht beffet nur als Stuͤtzpunkt alles vaterlän= 
difhen Strebens im Sinne des Bundes, befonders der Er- 
cn mittelft einer mäher: zu berathenden Kaf- 
en: Einrichtung zu benußen fein möchte? i 
ob und unter ‚welchen Bedingungen ‚der Austritt aus. dem 
Bunde den Einzelnen geftättet werden fünne? 
ob der Gehorfam gegen die Bundesfhlüfe unbedingt ge- 
e.. da müfle, oder nur nach Ueberzeugung des Ein- 
zeinen 
ob das Geſetz wegen Anfchaftung und Hebung der Waffen 
nicht als ein bloßer Wunfch uud Rath gelten folle? 
ob die Strafe des Verratbs, wenn man fie auch niemals 
egecutiren wolle, nicht wenigitens als ein Schreifmittel bei» 
behalten werden muͤſſe? 4 
Die Erkennungs-Zeichen ließ man uͤbrigens fernerhin gelten. 

Des Schwankens ungeachtet, welches ſich bei der geſchilderten 
Verſchiedenheit der Anſichten, der Verſammlung bemaͤchtigt hatte, 
beſtand Eifenmann auf fernere Ausbildung der Bundes-Organi— 
fation, befonders der Kreis- Eintheilung, und es famen in diefer 
Beziehung in der That einige Befchlüfe zu Stande. — 

Zunaͤchſt nemlich wurde ausgemacht, wovon ſchon zu Wuͤrzburg 
die Rede geweſen war, daß jeder Kreis: Voriteher ſich die Ueber— 
. fiht feiner Kreis- Einfaffen dadurch erhalten fole, daß ibm diefel- 
ben Stammbuchblätter ausftellten, auf denen bei ihrem Namen 
eine Adreffe, unter welcher fie jederzeit zu erfragen, und bei dem 
Datum, auf eine durch die Zahlen des Datums und der Jahreszahl 
verfieckte Weife, die Rthlr. Summe ihres jährlichen Einfommens 
verzeichnet werden müfje, damit zugleich Kreis-Kaffen errichtet wer⸗ 
den könnten, zu welchen jeder Bundes-Genoſſe nah Verhältnig 
feiner Einnahme beifteure. 

Ferner wurde die Errichtung eines Central- Punktes des gan- 
zen Bundes befchlofien. So wie nemlich die einzelmen Genöoſſen 
ſich Ne fo wenig wie möglich untereinander fennen follten, aber 
der Kreis- Voriteher doch fchon feine Kreis-Einfaffen fennen durfte, 
fo follte endlich Die Weberficht des ganzen Bundes in die Hand ei- 
nes einzigen — mit dem oberfien Vertrauen Bekleideten — gelegt 
werden, der zu jederzeit die Stärfe und Mittel und die Verhält- 
nie des Bundes uͤberſebe, die Bundestage anfage, und dabei präs 
fidire, und überhaupt den Kreifen alle nöthig werdenden Bekannt⸗ 
machungen mittheile. Hierzu follten die einzelnen Kreife der Reihe 
nach und jährlich nach der Terminologie der Burfchenfchaften, als 
„gefchäftsführend” berufen fein, und für das laufende Jahr wurde 
der —3 und aus ihbm Robert Weſſelbofft auf der Stelle 
gewählt. 

Euplich wurde denm auch ein fechfter Bundestag auf den 1. 
Dftober 1823. nach Kaflel auggefchrkeben ,. und der dortige Gafthof 
zum goldnen Helni zum Sammelplak der Deputirten beilimmt. 
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Alles dasjenige, was über das Wefen des Würzburger Bundes- 
tages gefagt worden, gilt aucd von dem zu — 
Auch bier wurde eigentlich der Bund nicht repraͤſentirt. Nur 
Eiſenmann und Weffelböfft traten als Vertreter ihrer Kreife 
auf. Die Übrigen Anmefenden, Deren nur noch 7 waren: 
Plank und Haafe aus Göttingen; 
Landfermann aus Heidelberg; | 
Lochner aus Nürnberg, wo er Lehrer im Dittmarfchen Er- 
ziehungs-Juſtitute war; 
Wagner A 
und Beier und Ritter aus Merlenburg (Roſtock) waren 
dem Rufe nach für ihre eigene Perfon — lebtere beide nur 
gelegentlich bei’ einer Dürchreife durch Nürnberg — erichienen. 

Dennoch galt auch diefer Bundestag, wenn fh die einzelnen 
Untverfitäts-Bundes-Abtheilungen auch an die dort gepflogenen Bes - 
ratbungen zum Theil nicht kehrten, als eine Beflätigung des Fort« 
befiebens des Bundes, und man fchritt nunmehr erſt recht zu neuen 
Megeptionen, in der hergebrachten Art, dergleichen zu Halle im 
Rovbember 1322. und Frühjahr '1823., zu Jena um Weihnachten 
1822., zu Tübingen um diefelbe Zeit, und zu Leivzig im Februar 
und Maͤrz 1523. vorgenommen wurden, und in Gtuttgard wurde 
ein Kreistag von dem Im Würtembergifchen lebenden, meift zu Tuͤ⸗ 
bingen fludirenden, zum Theil aber fchon ins bürgerliche Leben 
übergetretenen Bundesgenoffen am 26. December 1322. abgehalten. 
Auch auf die Einrichtung mit den Stämmbuchblättern ging man 
* dergleichen beſonders Weſſelhoͤfft und Eiſen mann ſam— 
melten. | 
Daß, und. wie fid trotz dieſes frifchen Muthes "im Bunde auf 
der einen Seite, die Zahl der Diflidenten auf der anderen, verflän- 
digte und vermehrte, ift ſchon oben angedeutet worden. \ 

Jedoch ift der zum 1.Dftober 1823. nach Kaſſel ausgefchriebene . 
fechfte Bundestag dennoch nicht zu Stande gefommen. Nur vor, 
Seiten des Niederjächfifchen Kreis-Vorftebers Ritter, im Mecklen 
burgifchen wurden Maaßregeln zu feiner Beſchickung getroffen. Er 
beauftragte den Bundes-Genoſſen N. N. damit, hbändigte ihm Net- 
fegeld ein, und verfah ihn mit den noͤthigen mftruftionen. N. N. . 
fand aber Niemand in Kaſſel, und kehrte unverrichteter Sache zurück. 

Auch dieſe Verſaͤumniß fcheint ein Zeichen von dem Innern 
Berfal des Bundes zu fein. 

Aug demfelben Grunde mochten auch die Nachrichten, welche 
der Bundesgenoffe Beier um jene Zeit aus der Schweiz mit- 
brachte, jede aufregende Witfung auf den Bund verfeblen. 

Beier nemlich — derfelbe, der fich auf dem Nürnberger Bun— 
destage als medlenburgifcher oder niederfächlifcher Kreis- Einfaffe - 
einnefunden hatte — war im April 1823. zu Roſtock wegen eineg 
Studenten-Aufrubrs, und, wie es fcheint, zugleich wegen eines bei 
diefer Gelegenheit gegen ibn aus dem Bundes» Verhältniß entitan- - 
denen Verdachtes, ins Carcer gebracht worden, aug diefem entfprum- 
gen, und ber Hamburg, die Lüneburger Heide, Weſtphalen nach 
Elberfeld und Eoͤlln und den Rhein herauf nach Baſel entfloben, 
wo er, im Sommer 1923. unter dem Namen Ritter angefom- 
men, feine tbeolonifchen Studien fortzufegen gedachte. Er blieb 
jedoch sur bis zu Ende Septemberg dajeloft, und debrte danır mach 
frinem DBaterlande zurüd. Während Diefer, feines Aufenthalts zu 
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Baſel hatte ex ſich dem Profeſſor Carl Follen, welcher dort 
in der juriſtiſchen Facultaͤt angeſtellt iſt, in Beziehung. auf den 
Bund zu nähern geſucht. Follen war ihm jedöoch lange ausge— 
wichen, batte auch die, wiederholt angebrachten Erfennugszeichen 
nicht verfianden, und erfi beim Übfchiednehmen gelang es dem 
Beier, nachden er geradezu vom dem Bunde zu fprechen auge= 
jonapn hatte, feinen Zwed zu erreichen. Er fragte den Sollen 
nöbefondere: ob er etwas am dem zu Caſſel bevorfichenden Buns 
destag zu beftellen habe? Follen erwiederte ihm nad einigem 
Befinnen: daß er zwar Kenntniß von dem Bunde habe, jedoch 
- von den DVerfammlungen zu Nürnberg und Caſſel, von denen 
. Beier fpreche, nichts wife, in wenigen Tagen wolle er fih auf 
die ihm vorgelegte Frage erklären. 

Diefes Gefpräh wurde bei dem leiten Befuch, den Beter 
allein bei Follentus abflattete, fortgefeßt. Beier befchwerte 

fich bei diefer Gelegenheit über die groben Lügen, womit man den 
Studenten Bund, ruͤckſichtlich eines Männer» Bundes, in früherer 
Zeit getäufcht babe. Sollen erwiederte ihm bierauf, daß dies fo 
ganz gelogen doch wohl nicht fein möchte, daß er wenigſtens mit 
ziemlicher Gewißheit dafür. halfe, daß in Deutfchland an mehreren 
Hrten unter den Männern Verbindungen befländen, unter denen 
jedoch Feine Einheit herrfche, deren Zweck auch wohl kaum poli- 
tifch, und auf feinen Fall revolutionair zu nennen jet, indem fie 
nur dabim firebten, durch Verbreitung und Steigerung des fittli- 
chen und religiöfen Sinnes, dem bdeutfchen Wolfe eine beſſere Zu— 
funft herbeizuführen. 

Als Beter hierauf äußerte, wie man fie befonders auf einen 
förmlichen Bund von Schweizer Männern angemwiefen babe, wie 
er felbft auch jeht noch der Meinung ſei, daß ein folcher Bund 
eriftire, erklärte Sollen, wie er allerdings richtig geſehen habe, 
indem fie in der Schwer; in einem 95 Bunde mit politiſchen 
Zwecken zuſammenſtaͤnden. Dieſe Verbindung ſtaͤnde dann wieder 
mit einer andern in Frankreich in Verkehr, welche letztere in zwei 
Theile zerfalle, von denen die Eine, vepublifanifch gefinnt, die 
Gonftitution von 1797 wieder einführen, die Andere unter Napo— 
leon U. ein neues Kaiſerthum gründen wolle. 

In der Ineinigkeit beider Factionen liege der Grund, weshalb 
bisher die in Frankreich gemachten Verſuche zu einer Nevplution, 
gefcheitert feien; als Folge der Vorfälle in Spanien fei jedoch eine 
Pereinigung derfelben zu erwarten, und dann koͤnne wohl im naͤch—⸗ 
ften. Fruͤhjahr — 1524 — ein entſcheidendes Greigniß eintreten. 

Bater fam nun auf feine Frage zurüd: 0b Sollen etwas 
am den deutfchen Bund zu beflelen babe? was diefer verneinte, 
und, wie Beier vorträgt, binzufekte: 

„Mir flehen mit dem Bunde in gar feinem Verkehr, indem 
„mir ihn gar nicht anerkennen, und er auch eigentlich Fein 
„Bund zu nennen iſt, weil in ihm alles ohne Drdmung wild 
„durch einander läuft. Nur in dem Falle, daß der Bund 
„in Deutfchland ung beftimmt erflärte, daß er fich an uns 
„anfdiliegen, und unfere Gefehe anerkennen wolle, würden 
„wir mit ihm in nähere Verbindung treten. DBefprechen 
„Sie fich darüber, namentlich mit ihren Sreunden in Meck— 
„tenburg, und geben Sie mir Nachricht. über ihren Ente 
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„ſchluß ® dann werden Sie auch Ihrerſeits weiter von uns 


„bören 
Er durchriß darauf ein Meines Städ Papier, und übergab dem 
Beier die eine Hälfte, zum künftigen Erfennungszeichen. 

Am folgenden Tage näberte fich dem Beter auh Wilhelm 
MWeffelböfft, der Bruder deg en Robert Weffel- 
NE welcher Privat» Docent zu Bafel ifl. Derfelbe ſprach ibm 

- gleichfalls von der in Frankreich bevorftiehenden Revolution, umd trug 
* auf, den Beiſtand des Bundes dazu in Anfpruch zu nehmen. 

Alle diefe Nachrichten, welche Beier nad, Deutichland, nas- 
mentlich nach Jena und Halle brad:te, machten bei den Bundes- 
genoffen wenig Gluͤck, auffallend genug, wenn man an die Stims . 
mung des Bundes im Jahre 1821 zurücd denkt. _ | 

Mit den Belundungen des Beier fiehen die Beftändniffe des 
von der Fuͤrſtlich Schwarzburg Rudoltädtfchen Regierung zur Un« 
terfuchung gezogenen Candidaten der Theologie Schwa rz in Ein- 
Hang, welcher jagt: Ä 

“daß der Dr. Wilhelm Weffelbbfft, nachdem er ibm - 

die Gebrüder Carl und Adolf Sollen, als Kenner der 
Exiſtenz und des Treibeng des geheimen Bundes gefchildert, 
ipm den Auftrag ertheilt babe, auf feiner Küdreife dem 
als Demagogen berüchtigten), Advofaten Hoffmann zu 
armfadt, umd dem Müller Salomon zu Erfurt zu für 
gen, daß, warum es neulich nichts gewefen, daher rühre, 
weil Cadit fo ſchnell übergegangen; und ihm hierzu als Ers 
läuterung mitgetheilt habe, ‚daß die Liberalen in Frankreich 
vor dem Uebergange von Gadig einen Ausbruch berbeisufüh- 
ven beabfichtiget, und die Hülfe des Sollen in Anfprırh 
genommen, 3 Tage ſpaͤter aber demfelven angezeigt hätten, 
Daß fie von ihrem Ausbruche abitehen mäßten. —9 — v5 
befundet auch, dag er ſowohl dem Hoffmann als dem, 
Salomon den gedachten Auftrag ausgerichtet, welche die -- 
Nachricht ruhig aufgenommen hätten, und wobei erfterer dem 
Salomon noch durh den Schwarz zu wiſſen gethan, 
daß er fich gegenwärtig eine genane Kenntnig der Liberalen 
uund Nicht-Kiberalen in Deutfärland zu verfchaffen fuche. 

Die Bekenntniſſe des Beier und Schwarz dienen zugleich 
zur Unterflügung der Nichtigkeit der Musfage des v. Sprewitz 
über die Entſtehung des Bundes, obgleich es für die Strafbarkeit 
der Bundesglieder gleichgültig tft, ob die Stiftung von dem v. 
Spewitz felbit oder durch ihn von dem erwähnten Derfonen in 
der Schweiz, ausgegangen ift. 

Aus der bisherigen Darfielung ergiebt fich num, dag die in 
dem Complexus der Unterſuchungen zur Sprache gefommenen That 
ſachen nur folche find, aus denen eben mur die Erifteng des Bun 
des hervorgeht, ſofern alles dasienige, was ji deifen Ausbreitung 
und Drganifation gefchehen if, nur als zu feinem Fortbeitehen ge⸗ 
hoͤrig erachtet werden kann; daß dagegen ſolche Thatfachen, welche 
aus Handlungen des Bundes, das beißt als Unternehmungen 
des Vereins zur Erreichung des ausgefprochenen Zweckes angeſe⸗ 
ben werden koͤnnten, weder durch die Maffe der Bundes-Genoffen, 
noch durch Einzelne, Als ernannte oder praͤſumtive Bolftrefer des 
gemeinſamen Willens, zur Ausfuͤhrung gefommen find. Auch dar- 

enige, was In diefer Beziehung hin und wieder beratben wor: 


| 


269 


den (der früher erwähnte Zug nad) Griechenland und die Ver— 
breitung anfruͤhreriſcher Drudichriften), kann dem Bunde, als 
ſolchem, nicht beigemefien werden; es waren partifulaire und 
eigenmächtige (nicht einmal prafumtiv „gältige”) Befchlüfe der 
Hallenfer und Jenenſer Bundes-Abtheilungen, mithin wohl Fol— 
gen, aber Feine Handlungen des Bundes. 
Auch verdient Erwähnung, daf die Bewaffnung des Bundes 
— wiewohl fie eigentlich nur alg ein Theil feiner Draanifation an— 
- zufehen fein würde — niemals zu Stande gekommen ift, indem 
eben fo wenig ein allgemeiner Bundes-Waffenplatz — wenn auch 
die Dede davon geweſen — als die Bewaffnung der Einzelnen 
Statt gefunden hat; auch — daß der planmäßige Einfluß, den 
einzelne Bundes = Abrheilungen auf die nebenher beftebenden Bur— 
fhenfchaften und engern Vereine ausuͤbten, einesıtheils wiederum 
nur als partifulair, anderntheils aber lediglich als ein Mittel zur 
Ausbreitung — mithin gleichfalls der Drganifation des Bundes an— 
gebhbrig — betrachtet werden fann. Ä 

Das Mefultat der Unterfuchung im Allgemeinen, als Ergebniß 
fämmtlicher actenmäßig befannt gewordener Geftändniffe, ftebt hier- 
nach in folgenden Thatfachen feit: 

1) Es ift unter dem deutfchen Fünglingen ein geheimer Bund, 
deiten Stiftung hoͤchſt wahrfcheinlich von den in der Schweiz fich 
aufpaltenden politifchen rrlehrern ausgegangen, durch den Studen- 
ten v. Spremwib auf mehrern deutfchen niverfitäten verbreitet 
worden, deifen Zweck auf Umſturz der beſtehenden Negierungss Bere 
faffungen und Herbeiführung eines Zuftandes gerichtet war, im 
welchen das Volk durch felbfi gewählte Vertreter fich eine Verfaſ— 
fung follte geben koͤnnen. h | 

2) Bel der urfprünglichen Verbreitung des Bundes wurde als 
Geſetz anerkannt, daf die Mitglieder fich jeder einenmächtigen 
Thätigfeit für die Erreichung des Zweckes enthalten, und den Bes 
feblen. ungenannter Bundesobern, wein fie Ihrer Leberzeugung 
entfprächen, oder, wie einige Inculpaten meinen, unbedinat ges 
borchen follten, welche letztere Beſtimmung aber fyäter auf den 
Bundes Berfammlungen zu Wuͤrzburg und Nürnberg dahin modi— 
ſieirt worden ift, daß, flatt der unbekannten Dbern, nur dem _ 
durch Stimmenmehrheit ſich ausfprechenden Millen des Bundes, 
Gehorſam gelobt, und von jedem mit allem Kräften für den Zweck 
und die Verbreitung des Bundes gewirkt werden ſollte. 

3) Mittel, den vorgeitedten Zweck zu erreichen, find vom 
Bunde aus, obaleich die Glieder felbit zu gewaltfamen Mitteln 
bereit und Darauf gefaßt waren, indem fie fogar durch ein Bun 
desgeſetz, welches fpäter zu einem bloßen Wunſche modificivt wurde, 
aus Hebung in den Waffen verpflichtet waren, nie zur Sprache ges 
ommen, da Anfangs in dieſer Hinficht alles lediglich den Anord— 
nungen des vorgeblichen Männerbundes als den unbefannten Obern 
überlaffen, fväter aber nach erfannter GSelbftitändigfeit des Bundes 
irgend ein Anſtoß von Außen erwartet wurde. 

4 Die thätige Wirkfamfeit des Bundes, abgefehen von den 
Handlungen einzelner Glieder, bat fich einzig umd allein auf feine 
Derbreitung und Behufs derfelben auf Gewinnung der Anfichten 
für die Notbwendigfeit der politifchen Einheit Deutſchlands, fo 
wie auf Berfammlungen zur Befprechung der Organiſirung des 
Bundes befchränft. 
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Dieſe Thatfachen bilden zugleich Dem objectiven Thatbefiand 
des der Unterfuchung zum Grunde liegenden Verbrechens felofi, ‘ 
und es thut feiner Feſtſtellung Feinen Eintrag, wenn auch alle we 
. fentlihen Ermittelungen faſt lediglich auf den Geſtaͤndniſſen der 
einzelnen Inquiſiten beruhen, denn in ſofern diefe ſaͤmmtlichen Ge- 
fländniffe, denen in dem verfchiedenen deutfchen Grimital-Drdnun: 
gen vorgefchriebenen Bedingungen, als vechtmäßige Geſtaͤndniſſe 
entſprechen, dergeflalt, daß jedes einzelne Geſtaͤndniß einen vollen 
Beweis gegen denjenigen bewirft, der es abaeleat hat, muß auch 
die, aug der Zufammenfiellung aller Geftändniffe fich ergebene That- 
fache für erwiefen angefehen werden, um fo mehr, als einmal ſich 
in ihnen felbft zugleich eine vollfiändig befriedigende Urſach zeigt, 
warum diefelbe auf Feine andere Weile erfennbar gemacht werden. 
fann, und zweitens die Geftändniffe unter einander ubereinfiimmen, 
oder fich — ergänzen, und daher feines der Einzelnen mit 
den nebenLer..erwieferen Umſtaͤnden in MWiderfpruch ſteht. 

cfr. Griminal= Ordnung $. 370 in fine. 

Seuerbac Lehrbuch ꝛc. $- 585. 

KRechnet man hinzu, daß zugleich mebrere in Beſchlag genom— 
mene Gorrefpondenzen, und viele von den Stammbuchblaͤttern, 
welche in der leiten Periode des Bundes uͤblich wurden, von ihren 
Nrerfaffern recognogeirt, und — wenn gleid, auch für fich weder 
den Zweck, noch überhaupt die Erifienz des Bundes darthuend — 
in Beziehung auf denſelben verfiändlich gemacht worden find, fo 
feblt es felbit nicht an einem, dem Inhalte der Gefiändnilje ent— 
forechenden äußeren Beweiſe fubfequenter Indicien, daher denn 
der Beweis des objectiven Thatbeflandes, für dergejtalt vollfom- 
men geführt zu erachten, daß darauf jogar, nad) den Grumndfägen 
des gemeinen Criminal-Proceſſes, Die, bei Verbrechen, derem Be 
‚weis auf nichts anderem, als dem Geitändniffe des Angefchuldigten 
beruht, font auszufchliefende Todes-Strafe 

cfr. Dutfiorps Grundfäße ze. $. 681. in fine 

gegründet werden Fünnte. 

Wenn übrigens diefer Beweis auf der Geſammthelt aller 
Geftändniffe beruht, mithin diefe durch eine in ihrer Zuſammen— 
fielung begründete, theils ergänzende, theils ausgleichende Pruͤfung 
zu Einem Ganzen vereint, vorausſetzt, fo ſchließt er einleuchtend 
micht aus, daß diefe Geſtaͤndniſſe vereinzelt, und im ihrer ſub⸗ 
jectiven Beziehung, dem Geſammt-Ergebniß nicht vollſtaͤndig ent- 
ſorechend befunden zu werden brauchen, indem die Handlungsweiſe 
des einzelnen Geftändigen, theils feiner individuellen Anficht, theils, 
feiner wirklichen Theilnahme nach, als eine mehr oder wenige 
unvolfiändige Concurreng zum Ganzen fehr wohl gebenfbar bleitt;.. 


ja es ift fogar das Ablaͤugnen das aus andern Hefländniffen ger, - 


gen den Einzelnen entfiandenen Verdachts der Theilnahme, und 
demzufolge ein unvonfländiger Beweis gegen diefen Einzelnen, 
nicht minder, und dem aus der Gefanmtheit aller Ausfagen herz, 
genommenenen Beweiſe, der ihm zur Laft gelegten Thatſache un 
befchadet gedenfbar. | | | 
Bevor zur Beurtheilung der Art des Verbrechens, deſſen ſich 
die Theilnehmer, welche von der Preuß. Regierung zur Unterſu⸗ 
chung gaezogen worden, ſchuldig gemacht haben, uͤbergegangen wer-, 
den fann, if roch zu bemerfen, daß, nachdem zuvor das Königliche; 
Miniflerium des Junern und der Polizei, nach einer Immediat 


art 


Verfügung, eine polizeiliche Imterfuchungs- Commiffion, von wel- 
her gegen die nad) und mach von Geiten der Preuß. Regierung 
ur Haft gebrachten Bundesglieder verfahren wurde, niedergefeht 
hatte, und. durch fie im erfien Angriff das Vergeben der Einzelnen 
fonftatirt woorden war, durch die Allerhoͤchſte Gabinets-Drdre vom 
4 März 1824 ein befonderes Spezlal- UInterfuchungs-Gericht unter 
der DbersAufficht des Minifters- der Juſtiz, und des Innern und 
der Polizei zu Chpnif, aus‘ einem Dirigenten und 2 Inquirenten/ 
unter Beioroͤnung qualificirter Actuarien fonflituirt, das hieſige 
Ober⸗Landesgericht mittelft Allerböchtter GCabinets- Drdre vom 22: 
ven 1825 zur Spruch ⸗Behoͤrde eriier Inſſanz ernannt worden 
R, welches Verfahren, ohngeachtet der Werfchiedenheit der Unter- 
fuhungsform, in den einzelnen Preußiſchen Provinzen ruͤckſichtlich 
der Competenz der gedachten Unterfuchungs- und Syruch - Bebbrde, 
durch die In die Gefehfammlung pro 18321 Pagina 30 und 156 aufi 
genommenen Gabinets- Drdres vom 6. Mär; und 5. September 
1821 gerechtfertigt wird. 
Betrachtet man nun die oben zufammengefteflten, faetiſchen 
Refultate der Unterfuchung, fo gefaltet fich, in Bezug auf. die, von 
der Preußiſchen Regierung zur Unterſuchung gezogenen Inculpaten, 
das der Beurtheilung vorliegende Verbrechen an fich, abgeſehen 
von allen, was bloß bet der Beurtbeilung der Strafmirrdigfeit der 
einzelnen Tneulpaten zur Sprache fommen kann, nach den Preußi— 
ſchen Eriminal , Befeken, die hier, mid weiter unten gejelgt wer— 
den wird, aDein zur Anwendung fomnen, als eine gefeklich ver- 
botene, gebeime, den Hochverrath vorbereitende Verbindung. 

Nach Dem Ag: Landrecht Theil 11. Tit. 6. 8. 3 wird jede 
Verbindung oder Gefelfchaft, worunter die Wereinigung mehrerer 
zn jur Verfolgung eines gemeinfchaftlichen Endzwecks ver: 
anden wird, — deren Zwei und Gefchäft der gemeinen Ruhe, 
Sicherheit und Ordnung zuriderlaufen, — für unziläfiig und uns 
erlaubt erflärt, und in dem, durch die Verordnung vom 6. Ja— 
nuar 1816 von neuem in Crinnerung gebrachten Edift, wegen 
—52* und Beſtrafung geheimer Verbindungen, vom 20. Ok— 
ober 1798, find befonders diejenigen Gefenfchaften und Verbin— 
dungen verboten: | en 

4) deren Zweck, Haupt- oder Nebengefchäft darin beftebt, über 
geünfchte oder zu bewirkende Veränderungen in der Verfaffung, 
oder in der Verwaltung des Staats, oder über die Mittel, wie fol: 
e Veränderungen bewirkt werden fünnten, oder uͤber die zu die- 
em Zweck zu ergreifenden Maaßregeln, Beratbfchlagungen, in 
welcher Abficht es fei, anzuſtellen: 

2) worin unbekannten Obern, es fel eidlih, an Eidesſtatt 
- durch Handfchlag, mündlich, fehriftlich, oder wie eg fei, Gehorfam 
derfprochen wird ; en | 

3) worin bekannten Dbern auf irgend eine diefer Arten eim 
fü unbedingter Gehorſam angelobt wird, daß man dabei nicht aus— 
druͤcklich alles dasjenige ausnimmt, was fich auf den Staat, auf 
deſſen Berfaffung und Verwaltung oder auf den vom Staat be- 
kimmten Keltgtong » Zuftand begieht, oder was für die guten Sit- 
ten nachtheilige Folgen haben koͤnnte; 

4) welche Verſchwlegenheit in Anſehung der den Mitgliedern, 
zu offenbarenden Geheimniſſe fordern, oder fich angeloben laſſen; 

5) welche eine geheim gehaltene Abficht haben oder vorgeben, 


\ 
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oder zur Erreichung einer nahmhaft gemachten Abſicht fich gebeim 
— 55 Mittel, oder verborgener myſtiſcher hieroglyphiſcher For⸗ 
men bedienen. 

Dieſe charakteriſtiſchen Merkmale einer geſetzlich verbotenen 


Verbindung finden ſich groͤßtentheils bei dem geheinnen Bunde vor, 


da, wie oben ausfuͤhrlich gezeigt worden, ſelbſt abgeſehen von dem, 
die Umgeſtaltung der Verfaſſung der deutſchen Staaten betreffen- 
den Hauptzweck, die Bundesglieder anfangs unbefannten Dbern, 


fpäter aber zwar bekannten Dbern, jedoch ohne daß die sub 3 vor⸗ 


ftebend gedachten Ausnahmen hierbei gemacht worden, Gehorfam 
verfprochen, und enblid) auch durch das Gefeh „der Verraͤther 
trifft der Tod,” fo wie durch das Angelöbnig der Geheimhaltung 
des zu Erfahrenden, die sub 4 des aedachten Edikts erwähnte Vers 
fchtwiegenheit erfordert wurde. — Die Beläge bierzu finden ſich 
in den übereinfiimmenden Gefländniffen der Inculpaten, auf welche 
der gefchichtliche Vortrag gegründet it, und es iſt unndthig, die 
fpezielen Bekundungen hierüber jetzt anzuführen, da bei Beurtbei- 
lung der Strafbarkeit der einzelnen Inculpaten ohnedies hierauf 
zurüd gegangen werden muß. 

So wenig aber, wie es hiernach einem Zweifel unterliegt, daß 
der Bund im einer gefehlich verbotenen, geheimen Verbindung be» 
fanden. fo wenig ift auch zu läugnen, daß diefe Verbindung das 
Verbrechen des Hochverratbs zwar allerdings vorbereitete, und alfo 
einen Conat zum Hochverrath involvirt, der nach Maafgabe der 
Thätigfeit der Mitglieder näher oder entfernter fich gefaltet, daß 
aber feinesweges in dem Beitritt zu dem Bunde und der Verbrei— 
tung deffelben, mitbin in der nach den Gefeken des Bundes be» 
dingten Mitgliedfchaft, fchon bag voHendete Verbrechen des Hoch⸗ 
—— den beſtehenden Criminal-Geſetzen des Preußiſchen 

taats liegt. 

Der $S. 91. Tit. 20. Th. II. des Allg. Landrechts giebt den 
allgemeinen Begriff von Staats-Verbrechen, unter welchem jowoßt 
Hocwerrath, als Landesverrätherei, das Vergehen der beleidigten 
Maieftät und die Verbrechen gegen die innere Ruhe des Staats 


verfianden werden, dahin an, daß ein folches in der freimilligen 


Handlung eines Unterthans befiebe, durch welchen der Staat 
oder defien Oberhaupt unmittelbar beleidigt worden, und bezeichnet 
in ber hierauf folgenden 8. 92, den Begriff des Hochverraths woͤrt⸗ 
lich als: 
ein Unternehmen, welches auf eine gewaltfame Umwaͤlzun 
der Verfaſſung des Staats oder gegen das Leben oder bie 
Sreiheit feines Oberhaupts abzielt. 2 


Menn nun auch diefer Begriff des Hochverratbg nur ein fol- 
ches Iinternehmen eines Preuß. Unterebang wider den Preuß. 
Staat und deflen Dberhaupt vorausfeht, indem ein Preuß: Unter- 
than, welcher fich einer ſolchen Handlungsmweife gegen einen frem# 
den, nicht feindlichen Staat fchuldig macht, zwar nad dem S.$. 
119. und 135. des Criminal- Rechts, wegen der dadurch dem eiger 
nen Staat drohenden Mißhelligkeiten und Verwidelungen, nach— 
drüdliche Sırafe zu erwarten bat, nicht aber als Hochverräther an: 
gefeben wird, fo kann dennoch die Anwendung der Preußifchen 
Strafgeiehe auf den in Mede ſtehenden Bund, rüdfichtlich der 
Preus. Theilnehmer, bloß in jener Hinficht feinem Bedenken * 

— er⸗ 
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terliegen, da, obgleich der Bund nicht ausdrücklich unb ausfchließ- 
lich gegen den rei Staat gerichtet war, doc) derfelbe den Um— 
fiurg der beſtehenden ee überhaupt, oder 
wie einige Inculpaten fagen, der Deutichen Regierungs-Berfaffuns 
gen, beabfichtigte, und mithin auch zugleich gegen diejenigen fou- 
verainen deutfchen Staaten gerichtet war, die dem Preuß. Scepter 
unterworfen find, deren befünderer aus luß aus der fünftigen 
—JF eit des Bundes von keinem gliede behauptet wor⸗ 
en iſt. 


Aus dem angeführten geſetzlichen Bere des Hochverraths 
flat num zwar zunächfi, daß zu Diefem Verbrechen Feineswegs das 
Gelingen der gewaltfamen Ummälzung der Staats» Berfaffung ge— 
börf, jondern, daß daffelbe fhon durch die Exiſtenz eines Unterneb- 
mens, welches jene feindliche Tendenz bat, -tonfumirt iſt, und die- 
jes Unternehmen binreicht, die ordentliche Strafe des Hochverratbs 
jur Anwendung zu bringen, zugleich aber auch, daß ein folches, 
auf die gewaltfame Ummälzung der Staats »Verfaffung abzielendeg 
Unternehmen wirklich egiftent, und nicht bloß befchloffen oder ver- 
ſucht worden fein muf. 


Unläugbar iſt es, daß der Zweck des geheimen Bundes auf 
eine, wenn auch der Zeit nach unbeflimmte endliche gewaltfame 
— der Negterungs » Verfaflung gerichtet war; denn nach 
den Gefländniffen des v. Spremwiß, als erfien DVerbreiters deg 
Bundes auf dem deutfchen Amiverfitäten, und faft aller Inculpaten, 
wird als Zweck des Bundes nicht bloß die Herbeiführung eines 
Zuftandes, in welchem das Volk durch felbft gewählte Vertreter 
ih eine Verfaſſung geben koͤnne, fondern jugle ch der Umſturz der 
befiebenden Regierungs » Berfaffungen angegeben, und daß bierun— 
ter Die bezweckte gemwaltfame Veränderung der Staats- Verfaffung 
verfanden worden, liegt tbeils am fich fchon in dem Ausdrude 
des Umſturzes, theils aber moch mehr in dem Bundesgefetz, wo— 
nach ‚fich jedes Mitglied Waffen anfchaffen und darin üben fol, 
und außerdem kommen, mit fehr wenigen Ausnahmen, die Bun- 
desglieder in ihren Geſtaͤndniſſen datin überein, daß die Verände- 
tung der Verfaſſungen nuf jede mögliche Weiſe, auch mit Gewalt 
erfirebt werden folle. . 


Schwieriger fcheint die Lifung der Frage, ob der Bund, ohn⸗ 
geachtet von ihm Feine Handlung zur Erlangung feines Zweckes 
ausgegangen, ſchon an und für fich, und die Mitgliedfchaft und 
Verbreitung deſſelben dasjenige involvire, was der gefebliche Be— 
—4 ef Hochverraths mit dem Ausdruck „ein Unternehmen” be= 

net. | 


Darauf, was hierüber auswärtige Gefehgebungen oder die rb- 
miihen und allgemeinen deutfchen Geſetze beſtimmen, kann gar 
‚nihts ankommen, da pofitive gefeßliche Beflimmungen fremder 
Staaten diefjeitige Einwohner und ünterthanen in feiner Art ver- 
‚iiaten, die früher, auch im Preufifchen gegoltenen ſubſtdiariſchen 
tmiihen und deutfchen Geſetze aber, nach $. 1. und 18. des Pu- 
blirationg- Patents zum Allg. Landrecht vom 5. Februar 1794, in 
Ihrer MWirffamfeit für Preußiſche Mntertbanen fo aufgehoben wor— 
den find, daß nie mehr auf fie inrückgegangen, oder auch nur das 
Landrecht nach ihnen erläutert und erklärt werden fol, und vice 

Annaley. Heſt I. 1846. S 
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fihtlich derienigen.. I intereſſirten Preuß. Unterthanen, die in 
Provinzen Ichen, In denen vas Aug. Landrecht noch ic) — 
fraft erlangt hat, durch die bereits oben allegirten Kabinets- Dr= 
dres vom b. Märg und 5. September 1821 ausdruͤcklich feſtgeſetzt 
worden ift, daß wegen Verbrechen gegen den Staat lediglich die 
im Allgem. Landrecht Th: I. Tit. 20. 8. 91 bis 213. und in den 
fich hierauf beziehenden Erläuterungen fefigefehten Strafen ange 
wendet, umd nur frühere Faͤle nach dem Geſetz, welches die 
mildere -Strafe beſtimmt, befteaft werden follen. — Das Land- 
recht, und namentlich das darin enthaltene Criminalrecht, glebt 
nirgend beſtimmt an. was unter dem Worte „, Unternehmen” 
verftanden.werden ſoiſ; daß aber Durch dafjelve mehr als in dem 
Worte „ Handlung” mach Dem gefehlichen Begriff * worunter 
nach. 8. 80. big 32. Tit. 3. Th. I. des Landrechts auch bloße Wil- 
lensaͤußerungen verſtanden werden, bat angedeutet werden ſollen, 
ergiebt fich fchom daraus, daß der 5. 91. des Griminnlrechts, mel- 
cher den Begriff des Staatsverbrechens überhaupt, was in gewiſſen 
Faͤllen auch duch bloße  Wihlenserflärungen in Sprache, Schrift 
oder Bildern begangen werden kann, ausjpricht, daſſelbe nur mit 
dem allgemeinen Ausdrucd als eine freiwillige Handlung bezeichnet, 
und bald darauf die folgenden 5. F. zur Benennung der zum Ver— 
brechen des Hochverraths und der Landesverrätberei noͤthigen Afti- 
vität fich des gefteigerten Nusdruds „Unternehmen ” bedienen. In 
dem Zufammenbange, wie bier dies Wort gebraucht worden, went 
naͤmlich der Gefehgeber zum Hochverrath ein Unternehmen erfor- 
dert, was auf die gemwaltfame Ummälzsung der ‚Staatsverfaffung 
abzielt, kann darunter nur eine folche, ins aͤußere Leben aetretene 
Handlung veriianden werden, die an und für fich, went fie unge- 
fißrten Fortgang gehabt hätte, In ihrer Entwickelung die Fäbigfeit 
—— zu dem Zweck, zu welchem fie unternommen wurde, zu 
uͤhren. 


Dieſe Requiſite ſind aber in dem geheimen Bunde nicht vor— 
handen, da deſſen laͤngſter Beſtand und moͤglichſt große Ausbrei— 
tung ohne Hinzutritt von Umſtaͤnden, die aufier feinem Streben 
lagen, ‚nie zur Ummwälzung der Staats-Verfaſfung geführt haben _ 
würden, indem er. nach feinen Grundgefeben diefen Angriff Anfangs 
von einem, außer ihm. befichbenden Männerbunde,. und-fudter von 
gen einem, durch die Zeit herbeigeführten äußern Anſtoß, ge= 
waͤrtigte. Die Eriftenf des Bundes gewährte nur einen Dritten, 
‚ der. eine, zur gewaltfamen Umwälzung der Staats- Verfaffung füh- 
rende Handlung unternahm, größere Möglichfeit und Erleichterung, 

das gewünschte Nefultat zu erfireben, und im fofern liegt in dem 
Bunde, der jenen Zweck vor Augen hatte, allerdings das Verbre- 
chen — vorbereiteten Hochverraths, oder ein Conat zum Hoch— 
verrath. 


Sollte der, unter gewiſſen Formen erfolgte Zuſammentritt 
mebrerer Perſonen, mit Bezweckung eines Reſultats, deſſen werf- 
thaͤtige Verfolgung den Hochverrath conſtituirt, auch wenn er zur 
Erlangung diefes NRefultats nichts gethban bat, fhon dem Verbre— 
chen des Hochverratbs gleich geachtet werden, fo müßte, da bierim 
orrenbar eine Abweichung von der Theorie der (es fei durch ein— 
zelne oder mehrere Perſonen) unternonmmenen und verbreiteten 
Verbrechen, wie fie in den 8.8. 40. und folgenden des Griminal= 
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rechts aufgehellt· wordem Hienkır wurde, der deutlich ausheprochene 
Wille des Geſetzgebers, —* fuͤr jenes ſpe —J Iege A 
druͤcklich feſtgeſeht haben. In dem ‚geie rn Begriff des Hoch» 
verratbs iſt, wie gezeigt worden, je Zit. 3o.'C0. U Far, 
berg nicht enthalten, und obgleich der $:% 

Landrechts fagt: 
„Auch, eienigen, welche: bei ein m. ochverrathe Aufient- 
* au Aldi es ſei Durch Rath ade, Fe behuͤlflich io. 
„sem ſind, ſohen ut dem Schwerdte. hingerichtet —5 


ſo wird doch dabei in parerrihsei ausdruͤcklich auf die ©. $ 
und 76. jbidem Desug — denen aber beide, die 
lich dahin lauten: ER ln ee 2 


„AR der geleiftete Veifiand zur‘ N f 
„wicht no hwendig Beiian ur w NEN ie 


„mac dem Werbältnig, wie er dag fi re 
„oder befördert bat, und nach Manfigabe der Schwere 
‚» Verbrechens ſelbſt an dem Hülfsieifienden geahndet.” 


** * ‚ehem Verbrechen befimmten Rath und Anlei- 
„tun 
„thaͤt RN, Bela geleijlet has.” 


vorausfeßen, daß ein Verbrechen; welches heftedeit, u nd u tele. 
chem Rath und Anleitung gegeben worden, are Eri Rem CN, 


ten babe, und nicht bloß beabſichtigt ‚worden fet. 
Das einzige Gefeh, wilches noch. einen Zweifel erregen kann, 


ob ‚in dem Weſen eines Bundes, der. Fr endlichen Umſturz der; 
Staatsverfaffung., bejiweitt, went auch n r Ben Diefed: 


Zwetks gethan worden, oder gethan menden nen, schon das Ber- 
brechen des Hochverrathg confumirt fet, in das Edicr vom 20. DE- 
tober 1795, welches’ namentlich von Ban Verfaſſer des —* a6ten 
. Bande der Jahrhuͤcher für Preuß. Gefehgevung Pag. 273: enthal- 
tenen Aufſaßes uͤber den Thatbeſtand hd Verſuch des Hochver— 
ratbs, fuͤr die vom ibm behauptete Affixmative, daß auch nach 
Preuhiſchem Recht das bloße Faetum einer auf hochverraͤtheriſchen 
Zweck getichteten Vereinigung als Hochverrath augeſehen werde, 
angefuͤhrt ‚wird. 


ae dieſem Ediet lautet udmiich der ineite Satz "des, ©. 5. 


‚Sollte der Falt — ir bie — Gef ei⸗ 
nen laudesverderblichen Zweck gehabt, ‚oder Hg boteat und 
Majeſtaͤtsverbrechen ee f muß ; —* die Stifter, 
Fortſeher, Mitglieder und Theilnehmer * die im Landrecht 
auf Verbrechen dieſer Art geordnete Strafe des Todes, oder 
der lebenswierigen Einfperrung erkannt werden. 


Diefe Worte Sehen jedoch gar nichts neues feſt, fondern fe 


verweiſen lediglich auf die Beflimmungen des ——— und ſchei⸗ 
nen bloß einer etwanigen Mißdeutung des 8. 2. Nre 1. dieſes 
Ediets vorbeugen zu wollen. Im $. 5. dafelbfi werden die Strs 
fen verbotener Geſellſchaften ausgefprochen, und. da nach 5. 2- 
Nr. 1. auch eine ſolche abs verbotene — ⸗ 


wird eben ſo eit, wie der, — dezu 
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wird, deren Zweck, Haupt» oder Nebengefchäft darin beſteht, über 
gewuͤnſchte oder zu bewirfende Veränderungen im der Verfaflung 
oder Verwaltung des Staats, oder über die Mittel, wie. folche 
Veränderungen bewirft werden fünnten, oder. über die zu diefem 
Zweck zu ergreifenden BRAnÄEsgeIR, Beratbichlagungen — in wel 
her Aoficht es ſel — anzuftellen — fo würde durch die Bemer- 
fung „in welcher Übficht es fei,” auch eine Verbindung, deren 
Zweck es wäre, auch in bochverrätherifcher Abſicht uͤber zu bewir- 
kende Veraͤnderungen in der Staatsverfaffung und Manfiregeln 
hierzu fich zu berathen, bei’ dem Ausbruch eines Hochverratbs nur 
AM Strafen verbotener Geſellſchaften überhaupt zu gewärtigen 
aber. Den — | 


Da num aber der 5. 96. des Eriminalrechts, mit Bezug auf 
die $.$..72. und 76. diejenigen, welche das Verbrechen des Hoch- 
verraths durch Rath. And; elftand befördert, und bierzu Anleitung 
egeben haben, als Theilnehmer mit dev Todesfirafe belegt, und 
8 nicht die Ybficht des Gefehgeberg geweſen ift, Durch jenes Edict 
bie Strafbefiinmungen des Landrechts,. über den Hochverrath zu 
mildern, fo bat er in den oben gedachten Morten des S. 5. diefeg 
Edicts ee Mißdeutung vorbeugen wolle. Etwas anderes ift 
in jener bloß bezlehenden Geſetzſtelle nicht zu finden, und mit der 
biernady aus dem Geſetz gerecdhtfertigten Anficht, daß der geheime 
Bund außer feiner Gtrafbarfeit als, verbotene ‚geheime Befehfehaft 
dadurch, daß er zur Bezweckung eines Reſultais zufammentrat, 
welches nur durch das Werbrechen des Hochverraths erlangt mer 
den konnte, ſelbſt aber hierzu nicht wirkte, nur als Conat des 
ochverratbs, oder als eine den Hochverrath wiſſentlich und abs 
ſchtlich vorbereitende Handlung an ae werden fann, — films 
men auh Feuerbach und Kleinfchrod überein. Erfierer fagt 
in feinem Lehrbuch des peinlichen Nechts $. 33. 


„Wenn mehrere, aus unmittelbarem Intereſſe an der That 

„ſelbſt, ſich zur gemeinfchaftlichen Ausführung durch Vers 
„trag verbinden, fo iſt dies eine Verſchwoͤrung; die bloße 
„Dereinlaung mit andern zum Verbrechen reicht aber für 
„dieſen Begriff nicht zu, fondern wer als Coauctor ex con- 
— * werden ſoll, muß auch durch Hand- 
„lungen, gleichviel aber welche, zur wirklichen Exiſten; der 
» That mitgeroirkt haben, font ift er, wenn er mit. in dem 
„Vertrag verwickelt iſt, bloß des Verſuchs zu einem Verbres 
„chen aus Verſchwoͤrung, fchuldig. ” 


Kleinfchrop bemerkt in feiner Abhandlung Über den Begrif und 
die Steafbartäit des Hochverratpat panpiung 3 | 


$.2. Die Verſchwoͤrung iſt nur die Vorbereitung zu andern Vers 
eben. — Sie kann alſo auch den Weg zum Hochverrath 
ahnen, an und fürfich If fie der Verfuch und die Vorbes , 
reitung zu jedem DBerbrechen, was fie zum Ziele hat. 
$. 6. Die bloße Verſchwoͤrung, die Stiftung einer Parthet oder 
Verbindung, um den Staat umzuſtuͤrzen, iſt nur die Vorbe— 
reitung, nur der Verſuch, nicht die Vollendung des Verbre— 
chens (des Hochverraths). — Sp lange die DVerfchwornen 
noch nichts wirkliches gegen den Staat unternommen haben, 
{ind fie nur des Verſuchs des Hochverraths fchuldig u. f. w. 


! 
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S. 42. Aber der Hochverrath If vollendet, fobald die Handlung 


vonfommen eriftirt, welche in der Abficht unternommen war 
die —— gaͤnzlich umzuſtuͤrzen. * 


So wie hiernach die Mitgliedſchaft des der Unterſuchung vor⸗ 
liegenden Be nur einen Congt des Hochverraths in⸗ 
volvirt, i Da ae ER daß In ihr, nbgefehen von will- 
fübhrlichen Handlungen der einzelnen-Cheilnehmer, nad dem Weſen 
des Bundes nicht; ein Conatus proximus — fondern «nur «ein: Co- 
matus;zemotus des Hochverratbs Liegt; denn da vie — 
Des Hochverraths, nach obigen Eroͤrterungen, nur im: einer wirkfam 
eine die gewaltſame Umwaͤlzung ber Staats-Verfaſſung 
vbdezweckenden Handlung, die in ihrer ungeſtoͤrten Entwickelung die 
— — u diefem Zwecke zu führen, beſteht, — und nad) 

0. des Criminalrechts der. Conatus proximus eines. Verbre— 
chens nur dann vorhanden iſt, wenn der Thaͤter zur Vollziehung 
des Verbrechens von feiner Seite alles —5 — hat, die zum Weſen 
Der firafbaren Handlung erforderliche Wirkung aber durch einem 
bloßen Zufall verhindert worden iſt; fo würde der Bund nur dann 
den Conatum proximum des Hochverraths involviren, wenn. er 
bereits eine, Hochverrath begruͤndende Handlung. ſelbſt be= 
ſchloſſen, und zur Ausfuͤhrung derſelben fähig und bereit geweſen, 
hieran aber durch einen bloßen Zufall gehindert worden wäre. · So 
weit aber ifi der Bund, als folcher, niemals vorgefchritten, der, 
wie gedacht, fih nie mit dem Mitteln der; Realifirung feines Zwek— 
kes befchäftiget, fo daß die Mitaliedichaft deſſelben zwar eine, in 


Beruͤckſichtigung bee Hoͤhe der Strafe mit welcher das von ihm 


vorbereitete Verbrechen geſehlich verpoͤnt iſt, und ber ſchon für. 


verbotene Geſellſchaften an ſich feRaeiehten Strafe, nadı Manfgabe 
der Thätigfeit Der einzelnen Glieder zu beſtimmende nachdruͤckliche 
Sreiheits- Strafe, nicht: aber eine Tebenslängliche Gefangenfchaft 
nad) sich ziehen kann, in ſofern nicht einzelne Inculpaten über 
den befiimmten Wirkungskreis des Bundes hinaus ihre ſtrafbare 
Tpätigfeit erweitert haben, 


Nach Feſtſtellung diefer allgemeinen Glundſaͤtze über die Straf⸗ 


barkeit des vorllegenden Verbrechens, laͤßt ſich die Strafwuͤrdigkeit 
der einzelnen Inculpaten, welche hieran Theil genommen haben, 
leicht feſtſtellen. Ran 


Nach der chronologiſchen Folge, in welcher die Inculpaten, 
uͤber die ſich das gegenwaͤrtige Erkenntniß auslaͤßt, in den Bund 
aufgenommen worden, wird oben genaunt: 


2) N. N. (N.2.), aus Lemgo Im Lipve«Dettmoldfchen gebür- 
tig, am 14. September 1799 geborett, evangelifchen Glaubens und 
der ER des 1816 ſchon zu Beine vertigrderigar Prediger N. N., 
unverheiratbet, und nach der im Nobember 1521 vor dem König- 
lich en Sehliforie zu Münfter abgelegten Prüfung feit 
April 1822 in dem Gymnaſio zu N. N. als Lehrer angeſtellt. Er 
war bereits zur Zelt feiner am 9. Januar 1824 erfolgten Verhaf— 
tung, auch nach den allgemeinen — Geſehen majorenn, 
bat, wie gedacht, im Preußiſchen fein feſtes Domicilium, und iſt, 


da der zu Preußen gebbrige Antheill Weſtphalens, und biermit 


auch die Stadt N. N., nur durch den Tilfiter Frieden der Preu= 
sifchen Krone entzogen war, in allen diefen für Preußen durch 


⸗ 


— 
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die letzten Kriege nicht mr, Met wieder ginn © 
yinen aber bereits durch om 9. S Em er, In das 
Landrecht , die ir Be al. —5 In. 1. ejanuar 


1815 an, Geſetzeskraft ar in ei, 2 1: der 
Criminal « Dronung, nd 8.19, Dit‘ en nad) 112 des tindtenne 
auläßigen durch Die 33 ———— vom 4 
und 22. Januar 1826 fuͤr die ge — bes 
—2 Förd speciali' causas geſetzlich unterwoͤrfen. ‚Even fo 
kann die Beintheil ung jan Strafparfeit- 3 dere 
nung und näch den ungen des 20ſſfen Tituls int 2tem 
Theile des Alla. Landrechis 8 den ein erlaſſeuen Erldute run⸗ 
fin feinem Bedenken unterliegen , indem caldat thetls durch 
in Verharren im Bunde, und Nnterlaflung "Der! Atı zeige! Pics, 
auch machdern er durdy ſelne Anſtelung in N; Ni, Sprewgifcher 
Staatsbürger geworden, das Verbrechen —— bat 7 #heils zur 


N — — able — Ale * Ar ap —* 
elbe i er Preu em An € Aufbtelt 
minalrecht aber Im $. 1 3. —z2446 —* daß * 


Fremde, der ſich inne ai ie — des A ven nn 
un deffen Geſetze zu ren a ‚md, wenn er i 
nerhalb Bandes Berbrädjen be el ‚ Inlätidtfihen Geſetzen bes 
firaft werden fol, von melde 6. Beſtimmungen bei dem 
Verbrechen des Hochverraths Deine Ausnahme —5 wird, wie 
denn auch die Theorien der Mechtslehrer groͤßlentheils darin ein⸗ 
verstanden find, daß bei dem Verbrechen des Hochverraths der 
Begriff bes Unterthanen jeden'treffe, welcher als Privatverfon uns 
ter das Gefe geſtellt Ifser ſel Inlander oder Ausländer des eins 
zelnen Staat 


conf. Tittmanns Handbuch der Straftects Wiſſenſchaft, 
zweite Auflage Band 1. 8: 30. Pag: 46; 

de n artens precis au droit des Gets 2 editiofi 8. 90, 
etii 


— — des 65 eeee Rechts, 
dritte Ausgabe 41. Theil 8. 151. 


welcher Grundſatz auch insbeſondere — der auf ge 
jhen Univerſitaͤten befindlichen Studenten durch den $. 186. des 
Anhangs zum Allg, Landrecht gefesliche Gültigkeit. erlangt bat, in 
welchem feftgefet Hit, daß die Studenten auf Ah dnigl. Uniderfitä- 
ten nleich andern Unterthanen alle Geſetze des Staats fu beobach- 
ten fihuldig, und auch bei Criminal: Faͤllen den allgemeihen Lan 
desgeſetzen unterworfen find. 


Die Beegungen des Ineulpaten in akademiſchen Verbindun⸗ 
ſeine Thellnahme zu Jena an der allgemeinen Burſchenſchaft, 
und nach deren Aufldfung an der ſich aus ihren Anhaͤngern zu 
Jena unter dem Namen Germanta gebildeten Verbindung , fo wie 
an der fich bald wieder conftituirten gebeimen deutfchen Burſchen⸗ 
ſchaft, und an einem in einigen auserwähblten Gliedern derſelben 
zu Jena sufammengetretenen polttifchen Vereine, ferner feine Be— 
mühungen, während feines Aufenthalts in Halle, auch dort die 
gebeime Burſchenſchaft wieder zu geftalten, und unter ihren Glie- 
dern die. jenem Jenenſer Verein entiprechenden politischen Ideen 
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er n; alles dies, eitritt des paten zu 
zarte, En —— si bilderte, Thötigkeit in 
— feinem Befenntn m daß aber dies 
un m vor —*5 ink riminalgericht abgelegte wieder— 
9 n an ets aleichlautend geb ichene, auch the ilg von freien 
—2 oder im eigenbandigen protokollariſch geneh⸗ 
BR a. auf rechtmaͤßige Eder den des nten 
e non ß, auch ohngeachtet des Umſtandes, daß der 
dmel, von welchem er in den Bund aufgenom⸗ 
— "hat ac de Flucht der’ unten und’ Pant: 
ee —8 egen Ihm einen vollen Beweis llefert, iſt mit 
den &: 370. und ns der Criminal» Ordnung ſchon 
A * Ineulpaten N. ) ausgefuͤhrt worden, wie 
enn überdies. auch derſelbe den —— Inquiſiten als Bun⸗ 
gli genannt, und, wie bei den betreffenden Stellen er— 
w den, it, en ‚sine, A ns Vale im 
erbreitumn en dur na mie 

nen Gliedern beftätiget wird. ’ is 


Zu brderſt unterliegt e8 auch bei diefem Inculpaten Tele 
+ daß. der Bundy, welchem er beitrat, fo wie er ihn et- 
ite, den Charakter einer gefeglich verbotenen geheimen’ Werbin- 
9 batte. teulpat Dt in dieſer Beziehung, nachden er 
ee über m dr Jena unter mehrern Gliedern der gehei- 
Ana) HN Beftaudenen formloſen Verein, welchen er 
ugehörte, bemerkt, daß ſich in demfelden ihre potitifchen 
Dub Be ebildet — das Staat und Wolf eins fein, 
ig "pa eVolk nur eine Staats- Berfaflung baden’ 
müfe, - dar Ph ———— nothwendig fer, und fie im ihren 
en bürgerlichen Verhaͤltniſſen dabin zu wirken hätten, daß 
jene Grundſaͤhe ins Leben treten, und die beſtehenden Staafsver— 
baltniffe in Deutfchland im Wege der Reform nach ihren Anfiche 
ten geftaltet werden möchter, — über den ibm zum Beitritt be⸗ 
amt gewordenen Bund folgendes: 


„es fe im Junl 1821., als Inculvat fih zu Halle befunden, 
nher ee zu jenem Vereine in J Jena gehoͤrende Studios. 
„theolog. Broͤmel im ie e der Jenenſer Verbündeten, 
ihm gekommen, und babe ihm unter vier Augen erdffttet, 
„dafi hie Verhältniffe jenes Vereins nach Innen und Außen 
A emlich organifirt werden follten, zu welchem Zweck be- 
mmte Bedingungen als Geſetze feiigefeht worden, vie 
Er Grundlage eines Bundes gründen follten, und jedem 
„Theilnehmer bei feiner Aufnahme in den Bund vorgelegt 
„werden müßten. Hierauf babe Broͤmel ihm diefe Grunds 
„beitimmung mitgetheilt. Sneulpat nennt nun diefelben ein- 
„zeln, und unter denfelben befinden fich denn auch die, daß 
. „der Bund im einen Männer» und Studentenbund zer- 
„falle, daß der letztere die Mitglieder des eritern nicht Fen- 
„nen dürfe, fondern nur durch einzelne Perfonen der Zu- 
„ſammenhang zwijchen beiden erhalten werde, daß der Stu— 
„dentenbund durch —— Obere geleitet werde, denen je— 
„des Mitglied unbedingten Gehorſam leiſten muͤſſe, daß jeder 
„Verbündete bei feiner Aufnahme ſich auf die Geſetze des 
„Bundes eidlich verpflichten, und zur Bewahrung des Ge— 
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‚heimniffes deu * des nothigen Falles ſelbſt ein falſcher Eld 
—— — werden muͤ ee —384 dt eänm 


a verhandelt werden folle, und den Verraͤther der Tod 
„tere —* 


Dieſe Geſetze, ſchon völlig abgeſehen von dem Zweck des Bun- 

des, charakterifiren. denſelben nach $. 2, No. 2. 3. A. des Edilts 
zom 20. Oktober 1798... als eine gefeklich verbotene Verbindung, und 
Inculpat hat namentlich. bei dem, den geheimen Bundes-DObern zu 
Teiſtenden Geborfam noch erwähnt, daß dem Gegenfiande nad) von 
dieſem Gehorfam nichts, insbeſondere nicht. Verhaͤltniſſe des Staats 
und der beflebenden Be ausgenommen, aud) Diefem Yunfte 
feine fonftige befchränfende Clauſel beigefügt gewefen. 


Nachdem num dein Inculpaten obige Bundesgefehe, fo nie 
der Zweit des Bundes dahin: | er 
daf er auf gewaltfamen Umſturz der beflehenden DB Li 
en Deutfchlande har Herbeiführung ——— eit 
Deurfchlands unter einer Verfaſſung gerichtet ſei, 


und auch das Geſetz, daß jeder Verbündete fich ‚Waffen, nemlich 
Büchfe und Geitengewehr, anſchaffen, und in den Matten üben 
folle, vefannt gemacht: worden, erklaͤrte er 6660 zu dem Brbs 
mel, daß er mit den ihm mitgetheilten Grundbeſtimmungen des 
- Bundes einverfianden: fei,. daß er dieſe Punkte annehme und dem 
Bunde beitrete. , Daß Inculpat ſich nicht eiblih dem Bunde vers 
pflichtet,, wie er fortwährend behauptet hat, indem er meint, daß 
Brömel dies entweder müfle .uberfeben oder bei ihm. als, einem 
Mitgliede des don — gleichen Grundſaͤtzen beſeelten Jenger⸗ 
Vereins fuͤr unnoͤthig erachtet haben, hlerauf kommt es gar nicht 
an, da Inculpat ausdruͤcklich dem Bunde beigetreten, und für deſ⸗ 
ſen Verbreitung ſehr thaͤtig gelangt bat. Daß es dem Inculpaten 
tlar geworden, wie eg bei dieſer Verbindung auf eine wirklich ge- 
waltfanıe Umwaͤlzung der Negierungs- Verfaffungen aller deutſchen 
Staaten abgefehen ſei, ergiebt, jich außerdem, was vom ihm über 
den Zweck und Über dag die beabfichtigte Gewaltſamkeit voraus— 
feende Gefeh der MaffensAnfchafung angeführt worden, noch aus 
folgenden Befundungen deſſelben: In der Berhandlung vom >. 
Juli 1824. fagt Sneülpat: | 


„jur Erreichung der Zwecke bes Bundes war. der Meg der 
„Gewalt vom Bunde beffiimmt, Beta R oe die befie- 
„benden Verfaſſungen in Deutſchland umgeflürzt werden,” 
und im artienlirten Verhoͤr: | — ah i 


„Die politifhe Einheit von gang Deutfchland war der em 
„lihe Zweck, zu deffen Kealifirung die befiebenden Derfaf- 
„jungen umgeflürzt werden follten.” — Es war in den 
Srundgefehen des Bundes ausdrüdlich beftimmt, „daß durch 
„Gewalt der Zweck des Bundes erreicht werden folle, obne 
„daß die anzuwendenden gemwaltfamen Mittel näher bezeichnet 
„waren. 


Die bochverrätherifche Tendenz der Verbindung hatte Inculpat 
alſo erkannt, und wenn gleich auch von ibm nichts, was unmittel- 
bar zur Erreichung dieſes Zweckes geeignet geivefen wäre, unter- 
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nommen, auch nichts Bern geelgnetes von ibm befchloffen worden, 
zu defien Ausführung er fich bereit erklärt hätte, mithin ach feine 
Theilnahbme an.dem Bunde nur als ein entfernter Conat zum Hoch-= 
verrath nach den frühern Ausführungen angunehmen ift, fo erfcheint 
er doch in einem weit firafbarerm Lichte, als der vorige Inculpat 
N.N. ; (No. 1.) nicht allein wegen feinergroßen Thätigfeit für die Ver- 
breitung des Bundes, fondern auch, weil er durch Ereigniſſe un— 
mittelbar zur Einficht der großen Gefährlichkeit deſſelben geführt, 
und von Planen unterrichtet worden, deren Reanlifirung das vol; 
Iendete Verbrechen des Hochverratbs Involvirt haben würde. Noch 
vor dem Eintritt des Inculpaten in den Bund, als er aber bereits 
Mitglied Des Jenaer engern Vereins war, in welchem fat diefel- 
ben Grundfäße, mie in dem nachberigen Bunde berrfchend wareır, 
beſuchten ihn während einer kurſen Anmwefenheit in Weimar die 
. Gtudenten Robert Wetfeihbfft und Kam N.N. und erdffne- 
ten ihm, daß letzterer auf einer Reiſe am Rhein erfahren, mie die 
Liberalen in Frankreich der gleichgefinnten Parthei in Deutfchland 
ur Erreihung ihrer Zwecke die Hand geboten, daß demgemäß in 
Kurzem ein gewaltfamer Aufftand in Deutfchland ausbrechen werde, 
und fie fich zu deſſen Mitwirkung bereit halten follten. Inculpat 
fagt nur in feiner, der polizeilichen BSeEIe unge Bebürkr über» 
reichten, und vor gehörig bejehten Criminal» Gericht recognofeirten 
und genehmigten Erklärung vom 16. Februar 1324., daß bei die- 
—— und nach Entfernung der beiden gedachten Freunde 
bm mit Schrecken die Augen über das, was wiellelcht aus ihrer 
Berbindung in die That ausgehen fole, aufgegangen feien: 


„Es war, führt er fort, In Welmar niemand außer mir, der 
„um die Sache wußte, und im diefer Abgefchtedenheit faßte 
„meine Fantafie um fo ln das Bild eines offenbaren 
Aufſtandes, gegen die beftebende Stantsgewalt mit allen 
„ven Scenen und Schredeng: Auftriften, welche in andern 


„Ländern aus ähnlichen Quellen hervorgegangen waren.” 


Ohngeachtet diefer Einficht der möglichen Folgen der Realifi- 
rung der aufgefaßten Plane, trat Inculpat wenige Monate fpäter 
einem Bunde bei, der die gewaltiame Aufhebung der Verfaflung 
aller deutfchen Staaten zum Zweck hatte, und zwar zu einer Zeit, 
als er dem 22fien Lebensjahre nahe ſtehend, bereits die akademi— 
[hen Studien beendet hatte, und fich zur Promotion vorbereitete. 


Nachdem Ineulpat in den Bund aufgenommen war, mar er 
mit den Bundesgliedern Hildebrandt, Brandes ud Schütte 
eifrig bemüht, unter der burjchenfchaftlich gefinnten Yartbei in 
Hale die von den Behbrden nurgegubene Burfchenfchaft wieder 
herzuſtellen, und, nachdem dies gelungen, einige Auserwählte der 
Burfchenfchaft durch: vorbereitende Befprehungen für den Bund 
zu gewinnen. Ineulpat fagt hierbei wörtlich: 


„Der Hebergang vorn diefer Burfchenfchaft zu unſerm engern 
„politiſchen Bunde war micht fchwer, da die Mitglieder je— 
„mer auch fchon durch Nichtachtung ihres der Behörde ge- 
„gebenen Ehrenmworts mit diefer, und alfo mit der beſtehen— 
„den Staatsgemwalt, in Dppofition fanden. Um aber fo viele, 
„als thunlich fein würde, zu dem Beitritt zum Bunde zu 


’ 


4 


„beivegeit ) bielten wir vun mit der oben genannten -3ufame ° \ 


menkunft.“ 


Den Inhalt dieſer Beſprechungen ‚ als Vorbereitung zur Bei— 
teittgierflärung zum Bunde, giebt Inculpat folgender Geftalt an: 


„Teutfchland müfle ein Reich werden, da wegen der vielen 
„einzelnen, Staaten das Volksleben nicht. gedeihen fünne. — 
„Es muͤſſe demnach ganz Teutſchland unter Eine Regierung, 
„und. zwar unter Eine conſtitutionelle Monarchie Eommen, 
„alle jene einzelnen. Staaten in dieſen verfchmolzen werden, 
„und alle von Teutichland abgeriffenen unter freinder Botb- 
„mäßigkeit ſtehenden Provinzen wieder mit. demfelben verei— 
„niget werden. Um dies zu erreichen, muͤſſe fich unter al— 
„ler, die diefe Anfichten theilten, eine sefle Vereinigung 
„fur das ganze Leben bilden, um für die Realiſirung diefer 
„dee thätig zu werden, und fobald die Gelegenheit günftig: 
„ſei, mit Gewalt ‚gegen die jetzt beſtehende Staatsgewalt 
zaufzutreten, und an ihrer Stelle eine andere, nad) jenen 
„Srnndfähen eingerichtete, zu ſetzen.“ 


Nachdem diefe Idee num mehrfach befprochen tyorden, hat In— 
eulpat mit den Bundesgliedern v. Sprewik, Brandes umd 
Htrldebrand die an fidy gezogenen Burfchenfchaften mit dem Be— 
fieben des Bundes befannt gemacht, und Diefelben, namentlich die 
Goimenlpaten N. N, N! N., N.N.,N.N., N. N., zugleich in den 
Bund aufgenommen, nachdem die- gleichfalls im derfelden Verſamm— 
lung hierzu aufgeforderten "Studenten N. N. und N. N. den 
Beitritt verweigert, und fich entfernt hatten. Ineulpat bemerkt 
ausdruͤcklich, dag die gedachten zum Beitritt in den Bund fich ge= 
neigt erklärten fünf Studenten. mit dem ganzen Weſen des Bun- 
des in der Art, wie er felbii durh Brömel unterrichtet worden, 


und mit der Erinnerung, daß zur Bewahrung des 5 
r 


nöthigenfalls auch ein falſcher Eid nicht Beet werden dürfe, be= 


kannt gemacht, und demnaͤchſt eidlich, mittelſt Handichlags, dem 


Bunde verpflichtet worden felen. 


Außerdem. bat Inculpat auch, wie bereits bei dem Coinculpa— 
ten N. N. (1.) gedacht worden, mit dieſem gemeinfchaftlich in 
Leipzig den Kobert Müller in den Bund aufgenonmen, und 
den Studenten N.N. zum Beitritt veranlaßt. 


.. Mit diefen Geſtaͤndniſſen des Inculpaten ſtimmen die, Bekun- 
dungen der hierbei betheiligten 6 Coinculpaten v. N. N., N, N, 
N. N. 1. 1. w. in allen wejentlichen Unſſtaͤnden uͤberein Außer 
diefer thätigen Verbreitung des Bundes und den Bemühungen des 
Inculpaten, die ftaatsgefährlichen Grundfähe deſſelben in dein Geifte 
anderer zu erwarten, um fie für den Bund als neue (Hlieder zu 
gewinnen, faͤllt denſelben noch befonders zur Laſt, daß er in Xena 


gegenwärtig war, als dort der Lieutenant Schmidt den Plan ent- 
wickelte, die für den Kampf für die Griechen gewonnenen Philbel- - 


lenen nach erfolgter Vereinigung auf einem Waffenplatze zur Rich— 
tung gegen Deutfchland zu beflimmen, und zu einem aewaltfamen 
Ausbruch in Deutfchland zu benutzen. — Wie diefer Ausbruch be— 
ichaffen fein und wag er erjireben follte, tft zwar im der Unterſu— 
chung nicht näher ermittelt, aber da diefer Plan unter Bundes. 


. 


liedern, die fich zur gewaltfamen Aufhebung der beſtehenden 

taats⸗ Verfafiungen verbunden hatten, befprochen wurde, kaum 
über, die beabfichtigte Erfirebung dieſes Ausbruchs Fein vernünftt- 
ger Zweifel bleiben. Menn num noch Ineculpat er 
auh Hildebrand uͤbereinſtimmt, diefen Plan nicht genehmigt 
bat, fondern fich nur zu Geldbeiträgen zur Unterſtuͤtzung des Grie⸗ 
chenzuges verpflichtet hat, die er aber auch nicht geleiftet haben 
will; fo mußte er doch um jo mehr die endliche Realifirung eines 
folchen Unternehmens fürchten, als daſſelbe zu dem Zwecke des 
Bundes leiten ſolte, und unter einigen Bundesgliedern, nament-— 
lich in v. Sprewitz und Hildebrand ſofortige Anhänger fand. 
Offenbar war dies Unternehmen eine ſolche Handlung, die mit dem 
Zwecke des Bundes vereiniget, ſobald ſie ſich wirklich geſtaltete, den 
Hochverrath involvirte. | ’ 


Es fält alfo dem Inculpaten, außer. der Theilnahme und ſehr 
thaͤtigen Verbreitung einer geſetzlich verbotenen Verbindung, wo— 


für allein fchon nad) S. 5. des Edikts vom 20. Dftober 1798. ihr 


eine zehnjährige Feſtungsſtrafe trifft, zur Laſt, daß er hiermit zus 
gleich bochverrätherifche Zwede verbunden, und fich eines entfern> 
ten Conais zum. Hochverrath fchuldig gemacht bat; daß er aber 
auch außerdem von dem wirklichen Vorhaben eines Hochverratbs 
Nachricht erhielt, und. hiervon Anzeige zu machen unterließ. Wenn 
nun aber auch dies letztere Verbrechen allein fchon nach $. 97. des 
Griminalrechts mit einer zehnjaͤhrigen bis lebengwierigen Feſtungs— 
firafe verpoͤnt iſt, ſo kommt doch in Beruͤckſichtigung, daß die un— 
terlaſſene Anzeige mit der Theilnahme an dem Bunde ſo conner 


iſt, Daß beides nur als ein und daſſelbe Verbrechen angeſehen wer— 


den kann, indem dieſe Anzeige von der Entdefung des Bundes 
nicht gefchleden werden fonnte, dieſe aber auch nach S. 118. des . 
Griminal- Rechts den Anfpruch auf Begnadigung begrundef haben 
würde. Deshalb, und mit Bezuanahme auf die in der Veurtbei- 


lung des Vergehens des v. N.N. (1.) entwidelten Gründe, in Be— 
ruͤckſichtigung der zweifellos gröfern Strafbarfeit des Inculpaten, 


welchen auch nur dag fpätere Erkennen feiner verbrecherifchen 


“ Handlungsweife und die Zurücdkiehung von dem Treiber des Bun— 


des ohne Bemuͤhungen, fich völlig von demfelben loszufagen , zur 
Seite ſteht, indem er vielmehr noch im Januar 1823. zu dem ihn 
befuchenden Goinculpaten Beier im Gefpräh über dent Bund 
neäufert, dag jeder in feinem Kreiſe dafür tbätig und nach feiner 
Veberzeugung wirken müfle, jedoch wiederum Beruͤckſichtigung ver= 


. dient, daß auch er fchon bei den voltzeilichen VBernebnzungen, wenn 


auch nach einigem Zögern, ein offenes volfiändiges Bekenntniß ab« 
gelegt bat, mußte gegen ihn, außer feiner Caflation als öffentlicher 
Lehrer und Unfäbigfeits-Erklärung zu fernern Öffentlichen Aenitern, . 
auf einen funfzehniänrigen Feſtungs-Arreſt und zugleich auf den 
Grund der, die Verordnung vom 22. Februar 1813. deflarirenden 
Sabinets- Drdre vom 30. September 1813. auf Berlufi des Rechts 
jur Tragung der National-Kokarde erkannt werden. 


% % x. 


wird hiermit unter dem groͤßern Siegel und der geordneten Un—⸗ 


\ 


84 Ä 5 
terfchrift des Königl. Preußiſchen Ober - Landesgerichts von Schle- 
fien ausgefertigt. | | 


Breslan, den 25. März 1826. 
(L. S.) 
04) Falkenhauſen. 


Nota. Da den richterfichen Urtelsſprüchen gegen bie fihrigen Inculpas 
ten diefelben Rechts s Grundfäge zum Grunde liegen, nad wels 
hen in dem vorſtehenden befondern Erkenutniſſe gegen den Leh⸗ 
rer N. N. (2) bie Verſchuldung deſſelben, in Folge der anges 
führten allgemeinen Gründe der Strafbarkeit des Verbrechen 
fämmtlicher Theilnehmer, feftgeitelt worden ifts fo ift, bei der 
Aehnlichkeit der Ausführung der fibrigen fpesisden Erfenntniffe 
gegen die Coinculpaten des sc. N. N. (2) die Aufnahme der 
befonderen Gründe dieſer Urtelöfprüche in vorftehender gedruckter 


Abſchrift unterblieben, um folche dadurch nicht zu voluminds au : 
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Erfter Abſchnitt. 


Einheimifche 
ce be b u n 4. 
2 | . 
Allgemeine Verwaltungs Sachen, ä 


— des Koͤnigl. Minſteriumo des Innern an das 


Koͤnigl. Ober⸗Praͤſidium zu N. N., die Reſſort⸗Ver⸗ 
Hältniffe ber . Ober-Präftbent betreffend. 





Es. ꝛc. erwiedere ich auf Ihr anderweites die Reſſort⸗ 
Verhaͤltniſſe betreffendes Schreiben vom 13ten d. M., daß 
ich, fo gerne ich den. Herrn Ober-Praͤſidenten auch die 
Entfheidung in Gewerbepolizei-:Angelegenheiten, wozu auch 
die Ablöfung der Berechtigungen gehört, überlaffen würde, 
mich doch durch die Inſtruktion vom 31. December v. J. 
dazu nicht autoriſirt finde, Auch werden in Angelegen⸗ 
heiten diefer Art fehr Häufig. Kommunifationen mit dem 
Königl. Finanz: Minifterio nothwendig, daher es rathſam 
if, in dem zeitherigen Neffort-Verhäftniffe nichts zu aͤndern. 
‚Die Angelegenheiten der Dorffchaften gehören dages 


gen, ganz mie die der Stadt: Gemeinden, unftreitig jur 


Entſcheidung der Herrn Ober» Präfidenten. “ 


Aunalen. Saft It, i6u0. 


* 


Was uͤbrigens der Schluß des gefaͤlligen Schreibens 


anlangt, ſo werde ich in allen zweifelhaften Faͤllen, in 


welchen Ew. ꝛc. Sich vor der Entſcheidung am mich zu 
wenden Deranlaffung finden möchten, jederzeit gerne bes 
teit fein, Ihnen meine Anfichten und Grundfäge und die 
früher in Fällen der Art, erlaſſenen General⸗Reſcripte 
mitzutheilen. | 
Berlin, den 20, April 1826. | 
Der Minifter ded Innern. 
Sr ie und ins Auftrage deſſelben. 
Köhler 


E 


— * 


2. 
Kefeript * Koͤnigl. Miniſterien des Innern und der 
Finanzen, an des Koͤnigl. Geheimen Staats-Miniſters 
nnd Ober-Präfidenten Deren von Ingersleben Ereellenz 


- zu Coblenz, und abfchriftlich an fämmteliche übrige Herren 


Dber-Präfiventen, die amtliche Stellung der Ober 
| und: — betreffend, 


“ Huf die von Ew. — unter dem 16. Februar 
und 4. Maͤrz d. J. an das Koͤnigl. Staats⸗Miniſterium 


gerichteten, zur weiteren Verfuͤgung an uns abgegebenen 


Anfragen, 
betreffend die Stellung der Der» Gorfnefe und Ruf 
fen: Raͤthe, | 


eröffnen wir Denenfelben, mie im Allgemeinen "die Mes 


nung beſtehet, den Herren Negierungs + Präftdenten in der 
Anordnung. ded formalen Gefchäfts-Betriebed bei den Ku 
gierungen in foweit ganz freie Hand zu laſſen, als biefe 
Anordnungen nicht den Borfchriften der Allerhoͤchſten Kar 
binetds Drdre vom 31. December v. J. und den Ge 
ſchaͤfts⸗ Unweifungen für die Regierungen vom gleichen 
Dato, zumiderlaufen. Dies zunähft 
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* auf die Seelluns der Ober» Forſtwelſter augewendet, 
fo bleibt es Den Regierungs /Praͤſtdenten ganz uͤber— 
laſſen, ob fie auch die unter ihrer oberen Leitung von 
dem Ober⸗Forſtmeiſter, oder überall von dem obers: 
ften technifchen Forſtbedienten der Regierung zu be: 
arbeitenden technifchen -Gorft: Ungelegenheiten;, welche 
als folche in der Gefchäfts : Anweifung: befonders ber 
zeichnet find, fich vortragen nnd die Concepte zur 
Superreviſion wollen. vorlegen: laſſen. 

Die Ausfertigungen in ſolchen Sachen aber wird 
entweder der Praͤſident (dann unter der age der 
Regierung) oder der Ober⸗ Forſtmeiſter alfein zu un⸗ 
terſchreiben haben. 

Eben dies wird bei den Anſtellungs⸗ und Disci⸗ 
plinar⸗Sachen der Forſtbedienten ſtatt finden; im 
Abſicht der erſteren aber, wird zweckmaͤßig als Re⸗ 
gel angenommen werden koͤnnen, daß ſolche der Praͤ⸗ 
ſident Namens der Regierung in der Ausfertigung 
zeichne. Bei einer Meinungs⸗-Verſchiedenheit zwi⸗ 

ſchen dem Regierungs⸗-Praͤſidenten und dem Ober⸗ 
Forſtmeiſter muß, bei der dem Praͤſidenten in allen 
Angelegenheiten beigelegten praͤvalirenden Stimme, 
nach der Anſicht des letzteren verfuͤgt werden, ob⸗ 
gleich demſelben auch unbenommen bleibt, derglei⸗ 
chen Sachen zur Discuſſion in das Plenum zu brin⸗ 
gen, wo dann, nach $. V. der Allerhoͤchſten Kabi- 
binets⸗Ordre zu verfahren if. Daß. dem Ober: 
Sorftmeifter die ſelbſtſtaͤndige Bearbeitung . der 
technifchen Forft: Angelegenheiten, immer aber unter 
der oberen Leitung des Präfidenten, Beis 
gelegt ift, kann im dieſer Zufammenftellung etwas 
anderes nicht bedeuten, als daß in diefen Sachen 
die Konkurrenz der Regierungs⸗Abtheilung für Dos | 
mainen und Forften nicht erforderlich if, 
| Hiernächft wird noch bemerft, daß | 
a) ed in Abſicht des Betriebes der Forſt⸗Geſchaͤfte 
feinen Unterfchied macht, vb * oberſte techni⸗ 
2 


niſche Sorfts Beamte einer Regierung ein Ober: 


-Sorftmeifter, oder ein Negierungs » Rath und Forſt⸗ 
meifter. ift, — mie folches ‚die Gefchäfts , Anmwei- 
fung zu D. — erſter Ablas — — erſehen 
läßt; daß aber 


> dem Regierungs⸗Rath und Forſtmeiſer diejeni⸗ 


gen Ehrenrechte, welche nach der Allerhoͤchſten Ka⸗ 
binets⸗ Ordre vom 31. December v. J. D. II. 3. 


den Dber: Forfimeiftern beigelegt find, nicht zus 


stehen und bloße Titulair⸗-Ober-Forſtmeiſter hiers 
'unter Tediglich den witklichen Forſtmieiſtern zu aſſi⸗ 
miliren ſind. 


2) Alles Vorbemerkte findet analoge Anwendung auch 


auf das Verhaͤltniß zwiſchen dem Praͤſidenten und 
dem Kaſſen-Rathe. Dieſer Rath iſt dem Praͤſiden⸗ 


“ten hauptſaͤchlich zur Bearbeitung folcher Gegens 


fände zugewiefen, welche fih, nach des letzteren Ers 
meffen, zu einer collegialifhen Berathung weniger 
eigenen, und die Herausnahme folcher,, auf, die uns 


mittelbare Kaffen» Drdnung und auf das. technifhe 


RKaſſenweſen fich beziehenden Arbeiten aus. dem Ge 
fchäfts, Bereiche der Abtheilungen, hat den Zweck, 


theils eine raſchere Bearbeitung jener Sachen her⸗ 


beizuführen, theild die Verantwortlichkeit des Präfis 
denten für dieſen wichtigen Dienſtzweig beflimmter 
hervortveten zu laſſen. Es liegt aber in der Natur 
der Sache, daß hier die Grenzen zwifchen dem bloß 
techniſchen und dem zuc materiellen Erörterung ge 
eigneten Theile der Gefchäfte, nicht fo ſcharf, als bei 
“den Forfifachen, gezogen werden koͤnnen, und bier 
durch iſt die Faſſung im Eingange zu E, der Ge 
ſchaͤfts⸗ Anmweifung motivirt, wonach es vom dem 
pflichtmäßigen Ermeflen des Präfidenten überan ab- 
hängt, welche zum Decernate des Kaſſen⸗Raths 7 
börige Sachen unter feiner, des Präfidenten, ſpeziel⸗ 


Ien Leitung, und welche in den Abtheilungen — 


bettet werden ſollen. 


m 


— 
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&n. Exeellen; erſuchen wir, hievon den Praͤſiden⸗ 
ren der Regierungen Ihres Ober⸗Praͤſidial⸗Bezirks 
zur gleichmaͤßigen Beachtung Mittheilung zu wachen, 
Berlin, den 30. April 1826. 
Der Minifter des: Innern. Der: Minifter der: Finanzen. 
v. Schuckmann. v. Mob 


' 





3 
Reeſcript der Konigl. Miniſterien des Innern und der 
Finanzen, an den Koͤnigl. wirklichen Geheimen Rath 
und Ober Präfiventen Herrn v. Binde Excellenz zu 
Muͤnſter, dieſelbe Angelegenheit betteffend. 

Ew. Excellenz erwiedern wir Folgendes auf Ihre Ans 
— vom oͤten d. M., betreffend die Stellung der Ober⸗ 
Forſtmeiſter und der Kaſſenraͤthe. 

“Bei -Ansfertigungen, welche ver Dber Forfimeifter 
im’ eigenen Namen und ohne Konkurrenz, ſei es des Nies 
gierungs » Präfidenten, oder der Abtheilung für die Dos 
mainen und Forſten, zu erlaflen hat, wird fich jener ‘Bes 
amte auch: Tediglich mit Bezeichnung feined Amts⸗Cha⸗ 
rakters zu unterzeichnen haben. 

F Daß der Kaſſen⸗Rath auf ähnliche Weiſe Verfuͤgun⸗ 

gungen erlaffe, kann nicht wohl in anderen als denjenigen 
Fällen vorfommen, im welchen: bereitö die aͤltere Regie⸗ 
rungs⸗Inſtruktion vom 23. Oktober 1817. $. 26. die 





Befugniß zum Erlaffe vorbereitender Rückfragen ıc. ge 


ſtattet, und. in folchen Fällen wird auch der KaffensRarh 
jene Erlaffe nicht unter der Firma der Regierung, fondern 
lediglich mit Beifügung feines amtlichen Charakters zu 
unterzeichnen haben. | 
Berlin, ben 19. Juni 1826. 
De Minifter. ded Innern. Der —— der Finanien. 
abweſend. vd. Motz. 
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a — 
Reſcript der. Koͤnigl. Miniſterien des Innern und der 
Finanzen, an den Koͤnigl. ‚Ober + Präfidenten Herrn 
Baumann Hochmohlgeboren zu Pofen, die Anftellung 

von Referendarien bei den Könige. Regierungen 
| betreffend. 


— 


Ew. Hochwohlgeboren eröffnen wir auf Ihre Uns 
frage vom 18ten v. M., daß auch Referendarien von den 
Landgerichten im Großherzogthume Poſen, welche die zweite 
juriftifche Prüfung wohl beſtanden haben, im gleicher Eis 
genfchaft ohne weitere Prüfung von den Negierungen an 
genommen werden Fünnen, indem nach dem F. 165. und 
den folgenden der Verordnung vom 9. Februar 1817. die 
Qualififation diefer Neferendarien nach denfelben Beſtim⸗ 
mungen zu beustheilen iſt, welche in den älteren. Brovins 
zen für die Referendarien der Dberlandess Gerichte gelten. 

- ‚Berlin, den 16. Juni 1826. | — 
Der Miniſter des Innern. Der Miniſter der Finanzen. 
| abweſend. wet ERDE: 





Circular⸗Reſcript der Könige. Minifterien des Innern’ 
und ber Finanzen, an fämmtliche Königl. Regierungen, 
DberPräfidien und die Pravinzial«Steuer-Directorate ic. 
die Vergütigung der Diäten und Keifefoften bes 
| u treffend. 


#4 


— 


Die Über die Anwendung einiger Beftimmungen der 
Aferhöchften Verordnung vom 28. Juni v. J. wegen 
Vergütung der Diäten und Neife-Koften, an das, Königl. 
Staats» Minifterium ergangene Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre 
vom 29. April d. J., wird der Koͤnigl. Regierung hier⸗ 


ar istın 
Pe STlmem . 


91 
neben (Anl. ©) ee zur Nachricht und Ah 
gugefertigt. 

no Berlin, den 21. Juni 1826. 


Der Miniſter ded Innern. Der — der guanzen. 


abweſend. Me Mit. . 


a. 


— die Zuelfel zu heben, kiele —* dem ie des 
Staats» Minifferiiins vom 14ten d. M. Über die Anwendung 
‚einiger: Beftimmirigen Meiner Verordnung vom 28. Junl. v. 
IJ. wegen Vergätigung der Diäten und. Reifes Koften Statt. 
gefunden haben, erkläre ich Mich 
damit einverſtanden, daß auch den Ober⸗ Forſtmeiſtern, 
gleich wie ſolches den’ Reglerungs⸗Dau / Raͤthen und 


Forſtmelſtern bewilligt iſt, fuͤr jeden Reiſetag wegen des 


groͤßeren Aufwandes, zu den regulatlviuaͤßigen Diäten 
von = Rthl. noch 1 Rehf, ale ae zu Theil 
werde. 
Was aber — 
2) den 6. 3. des neuern ofen Anbei, wornach den 
Beamten, denen bei Ausrichtung commiſſariſcher Ges 
fchäfte in oͤffentlichen Gebäuden, auf den Grund contract⸗ 


mäßiger Verpflichtungen freie "Wohnung, Heitzung und 
- Licht gewaͤhrt werden muß, für jeben in der Commiſſions⸗ 


Wohnung zugebrachten Tag 20 far. don den Diäten abs 
gezogen werden follen ; fo. finde Ich es, des zu beforgens 
den Mißbrauches wegen, bedenklich, es ganz der Will 
führe des Beamten zu überlaffen, ob er die Commiffionss 
Wohnung beziehen, oder eine andere wählen will. 

Es ſoll daher die Benutzung der Commiſſions-Woh⸗ 


nung Regel bleiben, dabei aber den vorgelegten Behoͤr⸗ 


den überlaffen fein, in befonderen gehörig begründeten 
Fällen Ausnahmen zu geflatten, wo denn auch natürlich 
der Diäten» Abzug wegfallen muß, fo wie auf denfelben 
überall zu verzichten iſt, wo keine ausdrückliche contract, 
mäßige Verpflichtung des Inhabers des Dienfthaufes zur 
Hergabe der freien Wohnung, nebſt Feuerung und Be 
vollftändig beſtehet. 


* 
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SR aber eine: ſolchet vollſtandige Werpflihtung vorhan⸗ 
den; fo muß jeder Beamte, welcher eine ſolche freie 
Wohnung benugt, ſich den Abzug‘ mit einem Drittheile 


von „feinen. Diäten, ohne Ruͤckſicht auf „deren. Betrag, 


in gleicher Art’ gefallen lafien, als ſolcher mit ao for. 
eigentlih von 2 Rthl. täglich beftimmt worden iſt; 


3) behält es bei der Feſtſetzung des $. 10. des Regulativs 


fein Bewenden, wonach, wenn mehrere Beamten bei ele 


uem und demfelben commiſſariſchen Geſchaͤfte concurriren, 


fe, fo welt, es die Umftände geſtatten, zur Verminde⸗ 


5 $ tung der Fuhr / Koften zuſammen relſen muͤſſen, und dann 


nur der Haupt» Commiffarius allein die Geſammt⸗Fuhr⸗ 


Koſten zu liquidiren: hat, jede Ausnahme von diefer Regel 


aber in der Liquidation befonders begründet werben fol. 

In fofern es jedod) noch darauf anfommt, in welcher 
Art bie Ausnahme zu begründen, ſcheint es Mir nicht 
hinreichend, wenn der Haupt; Commiffarius bei der Llquis 
dation blos ſchriftlich erklären ſoll, daß er die MitsComs 


miſſarlen in feinen Wagen nicht babe aufnehmen koͤnnen, 


fondern er muß auch die. Gründe dazu. angeben, und. die 
vorgeſetzte Behörde jedesmal deurtheilen ‚ 0b. folhe die 
Ausnahme yon der Regel begränden oder nicht, 

In Fällen, ‚wo. die Mit: Commiffarien befonders veis 


fen, haben fie auch ihre beſondern Reiſe⸗Koſten mit den 


gm 
das, Gtants- Minifierlum. 


Beſchelnigungen der Poſtaͤmter oder reſp. der Fuhrleute 
zu belegen. * 

Hlernach hat das Staats/ ———— das Noͤthige 
zu verfuͤgen. 
Berlin, den. 29. April 1826. 


Friedrich Wilhelm. 


Ä 2 
nun nn y 8 6. 4 — — 
Debri ber. Konigl. Miniſterien des ‚Saneen: un: der 
Finanzen, an die König. Regierung zu Eoblenz, 
Bee dieſelbe Angelegenheit betreffend. — 


Die Könige. Regierung wird, wegen SR von * 
im Betreff der Fuhrkoſten⸗Liquidationen mehrerer zu ge⸗ 
meinſchaftlichen Dienſtzwecken zuſammenreiſender Beamten, 
unter dem ı ten d. M. erbetenen Vorſchriften, auf die Derſel⸗ 
ben zugefertigte, einige Abſchnitte des Diäten: und Reiſekoſten⸗ 
Regulativs vom 28. Juni v. J. näher beftimmende Als 
lerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre vom 29ſten v. M. verwieſen. 
Die von der Koͤnigl. Regietung in Bezug genommene Vers 
fügung vom 16. Mai 1817. iſt als aufgehoben durch das 
gedachte Regulativ zu betrachten, und nach $. 9. Litt. b. 
und $, 10, defjelben muß, wenn der Commiffarius, wegen 
Mitnahme anderer Beamten genoͤthigt iſt, mehr Pferde 
zu nehmen, als das Regulativ ihm zugefteht, die Mehr⸗ 
zahl durch Beſcheinigung der Popdunter P oder resp, der 
Fuhrleute juflificire werden. ; 

Berlin, den 29, Mai 1826. -. 
Der Miniſter des Imern. Det: Miniſtet ver: Sinangen 

v. — —E — a. 





| * 2 | 
Rifeript ber Konigl. Minderien des Innen unh der 
Finanzen, an die Koͤnigl. Regierung zu Breslau, die 
Verguͤtigung der Diäten» und Reifefoften in Ans 
gelegenheiten von. Privarperfonen betreffend. 

Der Könige. Regierung wird auf Ihren Bericht vom 
19. September d. J. eröffnet, daß die Verfügung vom 
2. November v. J., durch welche die bis dahin üblich 
geweſenen, über die Säge des Regulativs vom 28. Se 


* 


094 | | 


bruar 1816. binausgegangenen Diäten und Neifes Koftens 
Vergütung in Fällen, wo Privat Perfonen die Koſten zu 
txagen haben, unterſagt worden, als aufgehoben durch 
die Beſtimmung im . F. des neuen Regulativs vom 28: 
Juni d. J. Aber die Vergütung der Diäten und Reiſe⸗ 
Koſten zu betrachten iſt. | 
Berlin, den 22. November 1825... 0. 

Der Miniſter des Innern, Der Dinifter der Finanzen. 
» Shudmann. v. Mo .. 


Reſeript der Koͤnigl. Minifterien des Innern und der 
Finanzen, an die Koͤnigl. Regierung zu Trier, die Li⸗ 
quidation der Extrapoſtpferde bei Fommiffarifchen 

| Gefchäftsreifen betreffend. | 

Der Koͤnigl. Megierang wird auf Ihre Anfrage vom 
sten v. M, eroͤffnet, daß die frühere Verfügung, nach 
welcher dem Rathe eines Collegiums bei Fommiffarifchen 


‚ Gefpäftsreifen, wenn er einen oder mehrere Gehilifen, 


mehreres Gepaͤck, auch einen Bedienten bei fich ‘hat, ge- 


ſtattet werden Fonnte, flätt dreier Ertrapoftpferde, deren 


viere zu liquidiren, ald aufgehoben durch das Regulativ 
vom 28. Juni d. J. zu betrachten iſt, und nach $.$. gb 
und 10. des legteren die Neife-Koften- Liquidationen in 
dem bier erwähnten Falle feftgefegt werden muͤſſen, fo 
daß, wenn der Kommiffarius, wegen Mitnahme der. Ges 
bülfen eine größere Anzahl von: Pferden gebraucht, als 


ihm nach dem Regulativ zuſtehet, er ſich darüber Durch 


.r 


Defcheinigungen der Poftämter ausmweifen muß. 
Berlin, den 10, December 1825. 
Der Minifter des Innern. Der DMinifter der Finanzen. 
v. Schuckmann. PR v. Mob 
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9% — 
Hubllkandum der Konigl. Regierung zu Minden, die 
Befreiung der im Dienſte reiſenden Koͤnigl. Beamten 
von Zahlung der Privat» und Communal» Weg: 
‚ Pflafter» und Bruͤcken⸗-Gelder betreffend. 


Nach einer uns durch das Koͤnigl. Ober: Präfidium. 
der Provinz mitgetheilten höheren Beſtimmung follen die 
Königl. Beamten bei ihren Reifen im Königl. Dienft von 
Zahlung ‚der Privats und Communals Weg = Pflafler- 


und Brückens Gelder ‚befreit fein, welche Beftimmung für 


alle: dabei. Betheiligten hierdurch zur olgemeinen Kennt: 
niß gebracht wird. | 
Minden, den 2. Mai 1826. 
König. Preuß. — 


10. 


Schreiben. des Koͤnigl. Staats» Minifteriums an bes 

Koͤnigl. wirklichen Geheimen Raths und Chef⸗Pfraͤſi⸗ 

denten der. Ober: Rechnungs⸗Kaminer Herrn von 2a 

denberg Excellenz, die Bewilligung von Penſionen 

für Beamte, nach beren -wirflichen "Dienft - — | 
gorie beteiffenb: 


Ew. Ereellenz erwiedert das Staats⸗ Miniſterium auf 
Ihr gefaͤlliges Schreiben vom 12ten v. M., wie es völlig 
unzweifelhaft erſcheint, daß Beamte, welche nicht von des 
Koͤnigs Majeſtaͤt Allerhoͤchſt ſelbſt zu ihren Aemtern er⸗ 
nannt worden ſind, wegen ſolcher Amtstitel, die ihnen von 
Sr. Koͤnigl. Majeſtaͤt verliehen worden, in Anſehung der 
Penſions⸗Feſtſtellung nicht zur Kategorie der im Penſtons⸗ 
Neglement $. 19. adı. bezeichneten Staatsdiener gezaͤhlt 
werden koͤnnen. 

Denn das Reglement will keine Unterſcheidung nach 
den Amts Titeln, — nach den Aemtern ſelbſt, 


amd erfiere find feine nothwendige Attributionen der Te 
teren, folglich in diefer Beziehung auch, nicht zw. beachten. 


» 


‘ Einer Aflerhöchften Deklaration feheint es bei diefer 


Unzweifelhaftigkeit des Gegenſtandes nicht zu —328 
Berlin, den 7. April 1826. 
Das Geheime Staats» —A—— 
6: 7.30: 6; / 


— * 


Zu Lie in 


Schreiben der Koͤnigl. Minifterien' des Innern und ber 
Finanzen, an das Königl. Kriegs- Minifterium, die 
Penfionirung ber Beamten betreffend. 


— — 





Ew. Excellenz ermangeln wir nicht, auf Dero geehr⸗ 


tes Schreiben vom 23ſten v. M., 
wegen einiger die Penſionirung von Beamten betreffen⸗ 
der Zweiſel, | 
Nach ehendes ganz ergebenſt zu erwiedern. 


ie Dienſtzeit der anfaͤnglich ohne Schaft auf & | 


pectanz angeftellten Beamten, Supernumerarien, Neferen: 





darien ıc. iſt unſeres :Dafürhaltens vom Lage ihrer 
eidlichen Verpflichtung, oder. resp: vom‘ Anfang⸗ | 


des auſten Lebensjahres an, zu rechnen: „im: 


Den für ein vorübergehendes. Gerchäft, oder zu einſ⸗ 


weiliger Huͤlfsleiſtung im Staats-Dienſte beſchaͤftigt ger 
weſenen (Diaͤtarien), nachher wirklich angeſtellten Beam⸗ 
ten wird die in dieſen Verhaͤltniſſen zugebrachte Dienfzeit 


felöft dann zu Gute zu rechnen fein, wenn fie, auch. nicht | 


unmittelbar aus felbigen. in fixirte Stellen übergehen, 


fondern erft fpäter, Hachdem jene aufgehört haben, ange 
ſtellt werden; fo. daß zwar die Dienftzeit mit der Verde 
digung anfängt, die Zeit der Unterbrechung. aber, in-wer 


cher fie nicht befchäftigt waren, abgerechnet wird (confer 
ratur $. 10. des Penfions: Heglements). 

| Denjenigen Diätarien, welche früher freiwillige Nor 
waren, und welche nad dem Regulative vom ı2. Jul 
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1823. bei dem Ausſcheiden aus dem diaͤtariſchen Verhaͤlt⸗ 
niſſe ein Wartegeld erhalten, wird auch dieſe Zwiſchenzeit 
zu Gute gerechnet werden müffen, da nach F. 10. ıbidem 
die Zeit des Wartegeld⸗Empfanges mit zur Dienſtzeit 
gehoͤrt. | 


Bei den ehemaligen. füdpreußifchen Beamten, welche. 
zur rechten Zeit zurückgekehrt find, wird, nicht „allein. die. 


Zeit ihrer diätarifchen oder fonftigen vorübergehenden Dienfls“ - 


feiftungen, fondern auch die Dienfizeit von der erſten An⸗ 
fiellung in Südpreußen an, zu Gute zu rechnen fein. 


Der Anfang der Dienſtzeit wird überall (das zuruͤck⸗ 
gelegte 2ofte Lebensjahr vorausgefegt) mir vom Tage der 
wirklichen Vereidung angerechnet werden Fönnen. 


_ In miefern übrigens ein von dem Beamten nicht 
verfchuldeter Aufſchub der Vereidung zu feinen Gunften 
unberückfichtigt zu laſſen, oder Verpflichtung durch Hand⸗ 
ſchlag an Eidesſtatt wirklicher Eidesleiftung gleich zu ach⸗ 
ten, in einzelnen Fällen unter befonderen Umfänden für 
zutäßig zu achten fein dürfte?’ hierüber getrauen wir ung 
feinen feften Grundfag aufzuftellen , indem folches lediglich 
eigener Benrtheilung nach den Umftänden jeded individuel⸗ 
len Falles anheim geftellt bleiben muß, © 
Berlin, den 31. März 1826. ’ 


v. Shufmann v. Mop. 


a2 | 12. ., | 
CircularsRefeript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern 
“an fämmtliche Königl. Regierungen, bie Befcheiniguns 
gen bei PenfionssBorfchlägen betreffend. | 





Das Königl. Finanz⸗ Miniſterium hat der Koͤnigl. 
Regierung unterm 8. December pr. aufgegeben, die pro 
1826 et futuro einzureichenden Penfiond-Borfchlags:Nache 
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weiſungen — mit der auf der Königl, Degerung 
Derantwortlichkeit abzufaflenden Befcheinigung, ° 
daß die darin berechnete Dienfizeit und das angegebene 
Alter, nach der genommenen Ueberzeugung in völliger 
Richtigkeit beruhen, 
zu verfehen. Das unterzeichnete Minifterium bat vor; 
ausgeſetzt, daß die Koͤnigl. Regierungen diefe Beftimmung 
Allgemein und alfo auch auf die Penſtons⸗ Vorſchlaͤge aus 
dem dieſſeitigen Reſſort anwenden würden. Da die Er⸗ 
fahrung jedoch lehrt, daß die verlangte Beſcheinigung 
vielfach nicht. beigebracht wird, ſo wird hiemit ansdruͤck⸗ 
lich beſtimmt, daß der Juhalt der ‚gedachten Verfügung 
des Koͤnigl. Finanz: Minifterit auch auf die Penfions-Bors | 
fehläge für, das diefjeitige Reſſort in Anwendung au brin⸗ 
en iſt. — 
Berlin, den 12. Juni 1826. 
Miniſterium des Innern. Bi * 
— | Köhler. 


— 
Reſcript des aodrigl. Miniſteriums des Innern an das 
Königl. Polizei Präfivium zu Berlin, die Pen 
fionirungen der Beamten betreffend. 


— 


Wenn ein Beamter ‘auf feine. Benfionirung anträgt, 
ſo ift zuvörderft nach F. 17. des Penfiond : Reglements 
vom 30. Xprii pr. die Urſache der Nothwendigk:it ded 
Austritts aus dem Dienfle und die Dienftunfähigfeit zu prüs 
fen, imgleihen nach $. 7. zu ermitteln, in wiefern ein 
ſolcher Beamter nicht etiva noch für ein anderes Dienſt⸗ 
verhättniß brauchbar if. Es folgt daher noch. nicht, daß, 
wenn der Beamte fich felbft für unfähig haͤlt, ihn auch 
die vorgefegte Behörde nothwendig dafür halten muͤſſe 
oder werde. Da nun die Allerhöchfte Beſtimmung, daß 
Beamte ein Vierteljahr vor Eintritt ihrer Penfionirung 
von derfelben benachrichtige werden follen, ganz allgemein 
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ift, fo muß auch derjenige Beamte, melcher auf Penfionis 
rung atiträgt, darüber Gewißheit haben, — ſolche er⸗ 
folgen werde, und er muß von da ab, wo er dieſe Ges 
wißheit erhalten, noch in dem Genuffe eines dreimonatli⸗ 
chen: Gehalts⸗Betrages gelaſſen werden. 

Dies gereicht dem Koͤnigl. NoligeisPräfdio auf den 
Hericht vom 24. December pr, zum Befcheide. 
Berlin, den 9. April: 1826, 
ae des ER Erfte Adtheilung. 
| | Köhler. 


A 
Refeript der Koͤnigl. Minifterien des Innern und der 
Finanzen, an die Königl. Regierung zu Magdeburg, die 
Penfions- Beiträge der aus dem Kommunal: in den 
König. Dienft übergerretenen Beamten betreffend. 
Der Königl. Negierung wird sur Beſcheiduus auf 
Ihre Anfrage vom 27ſten v. M,, 
betreffend den von dem Gehalte der aus dem — 
nal. in den Koͤnigl. Dienſt uͤbergetretenen Beamten zum 
Penſions⸗Fonds zu leiſtenden Beitrag, 
eröffnet, daß der reglementsmäßige Abzug von dem gan 
zen DBetrage der neuen Befoldung ſtatt finden muß, weil 
der Anfpruch auf. den Penfions- Genug nah Maafgabe 
eben diefe& Betrages erft durch den Eintritt in ein Staats: 
Amt erworben wird. 
Berlin, den 14: April. 1826. 
. Minifterium: des Innern. Minifterium der Finanzen. 
der ‚Herr Bi aefean. v. Mo. 


8060 


— 


15. | 
Refeript der Könige. Minifterien des Innern und ber 
Finanzen, an die Königl. Regierung zu Erfurt, die Ger 
haltss Abzüge zum Penſions⸗Fonds von den mit 
| Arreft belegten Befoldungen. betreffend. 


Der Bericht der Könige. Regierung vom 13. Januar 
d. J., über die Differenzen, im welche Diefelbe mit dem 
Land⸗ und Stadtgerichte .zu Minden, aus Veranlaffung 
der diefem übertragenen Negulirung des Creditweſens des 
Negitrungd- Kanzliften N. N. dortfeläft, wegen der Ges 
baltö- Abzüge zum Penfionss Fonds: von. den mit Arreft 
belegten Beſoldungen gerathen, ift dem Herrn Juſtiz⸗Mi⸗ 
niſter mitgetheilt worden. Das daranf eingezangene Ant« 
wortfehreiben "deffelden vom ızten v. M. (Anl. a.) mit 
deſſen Inhalt die unterzeichneten Minifter voͤllig einver- 
fanden find, wird hierneben auszugsweise der Königl. Ne 


gierung zur Nachricht und Beobachtung mit der Anweis 


fung zugefertigt, ‚künftig? über Gegenftände diefer Art zus 
vörderft mit dem betreffenden Ober⸗Landesgerichte in Kom⸗ 
munikation zu treten, und nur in dem Falle, wenn eine: 
Einiguyg mit diefem nicht erreicht werden kann, an die 
Minifterien zu berichten. 
Berlin, ven ı4. April 1826. | 
Der Minifter des Innern. Der Minifter der Finanzen. 
v. Schuckmann. v. Mo$. 


Aus Em. Ercellenz geehrteftem Schreiben. vom 24ften v. 
„M. und defien Anlagen habe id die Differenzien entnommen, 
welche zwifchen der Regierung zu Erfurt und dem Lands und 

Stadtgerichte zu Minden, wegen der Sehaltss Abzüge zum Pens 

fions-Fonde, bei den mit Arreft belegten Gehältern, obwalten. , 

Durh den Beihluß des Könige. Staats Minifteriums 
vom 13. Jull 13925. iſt feftgefeßt worden: > SE 
daß die Abzüge als eine Verminderung. des Gehalts anzu⸗ 

feben, und das Gehalt, von welchem der gefegliche Theil 
mit 


Sor 


mit Arreſt zu belegen, nur nach, Abrechnung des vorfcheifts, 
mäßigen Beitrages zum Penfions, Fonds zu conflituiren, 
mithin bei einem Gehalte von » . 2 . 1000 NthL 
nad) Abzug des Beitrages zum Penflons; Sonde A 15 — 
das wirklihe, dem Arreftjchlage unterworfene | 
Gehalt auf u. 0 ein ie 985 — 
anzunehmen fe, wovonnnnnn.. 400 — 


frei. bleiben, und die Hälfte ber übrigen 75 


zur Befriedigung der Gläubiger verwendet werben fol, 
Hiernach würde auch im vorliegenden Falle zu verfahren fein. 


Wenn ferner bei Vertheilung von Gehalts Abzügen ein Alis 
mentens Gläubiger mit anderen Gläubigern, die nur auf die 
Hälfte des Ueberfchuffes von 400 Rihl. Anfpruch haben, concur⸗ 


rirt, fo ift die Berechnung dahin auzulegen, daß der Allmenten,/ 


Glaͤubiger auch bei dem, für alle Erebitoren zu. machenden Ges 
halte» Abzuge nach der Qualität und Höhe feiner Forderung zu 


berückfichtigen,, das heißt, gehörigen Orts anzufegen IfE, und nur 


wegen des Neftes der Forderung, auf welche der Alimenten⸗Glaͤu⸗ 
biger aus jenem Gehalts; Abzuge nicht befriediget wird, derſelbe 
die Beihlagnahme bis auf die Hälfte des Gehalts verlangen 
kann. 


Nach Bewandniß der Umſtande, aach Verhaͤltniß der Alts 
menten⸗Hoͤhe zur Gehalts; Hälfte und nach der Beſchaffenheit 
und Höhe fammtlicher concurrirender Forderungen, wird daher 
die Beftimmung des ganzen Abzuges, verfchleden ausfallen. Cr 


kann weniger als die Hälfte fein; er kann aber auch die ganze 


Hälfte abforbiren. . 

Hiernach wird alſo auch hinſichtlich der Abzuͤge des N. N, 
die Berechnung anzulegen fein.  Diefe kann aber nur von 
Lands und Stadtgericht zu Minden, nachdem die Creditoren 
liquidirt haben, und die Ordnung ihrer Befriedigung, fo wie das 
Quantum, mit welchem jeder Gläubiger zur @ebung koͤmmt, 
feſtſteht, angelegt werden. 

Die Proteftation ber Regierung ſcheint daher nicht begruͤn⸗ 
det, und wird dieſelbe der Requiſtlon d des Lands und Stadtgerichte 

Anuaicu. Heft II, 1836, u 
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zu Minden. u — a die ‚Hälfte des Gehalts vorläufig 

einzuſenden haben. 

Berlin, den 13. Di 1926. 
dv. Danckelman. 


An 
bes goniai. Geheimen Staats ⸗ Miniffers und 
Miniſters des Innern — Den u kmann 
| reell nz. 


| 16 

Publikandum der Königl. Regierung zu Marienmerber, 

die Anlegung des Offizier Portd’epees und der Huth— 
Kordone an Livil⸗ Uniformen betreffend, 





Des gonige Majeſtãt haben zu beſtimmen geruhet, 
daß das Offizier⸗Portd'epee und die Huth-Kordons nur 
dann zur Civil⸗Uniform angelegt werden koͤnnen, wenn 
der betreffende Beamte entweder Landwehr⸗-Offizier iſt, 
oder bei feinem Austritt aus dem Militair die Erlaubnif 
zur Tragung der Armees Uniform erhalten hat. _ 

Diefe Allerhoͤchſte Beſtimmung bringen wir hiermit 
zur Kenntniß und Befolgung des betreffenden Vüblitums. 

Marienwerder, den 21. April 1826. 
. Königl, Preuß. Regierung. 


17. 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an Sie, 
Königl. Regierung zu Potsdam, die Wicderverleihung 
der durch Erfenneniß abgefprochenen Kriegs» Denfinünge 
fuͤr Nicht ⸗Kombattanten betreffend. 
Da das Miniſterium des Innern, wie der Koͤnigl. 
Regierung auf den Bericht vom Joten dieſes, 
in Betreff der Wiederverleihung der dem N. N. durch 


Erkenntniß abgeſprochenen Kriegs⸗Denkmuͤnze fuͤr Nicht⸗ 
Kombattanten pro 1815, 


3 
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hiermit eröffnet wird, wegen der Gefuche um Wiedervers 
leihung der. Kriegds Denfmünze von Sr. Koͤnigl. Majeſtaͤt 
mit ‚Eeinem Aufträge verfehen ift, und auch das Königl. 
Kriegs» Minifterium fich mit diefem Gefuche nicht befaſſen 
win: fo kann ein dergleichen Gefuch nur als ein jedes 
andered Begnadigungs-Gefuch gegen ein. StrafsErkennts 
niß behandelt werden, womit die Bittſteller an die Kris 

minal⸗Juſtiz⸗Behoͤrde zu verweifen find. 

Berlin, den zr. April 1826: — 

Miniſterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
| Köhler. 





18. 


Refeript des Königl. Minifteriums des Innern an ven 
Herrn Ober⸗Buͤrgermeiſter Franke zu Magdeburg, 
bie Aufnahme von Befanntmachungen in bie | 
Wöchenblätter beireffend. | 
Die von der Negterung zu Merfeburg in der im - 
Eingange Ew. Wohlgebornen Berichts vom éten d. M. 
in Bezug genommenen Bekanntmachung vom 29. Januar 
d. J. (Anl. a. in Bezichung auf die Berechtigung des In⸗ 
telligenz⸗ Weſens, bemerkte Modalitaͤt beruhet urſpruͤnglich 
zwar nur auf einer von Seiten des Konigl. Generals 
Poſtamts an die Regierung zu Potsdam dahin erfolgten 
Aeußerung, daß bloße lokale Bekanntmachungen den im ' 
den einzelnen Staͤdten herauskommenden Wochenblaͤttern 
inſerirt werden koͤnnten, ohne daß es der Einrückung in 
Das Intelligenz⸗Blatt bedürfe. 
| Es iſt jedoch ganz richtig, daß auch in den- anderen 
Provinzen, wo Yuteligenzblätter eingeführt worden, hier⸗ 
nach zu verfahren ift. | | | 
Berlin, den ı2. Mai 1826. - 
WMiniſterium des Innern. - Erfie Abtheilung. 
* Köhler, 
U2 
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Nah einer zwifchen dem Königl. Miniſterio des Innern 
und dem Koͤnigl. General: Poft»Amte getroffenen Uebereinkunft, 
foll das in der Allerhoͤchſten Kabinetss Drdre vom 3. Mal v. J 
(Merſeburger Amtsblatt, Stuͤck a8, Seite 221, 1825) ausgefprochene 
Verbot der Aufnahme von Kaufe, Verkaufs; Mietds s Anzeigen ıc. 
durch andere als die provinziellen Sintelligerzblätter, auf die Amtss 
blätter und den hieſigen oͤffentlichen Anzeiger nicht ausgedehnt wer⸗ 
den, wie denn überhaupt die ausschließliche Berechtigung 'des {ns 
telligenz⸗ Wefens nicht auf folche Bekanntmachungen, welche ein 
bloß örtlihes Intereffe haben, zu beziehen ift, vielmehr deren 
Aufnahme in die an einzelnen Orten erfcheinenden Wochenblätter, 
ohne weitere Abgabe an das Intelligenz⸗Comtoir, gefchehen kann. 

Zur Vermeidung von Mißverftändniffen und zur Berichtis 
gung der Bekanntmachung des Buchhändlers Wild zu Naum— 
burg, im. Naumburger Sntelligenzblatte No. 1. und im der dies 
jährigen Leipziger Zeitung Po. 8. wird dies hierdurch aut öffentlis 
hen Kenntniß gebracht. 

Merfeburg, den 29. Januar 1826. : 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. Erſte Abtheilung. 


19. 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu —— we 
gen bes Königl, Pathengeſchenks für Väter von 
7 Söhnen. 





| des Koͤnigs Majeſtaͤt haben, unter Aufhebung ſaͤmmt⸗ 
licher, wegen Bewilligung von Koͤnigl. Pathengeſchenken 
früher Allerhoͤchſten Orts ergangener Beſtimmungen, mit: 
telſt Allerhoͤchſter Kabinets⸗Ordre vom 27ſten v. M. fell 
zuſetzen geruht, 
daß das Koͤnigl. Pathengeſchenk zwar ferner und allge⸗ 
mein mit 100 Rthlr. gezahlt, jedoch die Bewilligung 
allein. davon abhängig gemacht werden ſoll, daß die 
fieben in einer und derfelben Ehe erzeugten Söhne 
bedürftiger Eltern noch wirklich am Leben fein, und 


- 
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ſich in elterlicher Erziehung” und- Pflege befinden nräffen, 
die Bewilligung für fieden in einer Ehe ohne 
Dazwiſch enkunftvonToͤchtern ee 
aber dann ganz wegfalle, wenn ſolche nicht mehr 
fämmelih am- Leben und in der elterlichen Erziehung 
und Pflege, die Eltern alfo Hiernach zum Empfange der 
‘100 Rthlir. nicht berechtige find. | 
Dieſe Allerhoͤchſte Beſtimmung wird hierdurch mit 
dem Bemerken zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht, daß 


vom Tage dieſer Bekanntmachung im Amtsblatte an, ale 


auf die frühern Allerhoͤchſten Beſtimmungen ſich gruͤnden⸗ 
den Anträge auf Bewilligung bed bisherigen Pathenge⸗ 
ſchenks von 50 Rthlr. werden zuruͤckgewieſen werden. 
Frankfurt a. d. O., den 26. Juni 1826. 
Königl. Megierung. 





\ 


| | — 
Verhaͤltniſſe zu auswaͤrtigen Staaten. 


20. 


Reſcript der Königl. Miniſterien des Innern und ber 


Juſtiz an das Koͤnigl. Polizei⸗Praͤſidium hierſelbſt, die 
Unterthanens Verhaͤltniſſe bei Annahme eines Creditivs 
von. einer fremden: Macht. betreffend. 





"Dem Königl. Porizet- Präfidio wird anliegend in Abs 


ſchrift das Schreiben des Könige, Minifterii der austwärs 


tigen. Angelegenheiten von ı8ten diefed, (Ant. a.) nah 
welchem der als Herzoglich Anhalt» Coͤthenſcher Miniſter⸗ 


Reſident hierſelbſt acckeditirte Koͤnigl. Kammerherr vor 


N. N. von dem dieſſeits beſtehenden Grundſatze, dem zu⸗ 
folge dieſſeitige Unterthanen, denen Se. Majeſtaͤt der Ko⸗ 
nig die Annahme eines Creditivs von einer fremden Re⸗ 
gierung geſtattet haben, in ihren Privat⸗Verhaͤltniſſen den 
Landesgeſetzen und der hieſigen Gerichtsbarkeit fuͤr unter⸗ 
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worfen geachtet werden mäffen, in Kenntniß get wor⸗ 
den if, zur Nachricht zugefertigt. 
° >" Berlin, den’ 21. April 1826. 
Minifterium des Innern. Minifterium der Juſtiz. 
v. Schuckmann. v. Danckelman. 


a. 
* 


Das unterzeichnete Miniſterlum beehrt ſich Em, Excellen⸗ 
dien hierdurch ganz ergebenſt anzuzeigen, daß der Koͤnigl. Kam⸗ 
merbere von N. N. als Herzoglic Anhalt, Coethenſcher Miniſter⸗ 
Reſtdent hieſelbſt acereditirt, und daß derſelbe von dem dieſſeits 
beftehenden Grundfage, nad) welchem 

 dieffeltige Unterthanen, denen Sr. Majeftät: die Annahme 

eines Creditivs von einer "fremden Regierung. geftattet haben, 

An Ihren. Privat; Verhäftniffen den Landesgefegen und der 
hijeſigen Gerichtsbarkeit für unterworfen geachtet werden 

müffen, 
in Kenntnif gefegt worden iſt, mit dem Bemerken, daß biefer 
Grundſatz in vorkommenden Sällen auf ihn zur Anwendung 

gebracht werden wuͤrde. 
Das unterzeichnete Minifterium hat nicht unterlaffen 
wollen, Em. Excellenzien, Behufs der Wahrnehmung des Ins 
tereffes der bleſſeltigen Unterthanen age anf zu be 
— ch 

Berlin, den 18. Aprit 1826; 
— der auswaͤrtigen — | 
v. Schönberg. 

den Anker Geheinſen Staats⸗ = 
— * Miniſter des Innern ꝛc. 

Herrn v. Shudmann, 


—2* 1; Beetmen Otaats- 


on inifter 20, - 
Seren Ste, v. Dandelman 
— 
u % 9X * 3 44 — 
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gene Annahme⸗Certiftkate 


| a 

„an: am 
” Eiraubars Kefeript: des Kiniat,Miniferiums, —— 
an ſaͤmmtliche Königk: Regierungen; die Auvwan⸗ 
derungen nach WORÜMILRER- ee Ro 





Der angeblich — — Major 
von Schaeffer zu Hamburg, befchäftige fich fehr chätig 
mit der Unwerbung von Auswanderern nach Brafilien, 
weiche von ihm mit ſchriftlichen Certififaten über ihre 
Annahme als Brafitanifche Bürger verfehen werden, blos 
mündlich aber verſuůhreriſthe Zuſich rungen wegen. Foften= 


freier Ueberfahrt nach ihren Beſtimmungs-Oertern und 


wegen dort zu erwartender Unterſtuͤtzungen von der Ne 


gierung des Landes zw. erhaltesirpflegen. : — ander⸗ 
waͤrts gemachter Entdeckungen iſt der ꝛc. von Schaeffer 
bemuͤht, die Werbung außerhalb der Stadt Hamburg 


durch Unterhändler zu. bewirken. welche ‚von i 
Till, * dabon ih —7— 
foͤrderung feiner Zwecke Gebrauth mal; BE 
Die Truͤglichkeit der Ausſichtem und — —— 
wodurch der ıc. von Schaeffer und feine Unterhaͤndler 


leichtglaͤubige Menſchen zu der verderblichen Entſchließung, 
nach einem. fernen. ihnen ganz unbekanuten Welttheile 


auszuwandern, zu verführen ſuchen, iſt durch die traurig⸗ 
ſten Erfahrungen hinlaͤnglich erwieſen. Gianbhafte Bes 
richte, welche hieruͤber von Zeit zu Zeit in oͤffentlichen 


Blaͤttern mitgetheilt worden find,. werden, der Koͤnigl. Re⸗ 
gierung Stoff gegeben haben, durch Belehrung und Er⸗ 
mahnung auf,.diejenigen zu wirken, welche eine Geneigt⸗ 


heit beweiſen moͤchten, den Einfluͤſterungen der Verfuͤhrer 
Gehoͤr zu geben. Dem nicht leicht zu beforgenden Um⸗ 


‚fichgreifen der Sucht, nach Brafilien auszuwandern, auf 


dieſem Wege vorzubeugen, bleibt Der Koͤnigl. Regierung 


noͤthigen Falles uͤberlaſſen. Dringend aber wird Ihr em⸗ 


pfohlen, etwanigen Agenten des ıc. von Schaeffer, wel 


che in Ihrem Verwaltungs-⸗Bezirke Verſuche machen moͤch⸗ 


ten, Auswanderer zu werben, mit Sorgfalt nachzuſpuͤren, 


- 
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und wenn ‘dergleichen Betroffen werden möchten, folder 
Dieſelben ' nach: der - Strenge: der Geſetze zu verfahren, 
auch die Entdeckungen, welche in: diefer Beziehung gemacht 
werden, zur Anzeige au bringen. : | 
Berlin, ben 26. Mai 1826. | 

9 Der Minifter des Innern... 
nr. me. m Schuckmann. 





. ‚ J —— 
* 
Biene 
. 


in Staats Einkünfte 
— Dr} 21 A 4 


SFinanz⸗Verwaltung im Allgemeinen. 
Eireular⸗Reſcript des Koͤnigl. Finanz⸗ Miniſteriums an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die Ablöfung der 
Pr kleinen Domanials Renten betreffend. 
Des Königs Majeſtaͤt Haben mittelft Allerhoͤchſter 
Kabinets⸗Ordre vom 1aten d. M. anf meinen Antrag ju 
beſtimmen geruht, dag —— 
die nach der Allerhoͤchſten Kabinets⸗Ordre vom 20. 
Juni 1823 für die Provinzen jenſeits des Rheins und 
nach der Allerhoͤchſten Kabinetö> Drdre vom 30.006 
vember 1824, für den ganzen Umfang der Monarchie 
nachgelaffene Ablöfung der Kleinen Domantal: Renten 
bis zum Jahres Betrage von Einem Thaler einſchließf ⸗ 
lich, in Gelde oder Geldeswerth, und der bei den Rem - 
ten einzelner Zahlungspflichrigen über volfe Thaler übers 
ſchießenden Grofchen und Pfennige um ı5fachen Der 
trage oder zu 6% pro Cent, fo wie auch die bei Ab— 
loͤſung folcher Raturals Renten, welche biernach zum 
15fachen Betrage abgelöft werden Fönnen, geftattete 
Werthsberechnung derfelben nach den Sage von 3 Thels 
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Gehalt 1090 Rthlr. 

Tantieme flatt der etatsmäßigen 
110 Rthlr. von den pag. nachge | 
a. 410,000 Rt. &ä 1 pro ni 100° — 
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fen der Durchſchnitts⸗ Preiſe der letzten 14 Jahre mit 
Abzug der 2 theuerſten und der 2 wohlfeilſten Jahre, 
nur nord bis zum. Schluffe diefed Jahres Statt finden, 
von dieſem Zeitpunfte ab aber dieſe Erleichterungen, 
‘ worüber die Könige. Regierung durch’ die Verfügung 
vom 7. December 1824 mit Anmweifung verfehen if, 
aufhören follen. 

Die Königl. Regierung wird daher. hiervon mit der 
Anmweifung in Kenntniß gefegt, ſich nach diefer Allerhoͤch⸗ 
fien Beftimmung, wornach alfo die Ablöfung im dortigen 
Bezirke vom 1. Januar 1827 an ohne Unterſchied der 
Höhe der Rente nur zum zofachen Betrage derfelben ge⸗ 
ſchehen dürfen, zu achten, und folche Durch das Amtsblatt 
zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 25. April 1826. 

Finanz⸗Miniſterium. 
| v. Motz. 


23. 

Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Minden, wegen 
der kuͤnftigen Berechnung der Beſoldungen bei 
Koͤnigl. Kaſſen. 

Nach der jetzigen neuen Etats⸗Einrichtung müſſen 
außer den fortdauernden Beſoldungen auch die zum Auss 
ſterbe⸗ Etat gehörigen perfönlichen Zulagen und ertraordis 
nairen Befoldungen, fo wie die davon zu berechnenden 
Abzüge zu dem Penfionsfonds, bei dem DBefoldungs Titel 
rechnungsmaͤßig nachgemwiefen werden. 

Damit ſolches uͤberall auf eine gleiche und uͤberſicht⸗ 
liche Weife gefchehe, Hat die Königl. Ober» Rechnungss 
Kammer mittelft Verfügung vom 17. März d. J. dazu 
das anliegende Schema vorgefchrieben, nach. welchem 
fämmeliche Könige. Kaſſen im ihren Rechnungen pro 1826 
die Befoldungs » Ausgaben "genau nachzumelfen haben. 

Minden, den 3. Mai 1826. | 
—RKoͤnigl. Preuß. Regierung. - 
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24. 

Pe des Koͤnigl. Juſtiz⸗ Miniſteriums an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Juſtiz ⸗Behoͤrden, die Verrechnung 
der fislaliſchen Strafen betreffend. 





Am Einverſtaändniß mit dem Herrn Finanz, Minifter 
uud. der Königl. Dber, Rechnungskammer wird, unter Auf- 
bebung . der. Verfügung vom 1. November 1819, für die 
Verrechnung der fiskaliſchen Strafen folgendes vom 
1.Jahuar d. J. ab zu beobachtende Verfahren ange⸗ 
ordnet: 

1. Saͤmmtliche Gerichte fenden am Schluß des 
Jahres eine Nachweiſung der im Laufe deſſelben 
bei ihnen erfannten Geldftrafen an diejenige Res 
gierung, in deren Berwaltungss Bezirk fie ihren Sig 
haben, ohne Rückſicht darauf, ob ihr Gerichtöfprens 

'gel in’ mehreren -egierungs » Bezirken belegen iſt. 

Dieſe Nachweifungen müffen: 

‚den Namen des Verurtheilten, 
das I | 
Iſt eingekommen, 
Iſt ruͤckſtaͤndig, und. 
5. Iſt nicht beizutteiben, 
in beſondern FU, and. in einer Kolonne Bemer⸗ 
tungen · 
‚die Sünde, für die Niederſchlagung und die er⸗ 
‚folgte, Bollfretung ber. eventuell erkannten Brjlhete 
ſtrafe, 
enthalten, und mit dem Atteſte der Richtigkeit von Si 
ten des ‚Berichts verſehen ſein. 

Wenn iu Laufe des Jahres in einem Gericht keine 
* , ‚Strafe. erkannt worden ,. fo. ift eine Vakatanelge an 

die Regierung zu erſtatten. 

Die Ybfendung ber Nach weiſungen und Vakatan⸗ 
. zeigen iſt dergeftalt zu beſchleunigen , daß dieſelben 
bei den Regierungen bis zum. 15. Januar des fol⸗ 
genden Jahres einteeen, zu gleicher Zeit iſt der des 
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‚trag ber wieklichen eingegangenen — in einer 
Summe an die Regierunge⸗Haupt⸗Kaſſe abzufuͤhren. 
3. Die in Reſt verbliebenen Strafen find in die Nach⸗ 
— des naͤchſten Jahres im beſondern Abſchnit⸗ 
zen für jedes einzelne Jahr zu übernehmen, und 
bei folchen ältern als einjährigen Reſten zugleich die 
— vEGruͤnde der noch nicht bewirkten Einziehung anzugeben. 
Hiernach hat das: Könige. Dberlandesgericht fih 
ſelbſt zu achten und die Untergerichte mit Anweifung 
zu. verfehen, auch ‚der Regierung zur Führung. der - 
Kontrolle über den Eingang der Nachweifungen ein 
WVerzeichniß fämmellicher im Negierungs- Bezirk vor 
handenen Gerichte zu überfenden, und ihr von den 
etwa : porfommenden Veränderungen bei den einzel 
” gen Gerichten, in ſofern dadurch jenes Verzeichniß 
eine Abänderung erleidet, jedesmal Behufs der Bes‘ 
richtigung deffelben Mittheilung zumachen. : In Bes 
Ä treff der Einziehung und: Verrechnung der Zoll: und 
GSteuerfirafen, bat es bei den bisherigen Vorſchriften 

- fein Bewenden. 

Berlin, den 19. Mai 18285. ‚ 
Der Zufiiz- Minifter 
Graf v. Dandelman, 


— 
baum der Haupts Verwaltung dei Staatsſchu⸗ 
den, die Erhebung ruͤckſtaͤndiger Zinſen von pro⸗ 
vinziellen Staatsſchulden betreffend. 





Des Könige Majeſtaͤt Haben durch eine Allerhoͤchſte 
Kabinets⸗Ordre vom 20. December v. J. zu Peine 
geruhet: | 

daß das Recht zur Erhebung raͤckſtaͤnd iger Zinfen 
von provinziellen Staatsſchulden, ‚ohne Ans 
wendung ber  befondern Vorſchrift des $. XVII. des 
Geſetzes vom 17. Januar 1820 (Gefeg: Sammlung 


‘“ 


” 
— 


gı2 


gemeinen Fandes-Gefegen verloren geben fol; in fofern 


dergleichen Zinfen nicht etiva gegen. Koupons, die aud 


druͤcklich anf jene Vorfchrift verweifen, von: deren Sins 
habern erhoben werden koͤnnen. 

Die unterzeichnete Haupt: Verwaltung, welche mit 
der obern Leitung des gedachten provinziellen Staatsſchul⸗ 
den-Weſens beauftragt iſt, findet ſich verpflichtet, hievon 
ſaͤmmtliche Glaͤubiger provinzieller Staatsſchulden, über 
Deren Behandlung, Verzinfung und Tilgung durch die Ak 
lerhoͤchſte Kabinets, Drdre vom 2. November 1822. (Ge 
ſetz⸗ Sammlung :No. 766. gefeßlich entſchieden worden if, 


zu unterrichten. Sie fordert: zugleich Diejenigen Intereſ⸗ 


fenten, denen die Auszahlung ihrer. feit mehr ald 4 Jah⸗ 
ven fällig gewordenen Zinſen in Beziehung auf jene Vor 
ſchrift bisher verweigert fein möchte, Hiermit auf, ſolche 
bei den betreffenden Regierungs⸗Haupt⸗ Kaſſen balbigft zu 
erheben. 

Uebrigens hat nunmehr die Anordnung getroffen wer⸗ 
‚den muͤſſen, daß alle bei den Regierungs-Haupt-Kaſſen 
. feit länger ald 4 Jahren vergebens zur Auszahlung bereit 
gehaltenen Verzinfungs  Beftände mit dem Ablaufe diefed 
Jahres und fernerhin am Schluſſe jedes Jahrs hieher an 
die Staats, Schulden, Tilgungs » Kaffe eingeliefert werden, 
und alddann von den Gläubigern nur bei diefer Kaſſe, 
gegen eine auf diefelbe auszuſtellende und von der’ betref 
fenden Koͤnigl. Regierung mit der nöthigen Befcheinigung und 
Anmweifung zu begleitende Quittung erhoben werden fönnen. 

Demnach muß jeder provinzielfe Staats s Gläubiger die 
Erhebung fölig gewordener Zinfen bei den zur Zahlung det 


ſelben urfpränglich verpflichteten Kaffen nicht über 4Iahre 


verfänmen, wenn er es vermeiden will, fich deshalb an die 
Staats: Schulden, Tilgungs , Kaffe verweifen zu laflen 
Berlin, den 20. April 1826. 
WVDaubt/⸗Verwaltung der Staatd:Schulden. 
Rother v. Schuͤtze. Beelitz. Deeb. v. Rochow. 


No. 577. wegen vierjaͤhriger Verjaͤhrung unerhoben 
gebliebener Zinſen, nur durch Verjährung nach. den alı 





3:5 


ie 


Circular⸗ Reſcript des Königl. Minifteriums des Innern 
an ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, ausfchließlich der⸗ 
jenigen zu Coslin, Stralfund und Poſen, bie Verpach⸗ 
tungen ber Chauſſẽegeld⸗Einnahmen betreffend. 
Die Verſchiedenheit des Verfahrens der Regierungen 
bei: Einholung der hoͤheren Genehmigung zu den Verpach⸗ 
tungen der Chauffeegeld» Einnahmen, ergiebt, daß mehrere 
Kegierungen über die Anwendung der deshalb Beftehenden 
Borfchriften in Ungewißheit find. . 
Um. nun für die Zukunft einen, dieſen Vorfchriften 
entforechenden, gleichmäßigen Gefchäftsgang zu begründen, 
finde ich mich veranlaßt, die nachfiehenden Beftimmungen 
zu ertheilen. | | 
Nach: der Negierungs- Inftruftion vom 23. Dftober 
‚817. ift die Bearbeitung ber Chauffee- Angelegenheiten 
der zweiten Abtheilung der Regierungen beigelegt, und es 
haben alfo rückfichtlich des Erforderniffes der hoͤhern Ger 
nehmigung die Vorfehriften Anwendung gefunden, . welche 
im F. 21. jener Inſtruktion, über die Nothmwendigkeit der 
BVerichtserftattung in den zum Reſſort der zweiten Abthei⸗ 
fung gehörigen Verwaltungd- Gegenftänden, gegeben find. 
In der, die Abänderungen in ber bisherigen Organi⸗ 
fation der Provinzial Berwaltungs - Behörden betreffenden 
Verordnung vom 31. December v. J. ift zwar die Ver 
waltung der Einfünfte von den Kunftftraßen, der Abtheis 
fung des Innern zugemiefen, dieſe Verordnung enthaͤlt 
aber ſo wenig als die Geſchaͤfts-Anweiſung für. die Re⸗ 
gierungen von demfelben Tage, eine Abänderung der Vor⸗ 
fohriften der Regierungs-Inſtruktion vom 23. Dftober 
1817 über die bei Chauffeegeld » Berpachtungen nöthige 
höhere Genehmigung, indem die im Abfchnite IL. zu D. 
der. Geſchaͤfts Anmweifung ausgeſprochene Declaration des 
F. 21. der Inftruftion, fih nur auf die Verwaltung der 
Domainen und Forſten bezieht. 
Fuͤr die Verpachtuugen der Chauffee- Einnahmen gel: 
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ten mithin ‚noch die Beflimmungen des $. 21. zu 3. der 
Snftruftion vom 23. Dftober 1817 wonach die Einholung 
der Genehmigung ded Minifteriumd des Innern alddanız 
erforderlich ift, wenn die Verpachtung der Hebeftellen ohne 
Licitation geſchehen fol, und im Fall der Eicitation, wenn dabei 
das vorherige Etatd » Duantum nicht herausgekommen, oder 
von einer längeren als fechsjährigen Pacht die Rede .ift. 
Die eigenthämlichen Mückfichten, welche bei der 
Chauffee> Verwaltung im. Aligenteitten, und bei der Vers 
Hachtung der Chauffeegelds Einnahmen im befondern obs 
walten, machen jedoch noch folgende naͤhere Feſtſetzungen 
noͤthig. 

1) Bei der Kuͤrze der Pacht s Perioden kann der Fall 
eintreten, daß im Laufe der Gültigkeit eines Etats, 

zweimalige Verpachtungen bderfelben Hebeftelle zur 
Ausführung kommen, von denen fehon die erfiere eine 
Erhöhung der etatdmäßigen Einnahme ergeben bat. 

Die. Königl. Regierung hat bei einer folchen zweis 
ten Verpachtung zur Genehmigung des Zufchlags 
auch alsdann zu berichten, wenn durch das abgeges 
bene Gebot zwar das Etats-Quantum, nicht aber 
die bisherige, noch - nicht auf den Etat gefommene 
Pacht» Einnahme erfült wird. 

2) Dei. jeder erſten Berpachtung einer bisher adminis 
firirten Hebeftelle, ift die Genehmigung des. Miniftes 
riums, ohne Unterſchied, ob das Etats; Quantum ers 
reicht iſt, oder nicht, einzuholen. | 

3) Eben fo ift vorherige Berichtserflattung erforderlich, 
wenn die Königl. Negierung aus befondern Rück 
fichten, weſentliche Abänderungen der Ihr unterm 
15. December v. J. zur Nachachtung mitgetheilten 
Pachtbedingungen nothwendig finden ſollte. 

4) Der von mancherlei Umſtaͤnden abhaͤngige Wechſel 
der Frequenz auf den Kunſtſtraßen, die oft erſt im 
Laufe der Verwaltung als wuͤnſchenswerth ſich dar⸗ 
ſtellenden Modiſikationen in der Erhebung an einzel— 
nen Barrieren, und die von Zeit zu Zeit nöthig- ers 
fcheinenden Deklarationen -ded Tarif, machen ed 
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rathſam, die Pacht ⸗ Perioden —— zu ſehr zu ver⸗ 
laͤngern. 

Eine dreijaͤhrige Pachtzeit iſt daher als Regel an: 
zunehmen. Sollte die Koͤnigl. Regierung eigenthuͤm⸗ 
licher Verhaͤltniſſe wegen, eine laͤngere Pachtzeit bewil⸗ 


ligen wollen, fo iſt hierzu, unter Darſtellung der Gründe. 


die Genehmigung des Dinifteriums nachzufuchen.. 
5) Um dieſem die ſtete Weberfiht vom Ertrage der 
Chanffeen zu erhalten, und folche nicht erſt von der, 
von drei zu drei Jahren erfolgenden Vorlegung der 
neuen Etats abhaͤngig zu machen, hat die Koͤnigl. 
Regterung in der erſten Haͤlſte des Monats Oktober 
jeden Jahres eine Nachweiſung von den, vom 1. 
Dftober des vorhergehenden, bis zum. 1. Dftober 
des laufenden Jahres ausgeführten Verpachtungen, 
zu denen die Genehmigung des Minifteriums nicht 
erforderlich gewefen iſt, einzureichen. E 
Diefe Nachweifung darf nur die Benennung der 
Hebeſtellen, der neuen Pächter, die Angabe des bisherigen, 
und des durch die neue Verpachtung erreichten Ertrageg, 
fo wie die Bezeichnung der Pacht- Perioden enthalten. 
Mit Einreichung diefer Pachweiſungen ift in Dftober 
d. J. der Anfang zu machen, jedoch braucht die diesjaͤh— 
tige Nachmweifung nicht gerade bis zum 1. Dftober v 5. 
zurückzugeben, fondern fih nur an die, durch die Circulars. 
Verfügung vom 15. December v. J. erforderte Nachweis 
fung anzufchließen. | 
Wenn im Dftober eines Jahres feine Nachweiſung 
von der Koͤnigl. Regierung einkommen ſollte, ſo wird an— 
genommen werden, daß im Laufe des vorhergegangenen, 
oben bezeichneten einjaͤhrigen Zeitraums keine Verpachtung 
ohne hoͤhere Genehmigung Statt gefunden bat, und es 
bedarf daher in ſolchem Fale feiner Vakat⸗Auzeige. Die 
Koͤnigl. Regierung hat ſich nach den vorſtehenden Beftims 
mungen genau zu achten. 
_ Berlin, den 28. Februar 1826. 
Der Minifter des Innern. 
v. Shudfmann. 
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B. 
Steuern 


27 
| Reſeript. der Koͤnigl. Miniſterien des Innern und der 
Finanzen, an die Koͤnigl. Regierung zu N. N. die Vers 
wendung ber Klaffen: SteuersTantieme betreffend. 


Don der Könige. Ober: Nechnungss Kammer ift bei 
Reviſion der Rechnung der N. Nſchen Kreis, Kaffe be 
merft worden, daß von der aus dem ritterfchaftlichen Dörs 
fern auffommenden Klaffen » Steuers Tantieme dem Kreid: 
Einnehmer 2 pro Cent, und dem Iandräthlichen Kreis 
Secretair Z' pro Cent bewilligt, ferner zu ertraordinaicen 
Koften Ciorunter jedoch wiederum für mehrere Arbeiten 
liquidirt worden, melche zu den Dffizlal: Geſchaͤften des 
landraͤthlichen Buͤreaus zu gehören ſcheinen) Z pro Cent 
ausgeſetzt, dem Dorffchulzen endlich nur das überfchießende 
ı pro Cent, alfo Z der den Gemeinen gefeglich zuge 
fprochenen Gebühr befaffen Borden. 

Obsgleich nach der als Belag beigebrachten Anwei⸗ 
: fung des Landraths diefe Vertheilung auf einer Erklärung 
der betreffenden Gemeinen»Borfteher beruhen foll, fo kann 
ed doch nicht zuläßig erfcheinen, wenn den Gemeinen auf 
Veranlaſſung ihrer vorgefegten Behörden Einkünfte, auf 
die fie gefeglich AUnfpruch haben, entzogen werden, um 
folhe Beamten zuzumenden, welche darauf einen gefeglis 
‘ den Anfpruch zu machen haben, und beftehenden Vor⸗ 
‚ fehriften gemäß, keine Anıts: Emolumente genießen follen. 

Die Königl. Regierung hat daher über das hierunter 
ſtattfindende Sachverhältnig nähere Auskunft zu geben, 
und insbefondere anzuzeigen, ob und welche eigentlich dem 
Gemeinden= Behörden obliegende Verwaltungs und Ers 
bebungssGefchäfte von den Beamten, denen ein ee 

| 2 
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Saritieine zugewendet worden, —— — find, und. wes⸗ 
halb die Gemeinen s Beamten, dieſe nicht feöft beforgen 
Finnen. Den Umftänden nach iſt alsdann fofort für Abs 
ſtellung des hierunter flattfindenden Mißbrauchs und das 
für zu forgen, daß den Öemeinen jene Tantiem⸗ wenigen 
für die Zukunft, unverfürze zufließe. | 
Berlin, den 13. April 1836. 
Der Minifter des Innern. Der Miniſter der Finanzen. 
dv. Schuckmann. —— v. Motz. 


— 





2 uns neh, 28. s | J 7 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Bromberg / das 
Reſſort ber Unterſuchung der Klaſſen⸗Steuer⸗Kon⸗ 

traventionen betreffend. 


Das — Finanz⸗Miniſterium hat mittelſt Re⸗ 
ſcripts vom 27. Februar d. J. feſtgeſetzt, daß in Kontra⸗ 
ventiond ı Fällen gegen das Klaſſen⸗Steuer/Geſetz die Mia 
giſtraͤte in den: Städten und die: Landraͤthlichen Aemter in 
den. zum phatten . Lande gehörenden. Ortfchaften, die Unter⸗ 

fuchungen zu führen und die Reſolute abzufaflen, und 
hiernaͤchſt für-die Einziehung der. Strafen zu forgen haben. 


Hinſichts der Berechnung der ‚Strafen verbleibt e8 . 


ganz wie:bei ven Gewerbes Steuer » Kontraventionen,. wo⸗ 
nach 3 ‘dent, Denunzianten, J dem Gratifikations⸗ und J 
dem Wittwen⸗ Unterſtuͤtzungs⸗ Fonds zufließt. 

Iſt die Einziehung der Strafe bewirkt, dann erfolgt 
die Ablieferung derſelben entweder an die Rechnung le⸗ 
gende Kreis; Kaffe, ‚oder, wo deren Geſchaͤfte mit den He⸗ 
beftellen für Die indireften Steuern vereinigt find, am diefe, 
und. von dieſen weiter. an. die Regierung » Haupt : Kaffe. 
Die Denunzianten⸗Autheile zu Z der eingezogenen Strafen 
koͤnnen, wo folche: zu beziehen ſind, vorweg abgezogen, 
und bie — den — als Bam ——n 
werden. 

Annalen. Heft II. 1826. | x 
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| Die Straf⸗ gechnung bildet abrigens cu den 
zur Kehnung der Kreis⸗ oder ihr fubftituirten‘ Kaffe 


Die Könige." Landraͤthlichen Aemtet und tie Magis 


ſir ate Haben ſich diernach in vorkommenden GBallen ju 
achten. | 
Bromberg, dem 5} Juni 1826. | 

Königl. Regierung. Zoeite Hein 


- : 29% Ar 
Circular⸗Reſcript des Königl. Finanz Minifterinmes an 
fämmtliche Königl. Provinzials SteuersDireftoren, die 
aan des Stempelpapiers und beten ebrouch 
u. „bekteffend. 

Um eines Theils den Mißverſtaͤndniſſen abzuhelfen, 
welche haͤufig bei Anwendung der in dem $. 35. des 
Stempelgefeged vom 7. Maͤtz 1822, dem Finanz Mint 
ſierio überlaffetten : Befimmungen wegen. Anordnung ver 
ſchiedener Gattungen‘ des Stempelpapiers und ihres Ge 
brauche. Statt: gefunden: haben, andern: Theils dem Zwede 
näher zw treten, fuͤr weichen Diele Rn erfolgt ff, 
fege ich hierdurch feſt: 

1) Stempelbogei, deren Werth den — Einhu⸗ 
dert Thalern uͤberſteigt, werden, ohne Unterſchied für 
welchen Zweck fie. beſtimmt ſind, in der durch den 9. 

38. des Stempelgeſetzes vorgeſchriebenen Form ausge⸗ 
fertigt; die. nachfolgenden Beſtimmungen betreffen daher 
den Gebrauch des Stempelpapiers nm Betrage don 

Einhundert Thalern und. darunter: 


* 


2): Das mit Botuſſia⸗Stempel —* dapier iſt * 


diglich beſtimmt: 
a. zu der Ausfertigung des ————— (in den 
Landestheilen, wo ‚die franzoͤſiſche Gefeggebung zut 





Anwendung kommt, zu der Minute) der Verträge 


über. die Veräußerung von Immobilien, mithin der 
Erbpachts und Erbzind » Verträge, der Kauf⸗, Tauſch⸗ 


w 
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- und Schenfungss Verträge über Immobilien und ' 


der Leibrentens Verträge, durch welche Leibrenten 
gegen Veberlaffung von Immobilien Fonftituire wer⸗ 
den. Es macht bei den Schenfungss Verträgen 
keinen Unterfchted, ob der Tariffag nur ein Prozent, 
oder nach dem Grade der Verwandtfchaft des Bes 
ſchenkten zu dem Schenfgeber, ein höherer Prozent 
ſatz iftz wogegen bei Leißeenten, Verträgen; bei des 
nen die Leibrente durch Weberlaffung. anderer Ges 
fände als Immobilien erfauft wird, der Boruſſia⸗ 
Stempel nicht anzuwenden iſt, obgleich der Tariffag 
auch bei ihnen ein Prozent des Kapitalwerths der | 
Leibrente beträgt. | I A 
Der Gebrauch ded Boruffia, Stempels findet . 
daher nicht Statt: IE 
aa. in den Landestheilen, wo der Prozent Stems 
pel zu der Minute ded Vertrages verwendet 
werden muß, zu deffen etwanigen Ausfertigungen; 
"bb. Äberat zu dein Neben» Eremplaren, beglaubs 
ten Abfchriften, Dupfifaten; 


* 


b. zu dem Akten⸗Exemplar des Adjudikationg s Befchels 


3) 


des in Suöhaflationds Prozeffen, bei ben der Sub⸗ 
haftationd s Ordnung vom 1. Auguſt 1822 gemäß 
eingeleiteten Subhaffätionen aber zu. dem Lizitations⸗ 
Protokoll, in welchem der Zufchlag ertheilt iſt. 
Fuͤr die den Intereffenten zu ertheilenden Ausfer⸗ 
tigungen der Adjudifationd s Befchelde und Lizitations⸗ 
Protokolle ift, da zu ihnen überall nicht der Prozent⸗ 
Stewpel, Sondern der gewöhnliche. Ausfertigungs⸗ 
Stempel zu verwenden iſt, das gewoͤhnliche Stempel⸗ 


‚papier beſtiumt. | 
Das mit. der Inſchrift: „Prozeß, Stempel“ verfehene 


Stempelpapier ift ganz allein für gerichtliche Prozeſſe, 


wit Uusnahme ‚der Subhafiations ⸗Projeſſe Seflimmt, 


und zwar: un En 
a—. bei den. Prozeſſen, ‚welche durch Erkenntniß been⸗ 


digt worden, für das Akten⸗Exemplar des ‚Erkennt 
niſſes, | a x 
— 2 
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b, bei — welche ohne Erkenntniß durch Ver⸗ 
gieich oder Entſagung beendet. werden, für den 

Stempelbogen, wodurch der für die flattgefundenen 

Verhandlungen nachliquidirte Stempelbetrag zu den 

‚Akten Faffire wird. 
Zu Ansfertigungen , beglaubten Abfchriften, im 

Laufe eined Prozeſſes oder Krebditverfahrens vor- 

kommenden Duittungs- Stempeln u. f. w. darf du 
her das mit der Inſchrift „Prozeß - Stempel“ ver: 
fehene Stempelpapier nicht angewendet werden. 
4) Das mit dem Helm + Stempel verfehene Stempelpapier 
muß zu allen flempelpflichtigen Verhandlungen verwen: 
det werden, für welche nicht im Vorſtehenden der Ge 
brauch einer andern Gattung des Stempelpapierd als, 
drüclich angeordnet if. 

Diefe Befiimmungen find durch die Amtsblaͤtter be 
Fannt zu machen, und es ift in allen Fällen, wo nit 
darnach verfahren worden, unnachfichtlich die Anwendung 
der in dem $. 35. des Stempelgefeges angedrohten Strafe 
zu veranlaflen, wonach * die FERNE anzu⸗ 

weiſen ſind. 
Berlin, den 29. April 1826. 
Der Finanz⸗Miniſter. 
v. Motz. 





30. 
Publikandum der Koͤnigl. Provinzial⸗Steuer ⸗Direktion 
in Danzig, ber Gebrauch des Stempelpapiers bei 
Kontraften betreffend. 


———— 


Nachftehende Beflimung des — General Di 
tord der Steuern vom 23. Mai c. 


„Bei Kontrakts Stempeln darf das Neferviren der Stem⸗ 
pel unbedingt niemals ſtatt finden, da die Kantate 


— 
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nicht eher audgefertige werden därfen, bis der tarifmäs- 

Bige Stempel dazu verwender werden Fann“ — 
bringe ich hiermit zur allgemeinen Kenntniß. 

Danzig, den 8. Juni 1826. 

Der Provinzial» Steuer» Direktor von Weſtpreußen. 

Geheime Finanz⸗Rath. | 

J Mauve. 





| Bar 
Pabitendum der Provinzial + ⸗Steuer⸗ Direktion zu Sl, 
die) —— der Geſinde⸗Entlaſſungs⸗ | 
| fcheine ee & 


Das Hublleum wird — aufmerkſam — 
sa nach dem Tarif zum Stempelgefege vom 7. März 
1822. bie. Gefinde » Entlaffungs » Scheine und zwar für alles 
Geſinde ohne Unterfchied, dem Stempel von 5 Sgr. un⸗ 
tertorfen find. 

- . Unter : Geſinde ⸗Entlaſſungs  Scheinen ſind in den 
Rheinprobinzen wo die Preußiſche Geſinde⸗Ordnung keine 
geſetzliche Kraft hat, diejenigen ſchriftlichen Atteſte zu ver⸗ 
ſtehen, welche dem abziehenden Geſinde von ſeiner Herr⸗ 
ſchaft uͤber die Auffuͤhrung und Gruͤnde der Entlaſſung 
aus geſtellt werden. Zur Bequemlichkeit des Publikums 
find ſaͤmmtliche Stempel⸗Debitſtellen meines Verwaltungs⸗ 
Bezirks mit gedruckten Formularen zu dieſen Atteſten ver⸗ 
ſehen worden, deren Gebrauch daher als beſonders zweck⸗ 
maͤßig empfohlen wird. 

Coͤlln, den 13. April 1826. _ 
Der Geheime Ober⸗Finanztath und Provinzialſteuer⸗ 


Direktor. 
v. Schuͤtz. 


a2 

a re ae 
Publikandum der-Khnigl. Regierung zu — wegen 
der Stempel zu. Geſuchen, “welche den, Eintritt in den 


ea, und den Austritt aus demſelben 
betreffen. 


— ⸗ 


Die Koͤnigl. Miniſterien des en und der Finan⸗ 
zen haben auf. befondere Veranlaffung die Frage: 
ob in Gemäßdeit ded Stempel: Gefeged vom 7. März 
822 die Gefuche, welche fich auf ben. Eintritt in den 
Ktriegsdienſt beziehen, überhaupt ſtempelfrei fein Dürfen? 
mittelſt Reſcripts vom 8. September. v. 9. dahin ent- 
| ſchieden: 
daß, obgleich dieſer Geſuche in dem Smpet, Ser $. 
3. Litt, e. nicht ſpeziell gedacht worden, foiche Ki 
wohl nach eimem Beſchluſſe des Könige. Staats‘ 
fierii, mie Ruͤckſicht anf die allgemeine Faſſung des ge 
dachten Paragraphs nur in Folge der ‚biöherigen Praris, 
als fiempelfrei betrachtee werden follen. 

Dagegen ſteht mach einem andermweiten Nefeript der 
gedachten - beiden Koͤnigl. Miniſterien vom 23. September 
1825 die nachgelaffene Stempelfreifeit den’ Gefuchen und 
Verhandlungen wegen des Austritts aus dem Militair⸗ 
dienſte nicht zu, in ſofern ſich die Verfchonung mit Stem⸗ 
pel⸗ Gebuͤhren mit den Vorſchriften, welche dad Gefetz im 
Allgemeinen bei notorifchen Armen angewahdt wiffen will, 
sicht rechtfertigen läßt. Hiernach haben die Detreffenden 
Behoͤrden in vorkommenden Faͤllen ſich zu achten. 

Oppeln, den 10. April 1826. 
Koͤnigl. Regierung. Zweite Abtheilung. 


rd 2 u d— 
Cheane gſght ver nie, Miciferien des. ae 
und der, Sinanzen, an das Kdnigl. Polizei⸗Praͤſtdium 


in Berlin und ſaͤmmtliche Koͤniglo Regierungen „;-bie 
Feſtſtellung und Einziehung Det. Stempelftrafennar., 
unten Konkurrenz ' der: Koͤnigl. Militair⸗ Behoͤrden 
WYic GE SR betreffend, \ntas® 0 CRD 
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def ö ——⏑ Mi) na WM ei 
DR Rönigf, Polizei⸗Praͤſidium erhaͤlt anktegenb Ab 
thrift, der. don Dem Königl, ‚Rriege-Winiferini unterm 
2. Waͤrz d. J. an ſaͤmmtliche Behörden und Truppen⸗ 
dommandos, wegen: der durch Requiſitien gu veranlaſſen⸗ 
den Feſtſtelung und. Einziehung der Stempel⸗Strafen und 
Einfendung der fehlenden Stempel und der Denuncianten⸗ 
Antheile, erlaſſenen Verfügung: (Anl. #2, .mit der Anwei⸗ 
fung, ſich auf die darnach kuͤnftig eingehenden Auzeigen 
über vorgefallene Stempel Eontrauentionen ‚der. Feſtſetzung 
der. Stempel · Strafe zu unterziehen. - 
3 Berlin „den 30.Maiıne 2Min me 
Miniſterium des, Junern. ...Minifterism der Finanzen. 
“35 2 Schuckmann. ST it: °15)1)2 1 VErBe Er 
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z N . ar, 0 In #7 
— nach dem woͤrtlichen Inhalte des 6. 30. des Stemumn 
pelı Gefeßes. vom 7. Maͤrz 1922 die Stempel, Strafen nur von 
den. Behörden, welche mis richterlicher oder Polizei ⸗· Gewalt vernn 
ſehen find, feſtgeſtellt werden koͤnnen; fo wird nach den mit den 
Koͤnigl. Miniſterien des Innern und der Finanzen gepflogenen 
Verhandlungen, in: Verfolg der Beſſſaumungen des Monats⸗ 
Creulairs No. XX. 6. 1. 4. ‚hiermit · nachtraͤglich beſtimmtc — 
daß ſowohl das Krieges-Miniſterium und deſſen Departe⸗ 
‚ments, als auch die Intendanturen kuͤnftighin nur «gegeis: 
die von ihnen zu Eontrollivenden Verwaltungen und Beam⸗ 
ten, ‚denen etwa bei ihren Dienfigefchäften eine. Nichtbeach⸗ 
tung des Stempel-Geſetzes zur Laſt fällt, die geſetzliche 
Strafe feſtzuſtellen und einzuziehen, und den Betrag nad) 
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Abzug des Denunclanten » Antheils auf Grund der hierüber 
nad $. 30. und 32, ..zu führenden Lifte, an bie, betreffende 
Regierung oder Steuer Behörde zu entrichten. haben, das 
gegen wegen aller Stempel, Contraventionen, welche nicht in 
die gedachte Kategorie gehören, insbefondere alfo gegen Pris 
vat⸗Perſonen (fie mögen zum Civil, oder Militalrs Stande 
gehören) gehalten find, .Inon. einem jeden ſolchen Stempel 
Straf; Falle eine beglaubigte Abſchrift des Documents, os 
bei ein Stempel fehlt, oder mangelhaft ift, der Regierung, 
zu welcher die Sache gehöre (für Berlin dem ‚Polizei » Prös 
ndlum hleſelbſt) zur Feſtſetzung und Elnzlehung der Stem⸗ 
pel⸗Strafe vorzulegen, und von dieſen Behoͤrden den fehlenden 
"Stempels Betrag zur Nachbringung zu dein Originals Dochs 
mente, als wofuͤr gedachte Behörden insbefondere dann ver⸗ 
antwortlich ſind, ſo vote den Denunclanten » Ancheil einpuplehen, 
MITTE es irgend moͤglich iſt, muͤſſen die Inten danturen 
ſchon der Kuͤrze wegen, den Reglerungen ꝛtc. ıc. das Origlnal⸗ 
Docimment vorlegen/ und daſſelbe zur weiteren Verrechnung mit 
dem geſetzlichen Stempel aufs Baldigſte zuruͤckfordern. 

Das Kriegs; Miniftertum und deſſen Depattements meh 
den ſolche Stempel, Straffälle den Intendanturen reſſortmaͤßlg 
und für. Allgemeine Sachen kommiſſariſch zufertigen, um das 
ABeltere wegen Fefftellung der Strafe und Beibringung des 
geſetzllchen Stempele mit der betreffenden Regierung zu verhandeln, 

Dei eingehenden ftempelpflichtigen, wicht auf dem tarifs 
mäßigen Stempel abgefaßten. Gefuchen und Bittſchriften, wor 
auf nach 6. 23. des Stempel:Gefekes die ordentliche Strafe 
nicht eingezogen, fonderir dies Verſehen nur dadurch geahndet 
werden ‘fol, daß der: tarifmäßige Stenipel des Beſcheldes auf 
ein ſolches Gefuh um 15 far. erhöhet wird, wird Seitens ber 
Militalr/ Verwaltungs» Behörden und der Truppen, Komman⸗ 
dos, ohne Ruͤckſicht, ob der Eontravenient vom Milltalr ‚oder‘ 
Cwil iſt, nach- der qui gefeglichen Beſtimmung zu verfahren 
fein, da eine Ausnahme hlerunter auch in Anfehung der Chbil⸗ 
——— nicht motivirt erfcheint. 

Berlin, den 22. Maͤrz 1826. 

Kriegs⸗Miniſterium. 
v. Hake. 
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| 3 J— | 
Publifandum der gönige Regierung zu Trier, das An⸗ 
— ea Königl. Unterfdefterftellen durch 
| aim. ‚hen Jaͤger⸗Corho betreffend. r 
— . Pi tchuip: 
es iR öfters der Fall vorgekommen, baß — um 
Ertheilung einer Forſtverſorgung nachgeſucht haben, welche 
ihrer Militair⸗Dienſtpflicht zum Theil bei den Schuͤtzen, 
zum Theil bei der Artillerie, zum Theil als Freiwillige auf 
Einjaͤhrige Dienſtzeit bei der Infanterie ‚genügt haben. 
Nachdem dieſen ‚dann eröffnet. wurde, daß ſie Anſpruͤche 
anf. eine Koͤnigl. Forſtverſorgung auf den Grund: ihrer 
Dienfizeit; nur dann ſich exwerben koͤnnten, wenn fie im 
EprderYäger- Bataillon, oder in einer der Jägers Abthei⸗ 
lungen gedient hätten; wurden fie. genoͤthigt, ihren Eins 
tritt in das Jaͤger⸗Corps nachzuſuchen, und wieder von 
Neuem zu dienen anzufangen. 
Die Veranlaſſung hierzu iſt im, —— die Uns 
befannefchaft der Allerhoͤchſten Beftimmung: - = -- ' 
‚daß ‚nur; diejenigen Jäger ein Anrecht auf König; Uns 
terförfterftellen haben ſollen, welche fich. durch ihre Dienfts 
zeit in dem Gardes Jäger: Bataillon, oder den Jäger 
Abtheilungen, Anfprühe darauf. erworben haben, und 
demnach. von dem Inſpekteur der Jäger und: Schlien 
den Königl. Regierungen zu dieſem Behuf uͤberwieſen 
ſind. 
Um nun fuͤr die Zukunft, eines Theils aͤhnlichen Un⸗ 
annehmlichkeiten fuͤr die Individuen ſelbſt zu begegnen, und 
damit andern Theils dem Jaͤger⸗-Corps nicht Leute entzo⸗ 
gen werden, welche zum Dienſt bei demſelben verpflichtet 
ſind; bringen wir den Inhalt obiger Allerhoͤchſten Verfuͤ⸗ 
gung zur Kenntniß des Forſt- und Jagd-Perſonals, und 
beauftragen namentlich die Koͤnigl. Forſt⸗Beamten, daß 


526 —— 
ſie ar n Jäger: Lehrling — vollſtaͤndig he 
und i 
Jaͤger⸗Lehrbriefs nochmals in Eeinnerung bringen. 
Trier, den 13. Mat 1826. 
— 


IE — 
| Yublifandum der — Regierung zu ——— die 
— der RO, ——— 
DB ‚Königs Hajefär. $, ‚haben mittelſt oanhechga 
| A vom. 6ten v. M. die bisher bei der Be 
grenzung der Staats⸗Waldungen gegen Gemeinde⸗ ober 
Privat⸗ Waldungen in Auwendung gebrachten Beſtimmun⸗ 
gen der franzoͤſiſchen Forſt⸗ Ordnung vorm Fahre 1'569, 
nach welchen die Grenz⸗Nachbaren der Staatswaldun⸗ 
gen ihre Holzungen durch 4 Fuß breite und 5 Fuß 
tiefe, anf ihrem eigenen Grund und Boden ausſchneß⸗ 
lich zu ziehende Graben von den Out Magen ad» 
zuſondern verpflichter "waren, Fi | 
aufzuheben, jedoch zu befiimmen gerubtr 2 
I) daß es bei den, nach dem vorgedachten Valahren 
bereits vorgenommenen Grenzberichtigungen und Hei 
den in Folge derſelben beſtehenden Gremzzgen und 
Beſʒeichnungen verbleiben muß und 
2) daß kuͤnftige Grenz⸗Regulirungen auf KNoſten beider 
Theile (des Staats und des bt ac ‚erfolgen 
ſollen. 
Coblenz, den' 30. m; 1826, 
| Königl. Regierung. 


m ſolches bei Ertheilüng des vorfchriftömäßigen 
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BT Dr ett D Ber BT 32. nr 
Reſcript des Köntgt. Miniferlume d des Samen; an: die 

König." Regierung” Zu Bromberg, die Zahlung bon’ 

5 — für entdeckte ie Bannipttnd betreffend. . AR 


Der Konigi Regierung —* "jur Bere, Auf, 
ähre Unfrage von 22ſten v. M. eröffnet, daß. die, Vera, 
bindficpkeit der Baumfrevler, außer der. ‚Strafe auch die 
Denuncianten beſtimmte Belohnung zu bezahlen⸗ ar 
ſetzlich nicht zu begruͤnden iſt. 
In ſofern alſo hierauf von den. Gerichten. nicht ad; 
Ä bräflich, erkannt‘ ‚werden ſollte, iſt bie Prämie jedesmal. 
auf den 'öffenchichen Fonds anzuweiſen. 
Berlin, den 22.Mai 1826. , 
Minifterium ded Innern. ic Useeilung 
| a Köhler. 


ir sah 
a — 
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Publkandum der Konigl. Regierung zu Warlenwerder, 
die Vollziehung der Forſt⸗Strafarbeiten betreffend. 





In Folge der hier vorgelegten Anfragen einiger Bes 
hoͤrden, weiſen wir hierdurch ſaͤmmtliche Landraths⸗ Do⸗ 
mainen⸗ und Intendantur⸗Aemter, fo wie die betreffen⸗ 
den Magiſtraͤte an, in allen denen Faͤllen, wo in Stelle 
der Geldſtrafen, fuͤr begangene Forſtverbrechen und na⸗ 
mentlich des Holz⸗Diebſtahls, wegen Unvermoͤgens der 
Defraudanten auf Forſt⸗Straf⸗Arbeit erkannt worden iſt, 
bet. der Anweiſung zur Geſtellung dieſer Straf⸗Arbeiten 
dieſen allemal unbedingt zur Pflicht zu machen, die be⸗ 
ſtimmte Forſtarbeit, ſelbſt in Perſon abzuleiſten. Eine 
Stellvertretung durch Geſinde oder gemiethete Tageloͤhner, 
iſt dem Zweck der Strafe entgegen, und geſetzlich ganz 
unzulaͤßig. Die Koͤnigl. Forſt⸗Beamten werden daher 
verpflichtet, dergleichen Stellvertreter nicht nur niemals zur 


Forft- Straf Arbeit anzunehmen, ſondern bei beharrlicher 
Weigerung zur perfönlichen: Geftelung nicht nur den he⸗ 
treffenden Lokal: Behörden, fondern erforderlichen Falls 
auch uns direkte Anzeige zu machen, damit, abhulfliche 
Maaßregeln ergriffen werden koͤnnen. 

In ſolchen Faͤllen dagegen, mo die StrafAtdei 
wegen koͤrperlicher Schwaͤche, hohen Alters, oder anderer 
unabwendbaren Hinderniſſe, von dein Defrandanten nicht 


in Perfon ausgeführt werden kann, find die erforderlichen 


Anträge entweder auf Umwandlung der Arbeit in Ger 


fängniß : Strafe, oder ‚wegen einer ‚perfönlichen Subſtitu— 
tton bei und zu machen, niemals aber darf. von Seiten 
der Unter» Behörden eine. ſolche Abänderung — 


getroffen werden. | 
Marienmwerder, den 3. April 1826. un 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. — 
D. Dr 
„Pol / Vermaltung. 


38. 


Circulare des Königl. General Poftamtt, an ſämmtliche | 


Königl. Poft-Aemter, den Didtenfag für bie im prak—⸗ 


tiſchen Poftdienfte befchäftigeen Sekretaire betreffend. 


Im Einverfländniffe der Könige, General: Kontrolle 


ift für die, im praktifhen Poſt⸗Dienſte befrhäftigen Se 
kretarien, ohne Unterfchied, 95 fie den Titel Poſt⸗Kommiſ⸗ 
farins, Ober⸗Poſt⸗Sekretair ıc. haben oder nicht, im der 


Nückficht, daß fie ſaͤmmtlich nur eine und diefelbe Dienfls 


Kategorie bilden, der Diätenfag allgemein auf 1% Rthlr. 
tägtich feftgefegt worden, welches den Poſt⸗Aemtern, mit 
Bezug auf die Eirculars Verfügung No, 69. vom 11. Des 
‚ eember 1825 nachrichtlich Hierdurch bekannt gemacht: wird, 
Frankfurt a, M., den 15. Mai 1826. 
Der Generals Voftmeifter. 
Nagler. 
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39. 


Circulare des Koͤnigl. General: Poftamts an ſaͤmmtliche 
— bie Verwaltung des ER 


Kaffens Fonds betreffend. 





Die veränderten Hefoldungs und Etats⸗Verhaͤlt⸗ 
niffe der Poft- Verwaltung, machen eine neue Negufirung 
der Grundfäge :über die — des Poſt⸗ Armen⸗ 
Kaſſen⸗Fonds noͤthig. 

Es wird daher hiermit ßolzeudes beſtimmt: 

I. 
Sn welcher Art Anſpruͤche auf Penfion und — 
Statt finden: 
Bel Poſtilllons. 
| Der Pofks Armen Kaffen Fonds ift verfafungsmägig 
hauptſaͤchlich für invalide Poftillions beſtimmt. Eigentliche 
Penfionen Eönnen daher - diefen zu Theil werden, _ 


Dei Poſt⸗ — 


Fur Poſt⸗ Unterbediente koͤnnen nur dann Unterſtüt⸗ 


zungen, jedoch keine Penſionen bewilligt werden, wenn 
ſolche zur Poſt⸗Armen-⸗Kaſſe Beiträge geleiſtet haben. 


3 
Bei Poſt⸗Expediteurs, Briefſammlern ꝛc. 
| VPoſt⸗Expediteure, Briefſammler ꝛc., welche auf Kuͤn⸗ 
digung angeſtellt geweſen ſind, und Poſt⸗Beamte, deren 
Einkommen unter 50 Rthlr. betragen hat, koͤnnen nur mit 
Unterſtuͤtzungen im ſoweit beruͤckſichtigt werden, als der 


Fonds, welcher durch die von denſelben einkommenden Bei⸗ 


traͤge ſeparat gebildet wird, ausreicht. 
Aus kontraktlichen Verpflichtungen kann Eein Pen 
fiong »Anfpruc hergeleitet iverden. 


4. 
F Bei Poſthaltern. 
Poſthalter koͤnnen daher nur dann beruckſichtigt wer⸗ 
den, wenn fie zugleich Poſtillions⸗Dienſte verrichtet haben. 


⸗ 


* 


1: 


Bei De, Fußboten. 

Fuͤr Fußboten ſind verhaͤltnißmaͤßige EURER 
nur zuläßig, wenn nach. Erfüllung bes. Haupt» Bwerfes 
(ad 1) der Fonds. der Poſt⸗Armen⸗Kaſſe hierzu noch 
ausreiht. 

er 6. F 
Bedingung des Anfpruche, 
Berückfichtigung kann überhaupt nur ——— "wenn 
die Individuen 
ı) vorwurfsfrei gedient Haben, 
2) ermweislich ganz unbemittelt, und 
3) unfähig find, ihren nothduͤrftigſten Erwerb fich ſelbſt 
zuu verſchaffen. 

Die Poſt-Aemter muͤſſen daher, bevor ſie Antraͤge 
auf Penſions⸗ Verleihungen, aus dem Poſt⸗ Armen⸗Fonds, 
formiren, ſorgfaͤltig pruͤfen: | 

ob das betreffende Subjekt ſich überhaupt zu einer fol- 
chen Unterſtuͤhung eignet und obige Erforderniffe vors 
handen find. 

Die Penfiond > Anfprüche der Poſtillions werden in 
der, naͤchſtens zu emanirenden Poſtillions/ Een, näher 
feſtgeſtellt werden. | 

Witt wen. 

Wittwen der Poſt⸗Unterbedienten und Poſtiliions ha⸗ 
ben nach dem beſtehenden allgemeinen Verwaltungs⸗Grund⸗ 
fage gleich allen übrigen Wittwen der Beamten, gar kei⸗ 
nen Anfpruch auf Penſion aus Staats» Kaffen, und koͤn⸗ 
nen mithin auch. aus der Poſt⸗Armen⸗Kaſſe Leine Pens 
fion erhalten. Es wird ihnen jedoch, wenn der disponi⸗ 
ble Fonds der ıc. Kaffe es geflattet, und ihre Huͤlfsbe⸗ 
en: erwiefen ift, auf biesfäige Anträge der Poſt⸗ 

enter 

eine mäßige Unterflägung zu den Winters Bebürfniffen 
oder zur Eiziehung der Kinder von. Zeit zu verabs 
veicht. werden. _ u 


351 | 
8. 
Form des Antrages. 


vei jedem ‚nach obigen Grundſaͤtzen ad -i bls 5. zu⸗ 
laͤßigen Antrage, ſind die Poſt⸗Aemter — folgende 
: Puntte in den betreffenden Berichten zu erörtern: 
a) dad Alter, | 
b) die-Dienfigeit, 
ce). die Aufführung, 

d) den Sefundpeftäguffand; Cpmariik, nie zur 
Arbeit.). En 
e) die Familien⸗ Verhaͤltniſſe (06 die Supplikanten ver⸗ 

heirathet find, Kinder oder ſonſtige Verwandte has 
ben, von welchen fie Unterftügung gemärtigen Fon; 
nen) und 
f) die Vermögens Umſtaͤnde. 
% 
| Belzufügenbe Beweiſe. | 
Ueber die Punkte a, b, c, d und f, müffen der — 
ſchein, — die vorhandenen Atteſte der Brodherrn, — die 
Entlaſſungsſcheine, — das Atteſt eines approbirten sinn 
und Atteſte der Orts⸗Behoͤrden, — beigelegt — 
J 10. 
Bei Anträgen für Wittwen find: die Bunte e und 
f, — und in. Beziehung auf den: verfiorbenen: Garten: — 
die Punkte a, b, c zu erörtern und wen je 
ſtifiziren. GL. 299 | 
— — 


Unträge, welchen Biefe -Erfocbernifle m; muͤſſen 

nberächficheigt bleiben, und werben ven —— 

ohne: Reſolution remittirt werden. 

| — aM, den 5. Mai 1826. FE BEN VER 

u Der —— — Fe 4 
3 Nagten 
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Circulare des Koͤnigl. General⸗Poſtamts an ſaͤmmtliche 
Poſt⸗ Anſtalten, das ſteueramtliche Verfahren mit den 
3. vom Ausolande eingehenden Paketen betreffend. 





Es iſt von mehreren Poſt⸗/Aemtern angezeigt worden: 
1. daß die Ötenerämter fich weigerten, bei dem Ein 
gange fahrender Poſten, Steuerbeamte nach dem 
Moftdaufe zu fenden, um die vom Auslande einge- 
sangenen Packete in Empfang zu nehmen, und daß 
dieſes geſchehen in den Charten zu befcheinigen, viel- 
mehr verlangten, daß diefe und. die. Packete felbft 
von den Pofts Beamten nach dem Öteuer Lokale 
gefchaffe werden müßten; 

2. daß andere Steuers Uemter, wenn fie felbft die aus 
dem Auslande eingehenden Packete, nach dem Steuer: 
Lokale beförderten, dafür von den Adreſſaten Trans⸗ 
ports-Koften einzoͤgen. 

Beiderlei Zumuthungen ſind den gefeglichen Beflims 
mungen geradezu. entgegen, und das General⸗Poſt⸗Amt 
bat deshalb im Allgemeinen. bei der König: General⸗ 
Steuer Direktion Beſchwerde geführt, und von diefer Bes 
hoͤrde jetzt die Benachrichtigung erhalten, "daß den Pro; 
-. Sinzial »Stener : Direktoren : aufgetragen worden fei ‚ bie 
Steuer= Beamten zu bedeuten: 

„daß das Abholen vom. Poft-Amte der vom Auslande 

eingegangenen Päckereien: ‚von den Steuer⸗Behoͤrden 

geſchehen 'müffe, und dafür. den Adreffaten Feine Noſten 
auferlegt ‚werben dürften, .inden ‚dergleichen, "wenn fie 
vorfommen folten, auf bie Steuer; Fonds anzuweiſen 
wären, auch daß die Einſicht der PoftsCharten, und die 
darin niederzufchreibende Befcheinigung über den Ems 

— Poſt⸗Guͤter, auf dem Poſt⸗Amte gefchehen 

muͤſſe. 
Indem dieſes dem Poft-Amte hiermit bekannt gemacht 
wird, erhält daffelbe zugleich die Anmweifung, auf Ausfuͤh⸗ 
| rung jener Verorduuos der Koͤnigl. General⸗Steuer⸗Di⸗ 
rektion 


⸗ 


rektlon ſtrenge zu halten, und etwanige Entgegenhandlun⸗ 
gen des Steuer⸗-Amts hier anzuzeigen, auch die Korreſpon⸗ 
denten von dieſer Anordnung, und daß ſie fuͤr den Trauſport 
der Packete vom Poſt⸗Amte nach dem Steuer⸗Amte, keine 
Koſten zu erlegen haben, auf angewmeſſene Weiſe zu be⸗ 
nachrichtigen. 

Wenn aber bei dieſer "Gelegenheit zugleich von der 


Koͤnigl. General s Steuer » Direktion Beſchwerde „geführt: 


worden iſt, Daß von mehreren Poſt-⸗Anſtalten, den Steuers 
- Beamten bei ſteueramtlicher Behandlung der Poftgäter 
Hinderniffe in den Weg gelegt, auch fuͤr Veberlaffung des 
dazu erforderlichen Raums theils unbegruͤndete, theils 
uͤbertriebene Forderungen gemacht würden, fo wird dem 
Poſt⸗Amte, fo weit ed von diefer Beſchwerde getroffen 
wird, ein fo unangemeſſenes Benehmen ernſtlich unterſagt, 
und dagegen erwartet, daß daſſelbe die fteneramtliche Yes 
handlung ſtets möglichft erleichtern, und den Steuer» Be 
amten diejenige Bereitwilligkeit bei jeder Gelegenheit be⸗ 

weifen werde, die dad gemeinfame Königl. Poſt⸗ und 
| Steuer » Interefle unbedingt erfordert. 

Sollte diefer wiederholt erlaffenen Aufforderung un⸗ 
geachtet, irgend. eine begründete Beſchwerde Seitens der 
Steuer: Behörden veranlaßt werden, fo werden jedenfalls 
firenge Maaßregeln ergriffen werden. 

Für die untergeordneten Poſt⸗Anſtalten erhält das 
Poſt⸗ „Amt hierneben — Exemplare dieſer Verfügung. 

Berlin, den 18. Mai 1826. 


Ä General: Pofl- Amt. 
In Abweſen heit des General⸗Poſtmeiſters. 


wiſen Balthorn. ulxici Shmädert. Naumann. | 
Setbel, — Saitter. 


„* 
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Circulare des Koͤnigl. General: Poftamts, an ſaͤmmt⸗ 

* Poft-Anftalten, die Portofreiheit und reſp. Por⸗ 

—topflichtigkeit der Korreſpondenz ſaͤmmtlicher Maͤ⸗ 
giſtraͤte betreffend. | 


Dem Boft- Amte wird in der Anlage eine von des 

Herrn Geheimen Staats- Minifterd von Schuckmann 
Excellenz, wegen „der Porto- Freiheit und refp. Portopflich 
‚ „sgfett ber Korrefpondenz ſaͤmmtlicher Magifträte in Kaͤm⸗ 
"meret« und KommunalsAngelegenheiteit, mit Einſchluß der 
‚ Rämmereis Rechnungen. an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Ober⸗Praͤ⸗ 
fidien erlaſſene Verfügung wem 31. März d. I. *), mit 
der Anweiſung zugefertige: ſich bis auf weitere allgemeine 
Beſtimmungen nad) den darin ausgeſprochenen, auf Wer: 
< einigung. ' beruhenden “ Grundfägen bei Denrtheilung _ der 
richtigen Anwendung der portofreien Rubrik in Kaͤmmerei⸗ 
und Kommunal⸗ Angelegenheiten zu richten, und in dens 
jenigen Faͤllen, wo die Portofreiheit zweifelhaft erſcheint, 
zur weiteren Entſcheidung Anzeige zu machen. 
Die zur Inſtruktion der untergeordneten Poſt⸗ Anftäls 
"ten erforderlichen Eremplare dieſes Circulare erfolgen hierbei. 
Srankfurt a. M., den, 3. Mat 18326. { 

Der —— | 

, , Ragle r. 





1 


42. 

| Girculare des Koͤnigl. Generals Poflamts, an fammtliche 

Poſt⸗Anſtalten, Portotare für die unter Kreuzband mit 
ber Poſt zu verfendenden Druckſachen betreffend. 

Um zur Herſtellung eines gleichfoͤrmigen Verfahrens 

bei der Behandlung der Druckſachen, welche unter Kreuz⸗ 

band mit der Poſt verfande werden, an ihrem Theile ſoviel 


*) Schom abgedruckt Im ıften Hefte, ©. 54. 
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möglich mitzuwirken, hat die Fuͤrſtlich Thurn⸗ und Fark 
{he General: Poft» Direktion. fich entfchloffen, für Sen⸗ 
dungen von Drac, Sachen unter Krenzband in den Ders 
Bindungen der Koͤnigl. Preußiſchen mit den Fürſtlich Thurn⸗ 
und Taxiſchen Poſten dieſelben Grundſaͤtze und Beſtimmun⸗ 
gen aywenden zu laſſen, welche dad Regulativ über die 
Preußiſche Porto⸗Taxe in den $: 14;, 15: umd 16; ents 
Hält, ;jedoch unter. der Modifikation, daß die geringſte Ver⸗ 
guͤtuns jedenſalls nicht weniger als 4 gGr. betragen darf. 
Wenn demnach die dem gedachten Fuͤrſtlichen Pofen 
zu vergätende Taxe des einfachen Vriefes beträgt: - un 
ter und bis 1 gGr. inclij fo’ beträgt die Vergütung Mi 
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Bei ſchwereren eitsühhl m ee; die das 
Gewicht von 3 Lorh überfleigen, kommt diefelbe Progreffion 
des Gewichts und der Tare, wie bei Briefen, jedoch nach 
dem moderirten, Sage in Anwendung. 

Sch Habe hierzu meine Zuftimmung gegeben ; und 
weiſe fämmtliche Por: Anakt a, ſich auf das genauſte 
danach zu achten. 
— —* den 28. —* 1826. 
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we 43. — * 
Circulare des Koͤnigl. General⸗Poſtamts, an ſaͤmmtliche 
Koͤnigl. Poft-Anftalten, daß für Sendungen in Pa 
‚piergeld Feine Porto⸗Reſtitutionen ſtatt finden, 
Zur Vorbeugung möglicher Mißverſtaͤndniſſe wird dem 
Poſt⸗Amte mit Bezug auf die. Circulars Verfügung: No, 
a1. vom 26. März c,, —. die Porto » Neftituttonen für 
Sendungen in Silbergeld betreffend, — hierdurch bemerk- 
lich gemacht: daß die Neftitutionen, den Allerhoͤchſten Ab⸗ 
ſichten gemäß, nur für Sendungen in Metallgeld bewil⸗ 
ligt werden können, Feinesweges alfo auf Sendungen in 
Papiergeld auszudehnen ſtehen, da bei letzteren ſchon eine 
- Ermäßigung von 5o pro Cent. gegen Metallgeld eintritt. 
Etwanige Anträge Seitens der Korreſpondenten, auf Por- 
10: Reftitutiond> Bewilligungen für Sendungen in Papier 
geld, find ‚daher auf ben Grund. diefer Beſtimmung, als 
unſtatthaft zurückzumeifen. s . | 
Stonffurt a, M., den 21. Juni 18256. 
* ‚Der. Generals Poſtmeiſte. 
ne Basler. 
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| Be Mr TER 7. PETE 17, 
Berorbnung des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, die 
Anwendung der Davy'ſchen Sicherheits⸗Lampen in den 
Steinkohlenwerken des Rheiniſchen Haupt⸗Berg⸗Diſtrikts 
beltlreffend, und Anweiſung zur Behandlung dieſer 

Lampen. | _- 


⸗ 


Die in neueren Zeiten mehreremale vorgekommenen 
Ungluͤcksfaͤlle auf den Gruben im Duͤrener Berg⸗Amts⸗ 


/ 


- 
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iſtrikte, veranlaßt durch die ſchlagenden Wetter, machen 
nöthig, die Davy'ſchen Sicherheits Lampen allgemeiner 
ızuführen, und auf ihre Anwendung mit größerer Strenge 
‚ beftehen, als es bisher der Fall geweſen iſt. 

Sch Habe den, vom Koͤnigl. Ober⸗Berg⸗Amt un⸗ 
rm 3ten d. M. eingereichten, Entwurf zu einer durch 
ie Amtsblaͤtter bekannt zu mächenden Verordnung über 
ie Anwendung der Sicherheitds fampen, fo wie auch die 
Inmweifung zum Gebrauch und zur Behandlung berfelben, 
rüfen Iaffen und zwecmäßig befunden. Das Koͤnigl. 
IhersBerg- Amt wird daher Hierdurch nicht allein ers 
nächtigt, fondern ausdruͤcklich angemwiefen, jene Verord⸗ 
mng fofort zu publiziren, und demmächft durch die Berg 
Aemter auf die Befolgung des Publitandi mit Strenge 
vachen zu laſſen. 

Berlin, den 30. Maͤrz 1826. 

Der Miniſter des Innern. 
v . Schuckmann. 


An 
das Königl. Ober⸗Bergamt zu Bonn. 


4. 
Verordnung. 

Das unterzeichnete Könige. Ober⸗Bergamt Kat unter 
dem 19. Januar ıg18 eine Verordnung über die Anwendung 
der Davy’ihen Sicherheits: Lampen anf den Steinkohlens Berg, 
werfen des Bergs Amts VBezieks Düren durch die Amtsblätter 
der Königl. Reglerungen zu Aachen und Köln befanne machen 
laffen. Seitdem Haben fi aber in dem genannten Berg⸗ 
Aunts » Bezirke aus mangelnder Worficht bei: fhlagenden Wets 
tern noch Häufig Ungluͤcksfaͤlle ereignet, während von der andern 
Seite auch die ſchuͤtzenden Eigenſchaften der Sicherheits Lampe 
und die bei deren Gebrauch anzumendenden Vorfihtsinaaßregeln 
im Laufe diefer Zeit näher feftgeftellt worden find, fo daß es 
nad den vielfeitigen neuern Erfahrungen nicht mehr genuͤgend 
erfheint, die in jener Verordnung enthaltenen, zum Theil noch 
nicht allgemein beobachteten, Beſtimmungen den dabei Bethei—⸗ 
ligten blog une einzufchärfen, ſondern RU dringend 
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nothwendig geworden If, jener Verordnung eine größere Aus— 
fuͤhrung und, In manchen Punkten mehr. Beſtimmtheit zu er⸗ 
theilen. Das. unterzeichnete. Ober Bergamt erläße daher Hier 
wit nachſtehende nähere Feſtſetzungen, für alle Steinkohlen— 
merke feines Diſtrikts, indem es zunleih die Königl, Berg 
Aemter zu Düren und Saarbruͤcken aufs ftrengfte verpflichtet, 
auf deren Ausführungen mach ihrem ganzen Jnhalte genau zu 
wachen und wachen zu laſſen. | 
Art. 1. Jedes Steinkohlen » Bergwert muß wenigftens fo 
viel Davy'ſche Sicherheits Lampen von einer durch das betrefs 
‚fende Königl.: Berge Amt als zweckmaͤßlg anerkannter Kons 
ſtruktion befigen, als das Fünftel der durchfchnittlichen Beleg 
ſchaft des Werks beträgt, in ſoſern nicht wegen beſonderer Ver⸗ 
haͤltniſſe eine Ausnahme ruͤckſichtllch dieſer Anzahl von dem 
Koͤnigl Ober, Bergamt ausdruͤcklich als zuläßig anerkannt wird. 
Art. 2. Dem Köntgl. Berg⸗Amte blelbt es uͤberlaſſen, bel 
folhen Werken, wo fchlagende Wetter häufig vorkommen, und 
wo die Arbeit ganz oder. theilmweife nur bei folhen Lampen 
verrichter werden Fann, die Zahl-derfelben zu beftimmen, welch 
noch über jenes Minimum angefchaffe werden muß. 
Att. 3. Drei Monate nach der Bekanntmachung diefer 
Verordnung muͤſſen die Lampen ſowohl in der vorgefihriebenen 
Anzahl, als auch von gehörig fchügender Konftruftion ange 
ſchafft ‚fein, und werden alsdann die Königl. Neviers Beamten 
eine genaue Reviſion berfelben, fowohl Hinfichtlich der Duantität 
als: der, Qualität, vernehmen, ‚auch diefe von Zeit zu Zelt und 
wenigſtens einmal vierteljährig wiederholen, und ihre Bemer⸗ 
‚Eungen. darüber, in die betreffenden Zechenbuͤcher einfchreiben, 
Art. 4. Keine Arbeit auf. irgend einer Steinkohlengtube 
‚darf. mit. der gewöhnlichen Lampe befahren. werden, bis fie durch 
Unterſuchung mit der. Sicherheits: Lampe als völlig gefahrlee 
befunden. iſt. ‚Vet, diefen Unterſuchungen iſt beſonders Die 
Flrſte zu beobachten, auch verdienen in diefer Beziehung 
‚befondere Aufmerkfamfeit Pfeilerabbaue, Reparaturen und Unten 
ſuchungen .unbelegter Strecken, Vorrichtungen der Ueberhaue x. 
Der Steiger hat zu dieſem Behuf vorerſt angezündele 
Slcherheits/ Lampen unter dem Schachte an die Unterſtelger 
oder an den zuverlaͤßigſten Bergmann einer jeden Kamerad 
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ſchaft ertheilen, dieſe erfahrnen Bergleute vorauszuſchlcken und 


u 


von Ihnen jeden fahrbaren Ort oder Bau unterſuchen zu Taffen: 
Sied die Arbeit vom fehlagenden Wettern frei befinden, - fo 
kommt der Vorfahrer zurück, und holt feine Kameraden‘ findet 
er aber fehlagende Wetter, fo muß er dieß dem Steiger an⸗ 
zeigen, deſſen Ermeflen, nad) genauer Prüfung der Uniftände, 
es überlaffen bleibt, ob er es rathſam und nothwendig hält, die 
Mannſchaft hinfahren oder die Arbeit ruhen zu laflen. Wo 
erhebliche Gefahr drohet, hat derſelbe ſoſort dein Gruben, Di 
reftor Anzeige zu machen, bevor dergleichen Arbeiten belegt mers / 
den, und deffen Beſtimmungen abzumarten, Haͤlt der Gruben, 
Direktor die Sache auch bedenklich, fo darf die Arbeit, ohne 


vorherige Benachrichtigung des” Koͤnlgl. Revier sBeamten, ‚von 
diefem vorgenommene Unterfuhung und erthellte Genehmigung, 
nicht fortgefegt werden. tee 
Art. 5  Wern mehrere Arbeiter zufammen hei Sicher, 
heits / Lampen beſchaͤftigt find, ober gar mehrete nahe. bei'eins 
ander liegende" Oerter mit Kütfe derſelben bearbeltet "werden 
müffen, ſo muß ein Unterſteiger ſich in der Nahe aufhulten, 
und die Sampen beſorgen. Bel dieſem Geſchaͤſte mug” die _ 
Lampe überhaupt Immer fo weit von der gefäprlichen "Arbeit 
zuruͤckgebracht werden, bie fie kelne ſchlagenden Wetter, burch 


Farbe und Geſtalt der Flamme, mehr anzeigt, mo alsdann der 
Cylinder abgeſchraubt, "nach Bedurfniß geburſtet, neues‘ Del 
aufgegoffen, und der Docht geputzt werden kann. Der, Unter⸗ 
fteiger muß ftets darauf fehen, daß die Lampen bei der Arbeit 
In ‚einer folchen Höhe md an elner "foldjen "Stelle ’ätt''ble. 
naͤchſten Stempel gehangen werden, d z fie der Gefahr nicht 
ausgeſetzt find, von dem Gezaͤhe des Arbeiters. ober von Hetabs 
fallenden Kohlen oder Geſtein ⸗ Bruchftücken getroffen zu werden, 
Wo folhe, ſchlagende Wetter führende, Derter ‚übereinander 
fiegeh,"mäffen die fe verbindenden Wetterlöcher, fo viel es Ims 
mer die Umſtaͤnde geftatten, mit Fahrten ‚oder Stufen verfehen 
Er , bamit der, Unterfteiger fich diefer zur Abkürzung feiner 
ahrt bedienen koͤnne. er an | 
Art. 6... Im Falle der Wetterwechſel an irgend elnem 
Punkte der Grube, etiva bei veränderter Lufttemperatur, ſchwach 
wird, ſo daß ein augenblicklicher Stillftand oder gar eln ver⸗ 
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kehrter Wetterwechſel eintritt, duͤrfen auh nur Sicherheitss 
Lampen bei den Befahrungen und Arbeiten gebraucht werden. 

Art. 7. Wenn auf vorliegende alte oder neue Baue 
vorgebohrt wird, fo darf dieß nur bei Sicherhelts⸗Lampen ges 
fchehen, im Falle man fich nicht vorher durch unmittelbare Uns 
terfuchung jener Baue hat überzeugen fönnen, daß darin Feine 
Schlagewetter vorhanden find, Der Bohrhäuer muß ſtets 
Pfloͤcke zur Verſchlleßung der Bohrloͤcher bei ſich führen. 

Yet. 8. Sprengarbeit darf niemals beim Vorhanden ſein 
yon. ſchlagenden Wettern getrieben werben. 
| Art. 9. Das Tabackrauchen in der Grube, welches unter 
allen Umſtaͤnden die Wetter verdirbt und unterſagt iſt, wird 
auf das Strengſte bei ſchlagenden Wettern verboten. Arbeiter, 
welche fich diefes erlauben möchten, find zur Stelle abzulegen; 
‚bie, Gewerkſchaften und Grubenvorſteher find für die Ausfühs 
zung dieſer Maaßregel verantwortlich. 
Art. 10. Jederzeit muß für hinlanglich ſtarken und fri⸗ 


und, ‚die auf: die Weiterführung Bezug. habenden Anordnungen 
hinfichtlich der Dispoſi itlon der Baue u. ſ. w., welche das 
Koͤnigl. Berg» Amt und. feine Beamten treffen, müffen in allen 
Punkten zur genaueften Ausführung gebracht werden, um ber 
Gefahr vor Entſtehung und Anſammlung der Schlagewetter 
woguchn vorzubeugen. 
Art. m. Das betreffende ‚Königl. Berg/ Amt hat jede 
Zuwiderhand lung gegen dieſe Verordnung mit Bezug und in 
Gemaͤßheit der Artikel al, 22, 30 und 31 des Bergiwerfss Polis 
zei / Dekrets vom. 3, Januar, 1813 und des X. Titels des allges 
meinen . Bergmwerfs, Gefeges vom ar. April 1810 conftatiren zu 
laffen,. und bie dariiber aufgenommenen Protokolle den Koͤnigl. 
Dber » Profuratoren zur gerichtlichen Verfolgung der ‚Sontrayes 
nienten mitzutheilen. 

Art. 12. Gegenmwärtige Verordnung foll, nebft einer bes 
fondern Anmwelfung zur Behandlung der Sicherheits » Lampen, 
„burch die Amtsblätter der Koͤnigl. Regierungen der Rhelniſchen 
„Provinzen zur Offenkundigkeit gebracht, auch mit letzterer zu⸗ 
ſammen noch beſonders in Form eines Anſchlagezettels in einer 
hinreichenden Anzahl von Exemplaren, zur Mittheilung an die 
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PEN und Gruben, Offtzianten und aum Anſchlage 
auf allen Zechenhaͤuſern, gedruckt werden. 
Bonn, den 3. Maͤrz 1826. 
Koͤnigl. Ober⸗ Bergamt für die ieder · einigen 
Provinzen. 


b. 
Anweiſfung | 
‚zur Behandlung der Davp'fchen Sicherheits, Inmpen. 


Der Gebrauch der Davy'ſchen Sicherheits s Lampen — 
deren Konftruftion nach den neueften Verbefferungen als bekannt 
vorausgefeßt werden kann — erheiſcht mehrfach Sorgfalt, 
fowohl Seitens der Arbeiter, welche fie gebrauchen ‚als der 
DOffizlanten, welche diefelben unter ihrer Auffiht haben, Fok 
gende nähere Bemerkungen in dieſer Beziehung bedürfen daher 
bei der Anwendung diefer Lampen der ernftlichften Berückfichtts 
‚gung, ſowohl Seitens der DOffizianten, als der Arbeiter. 

1. Da der Schuß, den die Sicherheits; Lampe gewährt, 
von dem Drathnetz ⸗Cylinder abhängig iſt, welcher die Flamme 
umgiebt, fo darf der Bergmann ſich in keinem Falle und uns 

ter feinem Vorwande erlauben, die Lampe in ber gefäßrlichen 
Umgebung von Schlagewettern zu Öffnen, den Drathnetz / Cy⸗ 
linder davon zu nehmen oder nur aufzuheben. Jede Sicherheit 
wäre dadurch auf der Stelle verloren ‚ und die Unvorfichtigkeie 
wuͤrde ſich ſelbſt auf die fchrecklichfte Welſe beftrafen. Es iſt 
daher unumgänglich nothwendig, daß man, wie groß auch das 
In die ‚Bergleute ‚gefegte Zutrauen fein mag, befondere Vor⸗ 
fehrungen treffe, damit die Arbeiter die Lampe nicht öffnen können, 

Man bediente fih hierzu felther meiſt des fehr einfachen 
"Mittels eines Vorlegſchloſſes: allein "daffelbe Hat die Unbequems 
Uchkelt, doß der Staub und Schmutz das Schlüffelloch leicht 
verftopft, und dag ein folhes Schloß auch leicht durch ein 
Haͤckchen oder bdergleihen von unvorfihtigen Bergleuten geöffnet 
‚werden. kann. Daher der neuerlich in Frankreich und Belgien 
elngefuͤhrte Verſchluß durch eine Schraube, welche nur vers - 
mittelſt eines, In den Händen des Auffehers befindlichen, Schraus 
benſqluſſels geöffnet werden kann, den Vorzug verdient 
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2. Es iſt zweckmaͤßig, alle. Lampen zu. numeriren und Im 
mer — Arbeiten die nemliche Lampe zu geben. Man wird 
dadurch am leichteſten gewahr, welche Arbeiter am beſten fuͤr ihre 
Lampen ſorgen. Solche Leute muͤſſen dann bei den gefährlichen 
‚Arbeiten vorzüglich beibehalten, die Unachtſamen aber entfernt 
werden. 

3. Die Vertheilung der bares darf — nicht an⸗ 
ders, als nach genauer Beſichtigung und Unterſuchung jeder 
einzelnen und nach erlangter ir von re ‚guten 
Zuftande gefchehen. - 

Ä 4. Der Delbehälter ber — muß A be, * Su | 
fung fo viel Del erhalten, als für die. Dauer der, Schicht er⸗ 
forderlich iſt. Zur Vermehrung der Helligkeit der Lampe und 
vorzüglid um die Nußerzengung und Anfegung. an dem Dratds 
netz⸗ Eylinder möglichft zu, verhindern, iſt die Anwendung von 
£ünftlich - gereinigtem oder. ſolchem Del, welches fich durch einige 
Jahre langes Liegen auf dem Faſſe ſelbſt gereinigt hat, zu 
empfehlen. | 

. 5. Die Arbeiter — ſich huͤten, die Lampe in Stroͤme 
von ſchlagenden Wettern zu bringen, welche aus Kluͤften und 
Bohrloͤchern Heftig ausftrömen,, damit, durch das raſche Ders 
brennen: .des Glaſes im Innern, der Netz Cylinder nicht zu 
ſtark erhitzt werde. Ueberhaupt muß Die „Arbeit, woͤglichſt an 
ſolchen Stellen vermieden werden, wo die Luft in elnem .fo 
hohen Grade explodirbar iſt, Daß die Verbrennung derſelben 
‚m, Innern des Cylinders das Netzgeflechte ſehr ſtark erhitzt 
und gluͤhend macht. Wenn aber unter ſolchen Umſtaͤnden die 
Arbeit gar nicht ausgeſetzt werden kann, fo erſcheint es zweck⸗ 
mäßig, von Zeit zu Zeit den. Eylinder durch einen, in. Waffer 
getraͤnkten, Schwamm oder ‚mit. einen naffen Tuche abzufühlen, 
6. In keinem Falle dürfen die Bergleute derfuchen, die 
Gasſlamme, welche den Cylinder erfüllt, durch) Blaſen auszu⸗ 
loͤſchen. Ströme von ſchlagenden Wettern verbreiten zwar bei 
gehoͤrig conſtruirten Lampen die Exploſi ion nicht außerhalb des 
Netz⸗Cylinders. Leicht koͤnnten aber Draͤthe verbogen und 
einzelne Maſchen des Cylinders etwas vergrößert fein, wodurch 
die Gefahr befonders dann vermehrt werden wuͤrde, wenn der 
Drath rothgluͤhend wäre, und zugleich eine Hart: Luftbewegung 
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Ginzuträter Bei einer ſolchen Merbindung von Umftänden wäre 
es möglich, daß die, Sasflamme im CEylinder nad) Außen vers 
breitet wuͤrde. Daher das Ausloͤſchen der: Gasflamme nur 
entiveder Durch - Bedeckung der: ganzen Lampe mit einem Fut— 
teral von Eiſenblech oder durch Elnfchlagen bderfelben in ein 
naffes Tuch geihehen darf. Ä 


. 7. Der feine Staub, welcher befonders beim Berfhrämen 
umberfliest, verftopft leicht die Maſchen des Drathgeflechtes 
an den Lampen, . Leder Arbeiter muß daher mit einer Buͤrſte 
‚verfeben fein, um, fo oft es erforderlich iſt, den’ Cylinder pugen, 
— ſo der — had gehörige nr wieder verfchnffen zu‘ 
können. 


3 Nach — Sqiqht maſſen die — dem 
Steiger wieder übergeben werden. Sie werden alsdann Ins 
Magazin gebracht; gereinigt und von Neuem unterſucht. 


‚Beim Reinigen werden die Lampen gesffnet, die Eylinder 
zwifhen den Drathſtaͤben herausgenommen,’ und alsdann ges 
pußt. Die -Eylinder werden entweder. in warmen Waſſer, 
worin etwas Potaſche aufgelöft ift, oder durch Ausbrennen über 
einem leichten Flammenfeuer von KHobelfpänen gereinigt. In 
‚dem erften Falle ſpuͤlt man die Eylinder, nachdem man fie. ges 

‚wachen hat, in reinem Waſſer, ..bürftet fie Inmendig und aus 
:wendig: wein, und läßt fie trocknen. In dem zweiten Falle 
dreht man die. Eylinder eine Minute lang über dem Feuer, 
amd wenn fie wieder abgekühlt ‚find,. fo bürftet.man, fie ab. 
Der Steinkohlenftaub, der. dur die. Verbindung it dem Del 
eine gewiſſe Zaͤhlgkeit erhält, verliert dieſe durchs Verbrennen, 
wird zu trockner Kohle oder Aſche, und fällt meiſt ſchon von 
ſelbſt von dem gluͤhenden Drathe. Das Reinigen durch Auss \ 
‘brennen ‚verdient vor dem Waſchen den Vorzug; es greift we⸗ 
niger das Gewebe der Cylinder an, und hinterlaͤßt auf dem 
feinen Drath eine Art von Firniß, welcher die Oxydation vers 
hindert. Man beſichtigt Hierauf genau alle Theile der Lampen, 
und swirft die fhadhaften zur Reparatur aus, 


Wenn die Cylinder von Cifendrath Geflechte eine. Zeitlang, 
ohne gebraucht zu werden, im Magazin verbleiben muͤſſen, jo 


Me z— Ä 
ift es gut, fe durch Beſtreichen init Del vor dem Roſten zu 


ſghuͤtzen. 
Bonn, den 3. Maͤrz 1826. 


Koͤnigl. Ober⸗Bergamt für die Nieder⸗Rheiniſchen 
Provinzen. see: 


Nakional » Induftrie, 
Extract aus ber Allerhbchften Kabinets⸗Ordre, wegen 


* 


der Koſten bei Regulirung der gutsherrlichen und baͤuer⸗ 


lichen Verhaͤltniſſe, der Gemeinheits⸗Theilungen 
on und: Ablöfungen. J 





WUebrigens erwarte Sch im Beziehung auf die von den 
Partheien einzuziehenden Koften die weitern Vorſchlaͤge 
bei Einreichung des revivirten Koſten/Reglements, und 
bin vorläufig nicht nur damit einverfianden, daß mit Auf⸗ 
hebung der im $. 4. des Koften- Neglements vom 20. Juni 
1817 getroffenen Befiimmungen in - folgenden. Faͤllen Ko: 
ftenvorfchäffe von den Partheien eingezogen werden innen: 
a) von den Ertrahenten der Anseinanderfegung, 
b) wegen der Vermeflungen und Bonititungen und zwar 
in din Fällen, wo nach dem Befinden der Kommiſſton 
die Bermeflung und DBonitirung der zum Umfag kom⸗ 
menden Grundſtuͤcke entbehrlich iſt, vom denjenigen, 
‚welche folche dennoch begehren; da aber, wo Ver 
meflungen und Bonitirungen nöthig werden, von 
ſaͤmmtlichen Intereffenten nach Verhaͤltniß ihrer Theil 
nehmunssrechte, | | 
©) bei entfiehenden Streitigkeiten von demjenigen, wel 
cher ein ſtreitiges Recht behauptet, — 
d) von denjenigen, welche dem von dem: Kommiſſarius 
vorgelegten Auseinanderfegungs : Plane oder Ausein⸗ 
anderfegungs , Neceffe widerfprechen und 


” 
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e) nach erfolgter Entfcheidung von denjenigen, iwelche 
die dagegen augelafienen Nechtömittel einlegen ; 
fondern es ift auch in Bezug auf die Koſtenrückſtaͤnde Dein 
Wille, daß folhe von denjenigen, welche des Vermögens 
find, zu zahlen, mit Ernft und Nachdruck beigetrieben wer⸗ 
den, Wogegen im Abficht derjenigen, welche zu ihrer Ers 
leichterung. der Nachficht erweislich bedürfen, dem verfchul- 
beten Koſten-Betrage der noch auflaufende Koſtenantheil 
des Reſtanten zugefeßt, und Seitens der fandräthlichen 
Aemter unter. Genehmigung der General: Kommiffion in 
Beruͤckſichtigung der perfönlichen Verhältniffe des Reſtan⸗ 
ten und der Erheblichfeit der Koften zu dem Werthe des 
Grundſtuͤcks Terminal: Zahlungen von 3 bis 10 Fahren 
bewilligt, auch die hiernach jährlich zu zahlenden Koften- 
Beträge in den zur Erhebung der Grundfteuern beftehen- 


den Terminen in gleichen Iheil-Beträgen durch die Steuer- 


Aemter mit den Grunditenern zugleich erhoben und an die 
Kaſſen der General: Kommifjionen abgeführt werden Finnen. 

Es wird aber nöthig fein, die hiernach einzuziehenden 
Terminal: Zahlungen in den. HebesNegiftern mit zu be- 
merken, und. zu, dem Ende die betreffenden Regierungen 
davon in Kenntniß zu feßen. 

Berlin, den 19. Februar 1826. 

Friedrich NARBEN 


"die Staalsenrinifer. v. Schuckmann, 
Grafen v. Lottum und v. Mob. 





J 46. 
Reſolution des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an 
den Gutsbeſitzer Herrn N. N. zu N. in Schleſien, und 
abſchriftlich an die. General; Landſchafts⸗Direktion zu - 
Breslau, die Bepfandbriefung eines zur Majorats⸗ 

Herrſchaft gehörigen Guts betreffend. 


. Daß Minifterium des Innern hat über daB von Ew. 
unterm 29. April c, hier und das umterm sten v. M. bei 
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dem Herrn Juſtiz ⸗Miniſter eingereichte, von Sr. Excel⸗ 
lenz anher abgegebene gleichlautende Gefuch, um Bepfand⸗ 
briefung Ihres zur Majorats⸗Herrſchaft N.N. gehörigen 
Guts N., dei Bericht der’ General » Landfcafts Direktion 
zu Breslau erfordert. 

Diefe Behörde weigert fh, Em. ꝛc. das gewuͤnſchte 
Anlehen zu bewilligen, und kann auch von dem unterzeich⸗ 
neten Miniſterio dazu nicht angehalten werden, weil ſich 
aus den: Berichte derſelben erglebt, daß das vorliegende 
Darlehns-Geſuch mit den landſchaftlichen Prinzipien, ſo 
wie ſolche dermalen beſtehen, nicht wohl vereinbar iſt. 
‚Denn die Gefeße vom 14. September 1811, 29. Mai 
‚1816, und 9. Mai ıgıg veden überall nur von der Vers 
pfändung des ehemaligen Bauernlandes, welches von den 
Bauern in Gefolge der Kegulirung an bie Herrſchaften 
koͤnnte eventualiter auch nur als Objekt der Beleihung 
"ind resp. Pfandbriefs⸗ Beipilfigung betrachtet werden. 
"Die Landfchaft kann aber nur auf ſolche Güter’ und resp. 
Grundſtuͤcke Credit geben, die entweder für ſich "ein ber 
ſonderes Ganzes ausmachen; oder doch für fi allein, 
"und ohne Verbindung mit einem anderen‘ Hauptgut wel⸗ 
ches nicht verſchuldet werden darf, berußt, werden koͤnnen. 
Ob letzteres in dem Maaße der Fall iſt daß die Pfands 
briefs-Bewilligung ohne Bedenken erfolgen fönne, kann 
in jedem einzelnen Falle nur dem pflichtmäßigen Ermeſſen 
der landfchaftlichen Behörden ferbft überlaffen -werden: er: 
fieres aber würde z. DB. eintreten, wenn von dem neu er: 
worbenen Bauernlande ein neues für fich beftehendes überall 
‚von folhem Umfange, daß darauf nach den landſchaftli⸗ 
chen Örundfägen Eredit gegeben werden kann, angelegt 
“wiirde, und alsdanı würde die Landſchaft den- reglements⸗ 
maͤßig moͤglichen Credit auch von ſelbſt nicht verweigern; 
daß Em. ꝛc. Sich aber in die ſem Fall befinden, iſt nicht 
anzunehmen, da Sie es ſelbſt nicht behaupten. 

Das Haupt» Gut ſelbſt aber iſt durch die obgedach⸗ 
ten Gefege nicht zur DVerpfändung für geeignet erklärt 
worden, weil daſſelbe Fideicommis, oder well ed, wie der 
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Inhalt des — Hypothekenſcheines zu ergeben 
ſcheint, mit einem Fideicommis von 116000 Rthl. onerirt 
if. Zwar haben Sich Ew. ıc in dieſer Hinſicht auf den 
beigebrachten Conſens des LKoͤnigl. Ober/Landesgerichts zu 
Ratibor vom 17. Februar ©: bezogen. Allein das Ober⸗ 
Landesgericht iſt nicht. befugt, „von. den, Gefeßen zu dis⸗ 
a. ——— aber hat are indem, es wo bie 


Ivrası 


auf bie per Bauerländer ee tät, feinesieges ze 
alfo deutlich und beftimmt das Haupt⸗ Gut ſelbſt "für ver 
pfändungsrähtg erklärt; jeden "Falls aber entbindet eine 
dergleichen Erklaͤrung eifeg: Gerichts. den Darleiher nicht 
"von der Pflicht, ſelbſt die Webereinftimmung des einzuges 
henden Geſchaͤfts mit den Vorfchriften der "Gefege "zu 
| prüfen, und nach diefen iſt die: privritätifche Verpfändung 
des H qupt⸗Guts allerdings nicht für zulaͤßig zu erachten. 
J Hiernach kann Ihtem Geſuche, — o wie 
die Sache jetzt liegt/ nicht deferirt werden. 
u oe den 12. Juni 1826. — 
Minſterium des Innern. En ang: 
Köpier — 


De — "hulus, der General; Vandfchafts —* — zu 
Breslau zur Nachricht au den Bericht vom 24ſten v. M., 
‚mit,; dem Eroffnen, daß, Diefelbe Sich die. in obiger Ber 
ſcheidung entwickelten Unfichten auch in anderen, Beten jur 

RR dienen laſſen kann. = 

—— den 12. Juni 1826. 

Bonaum. des One, Erſte Abtheilung. 
Koͤhler. 
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Cult u s. 


47: 


| Circulat ⸗ Kefeript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſt⸗ 


lichen⸗ Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten, an 


ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, und Konfiftorien, die 


Annahme und Einführung der neuen Agende von 
Seiten der evangelifhen Prediger betreffend. 





Um der Winkühr zu feuern, welche viele derjenigen 
evangelifchen "Prediger, von denen die Annahme der en 
neuerten Agende bebarrlich verweigert wird, biäher in der 
Form des von ihnen geleiteten öffentlichen: Gottesdienſtes, 
fo .wie in der Wahl und dem Gebrauche der Titurgifchen 


Formulare fi erlaubt haben, und deren ordnungsmwidrige 


Sortfegung fie bauptfächtlich bei jener Weigerung zu be 
zwecken fcheinen, hat des Königs Majeftät durch die Ab 
Ierhöchften Kabinets⸗Ordres vom 9. Juli v. und 27. Fe 
bruar d. J. die nachfolgenden Beftimmungen über das Ver 
fahren bei den, den Königl. Regierungen und Konfiftorien 
zuſtehenden Berufungen und Beftätigungen neu anjzuſtel⸗ 
Iender Geiftlichen feftzufegen geruht, welche der Koͤnigl. 


Regierung (dem Königl. Konfi iftorium) hiedurch mit der 
Anweiſung befannt gemacht werden, fich darnach genau 
und vhne Ausnahme in jedem betreffenden Galle zu achten. 
7. Es verbleibt bei der der Koͤnigl. Regierung ic. durch 


das Mefeript vom 29. October v. 3. zugegangenen | 
Verordnung, daß Feinem new angeſtellten Pfarrgeiſ⸗ 
lichen eine Abänderung der in der Agende vorge 
ſchriebenen Form des Gotteödienftes und der Amts 
verrichtungen da, wo die Agende bereitd angenommen 
ift, unter dem etwanigen Vorwande, daß Er diele 
Vorſchriften nicht angenommen habe, geftattet werden 
fol. Die zum Predigtamte an folchen Kirchen, wo 
die Annahme der erneuerten Agende ſchon erfolgt if, 
er 


erwaͤhlten Kandidaten oder Prediger: find: alſo bei 
Stellen Königl. Patronatd vor Ertheilung der Dos 
kation, und wenn fie von Privatpatronen oder wahl⸗ 
berechtigten Gemeinden vocirt find, vor Ertheilung 
der: Beftätigung zu der Erklaͤrung zu veranlaffen, 
daß ſie die in der ihnen anzuvertrauenden Gemeinde 

eingefuͤhrte gottesbienſtliche Ordnung nach der er⸗ 

neuerten Agende und den Gebrauch der letzteren uns 
veraͤndert beibehalten und fortſetzen, auch wenn der 
Vorgänger! im Amse die: Agende angenommen: hat,, 

die Einführung derſelben aber noch nicht geſchehen 

„ diefe zu bewirken ſich ernftlich wollen angelegen 
ſein laſſen. Nur wenn der zu einer folchen Pfarr 
ſtelle vocirte oder defignirte Kandidat ſich hierzu ver⸗ 
pflichtet, kann er die Pfarre erhalten, auch ein Pfarr⸗ 
geiſtlicher, der von einer Kirche, in welcher die Agende 
noch nicht angenommen ft; zw einer audern verſetzt 
‚werben ſoll, in welcher ſie angenommen worden, muß 

a die gedachte Verpflichtung eingehen, oder Auf: feiner 
Stelle bleiben. Iſt erſteres geſchehen, ſo muß ſol⸗ 
she. in der Vokation oder SeftätigungösIirfunde 
. ausdrücklich bemerkt werden: 

2. Wird ein Kandidat. orer ein. ſchon im Amte ſtehen⸗ 
der Prediger zu einer. Kirche berufen, für welche bie 
erneunerte Agende noch nicht: angenommen, bei der 
aber auch Feine ältere Iandeöherrlich autoriſitte Agende, 

.. (eingeführt, und blsher unveraͤndert gebraucht wor⸗ 

dem iftz; ſo iſt dem zu Berufenden ebenfalls die An⸗ 
nahme und der Gebrauch dererneuerten Agende zur 
Pflicht zu machen, und finden in dieſem⸗ Falle alle 
ad ı. erwähnten Beſtimmungen, bei Stellen Koͤnigl. 

Patronats ſowohl, als bei denen, zu welchen Privat⸗ 
patrone oder wahlberechtigte Gemeinden vociren, ſtatt. 
Fuͤr landesherrlich autoriſirte Agenden ſind nur die⸗ 
jenigen zu halten, bei denen die vom Landesherrn 
ertheilte Genehmigung notoriſch iſt, oder unzweifel⸗ 
haft nachgewieſen werden kann, (welches z. B. bei 


der in den meiſten lutheriſchen Kirchen der Provinz 
Annalen. Heft IE 1820, 3 
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Brandenburg. im Gebrauch — Gol ziſchen Agende | 
nicht der Fall if) 

3. Bei der Befegung der. Predigerſtellen an folden Kirs 
chen, wo eine ältere landesherrlich autorifirte Agende 
eingeiührt, und bisher unverändert. gebrauchte worden 
ift, fol den zu berufenden Geiftlichen zwar die Ans 
nahme und Einführung der erneuerten Agende nicht 
zur Bedingung ihrer Anftelung. gemacht, ſie ſollen 
‘aber, wenn fie nicht ſchon bei Erlangung des Wahl- 
faͤhigkeits⸗ Zeugniffes oder in ihrem biöherigen Amte 
fich für die neue Agende. erfiärt Haben, zu deren Ans 

nahme ‚von: eineim -Geiftlichen Rache des. Konfiftorii 
oder der Regierung ermahnt, und über die: Zweifel 
: und. Bedenklichfeiten, weiche: fie dagegen haben, gründ- 
lich. belehrt werden. | 

Uebrigens verſteht es fich von ſelbſt, daß. ‚die in 
den: Faͤllen 1. und 2. den anzuftellenden.: Geiftfichen 
anfzulegende Berpflichtung zur Annahme der Agende 
die Verbindlichkeit in fich (ließe, ſo viel an ihnen 
liege, eifrig und getreulich ‚dafür zu forgen und dahin 
zw. wirken, daß die: Einführung oder“ der: fortgefegte 
Gebrauch derfelben auch bei den Gemeinden eine wils 
lige Aufnahme finde, und. ihnen zu wahrer ſegens⸗ 

: reicher Erbauung gereiche, welches dem: betreffenden 
Kandidaten oder Predigern zu —— Erwägung 
bemerflich zu machen tft. - 

Die Königl. Regierung das Koͤnigl. Konfforinm) bat 
hiernach genau zu verfahren, in etwa eintretenden zwei⸗ 
felhaften Faͤllen aber am: dad: — RE 
zu berichten: : 

Berlin, den 14. Avril 1826. 
Rinifterium der. Geiftlichen s, Unterrichts⸗ und Mediinal⸗ 
F Angelegenheiten. 
v. Utenfein. 


0 Be 
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Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Minifkerinms der Geifts 
‚lichen, Unterrichts und Medizinal- Angelegenheiten, an ' 
ſaͤmmtliche Königl. Regierungen und Konfiftorien, 

‚den Beitritt zur’ Union: betreffend. 


Das unterzeichnete Miniftertum bat in Erfahrung ges 
bracht, das man hin und wieder von der irrigen Anſicht 
ausgeht: der Beitritt zur Union fei als ein Eonfeffiongs 
wechfel zu betrachten, aus welchem nach Feſtſetzung des 
-$. 303; Tit. 11. Th. II. des Allgem. Landrechts der 
Austritt aus der Bisherige Parochialverbindung folge. 
Um den Mißverſtaͤndniſſen und Streitigkeiten vorzubeugen, 
die ſich aus diefer Meinung entwideln, findet ſich das 
Diinifterium veranlaßt, hierdurch den Grundfag in Erin⸗ 
nerung zu bringen, daß bie Aunahme ber — gg 
ges ald eine Confeffionsveräuderung. anzufehen ſei, und 
mithin der Beitritt zu ihr auch Fein Ausſcheiden aus dein 
bisherigen Parochialverbande begruͤnde. Wo in Folge der 
eingeführten Union eine neue Parorhial: Eintheilung beab: 
fichtigt wird, da muß died durch ein. förmliches Ueberein⸗ 
. kommen. ‚der. betreffenden Parochianen ‚und unter, Leitung 
und Zuffimmung der Behörden beiirft werden. 

: Das Minifterium trägt der König. Regierung (dem 
Koͤnigl. Konfiftorium) auf, diefe Erflärung auf angemeffene 
Weiſe zur Kenntniß des Publikums zu bringen. 

- Berlin, den 2.Mat 1826. Ä 

Minifterium der Geiftlichens, Unterrichtds und Medizinal⸗ 

au Angelegenheiten. —— 
— | v. Altenſtein. 
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49. | 
Circular⸗ Reſcript des Koͤnigl. Minifteriums der Geift- 
lichen 4. Unterrichts» und Medizinals Angelegenheiten, an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die Verpflichtung der 
|  Prebiger zur Führung. vom Pfarr Regiftranden 
— 


| 3 P zur Rantatt des Tinker Be! ‚ daß 
"nicht alle Prediger gehörige Pfarr -Negiftvanden, welche den 
weſentlichen Inhalt der ihnen von den vorgeſetzten Be⸗ 
hoͤrden mitgetheilten Verfuͤgungen enthalten, fuͤhren, wo⸗ 
durch insbeſondere die nicht durch die Amts-Blaͤtter oder 
"die" Geſetz⸗ Sammlung bekannt gemachten Verordnungen 
der Gefahr ausgeſetzt werden, durch die Anſtellung eines 
neuen Pfarrers in Vergeſſenheit zu gerathen. Die Koͤnigl. 
Regierung hat daher die Pfarrer Ihres Bezirks durch eine 
Bekanntmachung im Amtsblatte zur Fuͤhrung ordentlicher 
Plarr ⸗ Retiſtr anden anzuweiſen, und darauf zu halten, daß 
die Supetintendenten fie ſich bei den eueeg ihrer 
Sprengel vorlegen laſſen. | 

Berlin, den 10. Juni 1826. | 
Miniſterium der Geiſuchen⸗ Unterrichts⸗/ und Dt 

| Angelegenpeiten, 

” v. iron 


. 
- 
1:2 





— * 
Pubukandum der Konigl. Regierung zu Marienwerber, 
die; Zaufen der. Kinder aus gemifchten Ehen ꝛc. 

betreffend. 





Es ift zur Sprache gefommen, ob bei Kindern in 
gemifchter Ehe der Pfarrer des Vaters, welchem nach der 
Anerhöchften Deklaration vom 21. November 1803 umd 
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dem Diefeript des Staats» Minifterii vom 12. Oktober 1804 
in der Regel dad Hecht der Taufe zufteht und. gebügrt, 
ein Recht des Widerfpruchd zugeflanden werden darf, wenn 
die beiderfeitigen Eltern die Vollziehung der Taufhandlung 
durch den Pfarrer der Mutter nach freier Dereinigung 
ſelbſt wuͤnſchen und nachfuchen. 

Da die Allerhöchfte Deklaration vom a1. November 
1803 ausdruͤcklich beftimmt, daß Niemand ein Recht habe, 
den Eltern verfchiedenen Glaubens⸗Bekenntniſſes zu wi⸗ 
derſprechen, ſo lange ſie wegen des ihren Kindern zu er⸗ 
theilenden Religions⸗Unterrichts einverfianden find, fo 
entfcheidet der hohe Dber  Präfivials Erlaß vom 17. April e. 
daß auch in Anſehung der Taufe der Kinder die freie 
Entſchließung der Eltern, durch welchen Geiſtlichen ihrer 
Religions-Parthei fie ſelbige verrichten zu laſſen Willens 
find, nicht befchränft werden dürfe, und daher dem Pfarrer‘ 
des Vaters Fein Widerfpruchdrecht zufieht, wenn ed der 
eigene Wille der Eltern ift, die Taufe ihrer Kinder durch 
den Pfarrer der Mutter vollziehen zu laſſen. | 

Dagegen fegen wir hiermit feſt, daß Eltern, welche 

in gemifchter Ehe leben, die Geburt des Kindes jedesmal 
dem Pfarrer des Vaters zur Eintragung ins: Kirchenbuch 
anzuzeigen verpflichtet find, und falls es ihr Wille ift, die 
Taufe durch den Pfarrer der Mutter verrichten zu laffen, 
bei dem Pfarrer des Vaters zugleich ein umentgeldlich zw 
ertheilended Dimiſſoriale nachfuchen muͤſſen, um letztern 
Gelegenheit zu geben ſich wirklich zu überzeugen, daß es 
der eigene Wille der Eltern und des Familienvaters ins⸗ 
beſondere iſt, die Zanfe als Ausnahme von der Regel 
durch den Pfarrer der Mutter vollziehen zu laſſen. 

Wir machen ſaͤmmtlichen Geiſtlichen beider Konfeſſio⸗ 
nen hierdurch zur Pflicht, ſich nach biefer Seftfegung für 
die Folge gegenfeitig zw richten. 

WMarienwerder, den 28. April 1826. 
Könige. Preuß. Regierung. 
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' 51. 
Reſaben des — Min heriums des — und der 
Polizei an die Koͤnigl. Regierung zu Frankfurt, den 
häuslichen Gewerbebetrieb während des Gottegdienftes 
i an Sonn. und Fefttagen betreffenv. 





Aus einer hierher gemachten Mittheilung des Koͤnigl. 
Finanz⸗Miniſterii iſt erfehen worden, daß der Magiftrat 
zu N, N. in Solge der von der Königl. Regierung uns 
term 8. Juni v. J. erlaffenen Bekanntmachung, wodurch 
in — — der Allerhoͤchſten Kabinets-Ordre vom 26. 
März d. J. die frühere Verordnung von 5. April 1810 
wegen der Feier der Sonn, und Fefltage wieder in Erins 
nerung gebracht worden, das darnach erlaffene Verbot des 
‚öffentlichen Verkehrs während des Gottesdienftes an jenen 
Tagen auch auf den Gewerbes Betrieb in den Brennereien _ 
ausgedehnt, und den Verkehr in Ießteren während biefer 
Zeit ebenfalls unterſagt hat. 

Da indeffen die Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre vom 26. 
März d. J., worauf die erwähnte Bekanntmachung gas 
gründet ift, nur von Öffentlichen Arbeiten fpriche, 
und daher nicht auf den in Dede fiehenden ruhigen und 
häuslichen Gewerbe- Betrieb bezogen werden kann, fo hat 
die Königl. Degierung den Magiftrat zu N. N, hierauf 
aufmerkfam zu machen und ihn anzumeifen, die gedachte 
Vorſchrift, wodurch derfelbe. den Verkehr in den Brennes 
reien während der gottesdienſtlichen Stunden — 
hat, wieder aufzuheben. 

‚Berlin, den 16. Juni 1826. 

DM Minifter des Innern und der Polizel. 
v. Schu amaun. 





Er 52. 


Refeript der Koͤnigl. Minifterien der Geiſtlichen⸗ Une . 


terrichts ⸗ und Mebdisinal- Angelegenheiten, fo wie des 
Innern, an den Königl. Ober-Präfidenten Herrn M erkel 
Hochwohlgeboren zu Breslau, die Erwerbiing von Örunds 
| ſtuͤcken — katholiſche Kurchen beaeſicnd 


Die anterjeichneien Miniſterien eroͤffnen Em. Holhwohl⸗ 
‚geboren auf den Bericht vom ı 7ten v. M., die Erwerbung eines 


Grundſtuͤcks für die katholiſche Kicche zu N. N. ‚betreffend, 
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daß nach $. 2. No. 6. und $. 11. No. 4: ber Inſtruk⸗ 


"tion für die Ober⸗Praͤſidenten vom 31. December v. J. 


die Ertheilung der Genehmigung zur Akquiſition des in 


Rede ſtehenden Grundſtuͤcks, ſowohl in dieſem, als in aͤhn⸗ 


lichen Faͤllen, Seitens des he — under. 


denklich if. 
| Berlin, den 9. Mai 1826, 2 
Miniſterium der Geiftlichens, Uns Miniſterium des Janern. 
terrichts/ und Medizinal:Ans v. Schuckmann. 
gelegenheiten. 
dv. Altenſtein. 


Es | 53. | 
Refeript der Koͤnigl. Minifterien der Geiftlichens, Uns 
terrichts> und Medizinals Angelegenheiten, fo wie bes 
Innern, an die Königl. Regierung ju Magdeburg, bie 
Schließung der Ehen unter. ben Juden betreffend. 





Der Königl. Regierung wird in Befreiung auf den 
Berichte vom ı2ten d. M., 
betreffend die bei Schließung der Ehen unter den Iſrae⸗ 
liten zu beobachtende Form, 
zu erfennen gegeben, daß eine allgemeine Norm bierunter 
im Allgemeinen Landrecht Th, II. Tit. 1. $.$. 136. bi 
138 fi * Fuͤr alle Religions⸗Partheien — hier 


f 
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vorgefchrieben, daß der Trauung jedesmal ein Anfgebot 
vorhergehen muß. Das Aufgebot der fich verheirathenden 
Juden muß in der Synagoge gefchehen,, und: es ift von 
Polizei: wegen daranf zu halten, daß ſolches nicht unter⸗ 
bleibt, fondern auf. eine dem Zwecke entfprechende Weife 
vorgenommen wird. 

In welcher Form die Juden uͤbrigens ihre Ehen voll⸗ 
ziehen wollen, kaun ihnen innerhalb der Grenzen ihrer 
Religions⸗Gebraͤuche überlaffen bleiben. 

Berlin, den 24. Fehruar 1826. 1: 

Minifterium der Geifllichens, Uns Minifterkum des Innern. 
terrichts⸗ und MedizinalAn -· v. Schuckmanun. 
gelegenheiten. 
v. Altenſtein. 


F 54. 
Reſolution der Koͤnigl. Miſetien der Geiſtlichen- Un⸗ 
terrichts⸗ und Medizinai⸗Angelegenheiten, fo wie bes 
Innern, an bie ifraelitifchen Handelsleute N. N., bie 
Anftellung juͤdiſcher Schächter betreffend. _ 


Den Handelsleuten N. N. wird in Beſcheidung auf 
Ihre Eingabe vom 31. Auguſt v. J. eroͤffnet, daß die An⸗ 
ſtellung qualifizirter Schaͤchter kein Gegenſtand der Fürs 
ſorge obrigkeitlicher Behoͤrden iſt, indem die Beobachtung 
der juͤdiſchen Religions⸗Gebraͤuche nur als NEN 
angefehen werden kann. 

Berlin, den 6. März 1826. | | 
Minifterium der Geiftlichens, Uns Miniſterium des Innern. 
terrichts⸗ und Medizinal⸗An⸗ y. Schuckmann. 

gelegenheiten. 

s. Altenſtein. 


— — — —— 
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Deffentliher Unterricht. 
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Circulars Refeript des Königl. Mintfteriums ber Geiftli- 
chen, Unterrichtss und Mebizinals Angelegenheiten, an ' 
ſaͤmmtliche Königl. Konfiftorien und Regierungen, die 
Beſetzung der Lehrer⸗Stellen an gelehrten Schulen | 
und Öymnafien betreffend. 


Seine Mojeſtãt der Koͤnig haben mittelſt Allerhoͤchſter 
Kabinets⸗Ordre vom 8. Maͤrz d. J. mir zu eroͤffnen ge⸗ 
ruht, daß die, unterm 12. April 1822 und 21. Mai 1824 
aus befonderen und erheblichen Gründen in Anſehung der 
Defegung der Lehrer» Stellen erlaffenen Allerhoͤchſten Bes 
fimmungen durch die Könige. Kabinets-Ordre vom 3ı. 
December v. J. Feinedwegs aufgehoben worden, fondern 
daß vielmehr. die nähere Einwirkung ded mir allergnädigft 
übertragenen Minifteriumd auf die Anftefung des gefamms 
sen Lehrers Perfonald an den gelehrten Schulen und Ges 
minarien, vorerfi noch erforderlich fei, und daß ich fonach 
die betreffenden Provinzials Behörden anzumeifen habe, ftatt 
der. nach der Allerhoͤchſten Kabinet3sDrdre vom 31. Des 
cember v. J. Litt. B. No, 8. auf vorhergehende befondere 
Anmeifung von der Erledigung und der Wiederbefegung 
von dergleichen Stellen zu erflattenden Anzeige, folche bis 
auf Weiteres allgemein eintreten zu laſſen. 


Dem Allerhoͤchſten Befehle Sr. Majeftät des Königs 
zufolge, fordere ich daher das Könige. Konfiftorium (die 
Könige. Negierung) Hierdurch auf, in Beziehung auf die 
Anſtellung des gefammten Lehrer » Derfonals in den. gelehr- 
sen Schulen und Seminarien, bei eintretender Vakanz bis 


— 


358 | | 
‚auf Weitered Anzeige an mich zu erflatten, und Hinſichts 
- deren Belegung meine Anweiſung zu erwarten. 
Berlin, den 3. Mai 1826. | 
Minifterium der Geiflichen :, Unterrichts, und Medizina 
| Ungelezenbeiten. | - 
| v. AUltenfein. 


Re: 656. 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums ber Geif 
lichen⸗ Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten, an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Provinzial⸗Schul⸗Kollegien, die 
Pruͤfung und Anſtellungs⸗Faͤhigkeit der Schulamts⸗ 
Kandidaten und das Verhaͤltniß der Schullehrer⸗Se—⸗ 
' minatien zn beim Schulmefen der Provinz betreffend. 
F 

Nachdem nunmehr in allen Propinzen der Monarchie 
fuͤr die noͤthige Ausbildung guter Schullehrer durch eine 
Anzahl von Seminarien, welche dem gegenwärtigen Be 
dürfniffe nach Maaßgabe der zu Gebote fiehenden Huͤlfs⸗ 
mittel moͤglichſt entſpricht, für jetzt ausreichend geforgt, 
auch diefen Anftalten faſt ſaͤmmtlich ſowohl durch die 
forgfältigfte Auswahl bewährser Vorſteher und tuͤchtiger 
Lehrer, als auch durch Feſtſtellung wohlerwogener Lehr⸗ 
plaͤne, durch aͤußere Ausſtattung mit Lokalien und Lehr⸗ 


mitteln und durch angemeſſene Disciplinar-Verfaſſungen, 


ſolche Einrichtungen ertheilt ſind, daß ſie ihre wichtige Be⸗ 
ſtimmung nicht unerfuͤllt laſſen koͤnnen; ſo bleibt nun noch 
übrig, fie zu dem geſammten Schulweſen derjenigen Pros 


vinzen und Bezirke, für welche zu forgen fie beftimme find, 


in eine folche nähere Beziehung zu fegen, daß dadurch 
theild ihr Einfluß auf daffelbe befeſtigt und dauernd ges 
fichert, theils ihnen ſelbſt die beftändige. Kückfiche auf den 
Zuftand und die wahren: Bedärfniffe der Volksbildung er 
leichtere: werden muß. KR 

Nachdem durch die Verordnung vom 28. Februar 
d. J. die dreijährige Verbindlichkeit der abgeheuden Ge 
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- minariften zur Uebernahme eined jeden, ihnen von der 
Königl. Regierung des betreffenden Bezirks übermiefenen 
Schulamtes fefigeftellt worden ift, erfordert die Billigkeit, 
daß ihnen dafür auch ein bevorzugter Anſpruch auf Ans 
ſtellung im Schulfache zugeftanden werde. 
| Was in diefer Beziehung heute an fämmtliche Koͤ⸗ 
nigl. Regierungen erlaffen worden iſt, wird dem Koͤnigl. 
Provinzial s SchufsCollegio hierneben in Abſchrift mitge⸗ 
theilt, um auch feiner Seits wegen der darin apgeordnes 
ten Prüfungen für die nicht in Seminarien vorbereiteten 
Schuiamtöbewerber das Erforderliche an die Seminars 
Direktoren zu erlaſſen. | j 
Außerdem wird hiedurch ferner feſtgeſetzt: 
1. Es ſollen künftig, wie dies bisher in den meiſten Se⸗ 
minarien bereits der Fall geweſen iſt, in allen Haupt⸗ 
Seminarien der Monarchie kurz vor den zum Austritt 
der Zoͤglinge beſtimmten Terntinen foͤrmliche Prüfungen 
der abgehenden angeſtellt werden. — 
2. Dieſe ſollen gehalten werden von ſaͤmmtlichen Lehrern 
des Seminars uͤber alle in der Anſtalt behandelten Lehr⸗ 
gegenſtaͤnde in Gegenwart und unter Leitung, auch nach 
Gutbefinden Theilnahme eines oder mehrerer von dem 
Provinzial⸗Schul⸗ Collegio abzufentenden Commiſſarien 
und unter Zuziehung der Schul⸗-Raͤthe der betreffenden 
Hegierungss Bezirke. Auch foll den Superintendenten, 
‚Erzprieftern und überhaupt allen Geiftlichen die Gegen» 
wart bei diefen übrigens nicht Öffentlichen Prüfungen 
geftatter fein. er ' | Dr 
3. Diefe Prüfungen ſollen ſich auch über das bereit et« 
worbene LehrsGefchick der Abgehenden, foweit folches 
in einer’ kurzen Probelektion beiwiefen werden Fann, er⸗ 
ſtrecken. | | | 
4. Nach dem Ausfalle diefer Prüfungen und vorzüglich . 
nach der von dem Direktor und fämmelichen Lehrern 
des Seminars über die Geprüften noch befonderd zu 
ertheilenden und zu berückfichtigenden genauen und ges 
wiffenhaften Ausfunf:, fol einem jeden Entlaffenen ein 
Abgangs⸗Zeugniß von dem Direktor und den Lehrern 
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‚ werden. J | | 
5. In dieſen Abgangss Zengniffen folk nicht nur das Maaß 
‚ber erworbenen Kenntniß und Geſchicklichkeit in allen 


Gegenſtaͤnden der Seminar-Unterweiſung und für jedes 


„einzelne Objekt befonders, durch möglicht beftimmte und 
charakteriſirende Prädifate bezeichnet und der Eehrgabe 
und des Lehrgeſchicks ausdruͤcklich Erwähnung gethan, 
fondern auch ‚die moralifche Befähigung zum Lehramte, 
das DBetragen und die Gemüthsart, fo wie die daraus 
für die kuͤnftige Wirkſamkeit des Geprüften fich erges 
bende Erwartung gewiffenhaft ausgedrückt, und nah 
alten diefen Notizen ein allgemeines und zufammenfafs 
ſendes Urtheil über feine Gefammt  Qualififation durd 
die Ausdrüde Vorzüglich, Gut oder Genuͤgend, 
‚und durch die ihnen. entfprechenden Nummern J. IL 
. oder III. ausgefprochen werden. 
6. Ein ſolches Abgangs: Zeugniß fol dem Entlaffenen zwar 
die Anftelungsfähigfeit, allein fürs Erfte nur auf drei 


Sabre ertheilen, nach deren Ablauf der Inhaber fh 


zu einer abermaligen Prüfung im Seminar zu fielen 
hat. Wer jedoch bei der Entlaffungs- Prüfung das 
‚ Prädikat „Vorzüglich“ und die Nummer I. erhalten hat, 


„Aund innerhalb der erftien drei jahre nach feinen Ab⸗ 


gange, an einer. Öffentlichen Schule wirklich angeftellt 
- worden ift, fol einer zweiten Prüfung fich in der Re 
gel nicht weiter zu unterziehen haben; alle übrigen bin 
gegen Fönnen nur proviforifch ind Amt gefegt werden. 

7. Diefe abermaligen Prüfungen follen nicht mit den Ab⸗ 
‚gangd: Prüfungen zugleich, jedoch ebenfalls in Gegen 
wart und unter Leitung und Theilnahme namentlich der 
Schul-Raͤthe der betreffenden Königl. Regierungen zu 
einer bei jedem Seminar feflzufegenden Zeit gehalten 
werden, | Ä 

8. Wenn aber die Entlaffungs- Prüfungen vorzugs⸗ 
weiſe darauf zu richten find, ob die Zöglinge den im 
Seminar empfangenen Unterricht auch vollſtaͤndig auf 

- gefaßt, im Zufammenhange inne behalten , richtig ver- 


— ausgeſtellt, und don den Koͤnigl. Kommiſſarien vollzogen 
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flanden, und ſoweit folches erwartet werden kann, wohl 
anzuwenden gelernte haben; fo foll dagegen bei dem 
abermaligen Prüfungen nicht unmittelban Bezies 
hung auf den Gang des früheren Seminars Unterrichtd - 
genommen, fondern mehr im Allgemeinen Maaß, Zus 
ſammenhang und Gründlichfeit der vorhandenen Kennt: 

niſſe erforfcht, auf eigenthuͤmliche Richtung: und Selbſt⸗ 
ftändigfeit der. Anſicht geſehen, und ganz befonders die 
praktiſche Tüchtigkeit und Gewandheit erprobt werden. 
9, Ueber den Ausfall dieſer abermaligen Prüfung fol 
ebenfalls ein Zeugniß ausgeſtellt, und dem Abgangs⸗ 
Zeugniſſe angehaͤngt auch in demſelben, wiefern die fruͤ⸗ 
heren Erwartungen gerechtfertigt oder uͤbertroffen, oder 
auch nicht erfuͤllt worden ſind, zwar ausdruͤcklich be⸗ 
merkt, jedoch zugleich die gegenwaͤrtige wirkliche Quali 

- fifation zum Lehramte genau angegeben werden. 

‚20. Zugleich mit ‚diefen ‚abermaligen Prüfungen und: ganz 
nach den für. fie- gültigen Grundfägen, follen dann auch 

die Prüfungen derjenigen nicht in einem Haupt: Semi- 
nar gebildeten -Schulamtss Bewerber, welche dazu. von 
der betreffenden Königl, Regierung dem Seminar wers 
den zugewieſen fein, vorgenommen werden, und die Ges 
prüften: folien ebenfalls mit einem Zeugniffe, worin das 
Maaß ihrer Kenntniffe und Fertigkeiten im Einzelnen 
and möglichft genau angegeben, auch ganz beſonders der 

: Grad ihrer praftifchen Taͤchtigkeit bezeichnet iſt, verſehen 
werden. | 

13. Damit aber auch auf die bereitd angeftellten Schuls 
fehrer, welche entweder überall der Nachhülfe bedürfen, 

- oder in ihrer Bildung und Amtsgeſchicklichkeit nicht 

fortfchreiten, vielleicht gar. zuruͤcke gehen, der wohlthaͤtige 
Einfluß. des Seminars fi verbreite,. follen ‚dergleichen 
£ehrer- anf längere oder kuͤrzere Zeit, je machdem es ih⸗ 
sen Noth thut, in das Daupt-Seminar zuruͤckgerufen 
werden, um entweder einen- ganzen methodologifchen 
Curſus durchzumachen, oder ſich in einzelnen Lehrfaͤ⸗ 
chern nachzuuͤben, oder auch in ein gewiſſes Disciplinar⸗ 
A genommen zu werden, indem fie. bei der 
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Uebungsſchule des Seminars befchäftige Find. Wie die 
fes im dortiger Provinz zu bewerffielligen und zw ers 
leichten fein dürfte, darüber erwartet dad Minifterium 
die DVorfchläge des Königl. Provinzial: Schul: Cofegü 
nach vorgängigem Benehmen mit den König Regierun⸗ 
gen der Provinz. 

12. Theils um des eben angegebenen Zweckes willen; theils 
um überhaupt mit der Beſchaffenheit und den Bedürf- 
niffen des Schulweſens ihres Bezirks genau befannt zu 
werden, follen die. Seminar Direktoren alljährlich waͤh⸗ 
rend der Ferien einen Theil ded Negierungss Bezirkes 
oder ber Provinz, wofür in ihren Anftalten Lehrer ges 

bildet werden, fommiflarifch zur Unterfuchung der Land⸗ 
ſchulen bereifen,. und. von ihren Beobachtungen und Ers 
fahrungen der betreffenden Koͤnigl. Regierung einen Bes 
richt, der auch abfchriftlih dem König. Provinzial 
Schul⸗ Collegio einzureichen iſt, erſtatten, damit darnach 

das Nöthige veranlaßt, und namentlich diejenigen Leh⸗ 
rer, auf welche die Beftimmung im vorigen Abſchnitt 11. 
fich beziehe, in die Seminarien einberufen: werden Föns 
nen. Fuͤr die Koſten diefer Fommiffarifchen Reiſen find 
die Provinzialfonds zur Verbefferung des Elementars 
Unterrichtd vorzugsmweife anzuwenden, aus denen: auch 
die Einrichtung der methodologifchen Curſe, fo weit fols 
ches thunlich if, beflritten werden Fann.. Endlich 

13. if es rathſam, daß. nach gemwiffen größeren Kreifen, 
etwa von zwei oder drei Provinzen, die Ferien der eins 
zelnen Seminarien fo regulirt werden, daß fie auf vers 
fchiedene Monate, wozu der Junius, Julius, Auguſt 
und September zu beffimmen fein werden, fallen, da⸗ 
mis den Lehrern Gelegenheit gegeben werde, andere Ans 

“ falten zu ihrer Inſtruktion zu befuchen, und fie im ih: 
ver Thaͤtigkeit kennen zu lernen. In diefer Beziehung 
muß jedoch den König. Provinzials Schul: Collegien die 
weitere Communikation unter einander überlaffen bfeiben. 

Was in Gemäßpeit der im diefem Circnlar s Neferipte 
enthaltenen Beftimmungen von dem Königl. Provinzial: 

Schul⸗Collegio im Einverfländniffe mit den Koͤnigl. Des 
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gierungen dortiger Provinz verfügt und eingerichtet worden, 
darüber erivartet das Minifterium zu feiner Zeit ausführs 
lihen Bericht. 

Berlin, den 1. Juni 1826. 
REN der Geiftlichen;, Unterrichts > und Medizinal: 

Angelegenheiten, * 
Re Aitenfeim 





Circular⸗Reſcript des Könige. Miniſteriums der Geiſt⸗ 
lichen, Unterrichts und Medizinals Angelegenheiten, an 
ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, diefelbe Angele— 

genheit DERRUN | 


— — 


Die xWig Raleruus erhaͤlt hieneben dia des 
Circular⸗Reſcripts, welches unter heutigem dato an ſaͤmmt⸗ 
liche Koͤnigl. Provinzial⸗Schul⸗Collegia, wegen Prüfung 
und Anſtellungs⸗ Faͤhigkeit der Schulaͤmts⸗Kandidaten, 
und wegen des Verhãliniſſes der. Säullchrers Seminatien, 
zu dem Schuͤlweſen der Provinz. erlaſſen iſt, zur Kennt 
nißnahme und um fich darnach, foweit deſſen Inhalt auch 
die Königl. Negierung angeht, zu-richten. Was den im 
Eingange ded gedachten Meferipted erwähnten, an die in 
den Haupts Seminarien gebildeten Schulamtss Bewerber 
zu ercheilenden bevorzugten Anfpruch auf Anſtellung ans 
langt, ſo wird hierüber folgendes fefigefegt:: 


1. Dei allen von der Koͤnigl. Regierung abhängenden Anz 

- flellungen von Schullehrern foll vorzugsweife auf die 
aus den Haupt Seminarien- entlaffenen und mit Zeugs: 
niffen der Anftellungsfähigkeit: verfehenen Seminariften 
rhefficht genommen, und fo lange, .ald: noch dergleichen 
für die zu befegende Stelle qualifizirte Individuen vors- 
handen find, Fein auf andere Weife zum GSchulamte 
vorbereitete Subjekt genommen werben. 
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Gemeinden haben, welchen bei Beſetzung von Schul⸗ 
ſtellen ein Wahl oder: Praͤſentations⸗ Recht zuſtehet. 
3. Auch den Privat⸗-Collatoren ſoll empfohlen werden, 
vorzugsweiſe Seminariſten zu vociren, jedenfalls aber 
obliegen, nur auf ſolche Subjekte zu reflektiren, die 
mit einem Pruͤfnngs⸗Zeugniſſe, wodurch ihre Anfics 
lungsfaͤhigkeit begründet iſt, verſehen ſind. 

4. Ein Pruͤfungs⸗Zeugniß, wodurch die Anftellungsfähigkeit 
in einem Schulamte begründet wird, foll jederzeit von 
dem Direktor und den Lehrern eines Haupt= Seminars 
ansgeftellt und von: den betreffenden Provinzial Schul 

Raͤthen vollzogen fein. Ä — | 

5. Die Prüfungen, auf deren Grund auch an folde, die 
nicht in Haupt» Seminarien gebildet find, Zeugniſſe der 

. Anftelungsfäpigkeit erteilt werden dürfen, ſollen zu ges 
wiffen, durch die Amtsblaͤtter bekannt zu machenden 
Zeiten in. den Haupt: Seminarien, ‚in folcher Art. vor 
genommen twerden, wie diefes unter No. 10. in dem 

heute an die Koͤnigl. Provinzial Schulz Collegien er⸗ 


} laffenen Neferipte beſtimmt worden iſt. 


# 


6. Diejenigen, welche ohne in einem ‚Haupt Seminare vors 
bereitet zu fein, für das Schulamt geprüft zu werden 
‚ wünfchen, haben fich deshalb an die Koͤnigl. Regierung 
zu wenden umd Derfelbeh Be a pe 
a) ein. ärztlihes Zeugniß über ihren Gefundheitds 
zu ae an 

b) einen von ihnen ſelbſt verfaßten Lebenslauf, pr 
©) bie erforderlichen Nachweife und Zeugniſſe über 
genofiene ‘Erziehung und Bildung überhaupt und 


‘über die Vorbereitung zum Schufamte insbeſon⸗ | 


adere und >37 1.2. B 
d) Zeugniffe. der Ortds Behörde und des Pfarrers 
‚ über: bisherigen 'unbefcholtenen Lebenswandel und 
über ihre moraliſche und. religiäfe Qualifikation 
zum Schulamte z nn 
einzureichen. | 
7 


2. Gleiche Verpflichtung. follen in der Regel diejenigen 
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7. Die ædelgl. Regierung hat — ‚und Zeugs 
niffe forgfältig zu prüfen, erforderlichen Falls darüber 

- genauere. Nachforſchungen anzuflellen, amd nur nach 
erlangter vollfiändiger, Weberzeugung , daß gegen die 
phyſiſche und beſonders gegen . bie moralifche und tell 
gioͤſe Aualifitation des Afpiranten nichts zu erinnern 
ift, demfelben die Erlaubniß. und dem betreffenden 
Haupt» Seminare die ‚Anwelfang zur Prüfung zu er⸗ 
theilen. 

8 Die folchergeftalt Sepräften und. anftellungsfähig Er⸗ 
-- Härten follen jedoch, ohne Ausnahine, nur proviſoriſch 
auf ein, zwei oder drei Jahre, und zwar fo, daß für 
die Vorzüglicheren die fürzere Zeit beftimmt wird, ins 
Amt gefegt werden dürfen, und nach Ablauf diefer 
Ftiſt eine definitive Anftelung nur alsdann zu gewaͤr⸗ 
tigen haben, wenn von den ihnen vorgeſetzten Geiſtli⸗ 
hen und Schul⸗Inſpektoren ihre Amtstuͤchtigkeit be, 
zeugt wird. Ob aber eine obermalige Prüfung erfors 
: derlich fei, fol jn jedem alle der. — der 
Koͤnigl. Regierung uͤberlaſſen bleiben. 

9. Jeder gepruͤfte und anſtellungsfaͤhig erklaͤrte ‚Schul. 
amtsds Kandidat, welcher nicht fofort ein Amt antritt, 
fol der Koͤnigl. Regierung anzeigen, mo er feinen Aufs 
enthalt zu nehmen gedenkt, und von derſelben unter 
die beſondere Aufſicht des betreffenden Superintenden⸗ 
ten oder Schul⸗Inſpektors dergeſtalt geſtellt werden, 
daß von dieſem regelmaͤßige Berichte uͤber Beſchaͤfti⸗ 
gung, Fortbildung und Lebenswandel der feiner Auf: 

ſicht untergebenen Individuen zu erflatten find. 

10, Mer aus einem ‚Seminare verwiefen ift, oder daſſelbe 
von nun an eigenmächtig und ohne Abgangs-Zeugniß 
verlaffen hat, fol in Feinem Falle zur Prüfung, und 
alfo noch viel weniger ins Schulamt zugelaſſen werben. 

Nach diefen Beftimmungen hat nunmehr die Königl, 

Megierung die erforderlichen Befanntniachungen durch die 

Amtöblätter zu erlaffen, die übrigen mit dem Koͤnigl. Pros 

vinztal: Schul Collegio zu verabredenden. Einrichtungen ge⸗ 

meinſchaftlich mit demſelben zu treffen, und wie dem In⸗ 

Aunalen. Heſt II. 1826. Ya. 
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halte diefes PEPIRCHEE ia horonmuen iR, ——* auds 
fährtich zu berichten. 
Berlin, den“1. Fani 1826. 
Miniſterium der Geiſtlichen⸗ Unerrichte, und Merttimel— 
| "Agelegenfeiten. | 
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58. 
Publikandum ver’ Koͤnigl. Reglerung zu Magdeburg, 
len "für bie Schulanits⸗ Kandidaten bes 
— — treffend. — 
Adi Sehulamts: Kandidaten unſeres Verwaltungs⸗ 
Bezirkes. wird der F. 10. der Inſtruktion, welche jetzt die 
Schulanits ‚Fasdjbaten, ‚nach cheer Prüfung erbelten woͤrt⸗ 
1 alfo. lautend: 
damit übrigens die TIERE VER ONE mit den 
- Bildungs‘ Anſtalten, aus denen ſie hervorgegangen, in 
der noͤthigen Verbindung bleiben, ſollen fie gehalten fein, 
3.4, dem Ditektor des Seminars, aus welchem fie ab: 
gegangen, und bei welchem fie geprüft worden, bis 
zu ihrer fixen Anſtellung, ſtets ihren Aufenthaltsort, 
ſo oft ſie dieſen veraͤndern, ſogleich nm anzu: 
zeigen; 

2. demfelben jährlich im Monat December ein glaub: 
wuͤrdiges Zeugniß über ihre Dienftführung, ihren 
Privarfleiß und ihren Lebendwandel von dem Super⸗ 
intendenten der Didzed und dem Prediger des Orts, 
wo fie fich aufhalten, einzufenden; 

3. die fchrifslichen Arbeiten, die derfelbe ihnen jährlich 
aufgeben wird, mit allem Fleiße auszuarbeiten, und 
denfelben zur von ihm beftimmten Zeit einzureichen, 
und 

4. den Weifungen, welche ihnen derfelbe etwa ertheifen 
ſollte, ſchuldige Folge zu leiſten; 

da ſelbiger in den —— Inſtruktionen fehlt, hierdurch 
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zur Nachachtung und mit der Anmeifung befannt gemacht,’ 
fofort dem, Direktor. des ‚Seminars, aus dem fie adgeganz 
we ‚den Ort ihres gegenwärtigen en. og 

Re, den 30. Mai 1826. 

At RKoͤnigl. Negierung. 

Astheilung. fü die Kiechenvermoltung und bas — D— 


— — 
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Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſt⸗ 
lichen⸗Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten, an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die ohne Zwangsmit⸗ 
tel Pe Berbefferung bes Land⸗Schul⸗ 
weſens betreffend. 


 KIE: kit, 

Des Koͤnigs Wojeſtat hat bei Beranlaffung eines 
einzelnen Falles in Beziehung auf die von den Gemein⸗ 
den zu übernehmenden Unkoften für Verbefferung der Schutz 
einrichtungen, im Allgemeinen die Ruͤckſicht einzuſchaͤrfen 
gernht, welche die gegenwärtigen Zeituniflände verdienen, 
wo ver’ Landmann fich nicht in der Lage befinder, neue 
Koſten zu übernehmen, und deshalb allergnädigft beflimmt, 
daß in den meiften Fällen, nemlich in ſolchen, wo die 
Wohlhabenheit der Gemeinde ſolches nicht rechtfertigt, 
Bloß aus dem Grunde, weil eine Einrichtung: beffer ats 
die bisherige fei, diejenigen, welche die größeren Koften 
tragen follten, dazu nicht angehalten werden dürften, in 
der Regel alfo nur im Einverſtaͤndniſſe mit der Gemeinde 
verfahren werden müffe. 

Indem das Minifterium diefe Allerhoͤchſte Beftimmung 
hierdurch zur Kenntniß der Königl. Regierung bringt, fügt 
daſſelbe noch die ausdrückliche Aufforderung ,- fi danach 
in allen Faͤllen zu richten, um fo mehr hinzu, als aus 
der Natur der Sache hervorgeht, und durch die Erfah— 
rung binlänglich bewieſen ift, daß zur wahren inneren 
Verbefferung des Schulweſens zwingende Maafregein eben 
ſo unnoͤthig ale unwirkſam ſind, — aber den Be⸗ 

a 2 


y 


-E68 “ 

hoͤrden in dein Einwirkungen der Geiftfichen, der Landraͤthe 

und des Schulrathed fo wirffame Huͤlfsmittel, um wohl⸗ 

thätigen ‚Plänen Eingang und tillige Aufnahme zu ven 

fchaffen, zu" Gebote fiehen, daß es mur. in fehr feltenen 

Faͤllen der Anwendung von nöthigenden Maaßregeln ber 

Dürfen wird, um die durch das Gefeg vorgefchriebenen 

Einrichtungen durchzuführen. 

| Berlin, den ı2. Mai 1826; 

Minifterium der Geiftlichen:, Unterrichtds und Medizinal: 
BR Angelegenbeiten. 3.04 

a — v. Ultenftein. 
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Circulars Verfügung des Königl. Schuls Kollegiums der 
Provinz Brandenburg an fämmtliche Herren Direktoren 
und Rektoren der gelehreen Schulen in felbiger, den 
Unterricht in der. Religion betreffend. 


Wir tragen den Herren Direktoren und Neftoren der 


gelehrten Schulen der Provinz Brandenburg hierdurch auf, 


bei dem Unterricht in der Neligion in den unter ihrer. Ler 
‚tung ftehenden Lehranftalten, folgende, von dem Königl. 
Miniſterio der Geiftlichen, Unterrichts» und Medizinal- 
Angelegenheiten genehmigte gruandfägliche Beftimmungen anf 
dad genauefte zu beobachten-und auch, ſoweit ſolches da 
hin gehört, in den von ihnen zu entwerfenden und bei 
und einzureichenden Leftionöplanen hierauf Ruͤckſicht zu 
nehmen, 
1) Da, in- der. Negel,. nur vorzüglich ber. eine und det 
andere Lehrer zur Ertheilung des Neligionsunterrichtd 
geeignet iſt, diefem alfo derfelbe in mehrere Klaſſen 
.. übertragen werden muß, fo ift diefer höheren Ruͤck⸗ 
ficht die, fonft allerdings wünfchenswerthe Gleichzel⸗ 
tigkeit des erwähnten Unterrichts unterzuordnen, den⸗ 
noch aber thunlichft darauf zu fehen, daß derfelbe in 
die erſte vormittägige Stunde falle, _ | 


& % 
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2) E⸗ můuͤſſen aber — alle andere erſte vormittaͤgige 
und nachmittaͤgige Lehrſtunden mit einem Geber bes 
gonnen, und eben alſo auch die letzten vormittaͤgigen 
und nachmittaͤgigen Lehrſtunden geſchloſſen werden. 

3) Wo, wie bei den Cenfuren, bei der. Einführung neuer 
Lehrer, bei den öffentlichen Prüfungen, bei der Ent⸗ 
laſſung abgehender Scholaren m. ſ. w. die Gefammts 
heit der Schuljugend verſammelt iſt, darf in keinem 
Falle die erhebende religioͤſe Feier fehlen, und iſt viel⸗ 
mehr ſtets mit einer ſolchen die Handlung zu be⸗ 
ginnen. 
4) Wo Penſionate oder Alumnate mit einer Lehranſtalt 

verbunden find, muß der Direktor oder Rektor ganz 
‚die Stelle ded frommien Familienvaters vertreten, und. 

auf regelmäßige Abhaltung der Morgens und Abend- 
gebete, Sprechen des Tiſchgebets u. f. w. halten. Ihm 

und den Lehrern folcher Anftalten liest auch inſon- 
derheit ob, mit den Zöglingen den öffentlichen Got: 
teädienft zu befuchen, in Gemeinſchaft mit den Eons 
firmirten daß heilige Abendmahl zu genießen, und fie 
auf den würdigen Genuß deffeldben vorzubereiten. 

5) Aber au in den andern Lehranflalten, wo eine fo 
genaue Beziehung unter Lehrern und Schülern nicht 
Statt finder, wird thunlichſt auf gemeinfchaftlichen 
Beſuch des Gottesdienftes zu halten, und jede hier 
unter fchon beftebende Einrichtung aufrecht zu erhals 
‚ten fein. 

6) In Anfehung des, bei dem Religions-Unterricht zw 
befolgenden Plans, Faun im Allgemeinen die Anden 
tung genügen, daß in den untern Klaffen vorzugs⸗ 
weife biblifche Gefchichte dDurchgenommen, in den mitts 
lern zu einem zufammenhangenden Vortrage der chrift- 

lichen Religions8wahrheiten, inſonderheit nach Luthers 
Catechismus uͤbergegangen, in den obern Klaſſen aber, 
naͤchſt Mittheilung einer Einleitung in die Buͤcher der 
heiligen Schrift und einer Geſchichte der chriſtlichen 
Kirche, zu einem ausfuͤhrlichen Vortrage über genannte - 
„Lehren der chriftlichen Religion vorgefchritten, und, fo 
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wie in dieſen obern und minlern — ai un⸗ 


tern Klaſſen eine ganz beſondere Aufmerkfamkeit auf 


das Eefen und Erklären, nicht einzelne aus dem Zu: 


fammenhange geriffener Stellen, fondern vielmehr 
ganzer Abfchnitte und Buͤcher der .. Schrift 
gerichtet, fo in den untern zugleich das Auswendig 


: Jernen der Hauptfiücfe des ‚Katechismus nebft Be 


mweisftellen, und hierauf fich. beziehender Kirchenlieder, 
nicht aus der Acht gelaffen werden mäfle, 


7) Bor Allem muß der Lehrer bei dem Religions Un: 


serricht ‚nicht aus dem Auge verlieren, daß ed dem 
Staate darum zu thun fei, in den Mitgliedern feis 


ner Schulen Chriſten zw erziehen, daß alfo au 


nicht anf eine blos in der Luft fchwebende, alles tie 
fern Grundes beranbte fogenannte Moralität, fons 
dern auf eine gottesfuͤrchtige, ſittliche Gefinnung, wel 
che auf den Glauben an Chriftun beruht, bingean 
beitet werden müffe, 


8) Die zum Grunde zu’ legenden Religionsbuͤcher mif 


fen alfo gewählt werden, daß der unter No, 7. ans 
gegebene Zwerf um fo vollſtaͤndiger erreicht werden 
kann, Auch ift von nun an bei dem Religions⸗Un⸗ 
sercicht E£ein neues Lehrbuch einzuführen, ohne daß 
zuvor und hiervon Anzeige gemacht, und unfere Gr 
nehmigung zu deffen Gebrauch in den Klaſſen ertheilt 
worden, 


9. Daß die Kombinationen der Neligions = Klaffen oder 


vielmehr die gemeinfchaftliche religiöfe Unterweiſung 
von Schülern, welche nach ihren Vorkenntniſſen und 
dem Standpunft ihrer religiöfen Bildung zu fehr von 
einander verfrhieden find, vermieden werden müfle, 
bedarf Hier der befondern Erwähnung nicht; eine 
folche. Trennung aber in fofern auf Koften des gan 
zen Coͤtus zu bewirken, daß, wenn bid dahin dem 
felben zwei Stunden wöchentlich gewidmet waren, 
jede Abrheilung folches Coͤtus nur je eine Stunde 
wöchentlich erhielte, ift unſtatthaft, wie ſchon uͤber⸗ 
haupt irgend einem andern EEPSDNEN- nur wöchest 
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1 ei Stunde zu widmen/ —— iſt. Es muß 
end 
10) aus allen in Betreff de Unterrichts, — der Religion 
- bei. einem: Gymnaſio getroffenen Einrichtungen her⸗ 
vorgehn, Daß - auf: denfelben ein vorzüglich : hoher 
Werth. gelegt werde, daher derſelbe auch weder Din- 
fihtö der ihm zu widmenden Zahl der Stunden Färg- 
lich zu bedenken, noch wie ſchon erwähnt, in. unbes 
queme Stunden zu perlegen, noch ohne ſtrenge Wahl 
jedem Lehrer zu übertragen, vielmehr den wichtigſten 


Lehrobjekten mindeſtens gleich zu ſtellen, auch, in 
welchem Erfolge er ſich bei ben: Schuͤlern erweill, 


“anf eine ermunterude Weiſe anzuerkennen iſt. 
Vorſtehende grundſaͤtzliche Beſtimmungen uͤberheben 
uns zugleich, in das Einzelne jedes der und von den 
Herren. Direftoren und Rektoren in Betreff des Zuſtandes 
des Neligionds Unterrichts in den gelehrten Schulen er⸗ 
fiatteten Berichte. einzugehen, und ‚behalten wir uns nur 
für einige derſelben noch — nn en 
über vor. 7 
Derlin, den 4. Auguſt 1826. jur 
Koͤnigl. —— der Pesoin Branenkug 
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Circular⸗Reſcript des Köniyl. en der Geiſt⸗ 
lichen⸗ Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten, an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Konſiſtorien/ die Ertheilung bes Un⸗ 
terrichts im Rechnen und in der Mathematik auf 
| Spinnafien. betreffend, 





Das Minifterium bat Gelegenheit gehabt, zu bemer⸗ 
fen, daß in mehreren Gpmnafien verabfäumt wird, den 
Schülern zu der ganz unentbehrlichen Fertigkeit im gez 
meinen Rechnen zu verhelfen, indem theild in manchen 
Gpmnafien gegen die Wſi cht des Miniſterii der eigentliche 
mathematiſche Unterricht ſchon in der unterfien Klaſſe bes 
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sinne, und ſomit der Unterricht: ink’ gemeinen Rechnen 
ganz ausfällt, theils in andern gelehrsen "Schulen, wo der 
Unterricht im gemeinen Rechnen Statt findet, derfelbe 
nicht mit der erfoͤrderlichen praftifchen Einuͤbung verbuns 
den, oder wicht: genau und ſorgfaͤltig genug von dein mas 
eyematifchen-Umterrichte · getrennt wird. Da die Fertigkeit 
un Rechnen in jedem Lebensberufe noͤthig if; und da die 
Erfahrung lehrt, daß der Mangel am diefer Fertigkeit im 
ſpaͤtern Alter michto leicht gehoben, oft aber ungemein drüf 
kend empfunden’ wird,⸗ fo ſteht das Minifterium ſich ver⸗ 
anlaßt, hierdurch anzuordnen,daß der eigentliche: mathe 
matiſche Unterricht: in faͤmmtlichen Gymnaſien erſt in der 
Quarta beginnen/ in der Quinta’ und Sexta aber, als den 
beiden unterſten Klaſſen, die Fertigkeit im Rechnen, ohne 
alle Einmengung der Mathematik, jedoch auf eine hberall 
den: gefunden Menfchenverftand und die Selbſtthaͤtigkeit dei 
Schülers in Auſpruch nehmende, und nirgends in ein bloß 
mechaniſches und geiſtloſes Abrichten ausartende Weiſe prak 
tiſch eingeübt werden’ foll.- Der bei dem Unterrichte im 
gemeinen Rechnen von Seiten der Gymnaſial⸗Lehrer am 
zweckmaͤßigſten zu beobachtende Gang, iſt mit Sachkenntniß 
in der Vortede zu dem, von dem Profeſſor O hm hier im 
Jahre 1818 herausgegebenen, kurzen, gruͤndlichen 
und leichtfaßlichen Rechenbuche bezeichnet, welches 
uͤberhaupt bei dem fraglichen Unterrichte nuͤtzliche Dienſte 
wird leiſten können. I RE 
Berlin, den. 18: Mär; 1826. AR 
Miniſterium der Geiſtlichen⸗, Unterrichts, und Mebdizinal 
ln. . Angelegenheiten. ' Be 
nnd ,—Alten fein. 
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———— des aonigl — —— J 
zu Muͤnſter, enthaltend naͤhere Beſtimmungen uͤber das, 


nach Anleitung der allgemeinen Inſtruktion vom 25. 
Suni 1812, bei den Abiturienten Prüfungen in ber 
‚Provinz Weſtphalen zu — Bafabren. 





— $. | 
Die Themata zu den ſhrifelichen Arbeiten werden, 
wie ſchon in dem Geſetze ſelbſt liegt, den Schuͤlern nicht 


etwa im Voraus, um darüber nachdenken zu koͤnnen, ſon⸗ 
derm erft in dem Augenblicke, in welchem die Arbeit ber 
ginnen fol, bekannt gemacht. So vortheilhaft das erftere 
auch für den Gehalt der Arbeit fein möchte, fo iſt doch 
zu leicht ein Mißbrauch dabei möglih. Eben fo wenig 


"dürfen die Aufgaben folche fein, die von den Schälern 


fehon. früher in der Schule bearbeitet find. Dagegen müfs 
fen die Themata fo gewählte werden, daß der Stoff den 


⸗ 


Examinanden keine beſondere Schwierigkeit macht, dem im 


F. 10. der allgemeinen Inſtruktion angegebenen 
| dieſer Arbeiten zu genügen. 
$. ‚% : 

Die Abiturienten arbeiten. in der. Regel in Einem 
Zimmer, und zwar unter ununterbrochener Aufficht eines 
Mitgliedes des Lehrers KRollegi. Die an diefer Aufficht 
sheilnehmenden Lehrer find dafür verantwortlich, daß die 
geſetzlichen Vorfehriften genau befolgt werden, und baden 
unter jeder Arbeit, mit Angabe der Zeit, in melcher fie 
angefertigt ift, und mit ihrer Namensunterfchrift, zu ‚bes 
zeugen, daß folched gefchehen fei. Wenn fich mehrere Leh⸗ 
rer in der Auffiche abloͤſen, fo ift es zweckmäßig, daß. ein 
kurzes Protokoll über Anfang, Fortgang. und ‚Ende der 
Arbeit geführt werde, welches der jedesmal Hinzufommende 


fortfegt, und welches demnächft den übrigen, an und eits 


zufenden; PrüfungssAften beigefügt werden muß. Alle 
mündliche Aushälfe des Lehrers oder der Schüler unter 
einander, fo wie die Benugung anderer Hülfsmittel, als 
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welche das Geſetz geftattet,. find durchaus verboten, und 
bringen wir namentlich. in Erinnerung,. daß die lateini⸗ 
fchen Arbeiten ohne Hülfe des kexikons und der Grammatif 
angefertigt werden muſſen. 

9. 3. 

Was die auf die Anfertigung der ſchriftlichen Prũ⸗ 
fungs s Arbeiten zu verwendende Zeit-betriffe, fo werden 
dazu fünf ganze Tage geftattet, jedoch fo, daß jede 
einzelne Arbeit ohne Unterbrechung vollendet, d. 5. ent- 
worfen, abgefchrieben und in die Hände des beauffichti- 
genden‘ Lehrerd abgeliefert werden muß, ohne daß ben 
Abiturienten in der. Zmwifchenzeit eine Entfernung aus dem 
PrüfungssLofale oder deffen Bereich, unter welchem Vor⸗ 
wande es auch fei, geftattet werde. Es it nun Sache 
des Direktors, diefe Zeit fo zu vertheilen, daß ſowohl je: 
der Arbeit ihr angemeſſener Raum zufalle, ald auch, daß 
der Gang des übrigen Schulunterrichtö fo wenig wie moͤg⸗ 
— dadurch geſtoͤrt werde. | | 

$. 4 
L Die fchriftlichen Arbeiten find folgende: 

a) der deutfche, 

b) der Tateinifche Auffag; 

©) die mathematifchen und phyſikaliſchen Ausarbeitun⸗ 
gen, die auch auf verfchiedene Tage und Stunden 
vertheilt werden können, wenn nur darauf gefeben 
wird, daß jede einzelne Aufgabe ohne Unterbrechung 

‚bearbeitet, und vor der Entfernung aus dem Prü: 

fungs-Lokale in der Neinfchrift abgeliefert werde. 

Bu Die Ueberfegung aus dem Griechifchen ing Lateini- 
ſche oder Deutfche. Dazu mird immer ein: auf der 
29 Schule nicht geleſenes Stuͤck gewaͤhlt, und zwar ein 
1°, » Foßcheß, am. welchem ſich vie Gefchicklichfeit Des Abi⸗ 
turienten zeigen kann, fchwerere Konſtruktionen zu 
entwickeln, und welches ihm zugleich Anlaß giebt, in 
den Anmerkungen feine: grammatiſchen Kenntniſſe an 
' ven Tag zw legen. Der: Kommentar. — in lateini⸗ 
ſcher Sprache abzufaſſen. 
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€) Die, eberfegung and dem Deuräen oder Lateini⸗ 
schen ins Griechiſche. 

H Die Veberfegung eines auf der Schule nicht geleſe⸗ 
nen Stüds der Hebräifchen Bibel ind: Deutſche oder 
Eateinifche, begleitet von grammatifchen Erläuteruns 
gen. — Diefe Arbeit find nur die Fünftigen Theo⸗ 
logen und Philofogen zu liefern verpflichtet, denen 
fie jedoch nicht erlaffen werden darf. 

8) Die ‚weiter Vorgerücten koͤnnen auch eine ueber⸗ | 

fegung eines Stüds aus dem Deutfchen, Lateinifchen 
oder Griechifchen ins Hebräifche liefern, wozu, weil 
ed keine nothwendige Arbeit ift, auch eine —— 
dentliche Zeit genommen werden kann. 


$.' 5. 

Die Aufgaben find für alle zugleich Sepräften dies 
felden, und nur wenn einer oder der andere durch Krank⸗ 
heit vder ein ſonſtiges nicht zu befeitigended Ereigniß bei 
der Ausarbeitung unterbrochen werden „möchte, np er 
fpäter eine andere Aufgabe bearbeiten. 

$. 6, | 

Fir die nachherige Ducchficht und das aufarimin, 
heften der Arbeiten ift es bequem, wenn fie alle in gleis 
chem Format, wo möglich auf gleichem Papier, abgefchries 
ben werden. 


$. 

Den Arbeiten ift ein fateinifeh gefehriebenes Currien: 
lum virae, welches der Abiturient zu Hauſe entwerfen 
ann, beizulegen. | 

. | 

Bor der mündlichen Prüfung werden die ‚Arbeiten 
von den Lehrern, welche die Aufgabe geftellt Haben, oder 
dazu von den Direktor beauftragt find, durchgefehen, die 
fehlerhaften Stellen entweder volftändig korrigirt, oder 
wenigftens als fehlerhaft bezeichnet und zum Schluß mit 
‚ einer Kritik verfehen, welche den Standpunkt des’Abitus 
rienten gegen die Forderungen des Pruͤfungs⸗Geſetzes moͤg⸗ 
lichſt beſtimmt auAdrüct. — Die-Arbeiten cirkuliren dar 
nach bei allen Mitgliedern der Kommiſſion. | 
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Das —— bei der gen Yräfung 
iſt zwar durch das Gefe ebenfalls . in, den Kauptfachen 
beſtimmt; jedoch wird, um. auch in Diefer Hinſicht die mög- 
lichſte Uebereinftimmung zu bewirken, ausdruͤcklich hiemit 
volgendes vorgeſchrieben: 

:KEB; ift feiner der wefenelichen Gegenftände des Un⸗ 


| terrichts in der Prüfung zu übergepen, ı und. findet fie das 


Me in der Negel Statt: 


a) Im, gateinifgen und Griegifgen. 
Es wird den Abiturienten in der Regel ein vor 


Mi. Zeit auf der Schule gelefenes Stück aus einem 


ſchwereren Dichter und ein früher nicht geleſenes Stuͤck 
aus einem Profaiker zur interpretation vorgelegt. Wenn 
unter den Eraminanden folche find, die nur kurze Zeit.in 


der Prima gefeffen haben, fo kann ihrentwegen die Mahl 


des im der Schule Gelefenen nicht auf dasjenige, was fit 
mitgelefen haben, befchränft werden; ed ift vielmehr rad 
fan, ein früher gelefgned Stüd zu nehmen, damit auf 
hierdurch der unzeitigen Eile zur Univerfität entgegengear⸗ 
beitet werde. | 

Bei diefer Prüfung über die alten Klaſſiker müffen 


. fih die Eraminatoren zuvor verfihern, daß die Exami⸗ 


+ 


nanden. Eeine Bücher mit ‚verbotenen Huͤlfsmitteln, mit 
gedrugfter oder an den Rand gefchriebener Ueberſetzung t. 
fe w.,.in Händen haben. Sehr erwünfcht ift ed für die 
fen Zuvedh, wenn jede Prüfungs Kommiffton im Beſih eb 
ner binreichenden Anzahl von Eremplaren einfacher und 
wohlfeiler Ausgaben der vorzunehmenden Klaſſiker fein 
fönnte, um fie den Schülern, fiatt ihrer eigenen Buͤcher, 
in die Hand zu geben. , Die Kommiffionen werden de 
halb ihr Augenmerk daranf richten, unter Mitwirkung det 
Schulvorfiände, die zur allmähligen Anfchaffung von Ste 
reotypausgaben erforderlichen Mittel, die übrigens nicht 


bedeutend fein werden, zu befchaffen. 


Die Fertigkeit im Lateinſprechen Fann entweder 
durch Fragen, zu welchen der Iuhalt der erklaͤrten Stuͤckt 


/ 
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Anlaß giebt, oder durch eine. Didputation erprobt werden. 
Da jedoch beſonders bei diefem Theile der Prüfung, Bes 
fangenheit und Mangel an Uebung viele der Eraminanden 
zu verhindern pflegt, ſich auszufprechen, fo fol in ‚Zus 
Zunft immer noch ein lateinifches —— 
bei der mündlichen. Prüfung: hinzukommen , daß heißt, . 
fo ein langſam diktirtes, kurzes und- leichtes —24 
Stuͤck ſogleich von den Exraminanden lateiniſch niederge⸗ 
ſchrieben und nach geſtatteter Durchſi cht abgeliefert werden. 
Es wird dieſes Stück auch zur oft wunſchenswerthen Vers 
gleichuug mit den ſchriftlichen Arbeiten dienen koͤnnen. 
Den Koͤnigl. Kommiſſarien wird es bei dem philolo⸗ 
iſchen Theile der Prüfung ganz beſonders zur Pflicht ge⸗ 
— darauf zu ſehen, daß von den Pruͤfenden ſo wenig 
als moͤglich eingeholfen werde, damit die vorhandene oder 
fehlende Fertigkeit des Gepruͤften im Verſtaͤndniß der 
Schriftſteller und im Gebrauch der Sprache von der gan⸗ 
zen Pruͤfungs-Kommiſſion recht klar erkannt werden koͤnne. 


b) Im Hebräifchen: 
Ueberſetzung und grammatifche Analyſe eines vor lan⸗ 
gerer Zeit geleſenen Stuͤcks. 

u co) Im Deutfgen: 


Ueber allgemeine Sprachlehre, Lehre vom Styl 1, 
Gefchichte der deutfchen fitteratur, 


. d) In der Religionslehre: 


Ueber irgend einen Abſchnitt aus der Dogmatik, Mos 
ral, Neligionsgefchichte und Einleitung in die biblifchen 
Schriften. 

e) In der Mathematik und Naturlehre. 

Dei der erſtgenanuten Wiffenfchaft reicht es nicht hin, 
daß nur einige der ſchwereren TIheorieen vorgenommen wers 
den, fondern die Prüfung muß auch auf die Elemente 
zurückgehen, und überhaupt fo angelegt werden, daß zu 
erkennen ift, ob der Abiturient die Wiffenfchaft auch wirk⸗ 
lich mit felbfiftändiger Anfchauung, und nicht blos einige 
Hauptſaͤtze mit dem Gedaͤchtniſſe, aufgefaße babe. 


— 


— 
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H In der Geſchichte und Geographie: KF 


Wobei es nicht genuͤgt, eine chrondlogiſche Tabelle 


abzufragen, fondern auch die genauere Bekanntfchaft mit 
dem Zufammenhange der einzelnen: Begebenheiten -irgehd 
eined Zeitraums und mit dem Schauplatze, auf welchem 
fie ſich zutrugen, ferner mit der Eigenthuͤmlichkeit der Vers 
faſſung und un ber wichtigſten Zonee zu erforfgen, 


aan 
da⸗ Protokoll uͤber die mändliche Bedfung muß 
ganz nach der Vorfchrife. des $. 13. der‘ Inftruftion für 
die Abiturienten s Prüfungen: geführt werden, und ſowohl 
den Gang der Prüfung vollſtaͤndig nachweifen,. ald auf 
die Leiſtungen jeded Einzelnen -möglichft genau: charakteriſi⸗ 
ven, damit daffelbe, nebſt den fehriftlichen: Arbeiten, als 
Mechtfertigung ded von der Kommiffion  gefällten Urtheils 
auch "für denjenigen bienaı fann, der . zugegen gene 
fen ift. 
en 11. 

Dei der Ziehung: des: Endrefultats muͤſſen drei 
Momente des Urtheild, nemlich: die, Befchaffenheit der 
‚ fehriftlichen- Arbeiten, das Ergebniß der mündlichen Prür 
fung, und die Kenntniß ter Lehrer von dem ganzen wiſ—⸗ 
ſenſchaftlichen Standpunfte des Geprüften, forgfältig ge 
gen einander abgemogen werden, doch fo, daß vorzugss 
weife von den beiden erften die Beflimmung der Nums 
‚mer bed ‚Prüfungs, Zeugniffee abhängig gemacht wird. 

ER, 

Damit das Wreheil der einzelnen. Fachlehrer über den 
Standpumfe jedes Schüler in Beziehung auf- ihre Fächer, 
nach den Erfahrungen aus feiner Schulzeit, im. einer fe 
ften Geſtalt daftehn, ald Anhalt, fowohl für die era 
thung über die Zeugniffe, als auch befonders für ihre 
nachherige Abfaffung, fo fol jenes Urtheil nach Anleitung 


des angehängten Schema fchriftlich. aufgeſtellt werden, 


entweder durch vorheriges‘ Einfchreiben jedes Lehrers für 
feine Fächer, oder durch gemeinfchaftliches am Ende der 


— 
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VYrufung. Erſteres Hat den Vorzug der Zeiterſparniß und 
der völlig ruhigen Weberlegung, und iſt daher befonders 
alsdann anzuwenden, wenn die Zahl "der Abiturienten groß 
ift. Die Rubriken über Fleiß und Aufführung find indeß 
immer unter gemeinfchaftlicher Berathung vor oder nach der 
Prüfung auszufüllen, und wenn die Prüfung felbft eine 
Modififation ded von dem Fachlehrer gefällten Urtheils 
über die Kenntniſſe des Geprüften nörhig macht, fo ift dies 
ſes im Schema zu bemerken, und bei Abfaffung des Zeugs 
niſſes zu berückfichtigen. Das audgefälkte Schema iſt im - 
mer dem Prüfungss Protokolle beizufügen. 


| $. 13. 

Die Zeugniffe. find mit genauer Berückfichtigung 
des in dem Gefege aufgefiellten Maaßſtabes zu ertheilen, 
doch kann für diejenigen, melche fih in mehr ald einem 
- Gegenftande ded Gymnafials Unterrichts amszeichnen, ohne 
doch der No. I, mwirdig zu fein, der No. II. das Praͤ⸗ 
difat: mit Auszeichnung hinzugefügt iverden. 

Münfter, den 17. Juni :826. 

Königl. Provinzial: Schul : Collegium. 
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"Publifandum: der wiffenfchaftlichen: Pruͤfungs⸗Kommiſ⸗ 
ſion in Bonn, die Abſonderung der Dentaminum von 
ben Examinibus pro immatriculatione be⸗ 
treffend. u 


wa 
er 4 


Das hohe Könige, Minifterium der: Geiftlichens, Uns 
terrichts- und Medizinals Angelegenheiten hat durch dag 
Reſcript vom 23. Februar d. J. verordnet, daß die durch 
Verfügung vom 13. Mai v. 9. vorgeſchriebenen tenta- 
mina ‚von den examinibus pro immatriculatione abge⸗ 
ſondert, und fuͤr das Sommer » Semefter zu Anfang. des 
Monats März, für das Winter-Semeſter zu Anfang des 
Monatd Auguft gehalten werden ſollen, damit die im 
tentamen nicht beftandenen Kandidaten Zeit behalten ehe 
fie die Univerfität beziehen, Entfcheidung über ihre Zulaf: 
fung von jener hoben Staats Behörde einzuhofen;- 


Indem die unterzeichnete Kommiſſion diefe hohe Mid 


nifterials Verfügung zur Öffentlichen" Kenntniß bringe, bes 
merkt fie, daß fie Meldungen zum tentamen vom +: bis 
zum 12. Auguſt und März annehmen wird, ſpaͤter erfoe 
gende aber erſt bei dem jedesmal naͤchſten Termin heräc? 
fichtigen kann. DE Ze Ze N 
- Bonn, den 27. Mai 1826. — 
Wiſſenſchaftliche Prufungs-Kommiſſton. | 
et Brandis. 
7 64. Ara 
Publifandum der miffenfchaftlichen Prüfungs» Kommiſ⸗ 
ſion in Bonn, die Meldungen zum Examen pro 
immatriculatione betreffend. | 





zufolge einer vom hohen Koͤnigl. Minifterio der 

Geifilichen=, Unterrihtd> und Medizinal: Angelegenheiten 

am 2gften v. M, erlaffenen Verfügung fonen in Zufunft 
Annalen, Heft Il. 1826. © | 8b 


J 
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die Meldungen. zum examen pro immatriculatione fpäte 


ſtens bis 14 Tage nach dem. gefeglichen Termine des. Wie: 

deranfangs der balbjährigen Vorlefungen von unterzeich, 
neter Kommiſſion angenommen, und diejenigen Aſpiranten, 
welche jene Termine verſaͤumen, auf der Univerſitaͤt nicht 
geduldet werden. 

Bonn, den 27. Mai 1826. 
Wiffenfchaftliche Prüfungs s Kommiflion. 
j Brandis. 


65. 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung "zu Coͤslin, die 
- jährliche Einſendung einer Tabelle von den im dieſſer 
tigen Departement erſchienenen Zeit⸗ und Flug⸗ 

ir betreffend. ; 


— e tt 


Nach einer neuen Anordnung des Koͤnigl. Miniferi 
der Geifilichens, Unterrichts, und Medizinal, Angelegenheb 
ten foll demfelben am Schluſſe jeden Jahres eine tabel— 
lariſche Ueberficht alfer in dem. verfloffenen Jahre im died 
feitigen . Departement. erfchienenen Zeit⸗ und Flugſchrifſ⸗ 
ten eingereicht werden. _ 

Indem wir hierdurch auf Beranlaffung des Königl. 
Dber» Präfiviums der Provinz die Verleger und Cenforen 


des dieffeitigen Departements von diefer Beftimmung in 


Kenntniß fegen, erwarten ivir von letztern fpäteftend mit 
dem ı. Januar jeden Jahres, alfo zuerft zum 1. Januar 
1827 die Einreichung diefer Weberficht, nach dem unıfle 


ai a nen — — 


hend abgedruckten Schema gefertigt, zur Weiterbefoͤrde⸗ 


rung, und bemerken, daß hierdurch die angeordnete halb- 
jährige Einreichung. einer. Nachmweifung der ſaͤmmtlichen im 
hieſigen Departement, erfcheinenden Zeitz, Slugs und am 
dern gelehrgen Schriften nicht aufgehoben ift. 
Eöslin, den 16. Mai 1826. | 
| Koͤnigl. Preuß. Regierung. 
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| vm. 
Communal⸗Weſen. 


| 66. \ 
Referipe des König. Minifteriums des Innern, an den 
Königl. Ober» Präfidenten Herrn v. Baffewis Hod 
‚ wohlgeboren in Berlin, die Beflätigung der Wahlen 
von Magiftratualen auf Lebenszeit betreffend. 





. Em. Hochwohlgeboren erwiedere ich auf Ihre Anfrage 
vom zıftlen v. M., daß bei Beftätigung der Wahlen von 
Magiftratualen auf Lebenszeit, in specie der Wahl des 
Kämmerers ‚zu N. N. eintretende Neffore betreffend, daß, 
da Behufs der Iebenstänglichen Anftellung der Magiftratde 
Mitglieder eine Dispenfation vom Gefege erforderlich ifl, 
zu welcher des Königs Majeftät mich autorifire haben, hier 
nicht der Fall einer refforemäßigen Entſcheidung Ihrerſeits 
eintritt, welche jede Behörde nach ihrem Wirkungskreiſe 
nur innerhalb der gefeglichen Vorſchriften ertheilen kann. 
Ich muß mir daher vor der Hand und bis von Sr. Ma 
jeftät etiwad Anderes beſtimmt wird, die Beftätigung, der 
auf länger als die ‚gefegliche Zeit erfolgten Wahlen der 
Magiftrats- Mitglieder in Folge der mir ſpeziell ertheilten 
Autorifation noch vorbehalten. Es 

Berlin, den 5. April 1826. 

| Der Minifter des Innern. 

v. Shudmanı. 





67. 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern an die 
Königl. Regierung zu N. N., die Unterfuchungen gegen 
Communal: Beamte betreffend. 


Der Könige. Regierung wird zur Beſcheidung auf 


Ihre Anfrage vom zten d. M., 





885 
betreffend die Unterfugungen gegen Communal. | 
Beamte, 
eröffnet, daß die diesfaͤlligen in dem Reſeripte bom II. 
December 1824 *) und der Geſchaͤſts-Anweiſung für die 
Regierungen ‚vom 31. December vorigen Jahres enthalte: 
nen DVorfchriften ganz füglich neben einander beſtehen koͤn⸗ 
nen, indem in der „Öefchäfts : Unweifung,sc. am betreffens 
den Drie der Natur der Sache nach nur von Königl. 
Beamten, und nicht von Communal: DITLANIER 
die Rede ift. 
- Berlin, den 22. ‘uni 1826. 
Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. 
2.8 Köhler 





68. 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an den 
Koͤnigl. Staats⸗ Miniſter Herrn Ober⸗Praͤſidenten von 
Ingersleben Excellenz zu Coblenz, die Begutachtung 
der von Gemeinden abzuſchließenden Vergleiche 
durch drei Rechtsgelehrten betreffend. 





Em. Excellenz erwiedere ich auf Ihren Bericht vom 
30. Januar c,, 

die Frage betreffend, ob die von Gemeinden abzu⸗ 

ſchließenden Vergleiche der Begutachtung bester | 

Rechtsgelehrten unterworfen feien? 
‚in Webereinftimmung mit. dent Königl. Finanz: Miniſteris 
welchem der Bericht mitgetheilt worden, daß bet der Hoff⸗ 
nung einer vollftändigen Negulirung des dortigen Coms 
munal⸗Weſens es nicht angemeffen erfcheint, bei Sr. Mas 
jeftät dem Könige auf ein befonderes Gefeg zu Aufher 
bung der des obigen Gegenſtandes wegen noch beftehenden ges 
feglichen Vorfchrife anzutragen, uud daher, um einfiweilen 
noch die Vcchtögültigkeit der von den Gemeinden abzu— 


) Jahrg. 1524 Ates Heft, S. 1104. 


386 a, 
fchließenden Vergleiche ficher zu ftellen, nichts übrig blei⸗ 
ben wird, als die-vorgefchriebenen Sörmlichkeiten bis auf 
- Meitereß beobachten zu laffen. | 

Dies erfuche ich Em. Ercelfenz den Königt. Regie⸗ 
rungen auf die eingeſandten, anbei — — * 
richte derſelben gefaͤlligſt zu eroͤffnen. 


Derlin, den 20. April 1826. - AR 
De Miniſter des Innern. 
In deſſen Abweſenheit. + 
Köhler. 
69. 


Keferipe d des Königl. Minifteriums des na; an bie 

Koͤnigl. Regierung zu Breslan, bie Ertheilung des Buͤr⸗ 

gerrechts an Minderjaͤhrige, welche ein ererbtes Grund⸗ 
ſtuͤck gemeinſchaftlich beſitzen wollen, betreffend. 


 — 


.& {ft zwar, mie der Königl. Regierung auf Are 
Anfrage vom 11. hujus, in Betreff der Ertheilung des 
Buͤrgerrechts an Minderjährige, welche ein ererbtes Grund 
ſtuͤck gemeinfchaftlich befigen wollen, erwiedert wird, aller; 
dings nicht zu verkennen, daß der in der Staͤdte⸗Ord⸗ 
nung ausgefprochene Begriff des Bürgerrechts die von 
Ihr vorgetragenen Zweifel rechtfertigt. Indeſſen iſt zu 
erwarten, daß, wenn mehrere Minderjährige in den ge 
meinfchaftlichen Befig eines ftädtifchen Grundſtuͤcks treten, 
die Magifträte felbft nicht von jedem derfelben die Gewin—⸗ 
nung ded Bürgerrecht verlangen, fondern ſich, wenn nur 
der Bormund wegen der von dem Grundfiücke zu entrich⸗ 
genden Abgaben und anderen Feiftungen Vorkehrung trifft, 
mit, diefem Anfpruche fo lange gedulden werden, bis fih 
entfcheidet, wer von den Unmündigen folches übernimmt. 
Nernach mag die Könige. Regierung in vorkommenden 
Faͤllen die Sache zu erledigen — ‚im Fall a daß 


37 
ein Moegiſtrat ſich hierbei nicht Bra unter * 
des ſpeziellen * gi m : 


r. “ 
31 4 


| | Hs: 2 
Refeript des Königl. Miniſteriums des nähe an bie 
König. Regierung. zu Duͤſſeldorf, die Heranziehung der 
——— zu den laͤndlichen Kommunal⸗Steuern | 
| betreffend. F 
Da, wie der Koͤnigl. Regierung uf den Bericht vom 
29ſten v. M., wegen Deranziehung der fich abwechſelnd 
in einer mahl⸗ und fhlachtfienerpflichtigen Stadt: anf 
haltenden, von. der Klaffenfteuer. befreiten Gutsbeſitzer zu 
den Tändlichen Kommunal⸗Steuern, bemerklich gemacht 
wird, die Gemeinde⸗Beduͤrfniſſe durch Zuſchlaͤge zu ben 
Staats: Steuern aufgebracht werden, ſo ergiebt ſich von 
feibft, daß: feine" Zufchläge Hart finden koͤnnen, wo Feine 
Staats. Steuer eriftirt. Bei Sr. Könige. Majeftät eine 
andere Beflimmung in Antrag, zu bringen, ift feine Ber: 
anfaffung vorhanden, da die Sache jeden Falls fehr uns 
bedeutend ift, und Die Gutsbefiger, auch wenn fie abwe⸗ 
fend find, wohl das ganze Jahr hindurch die Zuſchlaͤge 
zur Grundſteuer werden bezahlen muͤſſen, hierdurch ‚aber 
zu den Gemeinde: Bedärfniffen im Verhältniffe zu den Bor: 
theilen ; welche ihnen die Gemeinden während ihres vor: 
übergehenden Aufenthaltd in denfelben gewähren, wahr 
fcheintich in: der Regel hinreichend beitragen. 
Berlin, den: 22. April 1826. : 
— des Innern. eie Abtheiluns. 
Koͤhler. — 


N 
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Ri it, REIT 70 wie one 
» Refeript bes Königl. Minifteriums. des Innern, an die 
Königl, Regierung, zu Bromberg, die Heranziehung der 
Staatsbiener ; zu den Gemeinde⸗Laſten betreffend. 





— 


Das Minifterium erwiedere der Könige. Megierung 
auf Fhre Anfrage vom 14ten v. M., | 

„über die Auslegung des Ausdrucks gefegliche Bor 
nf heiften im $,,03..de8 Geſetzes vom 11. Juli 1822 


Degen ‚Heranziehung der Staatödiener zu den Gemeinde 
| ! aſten/⸗ —7 ae - Bus a, —— 
‚daß Diefelde nur in den vorkommenden einzelnen Fällen 
nach Ihrer Ueberzeugung von der richtigen Auslegung des 
Gefetzes entſcheiden mag, wozu Sie in der- Einleitung zum 
Allgemeinen Landrechte Hinreichendes Anhalten finden wird, 
indem das. Miniſter lum/ nin ‘jedem einzelnen Falle, in wel⸗ 
em. Reklamationen gegen Ihre Entſcheidungen eingehen, 
ſich ausſprechen wird, ob daſſelbe daß Geſetz richtig auf 
den Fall angewandt ſinden wird oder nich ©; 
= Berlin, den 17.Mat:ngas.. mins inc 


’ 


 Miniftertum des: Innern. Erſte Abtheilungz. 
Er 9, RN, 
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Circular⸗ Reſcript des Koͤnigl Miniſteriums deg Innern 
an“ ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die Niederreißung 
von Stadt⸗Mauern und Thoren betreffend. 





es hi i ad IT an ta a 
Dur ein Schreiben des Koͤnigl. Finanz Dinifierb 
ums veranlaft, beftimme das Minifterium des Innern hier 
mit, daß bei allen Verfügungen, in Folge deren in mahl- 
und fchlachrfiewerpflichtigen Städten in ihrem bisherigen 
Verſchluß durch Niederreifung von Mauern und Thoren 
Veränderungen vorgenommen werden follen, da mo keine 
befondere Steuer-Direktion befteht, die ‚Abtheilang der 


. 








Koͤnigl. Regierung für dad Innere ſich mit derjenigen fur 
die Finanzen, entgegengeſetzten Falles aber mit der Steuer⸗ 
Direktion über dieſe Veraͤnderungen ſo zeitig als moͤglich 
zu vernehmen hat, damit von der Finanz⸗Behoͤrde die in 
Hinſicht des Mahls und Schlachtſteuer-Intereſſe erforder⸗ 
lichen Vorkehrungen bei Zeiten getroffen werden koͤnnen. 

Hiernach hat die Koͤnigl. Regierung Sich zu achten. 

Berlin, den 12. Juni 1826. 
Miniſterium des Innern. — —— 


Koͤhler. 
Hr jr 1% vui. 
J— 
A. 


eo 36 


— = 
Defaip des 5 Rbniat: Minifteriums des Innern, an die 
Koͤnigl. Regierung zu Coͤslin, das Verfahren in 
en Polizei» Straf-Sachen betreffend. 


: Der Koͤnigl. Regierung werden die mittelft Berichts | 
nom 2often v. M, eingereichten Akten mit: dem Eröffnen 
anbei remittirt, daß, da die dem N. N. Ihrerſeits für das 
Abledern einer getödteten tollen Kuh zuerfannte Strafe 
bereits vollſtreckt ift, es hier keiner. weiteren Entfcheidung 
bedarf. . Nur muß die Könige, Regierung, mie Ihr fchon 
öfterd bemerkbar gemacht worden iſt, daran erinnert wer 
- den, daß in dem polizeilichen Straf: Nefolutionen das Ger 
feß alfegirt werden muß, auf welches die Strafe gegrüns 
det wird; fo wie denn auch bei Publikation der Straf 
Reſolute dem Beftraften die Defugniß, den Recurs zu er | 
greifen, bekannt „gemacht, und bei Einlegung dieſes 


390. 
Rechtsmittels die Vouſtrecunæ der en — wer⸗ 


den muß: 
Berlin, den 3. April 1826, | 
‚Minifterium des Innern. Erſte Abtheilung. 


Koͤhler. 
a’ Dehnung Polhel 
74 


Reſcript des 5 Königl, Minifteriums des Innern und der 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Breslau, bie 
Nichteinführung von Geſinde⸗ Dienft s und 
Wander Büchern betreffend. 





Der Königl, Regierung. wird auf Ihren Aucrag in 

dem Berichte vom 6ten d. M. wegen verſuchsweiſer Ein⸗ 
fuͤhrung von Geſinde-Dienſt-Buͤchern im dortigen Regie⸗ 
rungss Departement hierdurch. eröffnet, daß ſchon früher 
befchloffen worden ift, dad Projekt wegen Einführung jener 
Bücher ganz auf fich beruhen zu laffen, werk eines Theils 
der davom gehoffte Nuben fehr problematifch ift, und weil 
ed anderen Theils fehr bedenklich erfheint, das Andenken 
an einzelne Vergehen in einer zur DBorzeigung beftimmten 
Urfunde zu verewigen, und dadurch das Unterfommen des 
Gefindes zu erfchweren.. Ohnehin ift auch nicht von allen 
Herrfchaften zu erwarten, daß fie nicht zu hart über das 
Gefinde urtheilen werden. 
Aus demfelben Grunde ift übrigeng die frühere Ab» 
fiht der Emanirung eines befonderen Gefeßes über die 
Einführung von Wander: Büchern für die Handwerks-⸗Ge⸗ 
felfen ebenfalls aufgegeben worden. 

Unter diefen Umftänden kann daher der vorgedachte 
Anträg der Königl. Negierung nicht genehmigt werden. 

Berlin, den 14. Juni 1826. 

Der aee des Innern und der Polizei. 
v. Shudmann. 
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78 . 
Reſcript des 5 Rönigl. Niniferiums bes Innern und ber 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Coͤlln, die Eins 
| führung der WBanderbücher betreffend. 





i Der Königl. Regierung wird auf Ihren Bericht vom 
26ſten v. M. hierdurch erwiedert, daß der Erlaß eines 
beſonderen Edikts uͤber die Wanderbuͤcher, welcher durch 
das Paß⸗Geſetz dom 22. Juni 1817 vorbehalten worden, 
vor der Hand nicht zu erwarten iſt. Wenn die Koͤnigl. 
Regierung ed daher für: erforderlich erachten möchte, die 
in diefer Beziehung dort noch beftehenden gefeßlichen Ans 
vrdnungen wiederum in Erinnerung zu bringen, fo muß 
Ihr ſolches um fo mehr überlaffen bleiben, ald es dazu 
nach der Schluß: Beftimmung des F. 11. der Regierungs⸗ 
Inſtruktion vom 23. Oktober 1817 keiner Genehmigung 
des unterzeichneten Miniſterii bedarf. 
Berlin, den 10. Juni 1826. 
Miniſterium des Innern und = Polizei. 
Köhler. 


76. | Dr | 
Bericht der Königl. Regierung zu Breslau, die Fort 
ſetzung des Geſindedienſtes nach dem Tode des 
Se betreffend. 





Bei einigen lnterbehörden unfers LORD 

zirks find Zweifel darüber entflanden: 

1) ob nach den Befiimmungen der $. $. 101. und 102. 
der Gefinde- Ordnung vom 8. November ı810 dag 
bei Bauern oder Drefchgärtnern dienende Gefinde 


nach dem Tode des Brodherrn verpflichtet ift, in den 


Dienſtd des Nachfolgers im Beſitz - der hinterlaffenen 
Stelle überzugeben und 

2) 0b die Eltern, welche nach $. 6. a. a. D. ihre Zu: 
ſtimmung zur DBermiethung ihrer wminorennen Kinz - 


® — 


BE | 
"rer bei den Verftorbenen gegeben haben, befugt find, 
diefe zu verhindern, in den Dienſt des neuen Stellen: 
Beſi itzers uͤberzugehen. 


In Ruͤckſicht der erſten Frage ſcheint nach unſerer 
unvorgreiflichen Anſicht es keinem Bedenken zu unterlie—⸗ 
gen, daß wenn der Nachfolger im Stellen-Beſitze succes- 
sor universalis ift, dem Gefinde des Verftorbenen die 
Verpflichtung obliegt, bis zum nächften gefeglichen Abzugs—⸗ 
Termine in den Dienft des Nachfolgers überzugehen, da 
auf der andern Geite nach Beflimmung der $. $. or. 
und 102. die Erben ausdrücklich verpflichtet find, dieſes 
Geſinde bis zum gedachten. Termine beizubehalten. 


. Auch legt unſers Erachtens der $. 6.. den Eltern 
minorenner Dienſtboten keineswegs die Befugniß bei, we 
gen des Uebergangs ihrer Kinder in einen andern Dieuſt, 
ein Widerfprucherecht auszuüben, wenn fü e. nur überhaupt 
einmal bemwilligte haben, daß die Kinder in das Dienftbos 
ten-Verhaͤltniß treten dürfen, und im fofern fie fich nicht 
ihre Zuftimmung zu jedem Dienftwechfel beſonders vorbes 
halten haben; weicher Fall im $. 8. voransgefehen if. 

Dagegen fcheint es zweifelhaft, ob dad Gefinde ver- 
bunden fei, in den Dienft eines successor singularis zum 
Deifpiel eined Käufers, bis zum Ablauf des gefeglichen 
Termins überzugehen. Eine glebae alscriptio- tft äberall 
aufgehoben, alfo auch in diefer Beziehung nicht anwendbar, 
und obgleich wir hierbei nicht überfehen, daß’ das Gefinde 
der Bauern, und befonders das der Drefchgärtner nur 
allein wegen der Stelle, und der damit verbundenen land: 
wirthſchaftlichen Arbeit angenommen wird, aus welchem 
Grunde auch einige Dominien in folchen Fällen den Ue— 
bergang des Gefindes der verftorbenen Drefchgärmer in 
den Dienft des Nachfolgers im Stellen: Befige verlangt 
haben, ſo kann und doch das VBerhältniß des Geſindes 
zur Herrfchaft nach dem jeßigen Stande der Gefeggebung 
nur als ein rein Perſoͤnliches erfcheinen. 


Ew. Ercellenz höherem Ermefjen fehen wir und da⸗ 
her gendthige, die Entſcheidung hierüber ehrerbietigft ans 
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heim zu ſtellen, indem wir zugleich um hochgeneigte - Mit⸗ 
theilung derſelben ganz gehorſamſt bitten. 

Breslau, den 28. Mai 1826. 
| —38 Regierung. Erſte Abtheilung. 


Ein Königl. ober ——— des 
Innern und der Polizei. 





77: 
Kefeript bes Königl. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Breslau, 
diefelbe Angelegenheit betreffend. — 
— — X 
Das unterzeichnete Miniſterium iſt mit der Meinung, 
welche die Koͤnigl. Regierung in dem Berichte vom 28ſten 
v. M. in Betreff der Auslegung der in den $.$.6. 101. 
; > 102. der Gefinde- Ordnung vom 8. Movember ı1gıo 
enthaltenen Beſtimmungen hinfichtlich des zu landwirth-⸗ 
ſchaftlichen Zwecken gemierheren Gefindes entwickelt hat, 
einverftanden, und überläßt Derfelben danach Ihrer Seits 
zu verfahren. Sollte der Königl. Regierung etwa bekannt 
werden, daß Seitens der Gerichte das vorftehende Geſetz | 
anderweitig interpretirt werde, fo bat Diefelbe dies nach» 
richtlich anzuzeiyen. 
Derlin, den 16. uni 1826. - 
Minifterium ded Innern und der Polizei. 
Koͤhler. 


78. 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an das Koͤnigl. Polizei-Praͤſidium in Berlin, 
die Kontrollirung der- Handwerfsgefellen betreffend. 





Auf den Bericht vom ıoten d. Mts. wird dem Koͤ— 
nigl. Polizei⸗Praͤſidio hierdurch in Antwort eroͤffnet, daß 
ſich gegen die Vorſchriften in dem bier wieder beigefügten 


1 * 
i 
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Neglementd > Entwurf. vom 23. Juli d. J J. (Anl. a.), die 
Kontrollirung der Handwerkögefellen hiefelöft betreffend, mit 
der von Demfelben, wegen der unzünftigen Gefellen bevor: 
worteten Maaßregel nichts zu erinnern findet, daher von 
jegt an mach dieſem Reglement verfahren werden fann. 
Es wird jedoch erwartet, daß darauf gefehen werde, daß 
‚die Altmeifter ſich keine Willkuͤhrlichkeiten gegen unzünftige 
Gefellen erlauben, da in diefem Falle die Genehmigung ber 
Maafregel zurückgenommen werden muß. 

Berlin, den 30. Dftober 1825. ' 

Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Schuckmann. 


A. 
Reglemente 


in Betreff ded Verfahrens Bei der Meldung bier ankom- 
mender Gefellen und bei der Ertheilung von Arbeitsfchei- 
nen und der Abfertigung abmwandernder Geſellen 
hieſelbſt. 

Der Magiſtrat hleſiger Koͤnigl. Reſidenz bat im Ein, 
verftändniß des König. Polizei» Präfidii bierfelbft befchloffen, 
daß in Betreff der Meldung der bier anfommenden Gefellen, 
der Ertheilung von Arbeitsiheinen und der Abfertigung der 

answandernden Gefellen oder Gehülfen, in nachftehender Art, 
zar tn der Ordnung. verfahren werden foll, 
a 9 
Dilie Wirthe der Herbergen in hieſiger Reſidenz ſind ver⸗ 
pflichtet, jeden ankommenden Geſellen oder Gehuͤlfen, wenn 
zuvor deſſen Name in das fogenannte Fremdenbuch eingetragen 
worden iſt, ſpaͤteſtens zwei Stunden nach der Ankunft deffels 
ben, oder wenn diefe des Abends erfolgt, am nächften Morgen 
früh um 7 Uhr, mit Einreichung der Legitimation, Urkunden 
des Einmwandernden, als des Pafles oder Wanderbuchs oder 
der Kundfchaft, bei dem Polizei» Kommiffarius des Neviers zu 
melden. 
3 


Die BERGEN gaben — puͤnktlich darauf zu 
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halten, daß jeder Gefel oder Gehuͤlfe ſich fogleih Im Koͤnigl. 
Polizei» Fremden » Buͤreau zur Erlangung einer Aufenthaltes 
Karte. oder des Viſa zur weitern Reiſe melde, und Niemand 


laͤnger als eine, Nacht zu beherbergen, der nicht : nachweifen 


£ann, fid) im FremdensBüreau gemeldet zu haben. Die Ab 
fertigungszeit ‚im Fremden; Bireau it von 8 Uhr Morgens bie 
Nachmittags 3 Uhr; fpäter fid) Meldende koͤnnen nicht beruͤck⸗ 
Biest werden, 
$ 3 

Da es bei dem Andrange der Gefellen im — Buͤ⸗ 
reau nicht immer möglich ſſt, daß diefelben ſogleich bei ihrer 
Ankunft im Buͤreau abgefertigt werden koͤnnen, fo iſt die Ein— 
tichtung getroffen worden, daß mehreremale die Anweſenden 
aufgeſchrieben, und dann der Reihefolge nach zur Abfertigung 
gerufen werden. Die Geſellen find. daher verpflichtet, nicht 
nur diefe Aufihreibung, ſondern auch ihre Abfertigung ſelbſt 
abzuwarten, da die Entſchuldigung, „nicht abgefertigt worden 
zu ſein,“ ohne weiteren Ausweis’ Niemand von der gefeglichen 
Strafe entbinden kann, wenn er auf der Herberge nicht weiter 
angenommen, und bei längerem Umbertreiben betroffen wird, 
da felbft in dem Falle, wenn bei zu großem Andrange nicht 


— 


alle / anweſende; Geſellen an einem Tage abgefertigt werden 


koͤnnen, den übrigen nicht abgefertigten beſondere, auf eine bes 
fimmte Stunde lautende, Interims-Karten für den folgenden 
Tag eingepäutigt werden. 
$. 4. 
Die Aufenthalts» Karten werden gewoͤhnlich auf drei bis 


vier Tage ertheilt, wer eine Verlängerung derfelben zu erhalten _ 


wuͤnſcht, muß entweder, wenn er zünftig iſt, durch ein Zeugs 
niß des Altmeifters feines Gewerks, wenn der Gefelle aber 
nicht zuͤnftig ift, durh ein von dem Revier-Po— 
lizeiKommiſſarius beglaubigtes Atteft einesMeis 
fters zuoörderft nachwelfen, daß er Arbeit erhalten werde, oder 
ee muß ein Zeugniß des betreffenden Polizei» Kommiffarius 
darüber beibringen, daß er bei Verwandten wohne und von 
„Ihnen unterhalten werde; entgegengefeßten Falls muß der Gefell 
'- Berlin verlaffen. 
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Bee re 
Sobald :ein Gefell Arbeit erhalten hat, muß er dies, 
wenn er. zünftig iſt, durch ein von dem Altmeiſter feines Ger 
werfs, wenn er:aber unzünftig ift, durch ein von dem Neolers 
Molizeis Kommiffarius bejcheinigtes Zeugniß feines Meifters nad 
weiſen, und ſich gegen Ruͤckgabe der Aufenthalts-Karte einen 
polizetlichen Arbeitsſchein erbitten, dieſen Arbeitsichein hat der 
Geſelle, fofern er ein zäÄnftiger tft, fogfeich an den 
Gewerke, Altmeifter abzuliefern, ‚und dagegen einen — 
Yrbeirgfgein in Empfang. zu nehmen. 

| 9. 6.” 

Tritt ein Gefell aus der Arbeit, fo mug er dies ſoglelch 
dem Altmeifter anzelgen, wo der zünftige Gefell dann gegen 
Ruͤckgabe des Gewerksſcheins den polizeilichen Arbeitsideiu 
zurück erhält, mit welchem er ſich, nachdem folder ‘von dem 
Revier⸗-Kommiſſarius und dem Altmeifter. zur Abreife atteftirt 
worden, fogleich zur Empfangnahme des. Paffes im Fremden 
Büreau zu melden hat, Iſt der Geſell miche zuͤnftig, und 
hat er den polizeilichen Arbeitsichein dem Altmetfter gar nicht 
eingehändigt gehabt, indem er dazu nicht verpflichtee iſt; fo 
muß er ihn, wenn er aus der Arbeit tritt, zum Altmeifter und 
Poltzel : Kommiffarius mitnehmen, damit das Atteſt zur Abreife 
darauf geichrieben werden kann. - Hat aber ein Gefell Ausı 
ſicht, Hier ‚wieder anderweit in den nächften Tagen Arbeit zu 
erhalten, fo muß ſich derfelbe mit dem polizeilichen Arbeitsfchein, 
ohne daß folder zur Abreife atteffirt worden, hei 
dem Polizei» Sicherheits ;Bürean melden, und ſich eine Aufent 
* Halte; Karte erbitten. Hierbei gelten wieder die ad 4 und ) 
bei der erften Karte gegebenen Vorſchriften. 

In Betreff des Schuhmacher-Gewerks wird bemerkt, daß 
die Geſchaͤſte, melde nach Vorſtehendem die Altmeiſter zu ver⸗ 

walten haben, bei dieſem Gewerke dem Herbergswirthe übers 
tragen find, und bet einzelnen Gewerken, an. die Stelle der 
Altmeifter, . die fogenannten Beiſitz⸗ oder Ladenmeifter trete, 
welche die Angelegenheiten der Gefellen verwalten. 


| $. 7. | — 
Die Strafen, welche auf Nichtbefolgung dieſer Vorſchtiſ⸗ 


ten ſtehen, * ind in den gedruckten Karten und Arbeitsſcheinen 
aus⸗ 


— — —— — — 


49 
auedrucklich genannt, und twerben Wi wortonmenden 2. * 
rn vollzogen werden. 3 
9. 8. J 
unwiſſenheit tann die Uebertretung — Worſheittn 
— nicht entſchuldigen, va fie in den Karten und Arbeits⸗ 
fcheinen abgedruckt: ſind. Jeder Geſell muß daher ſolche bei 
bei deren Empfang aufmerkfam durchleſen, oder ſich dorlejen 
laffen, um fi vor POUR zu Bet N 


S. 

Ieder zünfüge Geſel iſt, 7 Ruͤckſicht, ob er bei einem 
zünftigem oder. bet, elnem unzünftigen Meifter arbeiter, verpflichs 
tet, die gewöhnlichen Beiträge zur Gewerkskaſſe pünktlich zu 
entrichten, wogegen. er bei Krankheiten auf Unterſtuͤtzung aus 
diefen Kaſſen, Behufs feiner Heilung, Anfprähe machen kann. 
Auf diefe Umterftägung aus der Gewerfs- Kaffe hat jedoch ein 
Geſell, der an venerlihen Krankheiten und an der Kräße 
leidet, keine Anfprüche. zu machen, wenn er auch feine Beiträge 
richtig gezahlt hat. | | 


10. 


A 


\ So wie die Herbergswirthe keinen fremd —— 


Geſellen uͤber 24 Stunden ohne Aufenthalts-Karte beherbergen 
dürfen, eben fo wenig, und bei gleicher Strafe, dürfen fie einen 
außer Arbeit ‚getretenen Gefellen ohne Aufenthalts ; Karte über 
24 Stunden aufnehmen, Indem der Arbeitsfhein nie die Stelle 
der Aufenthalts» Karte. vertreten kann; vielmehr find fie vers 
pflichtet, von jedem einzelnen ohne Aufenthalts » Karte, vielleicht 
in einer Schlafftele fih aufhaltenden, die Herberge befuchenden 
Gefellen, dem Fremden: Büreaun Anzeige zu machen, damit dem: 
Anhäufen der arbeitslofen Sefellen vorgebeugt werden könne. 
§. 1. 

Die Altmeifter der Gewerke find zum Beften des Ganzen 

zu gleichen Anzeigen verpflichtet. 
12, 

Die Altmeifter dürfen feinem Gefellen die Unterſchrift 
des Arbeitsicheines ‚verweigern, und ihm dadurch unnöthigen 
Aufenthalt verurfadhen, vielmehr müffen fie jedenfalls die Urfachen 
der Weigerung auf den Arbeitsicheinen kurz bemerfen: 

„iſt nicht zuͤnftig, muß die Beitraͤge erſt berichtigen ;“ 

Annalen. Heft II. 1826, Er 


/ 


598 ’ 
In. dem letzteren Falle würde aber einem ſolchen Geſellen auch 
fogleich anderweit Arbeit nachzumelfen, und dies mit auf dem 
Arbeitsfcheine zu bemerken fein, welches aber dann eine Aus, 
nahme leidet, wenn bei: Eintreibung der Ruͤckſtaͤnde fonftige 
objecta executionis vorgefunden werden. 

Urkundlich unter dem Stadtſie gel gegeben Berlin, den 23. Jull 1825. 

Ober⸗ Buͤrgermeiſter, Buͤrgermeiſter und Rath 
hieſiger — Reſidenzien. 

| Buͤſchins. 

Vorſtehendes, vom Koͤnigl. Miniſterio des Innern unterm 
30. Oktober 1825 beſtaͤtigte Reglement über die Kontrollitung 
der hier ankommenden und der abwandernden Handwerksge⸗ 
ſellen vom 23. Juli 1925, wird den Gewerk 
nebſt anliegendem, beim Tiſchler-Gewerk uͤblichen, aber 
berichtigten Schema eines Gewerks⸗ Arbeitsicheines zum 
etwanigen Gebrauch dieſes Schema und zur Publl— 
kation des Reglements felbft im Gewetk und an die Alt 
gefellen, fo wie zur ſtrengſten Befolgung defielben mit dem 
Befehl, an die Altmeifter oder die fonftigen, die Gefellen; 
Angelegenheiten verwaltenden Gewerke; Beamten, desglel⸗ 
chen an die Herbergswitthe, zugeſtellt, feine Willkaͤhrlich⸗ 
kelten gegen unzuͤnftige Geſellen ſich zu erlauben, und 
inſonderheit letztere ſchnell abzufertigen, indem auf den 
entgegengeſetzten Fall nicht nur das Koͤnigl. Miniftertum 
befchloffen hat, die Genehmigung des Neglements zurüd, 
zunehmen, fondern auch der Magiftrat ſich vorbehäte, ein 
ſolches unmürdiges betragen jener Individuen, welches 
den Zweck eines guten Vernehmens zwiſchen den zünftls 
gen und unzünftigen Gewerksgenoſſen vereiteln wuͤrde, 
disciplinarifh zu rügen. 
Ein Eremplar diefer ganzen Verordnung it in der 
Gewerkslade aufzubewahren. 
Berlin, den 10, Januar 1826. 
- Ober» Bürgermeifter, Bürgermeifter und Rath 
hieſiger Koͤnigl. Reſi ur 
Buͤſching. 
An 

das 
174 

bierfelbfi. 


5 


S ch ema 
Bewerten Gewerks⸗Arbeitsſchein ded 
. Siegel. 7 Gefellen (Zuname) in Berlin. 
Der Geſell (Vor⸗ und Zuname) 
ons in gebirtig, Hat 


in Berlin, bei folgenden Meiftern gearbeitet: 








—* | Monat dabr 
Js a 
Kabk. E . bei dem Meifter. der Entlaſſung. Bemerkungen. 
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Publikanda der Koͤnigl. — zu Stettin und 


Ei die Stempelung der Buttergefäße bes 
‚treffend, 


Nah Altern gefeglichen Beſtimmungen follen die in 
der Provinz beim Dandel üblichen Buttergefäße: ein gan 
zes Achtel zu 18 Berliner Quart, ein halbes Achtel zu 
9 Quart, ein ſogenanntes Vierpart zu. 41 Quart kubiſchen 
Juhalt verfertige werden.: Neuerlich ift nun der FAl vor 
gefommen, daß Behufs Uebervortheilung des Publikums, 
auf. Beftellung fogenannte Vierparte kleiner als vorge 
dacht angefertigt worden find. - : Wenn ed num zwar ge 
- genwärtig den Böttchern freifteht, Gefäße aller Art von 
beliebiger Groͤße zu machen, fo find fie doch nach Vor: 
fehrife des $. 26. der Maaß- und Gemwichtsordnung vom 
16. Mai 1816 gehalten, jedem derartigen Gefäß die Ber 
liner Quartzahl, die es enthält, -und ihren. Stempel ein: 
zubrennen. Wir finden und daher veranlaßt, ſaͤmmtliche 
Polizei Behörden des Negierungs Bezirks anzuweiſen, die 
Befolgung diefer gefeglichen Beflimmung von Seiten der 
Böttcher, durch Häufig zu veranlaffende Nevifionen genau 
zu kontrolliren, und dabei feflzufegen, daß der gedachte 
Stempel, neben dem Anfangsbuchfiaben des Namens des 
Verfertigers, auch den vollen Namen feines Wohnorts 
jedesmal enthalten muß, damit in vorkommenden Faͤllen 
der Urſprung des Gefaͤßes ohne Schwierigkeit ermittelt 
werden kann. 

Vom 1. Januar 1826 an dürfen Feine andere ald 
vorfehriftsmäßig geſtempelte Buttergefäße im gemeinen Vers 
fehr angewandt werden, worauf die u Behörden zu 
vigiliren haben. 

Stettin, den 5. December 1824. 

König. Regierung. Zweite Abtheilung. 
Von mehreren Seiten ift darüber Befchwerde geführt 
worden, daß unfere Verordnung vom 5. December 1824, 
wegen Stempelung der Buttergefäße, fo wenig von den 
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Boͤttchern ald Butterhändlern befolgt werde. Wir finden 
und daher veranlaßt, die Kreids und ftädtifche Polizeis 
Behörden wiederholt gemeflenft anzumeifen, ſaͤmmtliche Boͤtt⸗ 
cher und Butterhändler ihres Bezirks mit den. Vorfchrif- 
ten jener Verordnung genau befannt zu machen. Dabei 
wird bemerkt, daß die Verfertiger unrichtiger oder unge 
fiempelter Buttergefäße nach $. 27. der Maaß⸗ und Ges 
wichtd Ordnung vom 16.Mai 1816, fo wie die Verfäus 
fer von Butter, die fich in folchen sorfehriftöwidrigen Ge: 
fäßen befindet, nach $. 12. jenes. Geſetzes, zur Unterſu⸗ 
Hung und Beflrafung gezogen werden müffen. 
Stettin, den ı2. April 1826. 
Königl. Regierung. Erfte Abthetlung. 


‚ Vorftehende Bekanntmachungen werden hiermit zur 


— Kenntniß gebracht, und bie betreffenden Ge 


twerbtreibenden gewarnt, bei Bermeidung der in der Maaß⸗ 
und Gewichts: Ordnung vom 16. Mai 1816 vorgefchrie, 
benen Unterfuhung und Beftrafung, fich der Anfertigung 
und des Gebrauchs ungeſtempelter Buttergefäße zu ent⸗ 
halten. | | 
Potsdam, den 29. April 1826. 
Könige. Regierung. Erſte Abtheilung. 


| C. 
Paß⸗ und Fremden⸗Polizei. 


860. 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern 
und der Polizei, an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, 
und abſchriftlich zur Nachricht und Achtung an das 
Polizei⸗Praͤſidium und an die Militair⸗Kommiſſion zu 
Berlin, die Paßertheilungen an beurlaubte Lands 
. wehrmannfchaften. betreffend. 





Dei Ausführung der Vorſchriſt der Allerhoͤchſten Ju⸗ 


oe FR Br 
firuftion für die Landwehr⸗Inſpekteurs vom ro. December 
1816 A41, und der darauf gegründeten Feftfeßung ad 4. 
des Circular⸗Reſcripts der Diinifkerien ded Innern und 
des Krieged vom 9. September ı819 *) wegen der Paßr 
ertheilungen an beurlaubte Sandwehrmannfchaften find 
feither einige Bedenken entftanden, zu deren. Befeitigung 
fih die Diinifterien ded Innern und des Krieges über fol⸗ 
folgende Beſtimmungen vereinigt haben: 
1. die zum. Reſſort der competenten Civil⸗Behoͤrde ge⸗ 
hoͤrige Ertheilung von Reiſepaͤſſen an Landwehr⸗ 
mannſchaften, darf bei Reiſen außer Landes, in ent⸗ 
fernte Provinzen und auf laͤnger als vier Monate, 
ſelbſt wenn die Reiſen in keine Periode einer großen 
Landwehr⸗Uebung fallen, nicht ohne Weiteres, ſon⸗ 
dern immer erſt dann erfolgen, wenn das den Rei⸗ 
fepaß begehrende Individuum fich über die gefchehene 
Meldung bei dem Dititairs Vorgefegten hinreichend 
ausgewiefen bat. Die Aushändigung der Meifes 
Däffe ift aber in folchen. Fällen nur von dem Nach⸗ 
weiſe der fatt gefundenen Meldung bei dem Mis 
litair : Vorgefegten, nicht aber von der Zufimmung 
deffelben, deren es nicht bedarf, abhängig. 
2. Sobald indeffen die Neife in die Periode einer gros 
gen Landwehr-Uebung fällt, darf der Paß nur 
mit vorheriger Zuffimmung der Militair⸗Vorge⸗ 
fegten ertheilt, leßtere jedoch bloß dann verfagt wers 
ben, wenn von einer Meife während einer folchen 
Uebungss Periode die Rede ift, an welcher die Lands 
wehrmannfchaften nach dem regelmäßigen Wechſel 
ihrer Einberufung Theil nehmen muͤſſen. 
3) Wenn in einzelnen Fällen, wo den eine Reiſe beab⸗ 
ſichtigenden Landwehrmann die Neihefolge zur Theil 
nahme am der großen Uebung trifft, die Zuflimmung 
der Militaies Behörde, mithin nach dem beftehenden 
allgemeinen Prinzip, verfagt werden kann, befondere 
Verhältniffe die Bewilligung einer längern Reiſe⸗Er⸗ 
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laubniß, alfo eine Dispenfation von der Uebung, 
- welcher der Landwehrmann eigentlich beimohnen müßte, 
erfordern möchten, fo hat die Königl. Regierung Sich 
dieferhalb mit dem betreffenden Landwehr s Brigade 
Kommandeur zu einigen, oder fi eventualiter an 
dad Königl. General: Kommando zu wenden. 
| Die Königl. Regierung wird Sid) jedoch, fo> 
bald dergleihen Ausnahmefälle bei Garde: Manns 
(haften zur Sprache fommen, nicht mit den Pros 
. vinzial: Militairs Behörden, fondern Iresp. 
mit den Garde- Landwehr: BrigadesKoms 
‚mandeuren und dem Königl. General» Kommando 
der Garden in Relation feßen. 

Es ift alddann nicht zu beforgen, daß die ges 
dachten oberen Militairs Behörden bei einem wirklich 
eintretenden gegründeten Beduͤrfniß ihre Zuftimmung 
zur Neife verfagen werden. Seitens ded Herrn Kriegs- 
Minifterd wird übrigens demgemäß ebenfalls das Er: 
forderliche an die Militair Behörden verfügt werden. 

Berlin, den 4. Mai 1826. 
Der Minifter ded Innern und der Polizei. 
v. Schuckmann. 


D. °_ | 
Sicherheits Polizei. 


sr: | 

—— des Koͤnigl. Miniſteriums des Sram, an’ die 

Königl. Regierung zu Potsdam, die Angehoͤrigkeit 
eines Bagabonden betreffend. _ 





Die Koͤnigl. — irret, wenn Sie nach Ihrem, 
e dem Landarmenhauſe zu Strausberg durch dem ehe- 
aligen Schulzen N. N. aus N. verurſachten Koſten be⸗ 
effenden Bericht vom iſten hujus glaubt, daß nach $. 
3. Tit. a. Th. I, der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung nur 


! 
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io 
derjenige ein Bag don” Wi, ,. der. ir einen Wohnſitz 
men, und Re zugleich. der Ulnftand eintritt, daß 
ww ʒeburtsort le fait ift, daß mithin ein Menfch, 
Bi am man weiß, wo er geboren iſt, nie ein Vagabond 
une. 
Der ehe Gakdgraph erwähnt vielmehr der beiden 
bathten Kritetien,, nemilic des Wohtfiges und Der Uns 
he 2 be⸗ Vebitſoeies nur alternaͤtiver⸗, keines⸗ 
weges aber —— Die darauf Bezug habenden 
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Se find. bunt DaB. ‚Bott. —* de Ye, — aber durch das 


Ob aber der Sandarinen - Ar, 7er wegen der in 
een an aufgelaufenen Koſten an einen anderen oͤffent⸗ 
lichen Fonds regreſſiren koͤnne, dies laͤßt ſich von hieraus 
nicht uͤberſehen, da nicht angezeigt iſt, wo der N. N. als 
Va abond ertappt it,“ und die. Könige; Regierung auch 
nicht einmal den Fonds bezeichnet hat, ber die Verbind⸗ 
lichkeit der Erſtattung haben koͤnnte. 

Die im Berichte in Bezug genommene — 
mit Sachſen vom 5. Februar 1820 und die in dieſer über 
die Angehörigfeit der -Vagabonden zwiſchen den beiderfeiti 
gen Staaten getroffenen Verabredungen koͤnnen, wenn ed 
ſich von der DBerpflegung eines Einländerd und einem 
Streite zwifchen einländifchen Behörden hierüber handelt, 
nichts. entfcheiden. | 
Berlin, den 13. Juni 1826. u 
Miniſterlum des Innern. Erfte Abtheilung. 

ee Köhler. 


\ 
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Kefeript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern, an die 
Koͤnigl. Regierung zu Bromberg / diefelbe —— 
—— —— 
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Der Koͤnigl. PIERRE: wird anf den Bericht dem 
2often v. M., 
» ‚die Verpflegung. der deratmten Bitte N. N, be 

treffend, 

hiermit bemerlich gemacht, daß das Bagabondiren ein 
Vergehen ift, und die Dadurch entfiehenden Koſten nicht 
- nah dem Princip, nach welchem die Koften der Armen: 
pflege aufgebracht werden, vertheilt werden koͤnnen. Biel- 
mehr bat die Königl. Regierung die in dem vorliegenden 
Falle aufgelaufenen Transport» RKoften aus Ihrem Sonde 
zu polizeilichen Zwecken erftatten zu laſſen. | 

Vebrigend muß der: Wittwe N. Iediglich die Wahl 
gelaſſen werden, ſich niederzulaſſen, wo fie will. 

Wenn es etwa nöthig iſt, zu Vermeidung ferneren 
Vagabondirens, ihr eine Unterſtuͤtzung zu verabreichen: ſo 
wird die Koͤnigl. Regierung hierdurch autoriſirt, ihr ſolche 
aus dem Armen⸗Fonds Ihrer Haupt⸗Kaſſe verabreichen 
zu laſſen, weil ſelbſt, wenn- die N. N. in die Kategorie 
ber Armen gehören follte, doch nach dreijähtiger Abwe⸗ 
ſenheit eines großjährigen Menfchen nicht mehr auf die 
im: Allgemeinen Landredte Th. IL Tit. 19. $. 12. ge 
Dachte Gemeine recurrirt werden Fann, indem diefer $. ims 
mer das Domicil vorandfegt, und Ießtered nach $. 23. 
Tit. 2. Ih. I, der. Alfgemeinen Gerichts » Ordnung. durch: 
dreijährige Abweſenheit verloren geht. 

Berlin, den 22. juni 1826. 

| - 1 Der Minifter des Innern. 

In: Abwefenheit und Auftrag Br. En 
ter 
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Refeript des Königt. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an das Königl. Polizei» Präfivium zu Berlin, 
die Vermeidung vorfchriftswidriger. ar 
Tranoporte betreffend. | 





Bei abfchriftlicher Aufertigung des anliegenden Bes 
richts der Negierung zu Danzig vom 24ſten v. M., den 
Transport des im hiefigen Arbeitöhanfe detinirt geweſenen 
Schreibers N. N. von bier nah Stargardt in Weftpreus 
Ben betreffend, wird dem Königl. Polizei: Präfidio, unter 
Ruͤckſendung der brevi manu erforderten: diesfaͤlligen Ak⸗ 
ten deſſelben, bemerklich; gemacht, daß Fein genügender 
Grund vorhanden gewefen ift, jenen -Zgiährigen Vagabon⸗ 
den nach. feinem Geburtsorte zurück transportirem zu 
laffen, nachdem derfelbe fein dortiged Domizil kängft vers 
foren, und der Magiftrat zu Preuß. Stargardt, weit ent 
fernt, die Angehoͤrigkeit deſſelben einzuräumen’, nur zuges 
fanden bat, daß der N, N, dafelbft geboren ſei, diefer 
Umſtand aber bei der Benrtheilung der Angehörigfeit eines 
großjährigen Menfchen allein nichts entfcheidet. Borges 
- dachter Magiftrat bat fogar gegen den Transport aus⸗ 
druͤcklich proteftirt, und deshalb Hätte vor Einleitung des 
legtern zuvoͤrderſt die Entfeheidung der ihm vorgefegten 
Behörde eingeholt werden follen. Da nun außerdem der 
N. N. fein Armer, fondern ein. Vagabonde war, der da, 
wo er betroffen worden, zur Correktion gezogen werben 
mußte, und eben ald Bagabonde, welcher keinem Orte ans 
gehört, -Feinem zugefchoben werden durfte, fo wird das 
Koͤnigl. Polizei, Präfivium Hierdurch angemwiefen, dem Ma⸗ 
giftrate zu Stargardt die durch den Transport des N. N. 
verurſachten Koften ungefäaumt zu erftatten, und Fünftig 
ähnlicher übereilter Transporte fih zu enthalten. 

Berlin, den 21. April 1826. 
Miniſterium des Innern und der Polizei, 
2 
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Bericht der Koͤnigl. Regierung zu Merfeburg, ob einem 
. mit Zwangs⸗Paß reifenden Individuo, wenn es Arbeit 
findet, der Aufenthalt zu sie fei? 





Durch die Koͤnigl. Regierung zu Frankfurt a. O. iſt 
zu unſerer Kenntniß gekommen, daß eine Polizei⸗Behoͤrde 
in unſerm Regierungs⸗Bezirke einem mit einem Zwangs⸗ 
Paſſe verfehenen. Individuo 14 Tage den Aufenshalt im 
Drte geftattet hat, weil ed dort Arbeit gefunden. Es if 
daher bei und die Frage entflanden: 
in wiefern einer Polizei» Behörde auf der Reiſeroute, 
welche ein Zwangs⸗Paß angiebt, geſtattet ſei, dem us’ 
haber des Zwangs⸗-Paſſes, wenn er Arbeit findet, eine 
Zeitlang bei fih aufnehmen zu dürfen, oder ob fie dies 
verweigern und ihn veranlaffen müffe, feine Reiſe auf 
der gegebenen Route unverzüglich fortzufegen. 

Die Zwangds Päffe vertreten die Stelle der fruͤhern 
befchränften Neifepäffe, und follen nach $. II. der Erlaͤu⸗ 
terungen vom 23. Juli 1817 zur General» Transports In⸗ 
firuftion, denjenigen Ausgeftelt werden, welche fih nur 
leichter polizeilicher Vergehungen haben zu Schulden Eoms 
men lafien. 

Hiernach feheint es uns zu hart, dergleichen Perſo⸗ 
nen, wenn ſie unterwegs Gelegenheit erhalten, ſich auf 
ehrliche Art ihren Unterhalt zu verdienen, dieſen Verdienſt 
auf den Grund des Zwangs⸗Paſſes abzuſchneiden, und 
halten wir dafür, daß wenn nicht beſondere Gruͤnde dafür 
vorhanden find, den Poligeis Behörden auf der Reiſeroute 
die Befugniß nicht entnommen werden könne, dem Inha⸗ 
ber des Zwangs⸗Paſſes den Aufenthalt zu geflatten. Da 
in dem ZwangssPaffe der Grund, weshalb folcher aus; 
geftelit worden ift, bemerkt fteht, fo kann ed den Polizei 
Behörden nicht ſchwer fallen, zu beurtheilen, ob dem In⸗ 
haber die Erlaubniß zum AIR zu geben oder zu 
verweigern fel.‘ 

Stellt nun überdies die Polizei» Behörde das betrefs 
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fende Individuum während feines Aufenthalts unter polizeifiche 
Anfficht, und bemerkt beim Abgange deffelben unter den Pag, 
warum ihm der Aufenthalt im Orte geftattet worden, fo 
kann nach, unferer Anficht für die Sicherheitd - Polizei fein 
Nachtheil ermachfen, befonderd wenn noch außerdem die 
Polizeis Behörde, welche den Aufenthalt zugiebt, der Polizei- 
Behörde des Orts, wohin das betreffende Individuum ge: 
wiefen ift, von dem geftätteten Aufenthalte Nachricht giebt. 

Diefe unfere Anficht über obgedachten Gegenftand ers 
fauben wir und Ew. Excellenz einſichtsvolleren Beurthei⸗ 
fung vorzutragen, und erbitten uns hochgeneigte Beleh⸗ 
rung, um und darnach nicht allein felbft zu achten, fon» 
dern auch die Polizei» Behörden unfers Regierungd + Be: 
zirks darnach zu infiruiren. 
| Merfeburg, den 8. April 1826. 

Königl. Preuß, Regierung. Abtheilung bes — 


An 
des Konigl. toirflichen Geheimen Staats» 
Miniſters des Innern und der Polizei ’ 
Herrn v. ren 


Excellen 
zu u Berlin. 
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Reſciyt des Koͤnigl. Miniſteriums des Indeen und der 
Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu Merſeburg, 
dieſelbe Angelegenheit betreffend. 


— 


Die von der Könige. Negierung in Fhrem Berichte 
vom sten d. M. entwickelte Anfiche von. ber Bad dia der 
Polizei Behörden, 
einem mit Zwangs⸗Paß reifenden Individuo, wenn es 
Albeit findet, unter Beobachtung der erwähnten Vor—⸗ 
ſichtsmaaßregeln den Aufenthalt zu gefatten, 
ift ganz der Sache angemeffen. | 
Berlin, den 21. April 1826. 
Minifterium des Innern und der Polizei. 
Köhler. 
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Reſcript des Königl. Minifteriums des Innern und ber 
Polizei, an die Königl. Regierung zu Merfeburg, die 
Tragung der Koften für die von den Juſtiz⸗Behoͤrden 
verfügten Transporte von Verbrechern betreffend. 


— 


| Ich kann die Anſicht, welche die Koͤnigl. Negierung 
in dem Berichte vom 24. v. M. in Betreff der Koſten 
der von den Juſtiz-Behoͤrden verfuͤgten Transporte von 
Verbrechern vorgetragen hat, nicht anders als ganz richtig 
finden, Sobald in Folge der geſetzlichen Vorſchrift (All⸗ 
gemeined Landfecht Theil II. Tit. 20. $. 195.) in einem 
KriminalsUrtel die Ausweilung eines fremden Landſtrei⸗ 
cherd, nach Abbäßung der ihm eines begangenen Verbre⸗ 
chens wegen zuerkannten zeitigen Gefängniß=. Zuchthaus 
oder Feftungsfirafe, beſtimmt worden; fo fönnen allerdings 
die Koften der diesfälligen Ausführung auch nur, als zur 
‚Straf: VBollfirekung verwandt, angefehen , folglich niche 
aus Polizei: Fonds übertragen werdeit. Ganz übereinftims 
mend hiermit, "hat daher auch die im $. 563. der Kris 
minal: Drdnung in Bezug genommene Snftruftion vom 
27. Mär; 1797 $. ı. verordnet, daß, wenn vergleichen 
£eute bei ihrer Entlaffung mit Kleidungsftäcken verfehen . 
werden müßten, der Ddiesfällige Aufwand auf Nechnung - 
desjenigen, dem die Koften der Unterfuchung zur Laft fals 

len, zu fegen fei. | 

Wenn daher die Ausweifung eined Vagabonden nicht 
6108 Folge einer polizeilichen Anordnung ift, fo müffen alle 
>arauf zu verwendenden Koften von dem Kriminal- Fonds 
ibertragen werden. 

Die Königl. Regierung bat biernach den Antrag bes 
IbersLandesgerichtd zu Naumburg abzulehnen, und demſelben 
inheim zu geben, ob folches noch eine Berichtd-Erflattung an 
as Königl., Juſtiz⸗-Miniſterium für noͤthig erachten moͤchte. 

Berlin, den 9. Juni 1826. 
Der Miniſter des Innern und der Polizei. | 
v. Shudmann. 


Polizei "gegen Ungluͤcksfaͤlle. 
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Reſcript des Koͤnigl. Miniſieriums des Innern, an den 
Koͤnigl. Ober⸗Praͤſidenten Herrn von Baſſewitz Hoch⸗ 
wohlgeboren zu Potsdam, die Wahl eines Feuer- 
Sogietaͤts⸗Direktors betreffend. 


on ! 


Die von Em, Hochmwohlgeboren in dem Berichte vom 

zotem -diefeß, 

die Wahl eined Feuer⸗Sozietaͤts⸗ Direktors für -den 
Wubppinſchen Kreid betreffend, Ä 

vorgetragene Bemerfung der General: Direktion der Kur: 
mäckifchen Lands Feuer» Sozietät, daß die Deputirten, des 
ren der $. 94. ded neuen Neglementd vom 18. December 
1824 erwähnt, ganz verfchieden von. denjenigen Deputirs 
ten feien, welche zu Folge des $. 97. die Wahl der Kreis, 
euer : Sozietätö> Direktoren vorzunehmen haben, ift ganz 
richtig. 

Es koͤnnen aber die allegirten diesfaͤlligen Beſtim⸗ 
mungen uͤberhaupt nicht fuͤr zweifelhaft gehalten werden. 
Die von den Aſſociirten aus den hoͤchſt Verſicherten nach 
$. 94. zu mwählenden KreißsDeputirten find zur Unter: 
ſtuͤtzung der, Verwaltung der Feuer: Sozietätd = Angelegens 
beiten bei den’ in dem Neglement angegebenen "Spezial 
Faͤllen angeordnet, haben aber mit den Wahlen der Dis 
reftoren feldft nichts zu thun. Diefe follen vielmehr zw 
Folge des ‘$. 97. auf den Kreidtagen von denjenigen zu 
ſolchen Deputirten erfolgen, welche zugleich Mitglieder der 
Sozietät find. Hieraus folgt, daß überhaupt die zu den 
Kreistagen Deputirten damit beauftragt worden, blos mit 
einzigem Ausfchluffe derjenigen, welche 2 dabei auch 
——— der Geſellſchaft find. 


- — Air 
Ew. Hochwohlgeboren erfuche ich, hiernach der Land⸗ 
Feuer⸗Societaͤts⸗Direktion zu antworten. 
Berlin, den: 23. Juni 1826. | 
Der Minifter des Innern. 


Sn Abwefenheit und Auftrag Gr. Excellenz. 
ne 


Refeript ber e Rönigl. inifkerien ber Geiſtlichen⸗ Un⸗ 
terrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten, ſo wie des 
Innern, an die Koͤnigl. Regierung zu Gumbinnen, die 

Feuer⸗Sozietaͤts⸗Beitraͤge für Kirchen und kirch⸗ 
liche Gebaͤude betreffend. 


Die ——— Miniſterien eroͤffnen der Koͤnigl. 
Regierung auf den Bericht vom 23. Maͤrz dieſes Jahres, 
betreffend die Beſchwerden der Kirchen⸗Gemeinde zu N. 
N. wegen der von ihr geforderten Zahlung. der Feuer⸗ 
Sozietätds Beiträge für die Kirche und Firchlichen Ges 
bäude daſelbſt, 
daß, da die Feuers Verfiherung. zum Beſten desjenigen 
gefchieht, welchem die Verbindlichkeit zum Wiederaufbau 
abgebrannter Gebäude obliegt, auch die Feuer⸗KHaſſen-Bei⸗ 
träge von eben diefem getragen werden müflen, und jwar, 
wenn mehrere diefe Verpflichtung haben, in dem Verhaͤlt⸗ 
‚ niffe ihrer DBeitragspflichtigkeit zu den Baufoften. Eine 
Abweichung von diefem, aus der Sache felbft fich erge 
benden Grundfage kann nur dann eintreten, wenn bei der 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend von ‘dem Patron oder der 
Eingepfarrten ertheilten Genehmigung zum Beitritt zur 
Feuers Sozietät fpeziel von dem einen Theile dem anderen 
erklärt worden, daß er weder zu den Beiträgen binzutres 
ten, noch auf die etwanigen Entfchädigungs: Gelder Ans 
fpruch machen wolle. Nach diefem Prinzip ift zu entfcheis 
den, tie in dem vorliegenden Falle die feit dem Jahre 
1821 tücfändigen Beiträge aufgebracht werden müflen, 
und der hiernach auf den Fiskus ald Patron fallende Anz 
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theil iſt aus dem Kirchen⸗ und Schul. Van/ honds zu ent 
nehmen. 
— Es muͤſſen abrigens die Einleitungen zur Berichti 

gung diefer Ruͤckſtaͤnde auf dad Schleunigſte getroffen wer: 
den, da. die FeuersSozietät befugt ift, auf deren exrecutis 
vifche Einziehung zu beftehen. Für die Zukunft iſt von 
der Gemeinde N. N, auf die. $. 159. Tit. 11. Th. II 
des Allgemeinen Landrechts vorgefchriebene Weife über die 
Beibehaltung oder den : Austritt aus der Sozietät in fo 
weit er nach deren Reglement zuläßig. if, ein Befchluß zu 
faſſen. Der. Könige. Regierung wird überlaffen zu ent 
ſcheiden, ob Sie den Beitrite als Patron für rathſam 

hält, muß aber dafür forgen, daß eine unzmweidentige Feſt⸗ 
fegung über die Beitragspflichtigfeit und den Antheil an 
den Entfchädigungs , Geldern erfolge. 

Die Befcheidung der Gemeinde zu N. N. auf deren 
urfchriftlich Hier wieder beigefügtes Gefuch vom 14. Mai 
v. J. wird der Königl. Regierung nach den bier ande 
forochenen Grundfägen überlaffen. 

Berlin, den 25. Mai 1826; 

Minifterium der Geiftlichen , Uns , Winifterium des Sanern 


terrichtd. und Medizinal: An⸗ und 
gelegenheiten. der Polizei. 
v.Altenfein. v. Shudmann. 
89: 


Reſcript des Könige. Miniſteriums des Innern, an ben 

Könige. Ober Pröfidenten Herren Baumann Hody 

mwohlgeboren zu Pofen, bie Berpflichtung des Militairs 

—* zur Verſicherung feiner im Großherzogthunie 

Poſen befindlichen Gebaͤude vor Feuersgefahr be⸗ 
treffend. 

Ew. Hochwohlgeboren erhalten hierneben eine Ab 
ſchrift der an die Miniſterien des Innern und des Krieges 
ergangenen, die Entſcheidung Über die Trage wegen Fr 

pflich⸗ 
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pflihtung des Militair⸗Fiscus zur Verficherung feiner im 
Sroßherzogthume Pofen befindlichen Gebäude vor Feuers; 

Gefahr enthaltenden Allerhoͤchſten Kabinets⸗Ordre vom 

26ſten v. M. (Anl. a.), Behufs der weiteren Anmweifung 

der Feuers Socierät im Großherzogthum Pofen. 

Berlin, den 21. Juni 1826. 

Der Minifter des Innern. N 
Sir denfelden in Abweſenheit und Aufteage. 
I Koͤbler. 
a. 

Auf die Mir vorgetragenen Zweifel uͤber die Werpflichtung 
die Militair⸗Gebaͤude dem. Feuer: Societäts: Verein des Groß⸗ 
herzogthums Poſen einzuverleiben, erklaͤre Ich hiermit: daß es 
nur in Meiner Abſicht gelegen hat, durch Meine Ordre vom 
29. Februar 1820 das Verblelben der damals in dieſem Verein 
befindlich geweſenen Magazin; Gebäude zu beſtimmen, weil nach 
Ihrer, des Miniſters von Schuckmann Anſicht, durch das 
Ausſcheiden derſelben das. Befteheh der Feuer⸗Soeletaͤt im Großs 
herzogthum Poſen hätte gefährdet werden koͤnnen. Diefe Ordre 
kann aber auf den Beltritt derjenigen Gebäude, die ſeitdem 
neu erbaut find, oder damals noch nicht dem Verein einverleibt 
waren, feine Anwendung finden. Ich beftimme vielmehr, daß 
es bis zur Feftftelung der Gefeßgebung über bie ea 
Verhältniffe der Teuer s Verfiherungss Anftalten, nach $. 10, 
Reglements für die ehemalige Suͤdpreußiſche Sräbte, ne 
cietät vom ar. April 1803, dem Ermeſſen der Militalr s Verwal 
tung überlaffen bleiben fol, ob die leßtgenannten Militair Ger 
baͤude dem Feuers Socletäts ‚ Werein des Großherzogthums Pos 
fen einverleibt werden oder nicht, zumal da durch die biesfäls 
(gen Beiträge dern Militair Fonds eine bedeutende Ausgabe 
erwachfen würde, wozu derfelbe nicht. dotirt iſt. Ich uͤberlaſſe 
Ihnen, biernad verfahren zu laflen. 


. Berlin, den 26. Mat 1826. 
| Feiebria — 


An 
die —— v. Schuckmann 
und v. Hake. 


Annalen. Seft II, 1826, Dd 
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90. 

Reſolution des Miniſteriums des Innern, an ben ifrae, 
litiſchen Gemeinen-Borfteher N. N., die Berhältniffe 
der Juden⸗Spnagogen zur Feuer» Socirt bes 
treffend. 


‚Dem Hraelitifchen Gemeine + Vorfieher N. N. wird in 
Beſcheidung auf die Vorſtellung vom 24ſten v. M. eroͤff⸗ 
net, daß Juden⸗Gemeinen nach den Geſetzen des Preu⸗ 
ßiſchen Staats nicht zu den ausdrücklich aufgenommenen 
und dadurch privilegirten, fondern zu den bloß geduldeten 

Religions. Gefellfchaften gehören. Die Vorfhriften des 
Allgemeinen Landrechts Th. II. Tit. 11. $. F. 18. umd 
174. finden daher auch = Anwendung auf Juden⸗Sy⸗ 
nagogen, und kann das angebrachte Geſuch um Entbin> 
dung der dafigen Synagoge von dem Beitrage zur Feuer⸗ 
Sozietaͤts⸗Kaſſe alfo nicht gewährt werden. 

Berlin, den 5. Mai 1826. 

Miniſterium des Innern. Erfie Abtheilung. 
| Köhler. 


91. 
Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an die 
Koͤnigl. Regierung zu Trier, die Abſchaffung der Stroh⸗, 
Rohr⸗ und Schindeldächer betreffend. 

Auf die beigefügte Immediat Eingabe des Müllers 
N. N,, haben Seine Könige. Majeftäe Inhalts abs 
fchriftlich angebogener Kabinetd;Drdre vom ı6ten d. M. 
(Anl.a.) nicht allein dem Bittfteller die Beibehaltung des 
Strohdachs auf feinem Haufe fo lange, bis er Mittel 
genug befigt, fein Haus zur Tragung einer mafliven Bes 
deefung umbauen zu koͤnnen, zu geftatten, fondern auch bei 
diefer Gelegenheit von neuem zu befehlen gerubet, daß auf 
die polizeiliche Vorfchrife, mit Ziegein oder Schiefer zu defs 


| | u rt 
fen, nur da mis Gtreuge beflanden werben fol, wo bie 
Dermögend- Umftände des betreffenden Eigenthuͤmers fols 


bes geftatten. Die Königl. Regierung wird daher anges 
wiefen, dieſer Allerhoͤchſten Beftimmung fowohl in dem vors 
liegenden fpeziellen Sale, ald auch im Allgemeinen gebuͤh⸗ 
rend Folge zu leiften, und werden dabei: Die Ihr bereits 
früher über den fraglichen Gegenfland zur Beobachtung 


zu erkennen gegebenen Grundfäge nochmals wiederholt, dag 


nemlich nur. in folchen Fällen auf die Ausführung der pos 


lizeilichen Anordnungen :twegen Auflegung: von Stein «Bes | 


dachungen flatt der Rohr⸗, Stroh⸗ oder Schindel⸗Daͤcher 
zu beſtehen ſei, wo die Vermoͤgens-Umſtaͤnde des Eigen⸗ 
thuͤmers eine ſolche Ausgabe zulaͤßig machen. | 

. Hierbei gereicht der Könige. Negierung zur Achtung, 
daß bei Ermittelung der deshalb von den Intereſſenten in 
Unfpruch genommenen Verhaͤltniſſe mit Genauigkeit ver, 
- fahren, und darauf gehalten werden muß, daß die Unter 
Behörden fich nicht Wiltkühr zu Schulden kommen laffen, 
und theilweife durch unnachfichtige Behandlung, theilweife 
durch verflattete Ausnahmen zu DBefchwerden und Exem⸗ 
plififationen Anlaß geben, wie folches in dem gegenwaͤr⸗ 


tigen Zalle nach den in der Bittfchrift angeführten Um⸗ 


fländen flatt gefunden zu ‚haben ſcheint. 
| Von der getroffenen Verfügung wird übrigens Ans 
zeige erwartet. | 
Berlin, den 21. April 1826. 
Minifterinm des Innern. Erſte Abtheilung. 
x 8 öhler, | 


a 


Ich will dem Muͤller N. N. auf deſſen belliegende Vor⸗ 


ſtellung, die Beibehaltung des Strohdachs auf feinem Hauſe fo 

lange geftatten, bis er Mittel genug befist, fein Haus zur 

Tragung einer maffiven Bedeckung umbauen zu koͤnnen, und 

wiederhole bei diefee Gelegenheit, daß auf die polizeiliche Vor—⸗ 

ſchrift, mit Ziegeln oder Schiefer zu decken, nur da beſtanden 

werden ſoll, wo ‚die ‚Vermögens ;limftände des betreffenden Eis 
ka 3a | Dd 2 


- 


de 

genthuͤmers es geſtatten. "Sie werden hernech das Erforder⸗ 
liche verfuͤgen. 

— den 16. April 1826. | 
Friedrich Wilhelm. 


den Stans» Miniiier v. Schudmann. 


| 92. 
Reſcript des: Königl. Minifkeriums des Innern, an die 
Königl. Regierung zu Bromberg, diefelbe Angeles 
| | genheit betreffend. 

Das Minifterium des Innern findet in dem wegen 
der Stroßs, Rohr⸗ und Schindel:Dächer in den Städ- 
ten von der Könige. Megierung unterm 29. April d. J. 
erſtatteten Berichte Nichts, was Veranlaſſung geben könnte, 
die Verfügung, vom 25. März d. J. zu mopdifiziren. 

Die Polizeis Verordnung vom 12. Auguft 1720 if 
vor Beſitzuahme der dortigen Provinz ergangen, und das 
ber eben fo wenig als dort publizire zu betrachten ‚ als 
auf die dortige Landesart anwendbar. 

Das allgemeine Landrecht in der von der Königl. 
Negierung angezogenen Stelle kann aber eine fo ausge: 
debnte DBerfügung, wie Sie getroffen, nicht rechtfertigen. 

Was nun die Anwendung der Verordnung vom 25. 
März d. J. anlangt; fo ift in derfelben verordnet, daf 
folche in Beziehung auf die Anlegung der Dächer bei Neus 
bauten nicht auf vergangene Fälle ertendirt werden folle, 
damit niche Einzelnen, welche durch Narhläßigkeit der 
Borbefiger oder der PolizeisBehörde, Gebäude mit vor 
ſchriftswidriger Bedachung befigen, vielleicht zu gänzlicher 
Zerftörung ihres Nahrungs. Standes, angefonnen werden 
möge, diesfallſige in den einzelnen Fallen vielleicht unauss 
führbare -Aenderungen zu ıreffen, die Könige. Regierung 
vielmehr Sich darauf beichränfen folle, durch fchärfere Ans 
tweifung der Bolizei- Behörden, bei Neubauten derglei⸗ 
hen Polizei»-Widrigfeiten vorzubeugen. 
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Demnaͤchſt iſt der Koͤnigl. Regierung überkaffen wor⸗ 


den, nach den Umſtaͤnden mildernde. Verfügung zu 
treffen, wodurch es Ihr alfo Selbſt überlaffen ‚bleibt, aus 


Fer auf die Dürftigkeit: ded Bauenden, auch auf die Vers ⸗ 


- hältniffe des Drted und die Lage des Gebäudes Ruͤckſicht 
zu nehmen, und daher auch dem Dürftigen die Erlaubniß 
zur Anlegung fewergefährlicher Bedachungen zu verfagen, 
wenn dadurch für die Nachbaren und die Stadt überhaupt 
Gefahr zu befürchten if. | ir - 

Dadurch erledigt ſich denn der von der Königl. Re 
gierung am Schluſſe Ihres vorliegenden Berichtes ger 
machte Antrag von felbk, indem in Eleinen Städten, wenn 
die Häufer nicht zufammenhängen, fondern wie in Doͤr⸗ 
fern vereinzelt gebaut find, die Könige. Regierung, jene 
mildernden Nückfihren nehmen kann, im entgegengefegten 
Sale aber, wenn die Däufer in gefchloffenen Straßen uns 
ter fich zufanumenhängen, auch in der Eleinften Stadt es 
wuͤnſchenswerth bleibet, durch Anlegung feuerfeſter Dächer 
bei Neubauten, die Gefahr der Stade nah uud nad zu 
vermindern. ; 
Berlin, den 9. Juni 1826. | 
“ Minifterium des Inneru. Erſie Abtheilung. 
— Koͤhler. 


| 2 93. 
Kefeript des Königl. Minifteriums des Innern, an das 
Königl. Polizei» Prafivium in Berlin, die Konftruftion 
der Ruffifchen Schornfleinröhren betreffend. 
‚Dem König. Volizei-Präfidio wird in Befcheidung 
auf die Anfrage im Berichte vom 10. April d. J. 
die Konſtruktion der Ruſſiſchen Schornfiein: Röhren bes 
treffend, | 
das in der Sache abgegebene Gutachten der Königl. Ober, 
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Ban sDeputäfionvom 18ten v. M. (Anl. a.) anliegend in 

Abſchrift zur Achtung zugefertigt. 

Berlin, den 15. Juni 1826. 

| des an Erfte Abtheilung. 
Köhler 


+ a 


Die von. Einem. Königl. . Hohen Minifterio des Innern 
und ber Poligel unterm 26ſten v. M, zur Begutachtung uns 
zugefertigte Anfrage. des biefigen Polizei; Präfidii, ob der Nauch 
er einem Kocdofen eben ſowohl wie aus einem StubenDfen 
in, eine enge Schornftein; Röhre geleitet werden dürfe, oder ob 
für -jenen fo wie für eine Heerds Feuerung eine weite Röhre 
erforderlich fel, reichen wir anbet gehorfamft zurück. 
| Der Umftand, welchen das Poltzet-Praͤſidium erwähnt, 
daß in einem Kodofen mitunter Gegenflände bereitet werden, 
die ſich leicht entjünden, als Fett und dergleihen, tft allerdings 
gefahrbringend; indeſſen dürfte es eine läftige Befchränfung 
fein, die Abführung des Rauches aus Kochoͤfen durch enge 
Roͤhren ganz zu unterſagen, indem dadurch die Verwandlung 
eines gewöhnlichen Stuben; Dfens in einen Kochofen unzuläßig 
gemacht werden würde, 

Wir find der. Meinung, daß bei Ermittelung ber erfor, 
‚derlihen Weite der Schornftein: Röhre, ein Kochofen gleich zwei 
gewöhnlihen Heigofen zu vechnen fet, jedoch mit Ausnahme - 
derjenigen Fälle, in welchen bereits bei Anlage der Schorns 
‚feine die Abfiche, Kochoͤfen zu feßen, ausgefprochen und ohne 
Ruͤckſicht auf die Beſtimmung derfelben die Weite der Nöhren 
nach Maaßgabe des Neglements beſtimmt worden iſt. 

In diefen Fällen würde es hart fein, auf Abänderung zu 
dringen, Sollte auch Machtheil entftehen, fo wird man ers 
waͤgen müffen, daß bei Einführung neuer Einrichtungen folcher 
nicht Immer ganz zu vermeiden iſt. 

Berlin, den 13. Mai 1326. 

Koͤnigl. Ober: Ban Deputation, 


An 
Ein Königl. Hohes Minifterlum des Innern 
und der Polizet. 
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Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an die 

Koͤnigl. Regierung zu Breslau, die Betreibung der 
Tiſchler⸗ und Schloͤſſer⸗Profeſſion in einem Lokal 

— ——— betreffend. 


⸗ 


— — — 
r 


In der urſchriftlichen Anlage wird der Koͤnigl. Re⸗ 
gierung eine Vorſtellung des dortigen Inſtrumentenmachers 
N; N., die Belaſſung einer Tiſchler⸗ und Schloſſer⸗Werk⸗ 
flätte in dem, Haufe feiner Pflegebefohlenen daſelbſt betref⸗ 
fend, mit dem Bemerken zugefertigt, daß die Feuerloͤſch⸗ 
Ordnung vom 24. Januar 1777 kein Koͤnigl. Geſetz, ſon⸗ 
dern blos eine Anordnung der damaligen Krieges; und 
Domainen⸗Kammer daſelbſt iſt. Died vorausgeſchickt, 
kommt es blos darauf an: ob die Koͤnigl. Regierung nad) 
dem Urtheile von Technifern das jegige Zufammenmwohnen 
eines Tifchlerd und Schloſſers fuͤr feuergefaͤhrlich er 
achtet, ald welches, wenn bie Lokalitaͤt fich fo verhält, als 
der Bittſteller fie befchreibt, nicht der Fall zu fein fcheint. 
Heftätige nun das Gutachten der. Sachverfländigen die 
vorausgeſetzte Gefahrloſigkeit, ſo mag die Koͤulgl. Regierung 
dem bier gemachten Antrage des ıc. N. N. deferiren; je 
denfalls aber unter Ruͤckſendung ber Eingabe binnen 24 Tagen 

entiveder gutachtlich berichten, oder aber von dem Ders 
fügten Anzeige, machen. ar: 
Berlin, den 20. April 1826. 
Miniſterium des Innern und der Polizei. 
—RKoͤhler. 


t r 
— — — — — 


⸗ 
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F. | 
Armen: Polizei 
95. 


Reſcript der König. Miniſterien des Innern und der 
Finanzen, an die Koͤnigl. Regierung zu Stralſund, die 
Aufbringung der Armengelder betreffend. 





Des Koͤnigs Majeſtaͤt Haben, wie der Koͤnigl. Ne 
gierung auf den Bericht vom 1oten v. M. eröffnet wird, 
bei einer  vorgefommenen DBeranlaffung beftimyit, daß be 
fondere Armenſteuern nicht ausgefchrieben - werden füllen, 
indem, dafern die freiwillige Wohlthaͤtigkeit nicht. ausreiche, 
das Beduͤrfniß der Armen-Kaffe aus der Kommunal⸗Kaſſe 
gedeckt werden muͤſſe. | Er, 

Hiernach hat die König. Regierung auch in N. N. 
zu verfahren, und bleibt Ihr, wenn die Kommunal: Kaffe 
nicht im Stande tft, diefe Ausgabe zu decken, unbenom⸗ 
men, die Ausſchreibung eines einmonatlichen Betrags der 
. Klaffenfteuer zu diefem Zwecke nachzulaffen. 

Berlin, den 7. April 1826. 

Der Minifter des Innern. Der Dintftender Finanzen, 
v. Schuemann. | vv Mob 


| 96. 
Refeript des Koͤnigl. Minifteriums des Innern, an bie 
Königl. Regierung zu Gumbinnen, die Erhebung einer 


Abgabe von oͤffentlichen Tanzluſtbarkeiten zu Gunſten 


der Armen-Kaſſen betreffend. 


— — — 


Das Miniſterium ertviedert der König, Regierung 


auf Fhre Anfrage: vom sten v. M., daß die Anmwendbar: 
keit der an die Negierung zu Breslau über die Erhebung 
einer Abgabe von öffentlichen Tanzluſtbarkeiten zu Gunſten 


“ — 


— en — — 
—— —— — —— — — — — — — — — — — — 
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der Armen « Kaffe, ergangenen Berfägung vom 25. Mai *) 
v. J. auf Ihren Verwaltungs s Bezirk feinem — 
unterliegt. | 

Berlin, den 6.Mai 1826. 

.. Minifterium des Innern. a Aheiung 

| | | Köglen. 


97- 
Refeript des Koͤnigl. Minifteriumg des Innern, an die 
Koͤnigl. Regierung zu Breslau, die Erbverpachtung 
von Hospitalguͤtern betreffend. 





Auf den Bericht vom 29ſten v. M., die Erbverpach⸗ 
tung eines Stuͤcks von dem Grafegarten des Hospitalß 
zu N. N. betreffend, wird der Königl, Regierung hiermit 
eröffnet, daß, da das Hospital nach $. 42. Tit. 19, Th. 
H, ‘des. Allgemeinen Landrechts die Nechte der Kirchen: 
-Büter hat, nach F. 648..Tit. ıı. Th. II. ibid. die Ge- € 
nehmigung des Minifterii ded Innern genüger, welche uns 
ter dem eingereichten, Hierbei zurückgehenden Duplikate des 
mit dem Gaftwirthe N. N. abgefchloffenen DEE vom 
4ten v. DM. vermerkt worden ift. 

Berlin, den 16. Juni 1826. 

Der Minifter des Innern. 
j v. Shufmann. 


9% 

Reſcript bes Koͤnigl. Miniſteriums des Innern, an die 

Koͤnigl. Regierung zu Liegnitz, die Unterſtuͤtzung fuͤr 

Invaliden aus ſtaͤdtiſchen Armen⸗Fonds, neben dem 
bewilligten Gnadenthaler betreffend. 


Es kann, wie der Koͤnigl. Regierung auf den Be⸗ 
richt vom 26ſten v. M. bemerklich gemacht wird, bei Ent⸗ 


Jahrg. 1825, 2tes Heft, S. 44T. 
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ſcheidung der Frage: ob dem dortigen Invaliden N. N. 
außer dem aus Staats-Fonds bewilligten Gnadenthaler 
bet feiner jetzigen Erwerbs» Unfähigkeit noch eine fortians 
fende Unterftügung aus der fädtifchen Armen-Kaſſe zu 
gewähren ſei? darauf nicht anfommen, daß der N. N, 
nicht zu den gemeinen Laſten beigetragen hat. Vielmehr 
genügt ed, daß Jemand an einem Orte ein Domicil ge 
habt, und vermöge deffelben zu diefen Laften hat angezogen 
werden fönnen. Denn wollte man die Vorfchrift des $. 
12, Tit. 20. Th. II. des Allgemeinen Landrechts tur auf 
die Perſonen befchränfen, welche wirklich etwas beigetragen 
haben: fo würde an den Orten, wo Feine befonderen Com: 
munalsLaften zu tragen find — ein Fall, der fehr oft 
eintritt — die Commune ſich von der Ernährung aller 
ihrer Schugverwandten losfagen Fönnen. 
Uebrigens ift in Liegnig doch auch die Communal⸗ 
Acciſe erhoben worden, zu welcher der N. N. beigetragen 
bat, daher der vorausgefegte Fall hier nicht einmal vor- 


“ handen ift. 


"Berlin, den 21. April 1826. 
Minifierium des Innern. F Abtheilung. 


Köhler 
G. | | 
Gewerbes Polizei. . 
99. 


Priblifandum der Königl. Regierung zu Franffurt a. Q, 
die Verhaͤltniſſe des Gewerbe⸗Inſtituts zu Berlin. 





Ä In Verfolg höherer Anmweifung machen wir das Pu—⸗ 

blikum hierdurch darauf aufmerffam, daß mit dem 1. Ob 
tober d. J. ein neuer Lehrgang des Königl. Gewerbes nr 
ftitues in Berlin beginnt, und daß der Plan diefer Anftalt 
in fofern eine Abänderung erlitten bat, als der Unterricht 
der höheren Klaffe um z Jahr verlängert worden ifl, waͤh⸗ 
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— deſſen ——— Projektion, Anfertigung von“ 
Anſchlaͤgen getrieben wird. 


Diefe vom. Staate mit großer Liberalität ausgeſtat⸗ 
tete Lehr⸗-Anſtalt Hat zu ihrem Zwecke, jungen Leuten des 
- Gewerbeftandes eine höhere, fonft nicht zu erreichende Aus⸗ 
bildung für ihren. Beruf zu gewähren, und durch Erzies - 
hung mehrerer, demnächft zum Beifpiel und Mufter dies 
senden, Gemwerbtreibenden, zur Entwicklung und Verede⸗ 
lung des gewerbthätigen Lebens des Volkes beizutragen. 


Wir laden daher alle Eltern und Vormuͤnder junger, 
zu der Aufnahme in die Anftalt geeigneter Leute qus dem 
Gewerbeftande hierdurch ein, von den Mitteln zur höheren 
Ausbildung ihrer Dflegebefohlenen, welche der Staat. ihnen 
durch Gründung der gedachten Anftalt eröffnet hat, Ges 
brauch zu machen. Für: die Ertheilung des freien Inter; 
richts werden wir uns bei allen, zur Aufnahme in die Ans 
flat geeigneten Individuen, jederzeit gern verwenden. 


Bedingungen der Aufnahme, vorzüglich der Erlangung 
eines, der vom Staate bemwilligten Stipendien find: | 

a) gute fittliche Aufführung; 

b) hervorftechende natürfiche Anlagen, Saffungötraft und 
praftifche. Anftelligkeit; 

c) Befis der gewöhnlichen mechanifchen Fertigleiten in 
dem gewaͤhlten Gewerbe; 

d) die gewöhnlichen Schulkenntniſſe, namentlich die 
Fertigkeit, gut zu rechnen und zu fehreiben und voll⸗ 
fommene Mächtigfeit der deutfchen Sprache; 

e) da eine-fpezielle Beauffichtigung der jungen Leute 
außer den Unterrichts-Stunden nicht Statt. findet, 
ein 18« oder doch mwenigitens ı6jähriges Alter; 

F). bei denjenigen Individuen, welche ein Königl. Sti⸗ 
pendium nachfuchen, wird daß -Unvermögen der El⸗ 

tern, diefelben auf eigene Koften in Berlin unterhals 
ten zu koͤnnen, vorausgefebt. 

Zur Vermeidung einiger, bis. jegt vorgefommenen Miß⸗ 

verſtaͤnduiſſe muß noch. bemerkt werden: 

daß die Anſtalt durchaus keinen artiſtiſchen Zweck hat, 
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und zur Ausbildung von Malern und Bildhauern Feine 
- Gelegenheit darbietet; ferner 
daß folche eben fo wenig vorzugswelfe oder gar au 
fohließltch zur Ausbildung von Bauhandwerkern beftimmt. 
iſt. Zur praftifchen Uebung und Anlernung diefer les 
v. teren, der Maurer und Zimmerlente, bietet die Anftalt 
vielmehr Feine Gelegenheit, da die zu den Arbeiten der 
höheren Klaſſe gehörenden praktiſchen Uebungen im Mo 
defliren ic. ‚gerade mit den Baugewerben in der wenig⸗ 
fien Verbindung ftehen. 

Vorzugsweiſe wird Hinfichtlich des dieffeitigen Bejir⸗ 
kes die höhere Ausbildung von Metall-Arbeitern, dem 
naͤchſt auch von Quchbereitern und Färbern gewuͤnſcht. 
Mir werden, befonders bei Empfehlungen zu den Stipen⸗ 
- Diatö» Stellen, ‚auf Perfonen aus dieſen Gewerbs⸗Klaſeen 
zunaͤchſt Ruͤckſicht nehmen. 
| Perfonen, welche hiernach die Aufnahme ihrer An⸗ 
gehörigen in das Gewerbe⸗Inſtitut wuͤnſchen, haben ſich 
bei uns, damit wir die erforderliche Pruͤfung veranlaſſen, 
ſofort zu melden und dabei anzuzeigen: ob ſie die jungen 
Leute auf ihre eigenen Koſten in Berlin unterhalten wollen, 
oder auf. den Genuß eines der Koͤnigl. Stipendien An⸗ 
ſpruch machen. 

, Sranffurt a. d. D., den 11. April 1826. 
Konigl Megierung. 





- 100, i \ 
Refeript des Königl. Minifteriums des Innern, an die 
Königl. Regierung zu Stettin, das Verfahren bei Aus 
zahlung der den Müllern bewilligten Entſchaͤdi⸗ 
gungs⸗Gelder Dessen: 





Das Königl. Finanz: Minifterkum bat den von der 
Könige. Negierung an dafjelbe und das Minifterium des 
Innern erfiatteten Bericht vom 26ſten v. M., die in Ans 
trag gebrachte nähere Beftimmung wegen des bei Aus 
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zahfung der ben wealern bewilligten Eutſchaͤigungen zu 
beobachtenden Verfahrens betreffend, mit dem Bemerken 
hierher abgegeben, daß die Koͤnigl. Regierung in Auſehung 
der Faͤlle, wobei der Domainen⸗-Fiskus als Ober⸗Ei— 
genthümer oder Erbverpaͤchter der Mühlen concurrirt, ſchon 
mit der erforderlichen Anweiſung verſehen worden ſei, der 
Domainen⸗Fiskus mithin bei den Gegenftänden ded vor⸗ 
liegenden Berichts fein‘ Intereſſe Habe. _ 

Daffelbe hat daher die weitere diesfaͤllige Verfügung 
dem Minifterio des Innern anheim geftellt. 

- Da nun Auch, was die Privars Müfler betrifft, ſchon 
Durch dem F. 8. der Verordnung vom ı5. September 1818 
vorgefchrieben worden ift, wie es bei getheilten Eigenthums- 
und Nutzungs-Rechten mit der Ausmittelung der Entfchä- 
bigungen und ‚der Auszahlung der Entfchädigungs » Gelder 
‚gehalten werden folle, fo wird die Königl. Regierung 
wegen Ihres vorgedachten Antrages auf, jene gefeßliche 
Beſtimmung mit dem Beifügen vermwiefen, daß es Hinfichts 
der Hypotheken⸗Glaͤubiger jeden Falls hinreicht, wenn die 
Könige. Regierung vermöge Ihres officii nobilis dafür 
- forgt, daß feldige von der gefchehegen Feſtſetzung der Ents 
fehädigungs » Summen benachrichtigt, und dadurch in den 
Stand gefegt werden, ihren etwanigen Widerfpruch gegen 
die Auszahlung der. Entfchädigungss Gelder an den Des 
figer der Mühle, in Ermangelung -einer diedfälfigen gütlis 
chen Vereinigung mit dem Leßteren, im Rechtswege durch - 
einen Arreftfchlag, zu begründen. 

Herlin, den 27. Mai 1826. 

Minifterium des Innern. Erfte Abteilung. 
3 Ä f Köhler. 


i ; 10I. 
| Refeript des Koͤnigl. Miniſteriums des Innern und der 
Polizei, an die Koͤnigl. Regierung zu N.N., daß wegen 
unterſagten Schankgewerbes kein Rechtsweg. au 
| laͤßig ſei. — 


— — 


Der K — — wird Ihren Baicht vom 
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* 


1. Februare., in Betreff ber zwiſchen Ihr und dem Ober: 
Landesgerichte zu N. N., in der Klageſache des Buͤrgers 
N. N, wegen des dem letzteren unterſagten ferneren Be⸗ 


triebes de⸗ Schankgewerbes, entſtandenen Differenz, bei 
Zuruͤckgabe der eingereichten Original-Verhandlungen und 


in Folge des vorläufigen Befcheides vom 27.März d. 9. 


in der abfchriftlichen Beilage (sub. Lit. a.) diejenige Vers 


fügung zur Nachricht und weiteren Veranlaſſung zugefer: 
tigt, welche der Herr Juſtiz-Miniſter in diefer Angelegen 
heit unterm 2gften v. M. an das Dbers Landesgericht zu 
N. N. erlaffen hat. | 
Berlin, den 6. Mai 1826. 
Miniſterium des le und der Polizei. 
Köhler. 


4, \ 


Nach dem Schreiben des Königl. -Möiniftertt des Innern 
vom 27ften v. M. iſt zwifchen- dem Ober: Landesgerichte und 
der Regierung zu N. N, eine Differenz in der Klageſache des 
Bürgers N. N. entflanden, well das Kollegium, gegen die An- 
fiht der Reglerung, ein gerichtliches Verfahren gegen die Ber 
fügungen der fegteren, darch welche aus pollzeilichen Ruͤckſichten 
dem N. N. der fernere Betrieb des Schanfhemerbes unterfagt 


‚worden iſt, Statt finden laffen will. Der Juſtiz-Miniſter ann 


die dagegen von Selten der. Regierung erhobene Beſchwerde 
nicht anders als fehr gegründet erachten, denn das Refeript 
vom 10, April 1817, auf welches das König. Ober; Landesgericht 
fih beruft, findet hier Feine Anwendung, da gar nicht davon 
die Rede iſt, ob an und für fih der N. N. berechtigt iſt, je 
nes Gewerbe zu treiben, ſodann od er fich In pollzeillcher Hin 
fit deſſelben unwuͤrdig gemacht hat. Die Beurtheilung diefes 
Umftandes iſt gar nicht Gegenftand der. richterlichen Kognition 
und die $. 131. und sqqg. des Edifts vom 7. September 
ıgir ergeben deutlich, daß es bei den dort aufgeführten Ge⸗ 
werbetreibenden außer dem Gewerbeſchein auch noch auf ‚et 
Zeugniß der Polizet⸗Behoͤrde ankommt, ‚von. welchem die Er 
laubniß zur Ausübung abhängig-gemacht worden iſt. Dabel 
ift nach $. 133. nur ein Recurs an die obere Polizels Behörde 
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zuläßig. Es findet daher it diefer Sache kein Rechtsweg Statt, 
und das Königl. Ober, Landesgericht wird daher hiermit anges 
volefen, von feiner Behauptung abzuſtehen. 
Berlin, den 24. April 1826. 
Der Zuftiz- Minifter. 
v, Dandelman. 


An 
das Königl. Dber- Randesgericht 
zu N. N. 


102, s 
Reſcript der Könige. Minifterien des Innern und det 
Finanzen, an die Königl. Regierung zu Erfurt, die Er: 
theilung von Gewerbeſcheinen zum An⸗ und Auf— 
kauf von Waaren rn. 





Der Königl. Regierung wird auf den Bericht vom 
16, Oktober 1825 eröffnet, daß der Circular: Verfügung 
des Königl. Finanz: Minifterii von 21. September c. nicht 
die Abſicht untergelegt werden fan, den Aufkauf im Um⸗ 
herziehen Hinfichtlich aller Gegenftände nachzulaffen, womit 
ein. ftebender Handel betrieben wird, da in derfeiben uͤberal 
ein den beftehenden DVorfchriften gemäß erlaubter Auf: 
fauf voransgefegt if. Die Frage aber, welche Waaren 
überhaupt im Umherziehen aufgefauft werden dürfen, bes 
antwortet fich bei Vergleichung des $. 5. des Regulativs 
vom 28. April v. J. mit den $.$. 14. bis 16. dahin, daß 
auch hierbei, wie bei dem Ankaufe, unterfchieden werden 
muß, ob der Gewerbtreibende die Waaren, die Gegenftand 
feines Handels find, mit ſich umherfuͤhrt oder nicht. Go 
wie das Gefchäft derjenigen, welche umherziehen, um Waa⸗ 
renbeftellungen zu fu.hen, nicht auf die im .$. 11. bezeich- 
neten Waaren befchränft ift, fo .ift auch der Ankauf nur 
dann, dem $. ı5. und dem Mariginale zu $. 14. gemäß, 
auf die im F. 14, bezeichneten Gegenftände befchränft, 
wenn. der Ankäufer mit den Waaren, felbft — 
Hiernach ergeben ſich felgende Regeln: 
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1) Ausländer, welche die aufgefauften Waaren mit fih 

herumfuͤhren wollen, koͤnnen nach $. 12. des Regu⸗ 
lativs vom 28. April 1825 Gewerbſcheine zum An⸗ 
kauf nur erhalten, wenn ſie die letzteren auf die in 
in No. ı. des F. 14. des Regulativs benannten 
Gegenſtaͤnde beſchraͤnken wollen. 

2) Inlaͤnder können, unter gleicher Voraus ſetzung fuͤt 
alle im $. 14. benannten Gegenſtaͤnde, Gewerbſcheine 
zum Aufkauf erhalten. 

3) Aufkaͤufer (Inlaͤnder und Auslaͤnder) welche die 
aufgekauften Waaren nicht mit ſich Umherfuͤhren, koͤn⸗ 
nen auch zum Aufkauf ſolcher Gegenſtaͤnde Gewerb⸗ 
ſcheine erhalten, welche in dem $. 14. des Regula⸗ 
tivs nicht benannt ſind. 

| Berlin, den 27. December 1825. 
Minifterium des Innern. Miniſterium der Finanzen, 

m Schuckmann. v. Motz. 


103. 
— des Koͤnigl. Miniſteriums des — an die 
Königl. Regierung zu Erfurt, daß mit Blei⸗ und Roth 
fliften, Siegellack, Federn, Oblaten, Schreib⸗ und Zei⸗ 
chen⸗Materialien — nicht aber mit Papier — 
Hauſirhandel ſtatt finden duͤrfe. 





Da Blei⸗ und Rothſtifte, desgleichen Siegellack nach 

- der neueſten Erhebungs-Rolle der Abgaben zu dem groben 
furzen Waaren gerechnet werden, fo kann, wie der Königl. 
Negierung auf Ihren fernermweiten Bericht vom G6ten d. 
M., die in Antrag gebrachte Ausdehnung des dem Ei 
wohner N. N. zu Nordhaufen pro 1826 ertheilten Ge 
werbefcheines zum Hauſirhandel mit Siegellad und Schreib 
materialien auf die Regierungs-Bezirke Magdeburg und 
Merfeburg betreffend, hierdurch eröffnet wird, dem N-N. 
der Hauſirhandel mit den obengedachten Artikeln, fo. wie 
mit Federn, Oblaten und Zeichnungs » Materialien, ge 

na 


‚dub 
ich 9-14. No. 2, 4 und ‘6 vdes Hauſir⸗Regulatlvs 
m 28. April 1824 zu ben Gehenffänven des Hauſir⸗ 
andeld gehören, in dem dortigen Regierungs⸗Departe⸗ 
ent geſtattet bleiben. 


Was aber das Papier betrifft, fo er ſchon im "Eins 
rftändniffe des Koͤnigl. Finanz s Minifterit wiederholent⸗ 
b in andern Spezial: Fälten . entfchieden worden, deß da⸗ 
it nicht hauſirt werden ‚dürfe. Der, Hanſir⸗Ha 
apier kann daher auch dem N. N. „he ——— 
rden. 

Die Koͤnigl. Reeierung hat ie hlernaqh Sen Ge 
rbefchein des N. N. zu modifiziren. 

Die nachzeſuchte Ausdehnung dleſet "Gewerbefcheind 
f die Negierungs > Bezirke Magdeburg "und Merſeburg 
um übrigens aus dem Grunde nicht üngeoröitet werden, 
it dergleichen unmitielbare Ausdehnungen von dern “hrs 
zeichneten Minifterio nur ausnahmdieife und in de 
‚gel blos für den Viehhandel verfügt werden. Dem N. 

kann mithin nur überlaffen werden, ſich ſelbſt wegen 
8dehnung ſeines Gewerbeſcheins an die Regierungen, 
deren Bezirken er fein. Gewerbe g/ ‚betreiben waunſcht, 
wenden. — 

Berlin, den ag Mai 1326. 3 

Minifterium des Innern — 
v. ——— 





feripe ber Koͤnigl. Miniſterien des Innern und der 
nanzen, an die Koͤnigl. Regierung zu Potsdam, den 
Hauſirhandel mit — Wolle betreffend, er. 


Auf die Berichte vom 43; April mb 22. Anguſ 
J. wird der Koͤnigl. Regierung eroͤffnet, daß kein 
und vorhanden iſt, den Handel mit roher Wolle im 
nnalen. Heſt il, 1826. Et 
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Umperziehen zu. verhindern, daher Dieſelbe ermaͤchtigt 
wird, Gewerbſcheine zu dieſem Handel zu ertheilen. 
"Berlin, den 17. September 1825. 
Der Minifter des Innern. Der m. der Finanzen, 
v. Schuckm ann. Motz. 

3 NUT A LEE N 


Nefckipr des hnigt: ER des Innern, an die | 
Königt. Regierung zu Magdeburg, daß auch mit neuen ' | 
y petten fein ar rhandel far finpen dürfe. 


‘ 
an 


Auf die. von dee Königt. Htegierung in dem Berichte 
Don. ıcten d. M. .aufgeftellte Frage: 
yR der Haufirhandel mit ‚neuen Betten erlaubt ſei? 
d Derſelben hiermit eröffnet, daß durch die Beſtimmung 
Bei Hauſt r⸗Regulativs vom. 28. April p pa 
ppnach mit alten Kleidungsſtuͤcken und Betten: nicht 
M ist werden ſoll“ 
au neue Betten ausgeſchloſſen find; denn wenn die Ab⸗ 
t gewefen waͤre blos alte Betten —— 
tte das Geſetz das Wort alt wiederholen müffen. 
brigens dürfte auch, wie die König. Regierung richtig — | 
merft, die Beurthetiung ſehr ſchwierig fein: ob Betten 
ſchon gebraucht, oder ganz neu ſind. 
Wenn die Koͤnigl. Regierung ferner anführt, daß 


durch die gedachte Beſtimmung des Regulativs eine Aus⸗ 


nahme von der Regel gemacht ſei, nach welcher die Ne 
gierungen befugt fein ſollen, zum Debit der Abfälle und 
Abgänge der Haus⸗ und Landwirchfchaft: und der Gewerbe, 
das Umherziehen zu geſtatten, ſo ift diefe Anſicht Feines 
wegs begruͤndet, da ein Bette (nicht bloße Federn, mit 
welchen der Hauſirhandel geſtattet iſt) unter die Abfälle 
und A bgaͤnge nicht gerechnet werden kann. 

ce den 20, Yuguf 1825. | j 

Miniſterium des Innern. 
v. Schuckmann. 
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nt —— 106. A 
Refeript der Könige: Minifferien des Innern. und der 
Binanzen, at die Könige: Regierung zu Erfurt, den 
. Bettieb"des Siebmacher: Gewerbes im Umperziehen 
nn begeeffend. Ne; 


.r 
rm 





ee — | i 
5 De Koͤnigl. Megierung wird auf. den‘ Vericht vom 
ten v. M. unter Ruͤckgabe der Beilagen eröffnet, daß 
ie von F dafür angeführten Gründe, doß das Sieb— 
machersÖemwerbe zu den Gewerben gerechnet werden 
möge, die nach $. 11. des Regulativs vom 28. April v. J. 
sub, No, 5, ausnahmsweiſe auch von Leuten unter 30 
‚ Jahren umberziehend betrieben werden dürfen, nicht über 
zeugend find. Die Darftellung der Koͤnigl. Negierung be 
weiſet vielmehr, daß die Siedmacher ſolchen Gewerb— 
treibenden beizuzaͤhlen ſind, denen nach $. 6. des Regula— 
tivs erlaubt werden muß, blos auf den Grund einer po- 
lizeilichen Legitimation, in der Umgegend ihres Wohnorts 
unbeftellte A:beit aufzuſuchen, und wird die Koͤnigl. Re⸗ 
gierung deshalb beauftragt, für die Folge hiernach verfah⸗ 
ven zu lafen. z 
Berlin, den ır. Dftober 1825. | 
Der Minifter de Innern. . Der Minifier der Finanzen. 
v. Schuckmann. vV. Mo 


— 107. 
Reſcript der Koͤnigl. Miniſterien des Innern und der 
Finanzen ‚an bie Königl. Regierung zu Potsdam, und 
abfchriftli an das Koͤnigl. ObersBergame in Berlin, 
die Öeflattung des Haufirhandels mir Waaren aus - 

Kubpfer oder Meffing betreffend. 

Ruͤckſichtlich der von dem hiefigen Ober s Bergamte in 
dem abfchrifflich anliegenden Berichte vom 31. Dftober d. 
I, ‚angeführten Umſtaͤnde, und bei der näheren Auseinans 

; | a Es 2 | 
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derfeßung ded Sachverhäftniffes, welches bei dem Hanfir 
handel mit Waaren aus Kupfer oder Meffing obmaltet, 
iſt nunmehr nachgegeben worden, daß diefer Handel, wel; 
cher nach der gemeinfchaftlichen Verfügung vom 135. Juli 
d. J. fünftig unterfage werden follte, fernerbin gefiatte 
werden kann. Der Königl. Negierung wird folches im 
Verfolg diefer Verfügung hiermit eröffnet, und Diefelde 
aufgefordert, dem gemäß diejenigen Hauſtrer ſpeziell zu de 
nachrichtigen, welchen etwa auf den Grund der Verfügung 
vom 15. Juti c. der machgefuchte Hauſir⸗ Gewerbefgein 
zu dem gedachten Handel verfagt fein möchte. 

Berlin, den 8. December 1825: 

Minifterium des Innern, Minifterium der Finanjen. 

v. Schuckmann. a >; Meß. 


Abschrift dieſer Verfügung an das Koͤnigl. Ober⸗ 
Bergamt hieſelbſt zur ie auf den rt vom 33» 
Oktober d. J. 

Berlin, den 8. December 1825. | 

Miniſterium des Innern. m... der Finanzen. 
Schuckmann. v. Motz. 





| 108. | rs 
Reſcript der Könige. Minifterien des Innern und ber 
Finanzen, an die Königl. Regierung zu N. N., die Be 
fugniß ber Leinen: und Baummollen » Waaren Weber, 
ihre Zabrifate im Umbertragen feil zu bieten, be 
treffend. | 
Die Anfrage der Könige, Regierung vom 1oten d. 
M., die Befugniß der-Leinen- und Baummollen: Waaren 
Weber betreffend, ihre Fabrifate im Umhertragen feil ju 
bieten, iſt unnoͤthig geweſen, indem das Regulativ vom 
28. April 1824 fich darüber deutlich ausſpricht. 
Denn wenn daffelbe und zwar im F. 3., dad Um 
hertragen zum Verkauf, felbft im Polizei» Bezirk des Wohn 








orts des Gewerbetreibenden, nur in Hinſicht folcher Waw 
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ren geflättet, mit welchen. ber Verkehr im Umberziehen 
überhaupt ftatthaft ift, und im $. 4. das Umhertragen 
anfer dam Wohnorte umd in deffen Umgegend nur dann, 
wenn - : — — 
a) die Waaren ſelbſt verfertigt find und | 

"b) zu denen gehören, die Jedermann auf Wochenmärfs 

ten feil halten Eann | 

erlaubt: fo:ift dadurch ſehr beſtimmt ausgefprochen, welche 
gefegliche Beſtimmungen der, von der Königl. Regierung in 
Bezug genommenen Verfügung vom 15. April 1822 fubs 
ſtitnirt worden ſiinn. | | 
= Berlin, den 12. Januar 1826. Eu 
Winiſteriumm ded Innern. Minifterium der Finanzen. 
v. Schuckmann. v. Moß 


— 109. | | 
Reſcript der. Koͤnigl. Minifterien des Innern und ber 
Finanzen, an die Koͤnigl. Regierung zu N. N., daß 
Auslaͤndern der Haufirhandel mit Töpferwaaren 

| nicht zu geſtatten fei. Ä 

Die Könige. Negierung hat Sich in Ihrem Berichte 

vom 26ſten v. M., die von hr dem Ausländern im 
Jahre 1925 ertheilten Gewerbefcheinie zum Haufirhandgl 
mit Toͤpferwaaren betreffend, mit Unrecht auf die Beſtim⸗ 
mung des $. ı2. des Regulativs vom 28. April 1824, 
berufen, wonach Ausländern der Gewerböberrieb im Ums 
berziehen nächft dem Hauſirhandel mit Wochenmarftds Ar; 
tikeln, dem Auffuchen von Waaren-Beſtellungen, den im 
F. 17 — 19. genannten Dienfleiftungen und Schauſtel⸗ 
lungen nur dann geſtattet werden ſoll, | * 

wenn ihr Gewerbe in der Gegend entweder gar nicht 
oder nicht mit der ihnen eigenen Geſchicklichkeit betries 
ben wird, und doch als oͤffentliches Beduͤrfniß anzus 

ſehen if. . | Ä | 

Sollten nemlich in.der dortigen Gegend im Jnlande 
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in der That nicht fo gute Toͤpferwaaren als. im Auslande 

verfertigt werden, .fo werden doch. von dem Ausländern 

die Toͤpferwaaren nicht im Umherziehen fabriziet , fondern 

Das Gewerbe, dad fie im Umperziehen betreiben, ift ein 

bloßer Handel, den bie Inlaͤnder ſogleich übernehmen wer⸗ 
ben, als er den Ausländern nicht geſtattet wird. 

Die Königl, Regierung hat im abgemwichenen Jahre 
1751 Gewerbſcheine ausgefertigt, und. darunter 163 blos 
zum Handel mit Porzellan, irdenem und Stein Gefdirr., 
Es verdient alfo um fo ernftlighere Mißbilligung, daß Sie 
noch Ausländern einen gefegfich ihnen nicht geftatteten 
Hauſirhandel mit Tspferwaaren im Jahre 1825: wiederum 
bewilligt. Hat, da Ihr folhes fhon unterm 17. December 
1824 ſpeziell unterfagt war, und hiernach. eine ‚Ueberfül 
lung des Regierungs-Bezirks mit, Hauſirern nicht zu vers 
fennen fein duͤrfte. 

Die Koͤnigl. Regierung wird daher wiederholentlich 
angewieſen, keinen Auslaͤndern wieder Gewerbſcheine zum 
Hauſirhandel mie Toͤpferwaaren zu ertheilen. Sind uͤbri— 
gens, wie die Koͤnigl. Regierung bemerkt, ‚dergleichen Be 
willigungen auch von anderen Regierungen geſchehen, und 
ſetztere in den nemlichen Fehler verfallen, ſo haͤtte die 
Koͤnigl. Regierung ſolche nennen muͤſſen, damit — ſie 
berichtigt werden koͤnnen. 

Berlin, den 29. Juni 1826. 

Miniſterium des Innern. Buintgertum | der Binden, 


In deffen Abweſenheit. v. Moß, 
Ferber. —— 
Ze: = Ä 
Bau + Polizei, 
110. 


Dublifandum der Königl. Regierung zu Gumbinne, 
“ die Beftimmung des Maaßes der Biberſchwaͤnze, 
Dachpfannen und Mauerfteine. 


Es ift bereit durch die Verordnung des ehemaligen 








Yönigl: Generals Direftöriumd vom ig: Oktober 17815 
velhe- auch ‚durch die Verfügung’ s.der Hiefigen "Krieges: | 
nd Domainen⸗Kammer vo 19: November 178 3: fänımts 
ben Magifiräten nad Ban» Dffizianten hekannt gemacht 
Au Abſicht ——— — der: Ziegelwaaren rertgefeßt, | 
hen II 
de Bibetämäue ı 5 Bol Tangy; Sa breit: nd 3 
oll dick ’ 15 

die Dachpfanneh 161 Zou⸗ * 91 Zoll Seit mit 

Kopf und Berfehnitt 
fertigt werden follen; gleichwohl lehrt die Erfahrung, 
iß dieſe Vorſchriften nicht mehr beachtet, und beſonders 
e Dachpfannen nach willkuͤhrlichen und verſchiedenen Maa⸗ 
n, ı bis 15 Zoll kuͤrzer gemacht werden, als die Vor— 
rift es beſagt, wodurch eine tuͤchtige Reparatur der 
achpfannen daher ſehr erſchwert wird. 

zur Verhuͤtung des dadurch fir die Eigenthũmer 
r Gebäude entſtehenden Nachtheils findet ſich die‘ unter⸗ 
chnete Regierung: veranlaßt, obige Beſtimmung, das 
aaß der Dachſteine betreffend, hiemit in: Erinnerung zu 

gen, und ſaͤmmtliche Inhaber von Königlichen, Kaͤmmerei⸗ 
N allen übrigen: Ziegeleien, ſo wie: die, Töpfer, ‚anzumweis 
„ daß, fie die Formen und Ringe zu den Dachſieinen, 
ſofern ſie zum inlaͤndiſchen Pi beſtimmt find; 
t Nückficht auf. das Schwinden des Lehms - dergeftalt 
fertigen laſſen, daß die audgebrannten Dachſteine die 
tigen Maaße erhalten, 

In Abficht der. Mauerſteine find; in der erwähnten 
reftorial= Verordnung zwar ebenfalls die Maafe: bes 
amt; durch fpätere höhere Verfügungen. vom 21. Ja⸗ 
ar 1805 und vom 29. Mai 1812 find Diefe aber abs 
indert, und mit Ruͤckſicht auf die Kalffugen für die 
e üblichen. großförmigen Mauerfteine auf 

ra Zoll Länge, 
Ä ‚5% Zoll Breite und 
25 Zoll Dide 
gefeßt, fo. daß zu einem Kubiffuß vollen Mauerwerks 
Stück, Ziegel, erforderlich find. Hierbei muß es auch 


ass 


= 


kunftig um 6 mehr.fein mnabänderliches Versenden be 


‚halten? da folche Ziegel einen richtigen : Mauerverband ges 


ben, und ein noch größeres Format der Ziegel die maffis 
ven. Bauten Eoftbarer macht, als es die Solidität erfordert. 
Die Herren Landraͤthe und Magifträte werden aufs 
gefordert, auf die Beobachtung diefer Vorſchriften zw halten. 
 »Bumbinnen, den 13. April 182% 
Koͤnigl. Preuß. Regierung. 
u — — |. 


* 


* V————— 
* BR u ⸗Weſen. 
11. 
Ehreular Reſeript des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiſl 
chen⸗ Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten, an 
ſaͤmmtliche Koͤnigl. Regierungen, die unmittelbare Kot 
NN, ber. MebizinalsKollegien mit, den Om 
richts ⸗Behoͤrden betreffend. | 

Barg mehrere Colliſionen, welche zwiſchen Medhineb 
Kollegien und Gerichts-Behoͤrden vorgekommen waren, 
hatte ſich das unterzeichnete Miniſterium auf den Antrag 
des Koͤnigl. Juſtiz-Miniſteriums veranlaßt gefunden, ums 
term 19. Matıgrg zur Vermeildung aͤhnlicher Faͤlle ſaͤmmt⸗ 
liche Medizinal: Kofegien dahin anzuweiſen, kuͤnftig von 
jeder unmittelbaren Korreſpondenz mit den Gerichten zu 
abſtrahiren, zu dem Ende fämmtliche von ihnen abzufaß 
fende gerichtliche Gutachten den contpetenten Regierungen 
zur weiteren Beförderung br. m. zu überfenden, und eben 
fo die zur Abfaffung folcher Gutachten etwa nöthigen Ak 


‚sen ſich durch die Negierungen zu verfchaffen, auch die 


bierbei vorfalende Korrefpondenz durch den Kegierungss 
Medizinalrath und unter vdeffen Leitung auch durch das 


= ©ubaltern » Perfonal der am Drte. der Medizinal⸗Kolle⸗ 


sien befindlichen Negierungen im Namen der: Lebteren bes 
forgen zu laſſen. Hiernach ift ‚bisher verfähren worden. 





— um 


. ) 
i 
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Die Erfahrung hat jedoch mehrere Nachtheile diefes 
Verfahrens nachgewieſen, hierunter gehört namentlich, daß 
Bei dieſem -indireften. Gefchäftdgange die Erftattung der 


von den Gerichten verlangten Gutachten zum Nachtheil - 


der Beklagten häufig verzögert wird, hierdurch aber bedeuten⸗ 
dere Kofien veranlaßt werden, und daß überdied der oft 
als’ Geheimnig zu behandelnde Inhalt der Unterfuchungs- 
Akten einer weit größeren Deffentlichkeit ausgeſetzt ift. 

In dieſer Hinfiche und da übrigens Fein überwiegen- 
der Grund vorhanden ift, es fernerhin bei der fraglichen 
Anorduung zu. belafien, hat das unterzeichnete Miniſterium, 
im Einverſtaͤndniß mit dem Königl. Juſtiz⸗Miniſterio, bes 
ſchloſſen, die unmittelbare: Korrefpondenz zwifchen den Mes 
dizinals Koltegien, und den. Gerichten in den hierzu geeige 
neten Faͤllen, wo über Ärztliche oder wundaͤrztliche Gegen⸗ 
‘fände eine Kommunikation“ mit. der; Ober⸗Medizinal⸗ Bes 
hoͤrde vorkommen kann, ‚nunmehr wieder ſtatt finden zu 

° Aafien.: Hiernach werden fofort ſaͤmmtliche Medizinals Kol - 
kegien von ‚dem unterzeichneten Minifterio, fo wie die Ges 
richtö» Behörden von. dem Königl. Juſtiz⸗Miniſterio in⸗ 
ſtruirt werden. | ©. 

Der Könige. Neglerung wird diefe Anordnung hier 
durch nachrichtlich bekannt. gemacht. ee 

Berlin; den 27. März 1826 
Miniſterium der Geiſtlichen⸗, Unterrichtd> und Mebizinals 
= Angelegenheiten. 

| v. Altenſtein. 
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— des Konigl. Miniſteriums der‘ Geiſthchen— Un⸗ 
terrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten, an den Koͤnigl. 
außerordentlichen Regierungs⸗Bevollmaͤchtigten, Herrn 
Geheimen Regierungs⸗Rath v. Rehfues, in Bonn, 
die Ausdehnung der Pruͤfung der Aſpiranten des medi⸗ 
ziniſchen Doktorgrades auf die pharmaceutiſchen 
Studien betreffend. | 

Das Miniſterium eröffnet Em. Hochwohlgeboren anf 
den -Bericht vom hten v. M. daß ' die Prüfung id den 

pharmacentifchen Studien nicht füglich ein Gegenftand ded 
Tentamens fein kann / welches die Afpiranten des Doktor 
grades der medizinifchen Fakultaͤt in; Folge der Verfügung 
vom 7. Januar c. vor der phliofopbifchen Fakultaͤt zu be⸗ 
ftehen Haben, vielmehr iſt es Sache der Imedizinifchen $as 
kultaͤt bei dem Examen rigorosum und der Ober⸗Exami⸗ 
nations⸗Kommiſſion bei den Staats⸗-Pruͤſungen, auf. den 


Nachweis dieſer dem Mediziner unentbehrlichen Kenntniſſe 


zu ſehen. Das Miniſterium bat die medizinifchen Fakul⸗ 
taͤten ſaͤmmtlicher Landes: Univerfitäten angewieſen, die 
Prüfung der Afpiranten des medizinifchen Doktorgrades 
auch auf die pharmacentifchen Studien, falls ſolches bid- 
ber noch nicht geſchehen fein follte, auszudehnen, und fid 
zu vergewiffern, daß die Doktoranden fich auch in der 
pharmaceutiſchen Botanik und Waarenfunde und in der 
praftifhen Pharmacie die für einen mwiffenfchaftlichen Arzt 
unentbehrlichen Kenntniffe erworben baten. 

Em. ꝛc. bleibt überlaffen, biernach den Profeffor N. 
N, auf feine wieder beigefügte Vorſtellung zu. befcheiden. 
Berlin, den 22. April 1826. 
Minifterinm der Geiftliehen:, Unterrichtds und Medizinab 
Angelegenheiten. 

dv. Altenſtein. 


— m — — — 
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> — main) UPR Te TEL. 
11% i ** "pi 
— des Koͤnigl. Winiferiums i der Seit 

, Unterrichts+ und Mebijinal- Angelegenheiten, an 
* — Fakultaͤten ſaͤmmtlicher Koͤnigl. Uni⸗ 

verſitaͤten, dieſelbe Angelegenheit betreffend. 

Die mediziniſche Fakultaͤt wird Hierdurch angewieſen, 
die Pruͤfung der Aſpiranten des mediziniſchen Doktorgra⸗ 
des auch Aufı.die pharinacentifchen, Studien ‚:: falle ſolches 
bisher. noch nicht. geſchehen fein ſollte, augzudehnen, und 
ſich zu vergewiſſern, daß die Doftoranden ſich auch in der 
pharmarentifchen Botanik und Waarenfunde und in der 
praftifchen Pharmacie die für einen FA 
unentbehrlichen Kenneniffe erworben haben. | 
* Derlin, den 22. April 1826. 

Miniferium der Geifilichen:, Unterrichts und wWeMina, 
| Angelegenheiten. ; 
— —— vr. Altenſtein. 


114. 
Extrakt aus dem Reſcripte der Koͤnigl. Mintein der 
Geiſtlichen⸗ Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten, 
fo wie des Innern, an die Koͤnigl. Regierung zu Ster: 
ein, daß auch die Militairs Aerzte bei ihrer Eivil-Prapis 
ſo den allgemeinen Polizei⸗ Vorſchriften fügen 
müffen. 





Der aoͤrigl. Regierung wird auf den Bericht vom 
18. April d. J. wegen der von den Militair- und Civil⸗ 
Aerzte der Polizei Behörde zu machenden Anzeigen von den 
mit der Kräße und Luftfeuche behafteten Perfonen, zu ers . 
fennen gegeben, daß Fein Anlaß zu einem Bedenfen vor- 
handen ift, als ob die Militair⸗Aerzte bei ihrer Civil 
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Praxis ſich den allgemeinen Polijzei⸗Vorſchriften zu fuͤgen 
nicht auch gehalten waͤren. | 
‘Berlin, den 13: Juni 1826; 
Minifterium der Geiftlichen:, Un, Der Dinifter des Innern 
terrichtd- und Medizinal-Ans m abwefend. 
gelegenheiten. J | 
v. Altenſtein. 


— | 115. Ä 
Publikandum der Koͤnigl. Regierung zu Merſeburg 
Vorſchriften wegen Aufſtellung der Liquidationen v von 
Medizinal⸗Perſonen. 


Bei Einſendung der Liquidationen der Medizinal—-Per⸗ 
ſonen zur Feſtſetzung iſt folgendes zu beobachten, oder ſie 
werden unberuͤckſichtigt auf Koſten der Einſender remittirt 
werden. 

1. Die Feſtſetzung der Liquidationen der Medizinaler: 

- fonen gehört nicht zum Reſſort des Könige. Medizb 
nal, Rolfegiumd der Provinz, ſondern zu dem der 
Koͤnigl. Regierung, 

2. jede Liquidation muß auf einem beſondern Bogen 
geſchrieben ſein, 

3. es muß der Name des Kranken, und die Krankheit, 
an welcher derfelbe behandelt worden, genau ange 
geben werden, 

4, die, auf den Grund der in den Händen‘ einer jeden 
approbirten MedizinalsPerfon fich befindenden Me 
dizinalsTare, vom 21. Juni 1815, und der fpäter 
erfchienenen Deklarationen abzufaffende, Liquidation 
muß gehörig fpezifizire fein, d. h. es muͤſſen die ein 
zelnen täglichen ſowohl als naͤchtlichen Befuche durch 
Angabe ded Datums genau bezeichnet, die einzelnen 

beſonders verrichteten Huͤlfsleiſtungen genau angege⸗ 
ben werden. 
Hierbei wird in Erinnerung gebracht, daß dad 


44 1 
ESoſtrui fuͤr den Beſuch, bei welchem irgend eine be⸗ 
ſonders zu honorirende Huͤlfsleiſtung verrichtet, z. B. 
eine Operation gemacht wird u. ſ. w. in dem So⸗ 
ſtrum für dieſe Huͤlfsleiſtung mit inbegriffen, für 
dieſen Beſuch alſo ein beſonderes — nicht in 
Anrechnung zu bringen iſt. — 
5 Wentdie Beſuche eine: Reiſe erforberten ; möffen ‚die 
- daraus‘ evwachfenden Transport: Koften, von: dem 
. ärztlichen Honorar getrennt, in einer befondern Pos 
ſtition in Anrechuung gebracht werden. Hierbei wird 
nachſtehende, unterm 24. Maͤrzu1823 bekannt ge 
machte Verfügung im Erinnerung gebracht: „es darf 
der. Arzt in ſeiner Praxis, fobald nicht von Ge⸗ 
fchäften im Auftrage des Staates die Rede iſt, nicht 
unbedingt Ertrapoft fiquidiren, Aerzte und Wunds 
' ärzte müffen vielmehr, wenn fie in ihrer gewöhnli- 
ben Praxis Fuhrkoſten liquidiren wollen, die wirklich 


gehabten Auslagen nachweiſen. Wo eine ſolche Nach⸗ 
weiſung, weil der Arzt oder Wundarzt ſich eigenen 


Geſpannes oder Reitpferdes bedient hat, nicht gefuͤhrt 
werden kann, ſollen, nach der Analogie der Gebuͤhren⸗ 
Taxe für die Gerichtshoͤfe, dem Arzte auf die Meile 


20 Sgr., dem Wundarzt 10 Sgr. Reifefoften vergüs 


tet werden. " Diäten fönnen nur liquidirt werden, 


wenn die Entfernung über eine Meile berägt und 


fallen dann die Saͤtze für dem Beſuch weg.“ 
Die Thiertaͤrzte ſtehen mit den Wundaͤrzten in 
gleicher Kategorie. 


Ganz beſonders aber wird auch darauf noch auf⸗ 


merkſam gemacht, daß uͤberall, wo Fuhrkoſten liqui⸗ 


dire werden, die von der Oxrts-Behoͤrde zu bewir⸗ 
kende Befcheinigung der Nichtigkeit der angegebenen 


Drtd Entfernung durchaus nicht, fehlen darf. 


6. Die Feſtſetzung einzelner Rezepte ift nicht ſtatthaft, 


ed muß denfelben vielmehr ohne Ausnahme jedesmal 
eine Rechnung beigefügt fein. Diefe Rechnung muß 
- ‚rein und deutlich gefchrieben fein, ed muß auch nicht 
mehr als eine Sarhe in einer Linie anfgeführe wer⸗ 


/ 
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den. Die beigefügten Rejepte möüffen ** fein, 

. und diefe Nummern müuͤſſen in einer beſondern Linıe 
vor der Linie zum Monat und Datum in der Ned: 

nung aufgeführe werden, und die Preife müflen auf 
. jeder Vorſchrift nach. Thalern, Sisbergrofchen um 
Piennigen deutlich bemerkt. ſein. 

7. Zu jeder: Liquidation. für gehabte ärztliche, mund; 
: ärztliche u. fe. mu Bemühungen, fo: mie zu jeder Ary 
neisXechnung, deren Betrag die. Summe von 50 
Rthlr. erreicht, :muß der — en 
adhibirt werden, : ... 

Magdeburg, den 22. Juni 1826. 
Koͤnigl. Regierung. se des —* 


16. 


— des 5 Königt. Juſtiz⸗ Miniſteriums a an ben Königl. 
General⸗Prokurator zu Coͤlln, die Reiſe-Entſchaͤdigung 
"der Kreis-⸗Phyſiker und Kreis» Wundärzee i in Strafs 
fachen BO, 





Auf Ihren Bericht vom 18ten v. Mis. 

die Reiſe-Entſchaͤdigungs-Koſten in Strafſachen be⸗ 

treffend, 
wird Ihnen eröffnet, daß fo wenig das Diäten » Regulati 
vom 28. Juni pr. als das frühere vom 28. Februar 1816 
Veranlaſſung geben, den Kreis. Phyſikern und KreiesYWBund 
ärzten Reiſekoſten und Diäten nach den darin enthaltenen 
Beſtimmungen feflzufegen, wenn fie in Unterfuchungsfachen 
Reiſen zu machen genoͤthigt find. , E8 find dies Feine An— 
gelegenheiten, wegen welcher der Staat die Entjchädigung 
gewährt, fondern ed find vielmehr Privat Derfonen dazu 
verpflichtet, und nach ausdrücklicher Befiimmung des $. 3. 
des Negulativ vom 28. Juni pr. findet dafjelbe anf ſolche 
Faͤlle nicht Anwendung, und bleiben vielmehr die vorhan⸗ 
denen Gebühren: Zaren in Kraft. 

Die benannten. Medizinal⸗ Beamten koͤnnen daher 
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aus den gedachten — — ſo wenig wie die Juſtiz⸗ 
Beamten Gruͤnde hernehmen, nach welchen die Beſtim⸗ 
mungen des Dekreis vom 18. Junt 1811 auf ſie nicht 
ferner Anwendung finden ſollen. 

Berlin, den 20. Maͤrz 1826. 
— — Juſtiz⸗Miniſter. TEN 
uꝛe Graf v. Danckelman. 


An 
den. Königl. General 1» Yotapat * 
Herrn Ruppent hal zu Köln. 


ı 17. 
Pubutendum der Königl. Regierung. zu Coblenz, die 
Aavon den Medizinal⸗Beamten zu liquidirenden or 
boͤbren u. 





hir 


chen ve mp find, nicht nach dem Diäten » Regulariv vom 
28. Juni v. J., fondern mach dem. Kaiferl. Dekrete vom 
ı8. Juni 1811 liquidiren, indem nach dem $. 1. des 
erfigedachten Gefeges dieſes auf folche Fälle Feine Anwen⸗ 
dung findet, mo eine Privat: Perfon: zur: Entfchädigung 
verpflichten: if, oder verpflichtet. werden: kann. 

Die Herren Medisinal: Beamten werden — als 
geiviefen, ſich Hiernach zu achten.. 

Eoblenz, den 28. Apiil 182% 
Koͤnigl. Regierung: - Koͤnigl. —— 

Lebens. Lombard. 





444 ne 
| 118. 
Circular-⸗Reſcript des Königl. Minifteriums der Geiſtli— 
chen:, Unterrichts» und Medizinals Angelegenheiten, an 
fämmtliche Königl. Regierungen, _ die Befugniß der 
Wundärzte After Klaffe und der Kreis-Chirurgen, in 
Bezug auf die Ausübung der innern Prapis be: 
treffend. 


Der Koͤnigl. Regierung wird (sub. Lit. a.) nachſtehend 
Extrakt einer an die Regierung zu Stettin heute erlaſſenen 
Verfuͤgung, die Befugniß der Wundaͤrzte iſter Klaſſe und 
der Kreis⸗Chirurgen in Bezug auf die Ausuͤbung der im 
neren Praxis betreffend, zur Nachricht. und. Nachachtung 
in vorkommenden Fällen mitgetheilt. 

Berlin, den 28. April 1826. 
men der Geiftlichens, Unterrichtds und Medizinal⸗ 

Angelegenheiten. 
v. Altenſtein. 


a. 
—  Ertrafe 


— hat das Miniſterium aus der von der Koͤnigl. 
Regierung. an den N. N. erlaſſenen Verfügung vom 26. No 
venber Pr. entnommen, daß: diefelbe in-der: Vorausſetzung, der 
N. N. fel wirklich Wundarzt ıfter Klafie, (movon fie jedoch 
fogleih das Gegentheil durd Vergleichung feiner Approbation 
—mit dem ihe zu diefem Behuf mitgerheilten Schema Hätte er; 
fehen Eönnen) von folgenden unrichtigen Geſichtspunkten aus 
gegangen .ift, nemlich: 

a) daß den Bund, Aerjten. ıfter Klaffe, wenn fie ſich an 
einem Orte befinden, wo bereits promovirte Aerzte an: 
fäßig find, zwar nit am Wohnorte felbft, aber doch in 
der Umgegend deſſelben die interne Praxis zuftehe, und 

b) daß dem Kreis: Wund,Arzte, wenn er gleich Chirurg 
ıfter Klaffe fel, neben dem Phyſikus am Wohnorte ſelbſt, 
die interne Praxis nicht zuſtehe. 

| Beides 
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Beides iſt jedoch unrichtig; denn 

ad a, iſt die Auslegung der Beſtimmungen vom 28, Juni 
pr. II: 7. qu geſucht, wenn die‘ Beſchrankung der, 
chirurgiſchen Praxis nur auf den gemeinſchaftlichen 
Wohnort bezogen wird, zumal der Sag in jenen Bes 
fiimmungen „ſo dilrfen fie nur die chlrurglſche Praxis 
trelben““ ganz allgemein ausgeſprochen iſt. Hiernach 
iſt vlelmehr den Wundaͤtzten iſter Klaſſe, welche ſich 
an einem Orte niederlaſſen, wo ſchon approbirte und 
promovirte praktiſche Aerzte anſaͤßig find, die Behand, 
king > Innerer; Krankheirsfälle weder am Orte ihres 
. Aufenthaltes. noch außer : demfelben: zu geftatten, - im 
entgegengefegten: Halle aber .allee Orten zu senden 
Diefe allgemeine Negel findet aber - ' 
ad b. bei den "Kreiss Chirurgen, in ſofern fie wirklich Bunt | 
arzte ıfter Klafie find, eine Ausnahme, und bie Interme 
Praxis Kehet dieſen an :allen Orten umbedingt zu, da 
ihr . Etabliffementsort nicht: von. Ihrer freien "Wahl, 
fondern. von ihrer amtlihen Stellung abhängt, und 
bier alfo ganz dieſelbe Begünftigung und unter: den⸗ 
felben Modalitäten Statt findet, wie fie in den oben⸗ 
erwähnten. Beftimmungen für - die nicht promovirten, 
aber.eraminirten oberen Militair⸗Aerzte ausgefprochen iſt. 
Um jedoch die Subfiftenz der Phyſiker, fo wie der 

' Kreis; Chtenegem mehr zu fichern, und zugleich dem 
Landvolke eine zweckmaͤßiger vertheilte Heilpflege ange, 
beiden zu laſſen, wird es zweckmaͤßig fein, in Zukunft 
dem Kreis Chirurg nicht unbedingt den Wohnort des 
Phyſikus zum Wohnfig anzumelfen,: wonach die Koͤnigl. 
Regierung künftig und befonders In allen Fällen, wo nicht, 
promovirte praftifche Aerzte di h. Wundärzte ıfter Klaffe 
zu Kreis Chirurgen. befördert werden, ſich zu richten hat. 

Berlin, den 28. April 1826. 
niſterium der Geiſtlichen⸗, Unterrichts⸗ und Wedittnol— 
— 
v. Atenfein. 


adala "enltunk zu Stettin. 
malen. Het il, 1886, - | Sf 
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ii, 2a 
Lircriar⸗Neſeripe des Koͤnigl. Miniſteriums der Geiftli 
chen⸗, Unterrichts⸗ und Medizinal: Angelegenheiten, an 
ſaͤmmtliche Königl. Regierungen, ausſchließlich derjenigen 


zu Cöslin und Danzig, Diätenfäße für. Kreis-Chirur 
gen in Funktion als befoldere Medisinals Beamte 


betreffen. 


Nach einer: Sittheilung de der Rönigt; Ober·Rechnume 
Kammer iſt bei Rediſion mehrerer Regierungs⸗Haupt ⸗Kaſ— 
- fens Rechnungen wahrgenommen worden; daß von mandın 
Megierungen den Kreis: Chirurgen ihres Bezirks ı Kehle. 
10 fgr. tägliche Diäten in Fällen zugeſtanden worden fin), 
wo bdiefelben als Medtzinal: Polizei: Beamte. fungirt haben, 
und nach dem Regulativ vom 28. Februar 1816 nur ı Rthl. 
täglich hätte gezahle werden: follen. . : Einige Negierungen 
find nemlich auf das Nefeript vom 31: Dftober- 1816 jw 


rüuͤckgegangen, welches aber. nur für den; Fall, daß die Or⸗ 


ganiſation (die Dinfichts des Kreis Medizinat> Perfonald 
‚wenige Monate zuvor angeordnet worden mar) noch nicht 
vollendet fei, mie Ruͤckſicht auf die Medizinal⸗Taxe vom 
21. Juni 1815 die Diäten der Kreis» Chirurgen auf ı Rthl. 
"zo fgr. beſtimmt. Das Miniſterium ſieht ſich dadurch ver: 
anlaßt, die Koͤnigl. Regierung hiermit: wiederholt daraul 
aufmerkſam zu machen, daß bei Beſtimmung der den Kreis 





Medizinal» Beamten zu bemwilligenden Diäten wohl unter | 


fchieden. werden muß, ob Ihnen ſolche als: befoldeten Me 


Dizinals Poltzeis Beamten oder wegen gerichtlicher Erpedi 
tionen angemiefen werden. Denn wiewohl jeder Kreis 
Phyſikus und Kreis: Chirurg als gerichtlicher Arzt oder 
Wundarzt fich befähigt Haben muß, ſo iſt er: Boch im diefer 
Qualität nicht immer chätig. Der Kreis⸗Phyſikus oder 
Kreißs Chirurg als folcher find Organe der Polizei, und 
wenn ihnen in diefer Qualität Aufträge ertheile werden, 
> B. zur Zwangs> Impfung bei einer Pockens Epidemie 
u. ſ. w., fo find fie gleich anderen aduiniſratlden Staub 
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Beamten lediglich mach der Verordnung vom 28; Juni 
v. I. zu behandeln. Mach diefer erhält der Kreis-Chirurg, 
tie mach der ganz gleichen Beſtimmung des Negnlativs 
vom 28. Februar 1816 ı Rthl. täglicher Diäten. Das 
gegen find- Medizinals Beamte bei vorkommenden gerichtkis 
chen Gefchäften, welche Eeine Dffizial: Arbeiten der — | 
Medizinals Beamten find, berechtigt, ihre Gebühren, : 
dann in der Regel von Privats Perfonen oder aus * 
Fonds getragen werden, nah der Medisinals Tare vom 
21. Sunt 1815 zu fordern; welche für bie BAER | 
Wundaͤrzte ı Rehl. 10ſgr. ausſetzt. 
Das Miniſterium gewaͤrtigt, daß die Koͤnigl. Degier 
rung nunmehr biernach genau verfahren mwird, 
Berlin, den 21. Mai 1826. 
Minifterium der Geiftlichen«, Unterrichts und Reina 
Angelegenheiten. | 
» Atenfein. ei 
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Reſcript der König. Miniſterien der Seificens, U Un 
errichts: und Medizinals Angelegenheiten, ſo wie des 
Innern, an die Königl. Regierung zu Potsdam, bie 
Denfions- Beiträge der Militair:GarnifonsAerzte ‚welche 
zugleich, bei Straf⸗ und Befferungs> Anftalten | 
| fungiren, betreffend, 





Auf den Bericht, welchen die Koͤnigl. Regierung über 
a8 Gefuh des Garniſon-Staabs⸗Arztes N, N. zu 
Spandau, 

ihn als Arzt und Wundarzt der dafigen Straf: und 
Hefferungs s Anftalt zur Leiftung bet Beiträge zum Pens 
fiond > Fonds zu geftatten, 
nterm 14. Februar diefed Jahres erfattei bat, ift zuvoͤr⸗ 
erft über die PIRESOO N in hr rs ver N, N 
fa 


als Garnifons Staabb: Arzt zu Spandau ſtehet, von. dem 
Herrn Kriegs »Minifter nähere Auskunft erbeten worden. 
Da nun nach der. hierauf erfolgten Neuerung der 
N. N. von feinem Gehalte, welches er als Garniſon⸗ 
Staabs⸗Arzt jährlich beziehen, einen Beitrag jährlich zum 
Militair⸗-Penſions⸗Fonds zahlet, und die ihm uͤbertrage⸗ 
men. Stellen eined Garniſon⸗Staabs⸗Arztes umd eines 
Arzted und Wundarztes bei dem Zuchthaufe zu. Spandau 
als ein in. der Arc combinirted Hauptamt zu betrachten 
find, daß Feine der: beiden Funktionen als eine Neben⸗VBe⸗ 
fchäftigung in dem Sinne des PenfiondsMeglements an 
gefehen werden kann; fo erfcheint ed unbedenklich, den 
N.N. ſeinem Untrage nach zur Leiflung des vorſchriſts⸗ 
nräßigen Penfiond» Beitrages auch von dem Gehalte, wel⸗ 
ches derfelbe ald Arzt der. Spandauer Straf, und Bee 
rungs⸗ Anftalt etatdmäßig jährlich beziehet, zuzulaffen, und 
- bei einer Fünftig etwa eintretenden Dienft- Unfähigkeit den 
Anſpruch auf Penfion nah den Grundfägen des Regle⸗ 
mentd anzserfenuen, wobei es übrigens fich von -felbft 
verfteht, daß der Einil- Penfiond> Fonds nur nach Höhe | 
des letzt erwähnten Gehalts und nach den diesfälligen 
ſpeziellen Verhaͤltniſſen Anteil zu nehmen haben wird, 
F Dies gereicht der Koͤnigl. Regierung zut Achtung und 
weiteren noͤthigen Verfuͤgung. | 
Berlin, den 14. April 1826. | az 
Minifterium der Geiftlichen:, Uns Minifterium des Innern. 
terrichtö- und Medizinak Ans der Herr Minifter des 
gelegenbeiten. | Innern abwefend. 
dr Altenfein 


- m 
Kefeript der König. Minifterien ber Geiſticchen⸗ Un 
terrichts⸗ und Medizinals Angelegenheiten, fo wie des. 
Innern, an die Königl. Regierung zu Gumbinnen, bie 
uhren» Geftellung für Medizinals Perfonen in Schuß 
pocken⸗Impfungs⸗Angelegenheiten betreffend. 


Der König. Regierung wird auf. den Bericht vom 
20. April d. %. zu erfennen gegeben, daß die Geftelung 
der Fuhren zu den Meifen der Medizinals: Perfonen in 
Schugpocken » Juipfunys Angelegenheiten, keinesweges von 
dem guten Willen der Intereſſenten abhängig tft, denfels 
ben vielmehr resp. als unmittelbaren Theilncehmern am . 
den Dorsdeilen der Impfung, oder in Vertretung des 
unvermagenden, Theile der Eingeſeſſenen, die Pflicht ar 
oblieget., 
Berlin, den 14. Juni 18206. 
Miniſter ium der Geifitichenz, Uns Der Miniſter des Innern. 
terrichts⸗ und Medizinal⸗An⸗ abweſend. 
gelegenheiten. 
v. Altenſtein. 


122. 
Lircular⸗ Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums der Seife 
ichens, Unterrichts und Medizsnals Angelegenheiten, an 
aͤmmtliche Königl. Regietungen, Gebühren für Apo⸗ 
‚ thefen»Bifitationen.. im. Wohnorte betreffend. | 


Durch die Circular-Verfuͤgung vom 19. Januar c.*) 
ſt die Koͤnigk. Regierung auf, die Beſtimmungen, wonach 
ie Gebühren für Viiitation der Apotheken im Wohnorte 
ver - vifitirenden Medlzinal-Perſonen zu bewilligen find, 
infmerkſam gemacht, und ihr namentlich in dieſer Hin⸗ 
icht eröffnet. worden, daß der revidirende Phnfifus oder 
re fonft. Hierzu hinzugezugene Medizinal: Perfon im Hall 
7 Heft 1,.©.. 212. | 


. 
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der Mevifion einer Apotheke am Wohnorte, nur nach der 
Medizinal⸗Taxe vom 21. Juni 1815 Abfchn,V, 12. a, be 

handelt werden, und fonach ı Ntbl. Diäten und 1Rthl. 

' für den Bericht, oder vielmehr für das fofors bei der Nies 

pifion aufzunehmende Protokoll für jeden Viſitationstag 

erhalten Eann. 

Das Minifterium finder fih veranfaft, zur Vermei⸗ 
bung jeded Mißverftändniffes, welches vielleicht der obige 
allgemeine Ausdruck „oder die fon binzugezogene Medis 
zinal- Berfon®* herbeiführen koͤnnte, hierdurch ausdruͤcklich 
- zu erflären, daß die fragliche Verfügung auf die Regie 
rungs» Medizinals Nähe Feine Anwendung leidet. 

Berlin, den 25. März 1826. 

Miniſterium der Geiftlichens, Unterrichtös und Medtzinal⸗ 
eeenen | 
v, Altenſtein. 


123. 
Publikandum der König, Regierung in Ghstin, bie 
Kranfpeiten unter dem Rindvieh betreffend. | 


— 


Mach den bei uns eingegangenen Anzeigen ift hier 
. und ba, felbft unter einigen Medizinals Perfonen, die irrige 
Meinung verbreitet,.daß' gegen die unter dem Namen ded 
Feuers oder Hinterbrandes befannte Krankheit des 
Rindviehes, welches von einigen Schriftfiellern auch Ery- 
sipelas epizootica genannt wird, feine polizeilichen Maaß⸗ 
regeln vorgefrhrieben feien. Wir nehmen daher Veranlaſ⸗ 
fung, hierdurch zur allgemeinen Kenntniß zu bringen, daß 
biefes Uebel eine Anthrags Krankheit ift, mithin im die 
Kategorie des Milzbrandes gehört, und daß dagegen 
alle diejenigen Maaßregeln in Anwendung Fommen mäflen, 
‚welche megen des Milzbrandes in dem Patent vom 24. 
April 1803 und in der Allerhoͤchſten, das Verbot des Abs 
lederns betreffenden Kabinet8-Drdre vom 28. Juni d. J. 
GGeſſetzſammlung No, 16. d. J.) vorgefchrieben find. 
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Die Polizei⸗Behoͤrden haben daranf zu achten, und 
Korfommenden Fällen darnach zu verfahren. Re 
Cöstin, den 23. September 1825. | 
| Koͤnigl. Preuß. Regierung. 





| 124° | 
eſcript der König. Minifterien ber Geiſtlichen⸗, Unter: 
chts⸗ und Medizinal- Angelegenheiten, fo wie des ns 
en, an die Koͤnigl. Regierung zu Merfeburg, bie Ans 
wendung. des Holzefjigs in ber Klauen⸗ Seuche ber. . 
 Schaafe betreffend. 


— — 


’ 
— 


In den an das Miniſterium erſtatteten Veterinair⸗ 
erichten iſt von Anwendung des Holz ⸗Eſſigs in der boͤsſ⸗ 
tigen Klauen⸗Seuche, wovon die Koͤnigl. Regierung 
ich Ihrem Berichte vom 12ten v. M. unterrichtet zu 
in wünfeht, zur: Zeit noch nichts vorgekommen, jedoch iſt 
eſes Ditttel biöher in der hieſigen Shierarznei-Schufe bei 
zsartigen carisfen Geſchwuͤren ber Pferde und Hunde mit 
elem Nutzen angewandt worden, In den Möglinschen 
nnalen im ten Bande des ten Stuͤcks Berlin 1821, 
- übrigens der reine Holz: Efiig ald das befte Heilmittel 
i der langwierigen Klauen⸗Seuche det Schaafe von 
venarius, der. fi auf vielfältige Erfahrung beruft, 
npfohlen worden, und eben fb hat der Deconom Ro e⸗ 
iger das nemliche Mittel in ſeiner Schrift uͤber die Klauen⸗ 
senche, Chemnitz 1822, als dad vorzüglichfte in boͤs ar⸗ 
ger Klauen⸗Seuche angeruͤhmt. | 

Die. Art, wie der Gutsbeſitzer N. N. e8 anwendet *), 
: übrigend dem bloßen Bähen und Beftreichen der leis 
den Theile weit vorzuziehen, und Der HolzsEffig bat 
or anderen bekannten Mitteln wenigſtens das voraus, daß 


9— Darin beſtehend, daß er die kranken Klauen mit einem Lap⸗ 
pen alter Leinewand umwickeln, und dieſen, nachdem er be⸗ 
feftigt if, täglich mit Holzeſſig brgießen laͤßt. | 
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er wohlfeil iſt; in wiefern er fie auch in der Wirkung 
übertrifft, muͤſſen die ferneren Verſuche erft Ichren, und 
muß. eine allgemeine Empfehlung defjelben bis dahin aus⸗ 

gefeßt bleiben. -Die gute Wirkung ded Holz⸗Eſſigs wird 
sahrfcheintich davon abhangen, daß auf das Ausfcheiden 
des Verdorbenen an den Klauen, auf Keinhaltung der 
Staͤlle, Separation der Genefenen viel Sorgfalt gewen- 
det wird, worüber in den Srgierungd » Vericheen nichts 
angegeben wird. | 

Berlin, den 14. December 1825, 

Miniſterium der Geifilichens, Uns Minifterinm ded Innern, 

tertichts/ und Medizinal-Ans 9 Shudmann. 

gelegenheiten.. 
9. Altenfein. 


125. 
Publikandum der Königl. Regierung zu Minden, bie 
Bräune unter ben Schweinen betreffend. 


Da die Bräune unter den Schweinen im mehreren 
Gegenden unſeres Regierungs-Bezirks ſich faſt jährlich 
epizootiſch zeige, und viele Thlere hinwegrafft, fo finden 
wir es nöthig, die Befiger von Schweinen auf die Gefahr 
und die zweckmaͤßigſte Behandlung diefer Krankheit aufs 
mierkſam zu machen, und bringen daher nachftehenden Aus⸗ 
zug Aus Veith's Handbuch der Veterinair⸗Kunde zur 
Kenntniß des Publikums. 

„Eine eben ſo gefahrvolle als haͤufig vorkommende 
Seuche unter den Schweinen iſt jene, die unter dem Na⸗ 
men Braͤune, (brandige Halsgeſchwulſt, Kropf, Kehlſucht, 
Kribbelkrankheit, wildes Feuer), bekannt iſt, und in einer 
Anthrax-Geſchwulſt, welche den Rachen und Luftfoͤhren⸗ 
kopf angreift, (Cynanche seu Angina carbuncularis) bes 

eht. Der Ausbruch der Krankheit pflegt plöglich und 
_dhne Vorboten zu erfolgen, die erfranfenden Thiere find 
ſehr matt, betragen ne Angftlich, bewegen ſich nur tau⸗ 
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melnd, halten den Kopf geſenkt, und. fchüsteln oͤfters mie 
bemfelben, flampfen mit den Füßen, und zittern. über dem 
ganzen Körper; fie athmen mit Anftrengung,-Feuchend und 
pfeiffend, mit aufgefperetem Maule und hevvorgefireckter 
Zunge, ihr Grunzen iſt auffallend Heifer, Die Fieberhitze 
ſteht bedeutend hoch, beſonders heiß und trocken iſt der 
Ruͤſſel; die Augen find. glänzend hervorgedraͤngt, die ſicht⸗ 
baren Schleimhaͤute mißfaͤrbig und braͤunlichroth; Die 
Zunge iſt· angeſchwollen, das Schlingen fo ſehr verhindert, 
daß dad Getränke wieder durch die Naſe zuruͤckfließt; Häufig 
findet ſich Recken oder Anſtrengung zum Erbrechen ein, 
waͤhrend die Darm⸗Excretion meiſtens unterdruͤckt oder 
ſehr vermindert iſt. Am Halſe, um den Kehlkopf herum 
und an der Luftroͤhre hinab, erbebt ſich eine heiße, harte 
und geſpannte Geſchwulſt, die oft ſo ſchnell und in ſol⸗ 
chem Grade zunimmt, daß. fie vom Kopfe an --über. den 
Hals fich erficeckt, über die Vorderbruft, und. zwifchen den 
Vorderſchenkeln hindurch bis unter den Leib fich ausbres 
tet: Daher. ift die Geſtalt diefer Geſchwulſt verfchieden, - 
und. eben fo wechſelt auch ihre Farbe; wenn fie, fo wie . 
der Ruͤſſel, eine Bleifarbe anninunt, die angeſchwollene 
Zunge braͤunlich, das Athmen hoͤchſt mühfam wird, die- 
Temperatur des Körpers finkt, fo erfolge ſehr bald der 
toͤdtliche Ausgang durch’ den Brand, und es erfolgt nicht 
ſelten der. Tod dur Erſtickung. Wird Hingegen bei zwecks 
mäßiger Behandlung das Athmen freier, kehrt einige Mun⸗ 
serfeit zurück, und bleibe die Geſchwulſt auf ihre Grenzen 
befchränft, ohne mißfaͤrbig zu werden, fo ift Hoffnung zur 
Genefung gegeben. In ber Mehrzahl iſt jedoch dieſe 
Krankheit tödtlich, und ihr Verlauf fo akut, daß fie ſchon 
binnen 24 Stunden diefen Ausgang nimmt, laͤngſtens ers 
ſtreckt fle fich auf 2 Bid 3. Tage. Dei der Sektion erges 
ben ſich die bei dem Karfunkel gewöhnlichen örtlichen Vers 
wuͤſtungen, meift auch ein ähnlicher Zuftand der Milz und 
Lungen, wie beim Milzbrande.“ | — 
„Die Krankheit erſcheint manchmal ſporadiſch, (ein⸗ 
zeln), mehrentheils aber als Epizootie, (allgemeine Seuche) 
oft ſo ausgebreitet, daß ſie ſehr vieles Borſtenvieh hinweg⸗ 


rafft; man beobachtet fie ſowohl bei trockener alss bei feuch⸗ 
ter Witterung; am haͤufigſten wird ſie durch naßkaltes 
Wetter im Sommer zum Ausbruche gebracht. In Ge⸗ 
birgsgegenden ſoll ſie am gewoͤhnlichſten zu jener Zeit in 
den erſten Sommer⸗Monaten entſtehen, wenn der Gebirgd 
Schnee ſchmilzt, und die Thiere auf der Melde folches 
Schneewaffer ſaufen. Auch bei großer Hitze pflegt diefe 
Seuche zu herrſchen, beſonders wenn fie mit Schanem 
wechfelt, und uͤberhaupt iſt ihre Analogie mie dem Mil 
brande, ſowohl was die Erſcheinungen, als die urfächlichen 
Verhaͤltniſſe betrifft, miche zu verfennen; Die am meiſten 
gemäfteten Thiere werden hier ebenfalls die erften Opfer 
Nah Gericke fo fie Häufig bei der Stoppelhuͤtung zum 
Vorſchein kommen, mo bie Schweine den Tag über an 
Trinkwaſſer Mangel leiden, und bed Abends dann dad 
falte Getränke um fo haftiger binabfchlingen. Laubender 
fah fie durch‘ das Lanfen während eines rauben, dem 
Thiere entgegenwehenden Windes veranlaßt werden.“ 
„Auch diefe Krankheit kann durch genauern Contakt 
anſteckend werden, fie theilt fih auch auf andere Schweine 
mit, die vom Aderlaßbinte und dem Fleiſche der Gefalle 
nen freffen, und hat manchmal felbft den Menfchen, die 
ſich mir der Pflege oder Sektion der Seuchenden beſchaͤſ— 
tigen, Brandbenlen zugezogen. Nicht felten erfcheine fie 
jur Zeit, wo der Mizbrand umter dem Hornvieh herrſcht, 
und pflegt dann auf die oben angegebene Weiſe zw, dem 
Borſtenviehe fortgepflanze zu fein.“ 
„Die Vorherfäge in der fchon vorgefchrittenen Krauk⸗ 
heit iſt um ſo unguͤnſtiger, jemehr durch das oͤrtliche Leiden 
alle Beibringung der Arzeneien verhindert wird. Schnelle 
Zunahme nnd Verbreitung der Geſchwulſt, bei übler, durch 
frühere Krankheit, fchlechte Nahrung und Pflege entſtan⸗ 
dener Conftitutton der Thiere, macht alle Arzenei gewoͤhn⸗ 
Jich fruchtlos. Das Gelingen der’ Heilverfuche ereignet 
fih alſo nur gleich nach dem Krankheitsausbruche, fo lange 
der Karfunkel Keine bedeutende Fortfehritte gemacht: hat.“ 
„In dieſem Iegtern Falle ift eine Blutentfeerung von 
z Yfund Blut durch Eröffnung der Froſchadern unter Der 
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Zunge oder irgend einer andern Bene nothwendig, morauf 
man Eingäffe von Sauer Mitch mit Salmiak und Salpeter 
oder Schießpulver (zu 1 bi 2 Drachmen) beibringt, und 
den Miftabfag durch Salzklyſtiere oder Stuhlzaͤpfchen bes 
fördert.  Späterhin giebt. man den Kranfen mit bitter 
aromatiſchen Stoffen verfegte Traͤnke, z. B. Abfude von 
Wermuth, Salbei und dergleichen mit Effig, Branntwein 
und etwas Salmiack; Mehltraͤnke mie Kampfer und Sak 
peter u. ſ. f. Am Grunde der noch nicht großen Geſchwulſt 
an der Vorderbruft, wird ein mit Terpentin beſtrichenes, 
und mit Cantharidens Pulver beftrentes Haarſeil gezogen. 
Das oͤftere Begießen mit falten Waffer ift zugleich nicht 
außer Acht zu laſſen.“ 

„Von vielen Praktikern wird gleich im Anfange der 
Krantheu die Anwendung eines Brechmittels als hoͤchſt 
erſprießlich angeruͤhmt; und in der That iſt dieſes auch 
die ſchnellſte Weiſe, die gewoͤhnlich vorhandene gaſtriſche 
Complikation zu beſeitigen, und durch die allſeitige Er⸗ 
fhütterung , die dad Erbrechen. begleitet, den Umtrieb der 
Säfte und Ale normalen Abfonderungen zu befördern. 
Man bedient fich hiezu des Brechweinfteind, noch ſicherer 
aber des Pulvers der weißen Nießwurz, (rad. veratri alb.) 
zu einer großen Meſſerſpitze voll mit Molken im Einguſſe 
beizubringen. Sicherer iſt der Gebrauch deſſelben als Präs 
ſervativ⸗Mittel.“ 

„zu Einſpritzungen in den Rachen wird ein Leinſaa⸗ 

men» Abfud mit Milch empfohlen, dienlicher dürfte vielleicht 
"die Anwendung einer Schlacke von Honig, Mehl und 
verdännter Salzfäure fein.“ 

„Die propbplaftifhe (vorbeugende) Behandlung tft 
übrigens durchaus dringender nothwendig, als dag mmer 
mißliche Heilungsgeſchaͤfte der ſchon von der Seulhe er⸗ 
griffenen Thiere. Man halte dazu die Thiere in tempe⸗ 
rirten, geraͤumigen, reinlichen Staͤllen, geſtatte ihnen im 
Sommer oͤfteres Schwemmen, treibe ſie bei großer Hitze 
an ſchattigkuͤhle Orte, huͤte ſie vor Erkaͤltung, vor zu vie⸗ 
ler und traͤger Ruhe, verſchaffe ihnen jederzeit die gehoͤrige 
Menge des Getraͤnks. Insbeſondere macht man zur Zeit, 
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wo die Seuche an einigen Thieren ſich ſchon gezeigt ‚bat, 
jedem jehr fetten und Eräftigen Stüce eine mäßige Blut; 
ensleerungs; ziehe ihnen Haarfeile vorn am Halſe, und 
wendet das oben genannte Brechmitsel an, das man mit 
faurer Milch, Kleientrank pder mit Schroot vermiſcht. 
Nachher find die Gemenge von Salzen und bittern Mir 
teln, 3. DB. von Kochfal, und Pulver, von Eicheln oder 
wilden Kaſtanien, zu einem Eßloͤffel voll, mit grobem 
Mehle, Kleien oder Schroot vermiſcht, oder Gemenge don 
Salmiad, Galpeter, Schwefel, Wermuth und dergleichen, 
täglich zmeimal zu reichen. Auch der Gebrauch der Ale 
-von hartem Holze, welche: dem Sommer über woͤchentlich 
einmal zu einer halben bis einer Handvoll, unter das ge 
wöhnliche Futter zu mengen ift, wird als, wirffames Vor 
beugungsmittel enpfodlen. Außerdem ind zur Zeit der 
herſchenden Seuche fäuerliche Getraͤnke, Buttermilch, faure 
Milch, Sanerteigwaffer und dergleichen von großem Augen. 
Könisgffärter  enipfiehle. den täglichen Gebtauch von 
Salpeter, Salmiak und Glauberſalz in Fleinen Gaben un 


ter dad Futter zu mengen; Frentzel, ein Gemifche von | 


in Molten oder faurer Mitch abgerührtem ZTaubenmif, 
welches die Schweine begierig freffen follen.“ 


„Zu den polizeilichen Vorfichtsmaaßregeln gehört zu | 


nächft ‚die genauefte Separation der gefunden und Franken 


Thiere, weshaib bei einer Heerde, in welcher. die Seuche 
graffirt, dad Austreiben anf entfernte Weiden zu unte: 
laſſen ift, damit die Erfranfenden und Gefunden nicht 
lange in Gemeinfchaft bleiben ; fodann das firenge Verbot 
der Benutzung des Fleiſches und Speckes von Franken 
Thieren.. Hunde und. das Hausgefluͤgel find. von denſel⸗ 
ben, ihren Abfällen und Aeſern immer entferne zu halten; 
die fegteren famme der Haut. an Äbfeitigen Orten tief ein⸗ 
sufcharren. Diejenigen, die- mit der Behandlung und Pflege 
der Kranfen fich abgeben, müffen dabei fehr behutſam fein.“ 

„Hierbei Finnen wir nicht umhin, auf die große Ge 
fahr aufmerkſam zu machen, der fich- Diejenigen augfegen, 


welche fich der Behandlung der- Franken Thiere unterziehen, 


oder nur mit ihnen umgehen und die. Frepirten verſcharren. 
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Die Erfahrung bat nemlich gelehrt, daß dieſe Krankheit 
ſich durch Berührung anf. die Menſchen fortgepflanzt, und 
dieſe ſelbſt getoͤdtet hat. Wegen der Uebereinſtimmung die⸗ 
fer Krankheit mie dem Milzbrande des Hotnviehes, erin⸗ 
nern wir an die in unſerm Amtsblatt erlaſſenen Beleh⸗ 
rungen und Verfuͤgungen in Betreff des Milzbrandes und . 
anderer Thierkranfheiten, gg. 1819 Nro. 21; — 1820, 
Nro. 33. — 1825, Neo. 5a. mit dem Bemerken, daß 
die in Beziehung jener Thierfranfheiten gegebenen- polizeis 
lichen Verordnungen, ebenfalls auf die Bräune der S — 

anzuwenden ſind. — 

—2— den 8. Oktober 1825. | 
+ Königl. Preuß. ER 5 ——— 


x. 
wititair⸗ Sagen. 
— — 

Circular⸗Reſeript des ua Miniſteriums des Innern 
an ſaͤmmtliche Koͤnigl. Ober⸗Praͤſidien, den Schluß— 
„Sermin zur Anmeldung ber eklig Freiwilligen 

betreffend. 


— — 


. Em. Excellenz haben unterm 16. Februar d. J. den 
Miniſterien des Innern und des Krieges von der bei den 
Provinzial⸗Behoͤrden in den Rhein-Provinzen eingetretenen 
Meinungs: DBerfchiedenheit wegen des SchlußsTermins zur 
Anmeldung der einjährigen Freiwilligen Anzeige gemacht, 
und zur Befeitigung des in diefer Beziehung bisher Statt 

gefundenen verfchiedenartigen Verfahrens um nähere De 
fimmung angetragen: 

'ob die Anmeldung zum einjährigen freiwilligen Militair⸗ 
Dienfte vor vollendeten ıoten Fahre gefchehen muͤſſe, 
oder auch noch innerhalb des often Lebensjahres an⸗ 
genommen werden Eönne? Ä 


— 
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In Betreff diefed Punktes iſt nun im Einverfiändnif 
ded Herrn Kriegs⸗-Miniſters, mit dem ich hieruͤber com: 
municirt habe ‚ feftgefegt worden, daß diefe Anmeldungen 
jedesmal vor dem erfien Auguft des Jahres, in melden 
die Alters⸗Klaſſe, zu der die betreffenden Individuen ge 
hören, zum: erfien Male zur Erfaß- Aushebung concurritt, 
erfolgen ſollen, bis zu jenem Schluß: Termin aber allge 
‚ mein von den Prüfungs» Kommiffionen Angenommen wer 
den Fönnen. 

Ew. Excellenz erfuche ich daher, dem zufolge den Kr 
gierungen das Erforderliche zur weitern Veranlaſſung in 
Beziehung anf das Civil: Meffort, und um dieſe näher 
Feſtſetzung durch Die Amtsblaͤtter befannt zu. machen, zu 
eröffnen, und bemerfe nur noch, daß der Herr Krieger 
Miniſter die ‚Militair « Bepörden demgemäß ebenfalls in | 
firuiren ‚wird, | 

Berlin, den 18. Mai 1826. * | | 

Der Din des: Innern. J 
v. zo. ann. 


An 
des Koͤnigl. Geb. Staats» Minifierg BER | 


und DbersPräfidenten, Herrn 
v. Ingersleben 
Exrcelle 
u Coblenz. 
Abſchriſt vorſtehender — zur Nachricht md | 
gleichmäßigen weiteren ———— an die ce Königl, 
DbersPräfidien. . | Ä 
Berlin, den 18. Mai 1826. 
Der Minifler des Innern. 
v. Säudman. | 


fr 





Ä | 127. 
Circular⸗Reſcript des Koͤnigl. Miniſteriums des aan, 
an fämmeliche Koͤnigl. Regierungen, die Kompletirung 
der — Reſerve der Kavallerie: a bes 
creffend. 


Der Königl. Regierung wird in der ahſcheiſtlihen | 
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Beilage (Lit. a.) die: unterm rzteh ©: M. an die Mi: 
niſterien des Innern und des Krieges ergangene Aller⸗ 
hoͤchſte Kabinets⸗Ordre, die Kompletirung ‚der. Kriegs⸗Re⸗ 
ſerve der Kavallerie⸗Regimenter betreffend, zur Nachricht 
und Achtung zugefertigt, und Derfelben zugleich ‘eröffnet, 
daß der Herr Kriegs Minifter bei Bekanntmachung der 
diesfaͤlligen Allerhoͤchſten Beſtimmungen an die Armee noch 
insbeſondere die Koͤnigl. Generals Kommandos darauf auf⸗ 
merffam gemacht Hat, daß, mo der Fall eines Manque⸗ 
ments in der Kriegs⸗Reſerve der Kavalleriesegimenter 
vorhanden ift, oder in der Folge eintritt, und dem zufolge 
die erwähnte Allerhoͤchſte Kabinets⸗Ordre zur Anwendung 
fommt, allemal die jüngften Jahrgänge der aus der Krieges 
Reſerve der betreffenden Negimenter zur Landwehr erſten 
Aufgebots resp. Übergegangenen oder uͤbergehenden Leute, 
foweit als erforderlich, zur fubfidiarifchen Kompletirung 

der Kriegs⸗Reſerve verwendet werden follen. 

Berlin, den 16. Mai 1826. 
Miniſterium des Innern. *6 
o. PRRRBEBR 
> 

" Die Napporte der Kavallerie Regimenter ergeben, daß 
diefe ein nicht unbedeutendes Manquement im Ihrer Krieges 
Reſerve Haben, das fi von Jahr zu Jahr vermehrt, und zum 
Theil dadurch entfteht, daß die Negimenter das Kapituliren zu 
befördern ſuchen, um einen Stamm alt gedienter Soldaten zu 
erhalten, was für die Ausbildung der Kavallerie eben fo an— 
gemeffen als nothwendig iſt; dagegen kann num aber die Eis 
gaͤnzung Ihrer Kriege; Neferve mittelft Einftelung von Nefruten 
auf 6 Wochen, sie ‚fotches dei der Infanterie geſchleht, ohne 
Nachtheil für die Waffe, felbft nicht bewirkt werden, und eben 
ſo wenig würde es zuläßig fein, den Friedens» Etat der Ras 
vollerie sRegimenter zu erhöhen, da die beſchraͤnkten Mittel dies 
nicht geftatten. Wenn mun die Kompletirung der Krieges Res 
ferve der Kavallerie; Megimenter auf: dem gewöhnlichen Wege 
nicht bewirkt werden kann; fo beftimme Ich zur Abhuͤlfe diefes 
Uebelftandes, daß im Fall eines: Krieges, wie ed auch bei der 
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Artillerie, den Pionleren, Schuͤtzen und Jaͤgern gefchieht ‚alle ) 
bei der Kavallerie. gebienten und. in der Landwehr erften Auf, 
gebots ſich befindenden Mannfchaften zur Kompletirung ber Ra 
valleries Kriegs» Reſerve und zunaͤchſt für die Negimenter, möbel 
fie geſtanden, benugt werben follen, in: fo weit noch fie dayı 
geeignet und erforderlich find. 

Im Frieden aber verbleiben -diefe Mannfcpaften in ihrem. 
Landwehr » Verhaͤltniß, und werden auch in der bisherigen Art 
zu den Uebungen der Landwehr herangezogen. 

Ich überlaffe Ihnen Dinar. die weiteren Kerfigungen | 
zu treffen. : - m ER, 
u Berlin, den 23. April — Ts; 

| Friedrich Wilbelm. 


| “ | 
* De D———— S chuckmann 





— 
128. REIF — 0 Er 


Publifandum der Königl. Regierung zu Potsdam, bie 
Invaliden⸗Gnaden⸗Gehalts⸗Aſſignationen betreffend. 





Da die, Affignationen der mit: Gnadengehalt oder 
Martegeld betheiligten Snvaliden, wenn diefe mit Tode 
abgehen, oder die Zahlung aus einem andern Grunde auf 
hört, der Regierungs⸗Hauptkaſſe zum Belag der Nechnung 
zuruͤckgegeben werden muͤſſen, und deshalb einer forgfäl 
gen Aufbewahrung bedürfen, fo wird, mit Zuftimmung de} 
Königl. Milttair  Dekonomies Departements, hierdurch am 
geordnet, daß die Afiignationen an die Zahlung leiſtende 
Steuers Kaffe bei der erfien Erhebung ausgeliefert, und 
von legterer dagegen den Invaliden Reyerſe ertheilt mer 
den, auf welche das Gnadengehalt monatlich abgefchrieben 
wird. 

Die Unter⸗ Steuer aͤmter haben demnaͤchſt dieſe Aſſig⸗ 
tionen an das betreffende Haupt⸗GSteuer- oder Haupt⸗ 
Zoll⸗Amt abzuliefern, und feßtere die Aſſignationen forg 
fältig aufzubewahren, Sollte ein — die ur 

gun 
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sung des —— Kaffe wünrchen; 
die einem andern. DauptsSteuers oder Haupt sZol: Amte 
untergeordnet, ober bie in einem andern ‚Negierungs: Des 
partement belegen if; fo iſt vos; der Kaffe; die bis dahin 
die Zahlung geleifter har, auf den über den Empfang der 
 Affignation dem’ Invaliden ertheilten Neberſe genan zu 
bemerken, bis mie weit die Zahlung erfolgt iſt, und se 
Invalide mit dieſem Neverfe: au 8* Haupts Steuers oder 
Haupt- Zoll: Amt zu vermweifen. Letzteres vermerfe bier; 
nach die gefchehenen Zahlungen auf die Aſſignation ſelbſt, 
und reicht ſoiche zur weitern Veranlaſſung hier ein. 


Sammiliche "nit Zahlung ben Inbaliden / Gehälter. 
Seaufagee — beſonders aber: bit; Haupt⸗Steuer⸗ und 
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rl Landtags / Abſchiede für: die: Stände 


an Ka ee en und 
| & Pommern. 


4 3 I — ae * 
— ED Aofhie für bie; Braupenburgifän 
und en — ne | 


Bi Friedrich Wilhelm, von Gottes Snaben, 
König von Preußen 1, Entbieten Unfern, im Herbie 
vorigen Jahres hierſelbſt zum Landtage verfammelt gemwefenen 
getreuen Ständen der Mark Brandenburg und des Mark 
grafthums Niederlaufig Unfern ‚gnädigen Gruß. 

Wir Haben aus den auf dein Landtage gepflogenen 
Verhandlungen mit Wohlgefallen entnommen, daß diefelden 


durch Fleiß, durch gemeinfamed und einträchtiged Beſtreben 


aller Stände, des Landes Beſtes zu fördern, und durch die 


loͤblichen Gefinnungen Achter und ehrerbietiger Liebe u 
Uns und Unferem Königlichen Haufe ded Vertrauens, we 
ches Wir in fie geſetzt hatten, fich würdig bewiefen haben, 


und ertheilen ihnen auf ihre und vorgelegten Gutachten 


und Anträge, - nachdem Wir folche durch Unſer Staats 


Minifterium haben prüfen laffen, den nachfolgenden Beſcheid: 
A. 
Auf die von den Ständen über die ihnen vorge 
legten Propofitionen abgegebenen Gutachten. 
Auf die Gutachten über die den Ständen vorgeleaten Propoſitionen. 
L 


Vorſchlaͤge für die - ‚Sefet v. 41. Jull 1823 $. 4. ꝛc. vor⸗ 
behaltene Verordnung. 


Die ar Unferer getreuen Stände für die in 








deu. 65. 4. seq. Unſers Geſetzes vom 1. Juli 1823 eines 
befondern Verordnung vorbehaltenen nähern Beflimmungen 
finden Wie der Mehrzahl nach vollfommen zweckmäßig. 
Die im Antrag gebrachte: Vermehrung. der in dem 
Gelege. vom 7. Juli 1823 feſtgeſetzten Zahl der Stimmen 
für die. Kurmark haben Wir daher gern zugeftanden. Die 
erſte derſelben iſt dem Lebusfchen und Beeskow⸗Storkow⸗ 
ſchen Kreiſe in der Art beigelegt, daß jeder dieſer Kreiſe 
kuͤnftig einen beſondern Abgeordneten zu dem Landtage 
wählt; die ihnen bis dahin. bewilligte Stellpertretung für 
den Grafen von Hardenberg⸗ Reventlow aber für die Folge 
wegfaͤlt. Die andere Stimme: erhält die Stade Prenzlow 
als; Viril⸗ Stimme, | vr ram 
In Ruͤckſicht der Übrigen Anträge Haben Wir jedoch, 
wie Wir den Ständen aus der, unterm heutigen Tage volls 
zogenen Verordnung zu erſehen -geben,. folgende Einfchräns 
kungen für.nöchig erachten: . . 
4. Wie haben; Uns uͤberzeugt, daß bei der für den erften 
‘ Landtag angeordneten. Einrichtung wegen der Wahl 
der fandtagds Abgeordneten der. Neumärkifchen Städte, 
nach welcher: die. in, a Bezirke ‚getheilte Sefammtheit 
dieſer Städte, die betreffenden vier Abgeordneten. aus 
* ben: wabhlfähigen Einwohnern seiniger namentlich vor⸗ 
- gefchriebenen Städte zu:erwählen hatte, das Wahl 
2 recht der. Wählenden ſehr befehränft wurde, und daß 
:- Die Eleinern Städte gegen die größeren im bedeutenden 
Nachtheil gefegt waren: Dieſem Mangel würde der 
Vorſchlag der Stände,‘ daß den Städten, aus. wels 
‚chen die Landtags» Abgeordneten ausfchließlich ent⸗ 
‚nommen ‚werden :follten, auch ‚einige andere hinzuträs 
sen, keinesweges abhelfen. Wir haben daher, als 
den Intereſſen der großen: und der Fleinen Städte 
- für :gleich angemeffen erachtet,. zu beflimmen: daß die . 
früher: bevorrechteten Städte Arenswalde und Königs, 
berg, Landsberg und Soldin, je zwei mit einander 
 Alternirend, zwei Abgeordnete zum Landtage fehicken, 
und daß fämmtliche übrige Städte — zwei Wahlbe⸗ 
| Gg 2 Ä 


> siefe’ abgetheilt werden, deren: ein jeder brand tus 
tags » Abgeorbnieten zu ertwäßten’ hat. | 

2 Der Vorſchlag derStäme, nach sei: die jr 

Mahl der ritterfchaftfichen Landtags; Abgeordneten 
berechtigten Rittergutsbeſitzer in der Nieder Lauf, 
Behufs der Wahl, in fünf gleiche Serien vertheilt 
werden follen, haben Wir nicht für zutäßig befunden, 
da eines Theil Hierdurch eine neue und der ſteten 
Veraͤnderlichteit unterworfene Landes⸗Eintheilung ver⸗ 
anlaßt werden wuͤrde, anderen Theils aber es auf 
die groͤßere oder geringere Zahl der Waͤhler, die an 
der Wahl des einen‘ oder des anderen Abgeordneten 
Theil nehmen, nicht anfommt, indem ſaͤmmtliche rit- 
terſchaͤſtliche Abgeordnete als die Vertreter der ganzen 
” virterfpafelichen Koͤrperſchaft dieſes Landestheiles zu 
‚betrachten: ſind. Wir haben daher der Ritterſchaft 
der Lauſitz, wenn ihr die Wahl auf Kreistagen nicht 
wunſchenswerth iſt, nur uͤberlaſſen koͤnnen, ſolche anf 
dem. Communal⸗Landtage zu veranftalten. 

3. Unſtatthaft iſt ferner der Antrag, daß, um eine Ma⸗ 
giſtrats⸗Perſon zur Waͤhlbarkeit als‘ Laudtags⸗Abge⸗ 
ordneten zu. befähigen; die zehnjaͤhrige Dauer des 
Grundbeſitzes nicht erfordert werden möge; da in 

Faͤllen, wo beſondere Gruͤnde die Wahl eines dd 
zehnjaͤhrigen Beſitzes ermangelnden Magiſtrats Mir 
gliedes beſonders beachtenswerih machen ſollten, die 
Uns im Geſetze — een wird ein | 
treten: können: ©; = | 

4 Den Borfchlag, daß: die Befimmung des $. 44 des 
Geſetzes, wornach das Wahlrecht in den Staͤdten, in 
welchen der Magiſtrat von einem Dominid oder an⸗ 

deren. beſonders Berechtigten beſtellt wird, von den 
mit Grund-Eigenthum angeſeſſenen Buͤrgern ausge⸗ 
uͤbt werden ſoll, auch auf diejenigen Städte: der Nie⸗ 
der⸗Lauſitz ausgedehnt werden möge, in denen der 
Magiſtrat ſich ſelbſt ergänzt, haben Wir nicht ge⸗ 
nehmigt, und dagegen in Uebereinſtimmung mit der 
für die Provinz Sachſen in Unſerer Ordre vom 9. 


— 
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.. geh By: hegebenen Vorſchrift zu‘ beſtimmen für 
Be befünden, daß die in dergleichen Städten 
"getroffenen oder noch zu treffenden: Wahlen ſtaͤdtiſcher 
Landtags Abgeorbrieter ‘oder Stellvertreter, nur fo 
fange’ gültig - fein ſollen/ bis die Verfaſſung der Staͤdte 
daſelbſt geſetzlich nen geordnet ſein wird, und daß 
ſodann dafeibſt neue Wahlen, nad Maaßgabe der 
dann beſtehenden Vortſchriften/ und zwar das erſte 
Mal auf ſo viele Jahre getroffen: werden ſollen, als 
BU er früßere noch giftig "gemefen- fein wuͤrde, wenn. 
die Landtags⸗Abgeordneten oder ihre Stellvertreter 
gleichzeitig mie ſaͤmmilichen Übrigen ‚Depatirten er: 

- wählt worden wären. 

"s Daß; wie die Stänte in —* itage bei der 

Wahi der ritterſchaftlichen Landtags⸗Abgeordneten die 
Rtuterguter befigenden Frauen, in Gemäßpeit der auf 
den ſeitherigen Kteistagen Statt gehabten Dbfervanz, 
- welche das Geſetz veriveife, durch ihre Ehemän> 
ner vertreten werden Sürfen, Hat nicht geſtattet wer⸗ 
den fönnen, da nach $. 18. des Edikts vom i. Juli 
1823 eine Stelfvertretung überhaupt nichteintreten fol. 

6 Asch iſt nicht· erforderlich, daß die von den Landrä- 
J. then zu bewirkende Bildung der Diſtrikte fuͤr den 

Hifften Stand, in weichem die Ortswaͤhler zur Wahl 

der Beſirkswaͤhler ſich verfammeln, dem Kommunale 

* Landtage zur: Prüfung vorgelegt werde, da dieſe An— 

gelegenheit lediglich als Kommunalſache der Kreiſe 

= E zu betrachten ift} und es daher hinreicht, wenn, wie 

es in der erwähnten "Verordnung vorgefehrieben, die 

m Kreisflände von den Landraͤthen dabei hinzugegogen 
werden.“ 

7. Den nicht angeſeſſenen oder von den Ständen nicht 
* erwaͤhlten Landraͤthen die Leitung des Wahlgeſchaͤfts 
ach dem Vorſchlage der Staͤnde, zu entziehen, iſt 
nicht zulaͤßig a die Gegenwart eines Koͤnigl. Kom⸗ 

miſſart A, Wahlgeſchaͤfte ‚erforderlich bleibt, der 
j on La Bart "aber Hierzu jedenfalls der" Geeigneteſte ift. 
“a — —— Staͤnde uͤber die Hoͤhe der den 
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Landtags» Abgeordneten ‚ zuzubilligenden Diäten und 
Meifes Koften, Vorfchläge zu machen Bedenken getra 
gen baden, fo haben Wir die Diäten für die Abges 
ordsteten der Mitterfchaft und der Städte für die 
Dauer eines Landtages und der Hinz und Heimreife 
auf 3 Rthl., die fürden Bauernftandanf ı Rthl. 1 5Sgr., 
und die Entfchädigung für die Neifekoften für.die beiden 
erftien Stände auf.ı Rthl. 20 Sgr., und für dem legten 
Stand. auf, ı Rthlr. für- die Meile fefigefege, und 
dabei beſtimmt, daß ein jeder Stand die Diäten und 
Dieifefoften umter ſich aufbringe, über die Art der 
Aufbringung auf dem Kommunal: Landtage in befons 
dere DBerathung trete, und die darüber gefaßten Be 
ſchluͤſe demnaͤchſt durch ‚den Obers Präfidenten Und 
zur Genehmigung einreiche, fo wie, daß die Diäten 
und Deifefoften der mit Collectivs Stimmen berech— 
tigten Standesherren und der mit Biril- Stimmen 
berechtigten Korporationen, von den. commitsirenden 
Standesherren und SKorporationen allein getragen 
werden follen. 


il. 


Huf die Vorfchläge für die Einrichtung ‚der Kommunal⸗ Land- 
RI Ä - und Kreis: Tage, " 


In Betreff der von den Abgeordneten des Markgraf 
thums Nieder-Laufig vorgelegten Entwürfe zur Ordnung 
über die fünftige Verfaſſung der dortigen, Kommunalsfand- 
tage und Kreisſtage, wollen Wir auf den Antrag des Land 
tags genehmigen: daß die Stände des. Markgrafthums 
Nieder-Lauſitz Über diejenigen Abänderungen, welchen die 
dermalige Einrichtung der dortigen Kommunal; Lands und 
Kreistage im Gefolge Unferer im Gefege vom 1. Juli 1823 
enthaltenen Beſtimmungen zu unterwerfen. fein wird, auf 
einem nach feitheriger Derfaffung abzuhaltenden Kommunal: 
Landtage in nochmalige Berathung treten, und die durch 
die daſelbſt zu faflenden Beſchluͤſſe feſtgeſtellten Vorſchlaͤge 
durch den Ober⸗Praͤſidenten Uns einreichen moͤgen. 

In wie weit Wir die Vorſchlaͤge der Abgeordneten 
der, Kurs und Neumark wegen ‚künftiger, Einrichtung, der 


[2 
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Kommunal⸗ hand· und greigtac· ee bes 
wogen gefunden. haben, werden dieſelben aus den in der 
heut von: Uns vollzogenen Verordnung ‚darüber ertheilten 
—— erſehen; Wir bemerfen: dazu jedoch Folgendes: 


a. der Kommuntal« daud · Tage. 


a — der Vorſchlage air Einsihrung der Kommunale ze 
Landtagez | 
2 Da die Komnmmnal⸗ Angelegenheiten. der Altmark von 


denen des uͤbrigens Theils der Kurmark voͤllig getrennt 


ſind; daſelbſt· auch mehrere Verhaͤltniſſe obwalten, 


in welche von den hler Start‘ findenden weſentlich ver⸗ 


1’ 


ſchieden ind, ſo iſt es durchaus. noihwendig, daß die’ 


Altmark ſo lange, als dergleichen: befondere Angeles 
genheiten - Statt finden, : einen eigenen Kommunal» 
Verband für ſich bilde,’ und die Befugniß bekomme, | 


33” eigene Kommunal⸗ Landtage zu halten. 


Wir haben fůr — Zufommens 
ſetzung des Altmaͤrkiſchen Kommunal⸗ Landtags auf. 
die "Art:anzuordiien, wie ſie von den Ständen für 


2 die gemeinfchaftlichen ung in ge ebrage 
"7 worden: Hft. 


2 Um der Versieffättigung: ſtandiſcher Wahlen und dem 


2 


⸗ 


an 


ih ** 


damit verbundenen Zeit, und Koſten⸗Aufwande moͤg⸗ 


.2.. Sch vorzubeugen, haben Wir zu beſtimmen für zweck⸗ 


mäßig: erachtet‘, daß zu den: Kommunal; kandtagen 


cs Der: Kur⸗ Und Neumark neue Wahlen nicht Statt 


Finden, vielmehr die jedesmaligen Landtags, Abgeord⸗ 


neten der bezuͤglichen Landestheile zugleich Mitglieder 


vo, des betreffenden Kommunal: Landtages fein, denfelben 


in der Neumark aber auch die Stellvertreter hinzu⸗ 
- treten follen, da die Zahl. der Landtagds Abgeordneten 


N 


diefer ‚Provinz, fuͤr den dortigen Home daudtae 
verhältnigmägig zu gering, ‚fein wurde. 


Wir haben genehmiget: daß. der Dorfigende auf dem 


Kommunal» Landtage von fämmtlihen Mitgliedern 


deſſelben aus der Mitte der Abgeordneten. des, Iten 


‚Standes gewählt ‚werde, ‚behalten Uns aber. die Bes 
ſtaͤtigung vor, und haben für angemeſſen erachtet, die 


” 
Sauer feines Amtes Aber die cine⸗ ſebeomaligen Rom 
22 wmunal⸗ Landtages hinaus und zwar bis zu Ablauf 
"der Hälfte einer Wahl ⸗Pertode ‘für den Provinzlal⸗ 
Landtag, als bis zu demjenigen Zeitpunkt feftzufegen, 
wo die Ausſcheidung deſſelben aus der Zahl der Landı 
atags, Abgeordneten zuerſt ‚erfolgen Fauna: : 
e Die Wirkfamkeit der. Kommunal: Landtage ‚durch ſpe⸗ 
—Rielle Angabe der einzelnen Geſchaͤftsgegenſtaͤnde zu 
an een iſt nicht erforderlich, ſondern hinreichend, 
er. Gefehe Dies Konunsnals Angelegenheiten eines Lan 
272 destheileo als ſolche anzugeben, indem individuelle 
a Werſchiedenheiten für. einen jeden Kommunal ⸗Staͤn⸗ 
'. Difchen Verband Statt finden werden, und anzuneh⸗ 
& men iſt, daß. das, was in. einem: jeden Landestheile 
... dahin zu, reinen; daſelbſt feſtſteht. 
5 Der Antrag der ‚Stände; für.den Kommanaks Land 
— ntag die nemlichen Diäten. und; Neifekoften Säge zu 
+ Bewilligen, welche, für: den ;ProvinziakLandeag feſtge⸗ 
ſetzt find; haben Wir zu; genehmigenBedenken igettw 
gen, weil dies den Koflen » Aufwand fuͤr die fänds 
ſche Verfammlung zu fehr vergrößern würde; ‚ander 

um Saͤtze zu, beſimmen, aberlaſſen wir den — 
n der Kreisſstage. 

*6 Da die Gefihäfes-Gegenfläude der. KoramunabFan 
123” 8098 Verhandlungen oͤrtlich und adıninifirativer Natar 
Aind, uͤberdem Die ‚ftändifchen Angelegenheiten zum 
2, Reſſort des DbersPräfiventen: der Provinz gehören, 
3.35.00 Welcher der Kommmnalfiändifche Verband ibelegen 
2 — ſo haben Wir ſolchen zu Unſerm jedesmaligen 

Kowiſario bei, den RommunalsLandtagen. — 

83° 9 bi der Kreis» Tage, 

sh, Die Uns eingereichten. Vorſchlaͤge uͤber die Fünfte 
e Verfaſſung der’ Keistage haben Wir im allgemeinen 
zweckmaͤßig gefunden, und der befonders deshalb er’ 
laffenen Verordnung zum Grunde gelegt. Dir haben 
te aber 

"=, für angemeſſen geachtet, dem Bauernſtande eine un⸗ 
* gteiche Zahl" von Abgeordneten auf dem we zu 
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bemilligen, damit fich bei einer DVerfchiedenheit der _ 

Meinungen eine Stimmenmehrheit unter Ahnen bilden 
* fönne, und haben fie deshalb auf drei beftimmt. 

2. Gemeinfhaftliche Kreistage für mehrere Kreife find 
im allgerheinen ihrem Zweck nicht entſprechend. Wir 
haben ſie daher nur in ſo weit nachlaſſen koͤnnen, 

als gemeinfchaftliche Angelegenheiten der fruͤhern Kreis⸗ 
verbaͤnde ſie nothwendig machen. 

3. Ueber die Wahlen. der, Landraͤthe und Kreis-Depu⸗ 
tirten: haben. Wir in der Kreid-Drdnung Feine De: 
ſtimmung getroffen, indem Wir das Weitere hierüber 
einer. befondern Verordnung vorbehalten. 

| | 111. 

nm. \ Nam) ‘ Stener- Tarif. 11.3 

.. Die, in- dem * Unſerer — uns 
—— Autraͤge ruͤckſichtlich der Beſteuerung der in⸗ 
laͤndiſchen landwirthſchaftlichen Produkte, wollen Wir in 
WVerbindung mit den Antraͤgen der Staͤnde der übrigen 
Provinzen ſorgtaͤltig pruͤſen laſſen, und den Ständer aus 
dem demnächft zu erlaſſenden Steuer⸗Tarif zu erſehen ge 
ben; in wie weit: es möglich gewefen fein wirb;nihre Vor: 
Schläger zu beruͤckſichtigen. Wenn die Stände. aber. bei dies 
fer Gelegenheit Wünfche, in Beziehung. auf das jegige 
Steher; Syſtem im Allgenteinen zur Sprache gebracht haben, 
ſdkann saafifelbige: um: ſo weniger eingegangen werden, 
als die Thatſachen, auf welche fie: ſich gründen, der Mehr: 
zahl nach, nicht bewaͤhrt befunden ſind, auch Unſere ge⸗ 
treuen Staͤnde ſich ſelbſt befcheiden werden, daß die Vors 
theile oder Nachtheile dieſes Syſtems nur von dem Stand: 
punkte and, von welchem das:Ganze zu überfehen ift, mit 
Sicher heit beurtheilt werden koͤnnen. 

N l : ef IV, » 

Verhaͤltniſſe der Juden. 

Die auf Unſer Erfordern abgegebenen Vorſchlaͤge uͤber 
bie: bürgerlichen Verhaͤltniſſe der Juden folen, der beab⸗ 
ſichtigten Beftimmung gemäß, bei der Unferm Staatd-Mi- 
niſterio über dieſen Gegenſtand aufgegebenen Berathuns 
benutzt werden. 


ATo 


V. 
Ddie — 
Was Wir auf die Erklärung der Stände oegen der 


ihnen angetragenen Natural⸗Lieferung ber Armee⸗Beduͤrf⸗ 


— 


niſſe zw verfůgen für angemeſſen befunden haben, iſt den 


betreffenden Landestheilen durch die Regierungen bereits 
bekannt gemacht worden, u Wir ung bie, nur dar⸗ 
auf zu —— haben. | 
| VI. ie 
Land - Feuer» Societats Reglement 


Dein von Unfern getreuen Ständen Uns‘ —5 | 


ten. Entwurf "zu einem neuen Land⸗Feuer⸗Societaͤts⸗Re— 
glement für die Kurmark, haben Wir, mit Vorbehalt ded 


Oberaufſichts⸗Rechts über die Verwaltung der Land⸗Feuer⸗ 


Societaͤt, Unſere Beftätigung ertheilt, und den aus lnfern 


Kaflen zu den Kreis s Feuer » Sorierätd s Befoldungen bishet 
gezahlten Zufchuß von 2,460 deehtr⸗ noch auf zehn Jahre 


bewilligt. 
Den Antrag auf Ertheilung der Stempel und Spor⸗ 


| tel s Sreibeit für die Societaͤt dagegen, haben Bir nicht | 


genehmigen koͤnnen. 


Gleichzeitig haben Wir nach denſelben Grundſater | 


ein beſonderes Land s Feuer» Societaͤts⸗Reglement für d 
Neumark entwerfen und publiziren laffen.: 
Wegen .der noch erforderlichen Abfaffung der Inſtrul⸗ 


Feuer⸗Ordnungen, ſo wie wegen der von den Staͤnden 
in Antrag gebrachten Entwerfung eines neuen Feuer⸗So⸗ 
cietaͤts- Reglements für: die Städte, haben Wir Unſerm 
Minifter des Innern die nöthigen. Einleitungen aufgetra⸗ 
gen, und werden die Anträge wegen Aufhebung der in 


der Kurs und Neumark beftehenden einzelnen Eleinen Feuer⸗ 


Sorietäten einer näheren Prüfung unterwerfen laſſen. 
RE: | 


| Aufdie mitdem Berichte vom 17. December u. 9. 


Uns. vorgetragenen. SIIRTARESERDNEIGEN 
Geſuche. 
Kartofiel-Brennereien. Sradative Beſteuerung bes Branntw 
er su den Antrag eines der Landtags tagt Be 





- tionen für die Feuer: Sorietätd  Directoren und der Dorf 


> wer wer "mi wen a... VE 
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fammlung, die Kartoffel Brennereien nın so Prozent 
höyer, als die übrigen Brennereien zu befteuern, und 
auf das Geſuch, um eine gradative Beſteuerung der 
Brennereien nach dem Umfange ihres Betriebes, kann 
nach den vom Staats. Minifterium Und vorgetrages 
nen Gründen nicht eingegangen werden, da Ddiefe 
Maafregel in ihren Folgen keinesweges erfprießlich, 
fondern nachtheilig fein und den Zweck, höhere Ge 
treides Preife zu bewirken, nicht herbeiführen wuͤrde. 
Der mit. den vorfiehenden Gefuchen verbundene 
Antrag auf Bonififation der Maifch> Steuer bei der 
Ausfuhr .inländifchen Branntweind, bat dadurch bes 
reits Erledigung gefunden, daß Unfer Finanz: Minis 
fer eine Dergütung nach Verhaͤltniß deilen, was bei 
Berechnung der Maifch- Steuer auf das Quart des 
Fabrikats als mirflihe Einnahme der Steuer-Kaſſe 

zu betrachten ift, hat Statt finden laſſen. Auch has 
ben Wir die Derfügung getroffen, daß die Säge, 
wornach die Maifch; Steuer bei der Ausfuhr des 
Dranntweind nach dem Auslande im Wege einer 
befondern Dergätung erfiattet wird, befannt gemacht 
werden. 

Einmagazinirung einer halben Milton Scheffel Roggen. 

2. Die in Antrag gebrachte Finmagazinirung einer hal: 
ben Miltion Scheffel Roggen würde in ihrem Erfolge 
fuͤr den vorgefteckten Zweck eben fo ungemwiß fein, als 
die Verluſte an den zu ihrer Ausführung erforderlis 
‚hen bedeutenden Geldmitteln für wahrſcheinlich ans 
genommen werden koͤnnen. Wir müljen und daher 
auf die den Ständen bereits bewilligte Fieferung des 
Militair⸗Bedarfs befchränfen, wollen jedoch gern die 

APrivat⸗Induſtrie zu einer nüglichen Verwendung der 
Getreide⸗Ueberſchuͤſſe fo viel, ats thunlich, unterflägen. 
Gewerbe» Drdnung. 

3 Auf das Geſuch um Einführung einer Gewerbe: Ord> 
nung eröffnen Wir Unſern getreuen Ständen, daß 

„ihre, dieſerhalb gemachten Vorfchläge bei der jegt im 

Werke hegriffenen Ausarbeitung eined neuen Gewerbes 


| 
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as 
bs 


— und Zegelohr A und Heiadſebuns des Lohns 


Polizei = Geſehzes Bender und UPRFE-PIHR werden fol, 
ilen, und Wir Uns vorbehalten, dieſes Geſetz vor ſei⸗ 
ner Publikation dem nächften Landtage zur Begut⸗ 
achtung vorlegen zu laſſen. | 


4 Wenn die Stände in Beyiehung Auf die Verhaͤltniſt 


des Geſindes und der Tagelöhner neue ‚gefegliche 2 


’ 


us ” 


© Atreffen den Staͤnden unverwehrt bleibt. 


i» 


ta 


- u 


flinmungen für dringend mörhig halten, fo’ tollem 
Wir denfelden anheim ‘geben, auf dem naͤchſten Lan 
tage dieferhalb motivirte und beſtimmte Anträge j 
"machen. Die Herabfegung des Lohns derſelben um 


des Arbeitslohns einiger Handwerker dagegen, fin 
"nen nicht Gegenftand der Gefeggebung. fein, fondern 


müffen lediglich, Privat s Vereinbarungen uͤberlaſen 


werden, welche auf Kreis: ‚Kommunal: = Landeagen ju 
Staͤdte· Ordnung. —— 

Die in Vorſchlag gebrachten Modifikationen derer 

- Ordnung finden Wir der Medtzapf nach vollkommen 





zweckmaͤßig. Wir haben daher Unferin Staats⸗-Mi 


niſterio befohlen, dieſelben bei der beabſichtigten De— 
klaration der Städte. Ordnuug zu benutzen. 


"Die Befchwerde über die Geichäftsführung. der Generals 
Kommiſſion 


6. Die Beſchwerden und Aiträge in Beziehung au 


‚die Geſchaͤftsfuͤhrung der. General‘ Kominiffionen ha⸗ 
ben Wir Unſerm Miniſter des Innern zur gruͤndl⸗ 
hen Pruͤfung und zur moͤglichſten Berückfichtigum 
bei der von deinfelben unter Zuziehung von Einge 
ſeſſenen dieſer Provinz bereits eingeleiteten Reviſion 
des Koſten⸗Reglements und der Gefchäfls-Drdnun 
der General⸗ Kommiſſionen zugefertigt. Auch haben 


Wir die General-Kommiffionen bereits anweiſen laſſen, 
die gütlihen Vereinigungen nach Möglichkeit zu de 


fördern, and der Beftätigung von! Vergleichen Fein 


. Schwierigkeiten entgegen zu ſetzen, ſobald nicht etwa? 


ausdruͤcklich in den Geſetzen erbotenes darin ſtipu⸗ 


\ 
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rg, Cab ‚werden auf den demnaͤchſt zu gewaͤrti⸗ 


— Bericht Unſers Miniſters des Junern gern 
Nallemit den Geſetzen und der Förderung des Zwecks 
vereinbare Maaßregeln treffen, um die Koſten zu 
mindern und * Beſchaftsgang ‚abzufürgen. | 

+ Yareellirung. 


Kran 26 ven: von * Staͤnden in Yntrag: gebrachten Vers 


ordnungen zur Beſchraͤnkung der Parcellirung der 


24 


Bauer⸗Guͤter, ſind die Vorbereitungen bereits einge⸗ 

leitet, und ſoll der Entwurf dazu dem: naͤchſten. kand⸗ 

tage ad Gutachten vorgelegt werden. 
—Landarmen⸗Weſen. 


8 uf de Bitte um Zuräcgabe —— An⸗ 


an 


u De 


+ falten, "wollen Wir’ genehmigen, daß die ſtaͤndiſche 
it Verwaltung derfelben unter Kontrolle und Ober-Aufs 
ſicht der Staats: Behörden, wieder hergeſtellt werde, 


> Auch - werden wir Die Regierungen zu Potsdam und - 
"Sranffurt a.d. D. anweifen, mit den Ständen durch 


Kommiſſarien die. nach der Erfahrung etwa noͤthigen 


„ReOtßEetionen” der Reglements, fo wie die kuͤnftige 
Einrichtung der Verwaltung zu berathen, und die 


Vorſchlaͤge, uͤber welche fie ſich einigen werden, zu 


Muſerer Beſchließung an Uns! einzureichen. 


Was aber die über die zeitherige Verwaltung er⸗ 


hobenen Beſchwerden anlangt, fo. werden den That⸗ 
ſachen, auf welchen ſolche beruhen, von Unſern Be: 
hoͤrden Erinnerungen entgegengeſetzt, welche Wir noch 


—— eroͤrtern laſſen werden, um Unſern getreuen 
Staͤnden bei ihrer naͤchſten Verſammlung uͤber die 
. Sad die nöthige Aufklärung geben zu Laffen. 


Engler des Kur= und Neumärkfchen Randfchaftshaufes und 


Reſtitution der Fonds für sändifche Ausgaben. - 


. Daß hierfelbft delegene Landfehaftspaug fol den Staͤn⸗ 


den auf immer eigenthuͤmlich uͤberlaſſen bleiben ; we⸗ 


gen der von den Ständen für die Unterhaltungsfoften 


dieſes Daufes und für.‘ die Diäten und Neifekoften 


aus dem Fonds der ehemaligen Landfchaft in Anfpruch 


genommenen jährlichen 4,617 Rthlr. Cour. haben. Wir 


J 


aber für noͤthig befunden, vorerſt noch elite genaue 

Pruͤfung dieſes Anſpruchs anzuordnen, und muͤſſen 

Uns demnaͤchſt Unſere Entſcheidung nach dem he 
tate derſelben noch vorbehalten. —J 
Entſchaͤdigung der alten Mühlenbefiger. 

10, Auf das Gefuch der alten Mühlenbefiger: für 
die aus der Aufhebung. des Mahlzwanges: ihnen es 
wachſenen Nachtheile, eine vollſtaͤndigere Entfchädigung 
zu. gewähren, und die ferneren Anlagen: neuer Ruͤh⸗ 

len einigen Beſchraͤnkungen zu unterwerfen, beſchei— 
den Wir. Unſere getreuen Stände dahin, daß Bir 
bei der durch die Verordnung vom 15. Septembe 
818. bereits geflatteten- Erleichterung Der Beweis 

‘ führung über die Exiſten; ded Schadens und beiden 

‚danach wirklich ſchon erfolgten und fortwährend noch 

. ‚erfolgenden Ensfchädigungen der Müller. eine ferner 
Erweiterung der im Edift vom 28. Dftober 1810 
ausgefprochenen Entichädigungs : Grundfäge nicht ge 
fatten Fönnen, daß, Wir indeſſen Unſer Staats⸗Mi 
niſterium beauftragt haben, Und Beftimmungen in 
Vorfhlag zu bringen, wie dem feit dem: Ablauf der 

praͤkluſiviſchen Frift durch, neue Mühlen » Anlagen nv 
ftehenden Verluſten vorgebeugt, und.mie.-Dergleihes 

Vetluſte vergütigt: werden follen. 

Grundfaͤtze bei Erhebung der Klaflen - Steuer. 

11. Auf den Antrag, die Vorfchläge der Kreis, um 
Kommunal: Fandtage, über den nebenbemerkten 6 

genftand zu erfordern, einzugeben, finden Wir- Und 

nicht veranlaßt; wollen aber den Ständen anhein 
geben, auf dem närhften ProvinzialsLandtage in gründ 
liche Berathung zu nehmen: ob die Einführung ein 
andermweitigen Vertheilungs⸗Art diefer Steuer untt 

Mitwirfyng der Provinzial: und Kreis: Stände win 

ſchenswerth fei, wobei jedoch von der Vorbedinguns 

auszugehen fein wird, daß die Provinz demjenigen 

Geldbetrag, welchen die Steuer bisher aufgebradt 

bat, im Ganzen auch ferner aufbringen und sengen 

ficher ſtellen rg 
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Aufbebung der Seien Piz Sean 
12. Was die im Antrag gebrachte Aufhebung der Bes 
ſteuerung der. Tabadd» Pflanzungen anlangt, fo koͤn⸗ 
nen Wir darauf. zwar: in der gebetenen : Maaße- nicht 
eingehen, Wie Wir jedoch: auch dieſe Steuer in den 
mwenigft möglich. befchwerlichen Formen ‚aufbringen zu 
laſſen wuͤnſchen, und deshalb bereits den Producenten 
ruckſichtlich des Steuer⸗Vorſchuſſes durch Unfre Ordre 
vom 9. Januar 1822 eine bedeutende Erleichterung 
ecwaͤhrt haben; alfo haben Wir. Uns auch veranlaßt 
gefunden, Unſerm Staats⸗Miniſterium aufzugeben, 
in Erwaͤgung zu ziehen, ob und welche fernere Er⸗ 
leichterungen fuͤr den Producenten Drop: noch wer⸗ 

' den eintreten können. | 


Ausdehnung der den Familien von 10 Yerfonen anf dem Lande ge- 
ſtatteten Steuer⸗-Freiheit für. den felbfi fabrizirten Haustrunf. 


13. Die gewuͤnſchte weitere Ausdehnung der hauptfäch 

X · lich zu Gunſten der geringern Klaſſe verſtatteten ſteuer⸗ 

freien Bereitung des Haustrunks, kann zwar gleich⸗ 
alls nicht verfügt werden. 

Wir haben Aber Unſern Finanz ⸗ Minifter ange⸗ 
wieſen, dafür Sorge zu tragen, daß auf billige Bes 
darfö=Ueberfchläge zu begründende Steuer : Ziratios 

seh für die nur zum eigenen Bedarf betriebenen: 
Brauereien möglichft befördert werden. 


"Blerereinfüßfung u rs; Sporteltare des Kammergerichts 
ber Dber- Gerichte. 


al Auf den: — die fruͤhere bei dem Kammerge⸗ 

x wish; uͤblich geweſene Sportel⸗Taxe wieder einzufuͤh⸗ 
Turnen, und ſowohl für Ober⸗ als Unter⸗Gerichte eine 
ermaͤßigte Sportel⸗Taxe in Hypotheken⸗Sachen ent⸗ 
+ werfen zu laſſen, geben Wir den Ständen zu erkennen/ 
ai: Daß, eine Reviſion des Hpporhefen: Wefens bereits: 
sts, amgeordnet iſt, nach deren Beendigung Wir die weis 

teren Beflimmungen erlaffen werden. 
Wegen der Kreis» Eintheilung: 

15. Endlich ift auf den Antrag Unferer getrenen Stände: - 
die neue KreißsEintheilung wiederum aufzuheben, = 
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und den Seisikeinngen and Sranserafee er 
— mit der Neumark, ſo wie die Altmark mit der Kur: 
mark auch in adminiſtrativer Hinſicht zu vereinigen, 
30,5 icht einzugehen. Dagegen werden Wir die Zwech 
os“ maͤßligkeit der nachgeſuchten Aufloͤſung des Frankfurter 
aund Cuͤſtriner Stadt⸗Kreiſes und die Antraͤge wegen 
der Einfuͤhrung der Beſtimmungen des’ allgemeinen 
Landrechts über; die Dorf⸗Angelegenheiten in de 
Altmark seiner naͤhern Pruͤfung unterwerfenUlaſſen. 
urkundlich Haben Wir hieruͤber gegenwaͤrtigen Lan 
tags⸗Abſchied ausfertigen laſſen, und bleiben Unſen 
getreuen Staͤnden in Gnaden gewogen. 
Gegeben zu u den 17. Auguſt 825. 
S,) : 


Sriedrich Wilheim. 
| v. Shudinint. 


36} 
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: II. 


König Sanbrags- abſcher ie. bie — Dead 
— Stände. | 


re 


1. Wir — Wilhelm vom. Gottes Omen 
Königvon Preußen a. m... vn 
Ensbieten Unfern zum Proviuzial- Sartdrage des Konceeen 
Preußen verſammelt geweſenen gettehen Ständen Unfer 
guädigen Gruß. Wir haben aus den von Unſerm Kom 
miſſario Ing erſtatteten Anzeigen and den dom Unſern ge 
treuen. Staͤnden ſelbſt Uns uͤberreichten Schriften mit Wohl 
gefallen. entnommen, daß dieſelben mit lobens werther Ein 
tracht und gemeinſinnigem Eifer ſith den Berathungen uber 
die von Uns Ihnen bei dieſem erſten Landtage vorgelegten 
Gegenſtaͤnde unterzogen und vertrauensboll Uns Diejenigen 

Bitten vorgelegt haben, zw welchen fle: ſich dutch: den Zu⸗ 
ftand der Provinz veranlaft gefunden haben. Wie. Wir 
bieraus die Hoffnung fchöpfen, daß die Wirkfanfeit dei 
Provinzials Landtags. bei deren, fernerweiten une 


Zu 497: . 
dem "Zwecke, das gegenfeitige Vertrauen zu befeſtigen, der 
Verwaltung förderlich" zu fein, und Uns mit den Wuͤn⸗ 
ſchen Unſerer Provinzen durch ihre Organe bekannt zu 
machen, immer vollſtaͤndiger entſprechen werde, alſo ters 
den Wir auch immer geneigt ſein, auf dieſe Wuͤnſche alle 
diejenigen Ruͤckſichten zu nehmen, welche das Wohl des 
Ganzen, dem: dad. Intereſſe der einzelnen Theile nachſtehen 

muß, Uns zu nehmen: geſtattete.. . J 
Die 5. 4. des Geſetzes vom 1. Full 1823 vorbebaltene Verordnung 

F betreffend. | Ä 


Was num — 
4X7 — A. = j 
die Unfern getrenen Ständen. zur Berathung 
vorgelegten Gegenftände anlangt, fo genehmigen Wir 
1. Auf die Denkſchrift vom 2: December v. J., daß 
bie Erlaſſung der im H. 4. ⁊c. ıc. des Gefeged vom 1. Juli 
1823 vorbehaltenen Verordnung. noch ausgeſetzt, und die 
Sade, nad vollſtaͤndiger Einſammlung aller dazu .erfor 
derlichen Materialien, auf dem nächften Landtage nochmals 
zur. Berathung gezogen werde. 
Wir. geben Ihnen dabei. in Betreff. der vorgetrage⸗ 
nen einzelnen Punkte folgendes zu erkennen: ; ' | 
a) die in Hinſicht des nach dem Geſetze zur Wählbar: 
keit der Rädtifchen Abgeordneten erforderlichen: Grund» 
befiged in der Inſtruktion für Unfern Kommiffarius 
geflattete Ausnahme, if nur zur Erleichterung der 
.. anfänglichen Wahlen und zu Gunflen der vor Ers 
laſſung des Geſetzes bereits erwaͤhlt geweſenen Ma; 
— giſtrats⸗Perſonen gemacht worden. Sie fällt daher 
im Zukunft, auch ohne beſondere Beſtimmung von 
ſelbſt weg. Be Ah, 8 
b) Da über die Srage: ob es bei den vorläufigen Vor⸗ 
..: „fhriften über den Betrag des zur Wählbarkeit eines 
Mädrifchen  Ybgeordneren erforderlichen Grund⸗ und 
:... Gewerbes Bermögens. bewenden ‚ sder dieſer Bercag 
» + Höher. geftelle werden ſolle? . kein verfaffungsmäßiger 
Faͤndiſcher Schluß zu Stande: gekommen ift, ſo geben 


VWir zur Zeit: noch der Uns: anheimgeſtellten Entſchei⸗ 
einnalen. Heft Il, 1826. >) 
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dung Anftand, und wollen die nochmalige Berathung 
dieſes Gegenfiandes- dem naͤchſten Provinzialsfandtage 
überlaffen.. 

c) Bei den. von Unfern getreuen Ständen für ausrei⸗ 
chend erflärten vorläufigen Vorfchriften über den zur 
Waͤhlbarkeit eined Deputirten des dritten Stande 
erforderlichen Grundbefig. hat es fein Bewenden, da 
ber hiernach das Nöthige im. die. vorbehaltene Der: 
ordnung aufzunehmen fein wird. 

Auch finden Wir Fein Bedenken dabei, daß, Fhrem 
Antrage gemäß, der Erbpächter, welche unter den S.2. 
III. des Gefeges im Allgemeinen aufgeführten Grund 
befißern mitbegriffen m, — Erwähnung 
gefchehe. 

.d) Was: die bei: den: Wahlen ſelbſt zu beobachtenden 

Formen anlangt, fo finden Wir fuͤr angemeſſen, hier: 
bei die. Vorſchriften der Städte: Drdnung $. 93. u. 
ff. analog in Anwendung bringen zw laffen, daher 

denn in der :Wahlverfammiung jeder Wähler einen 

. Kandidaten vorzufchlagen. berechtigt” fein uud durd 
Ballottement über die Kandidaten: die Wahl der Ab 

geordneten vollzogen werden ſoll. Bei eintretender 

- Stimmens Gteichheit entſcheidet die $. 26. des Ber 
ſetzes vom r. Jul 1803 enthaltene Vorſchriſt. 
| Endlich 

e) ſetzen Wie in Genehmigung des geſchehenen Antrags 
feft, daß jeder Abgeordnete der drei Stände an Tv 
gegeldern für die. Reiſetage fowohl, als während der 
Dauer der Verſammlung taͤglich drei Thaler um 

an Reiſekoſten Einen: Thaler zwanzig Silber 
groſchend für jede Meile ber Pins“ und Racreiſe 

men — ſoll. 

Auf den Antrag: die Roften der Probinzial⸗ Land⸗ 

“ tage auf Unfere Staats⸗Kaſſen zu uͤbernehmen, können 

Wir aber nicht eingehn. Vielmehr muß jede Provinj 
dieſe Koſten in iſtch, und zwar dergeſtalt aufbringen, 
daß jeder Stand für; ſich die Tagegelder und Reiſe⸗ 
Hkoſten * Deputirten zw: ‚berichtigen hat. Die al 
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I anno Koſten des — an Ohren Bevdef 
niſſen, Anſchaffung von Utenſilien ꝛc. ſollen nach dem⸗ 
ſelben Verhaͤltniſſe, nemlich nach der Anzahl der von 
jedem Stande gewaͤhlten Abgeordneten, auf die vers 


an 
=, 


und Neifekoften zugleich aufgebracht werden, 
Wir ‚beauftragen Unfern Landtags s Kommiffartus, - 
nach dieſen Grundfägen die Berechnung über die beit 
jegt abgehaltenen Landtage erwachfenen Koften anles 
gen, den von jeden Stande dazu zu leiftenden Bei⸗ 
trag ‚auswerfen, und. ſolchen nach der ſonſt uͤblichen 
Repartitionsart aufbringen, auch daraus die Vethel⸗ 
ligten befriedigen: zu. laſſen. ö 
: Sollten in, Hinficht diefer Kepartitiondart Zweifel 
obwalten, fo erwarten: Wir vom fünftigen Landtage, 
beftimmte Anträge über das bei jedem Stande in ſich 
anzunehmende Vertheilungsprinzip, und bleibt hiers 
nach die kuͤnftige Ausgleichung vorbehalten, ohne 
daß’ jedoch die Aufbringung: felbft nach. den vorläufig ’ 
von Unferm Kommiſſario fefizuftellenden Grundfägen 
dadurch aufgehalten: werden darf. 
In Zukunft if, in; fofern noch Kommunal-Lands 
tags⸗Verſammlungen nothwendig fein. follten, von 
dieſen, widrigenfals von den Kreisſtaͤnden, dafiir zu 
‚ forgen , daß der: Betrag der präfumtiv ‚erforderlichen 
Koſten von jedem: Stande vor der Abhaltung des 
Provinzial Landtages befchafft, der Haupt⸗Kaſſe der 
von. Kommiffario- zu. befiimmenden Negierung- übers 
wien, und. Behufs der nöthigen Zahlungen: zur Diss 
‚pofition Unſers Kommiſſarii geftelle werde; : Meber die 
Verwaltung dieſes Fonds wird dem. Prooaplelesande 
2 tage Rechnung ‘abgelegt. . 
Kommunal · Landtage/ ſtaͤndiſches Comitoͤ und arelsta bateßend. 
Wir muͤſſen demnaͤchſt 
2.Bedenken finden, auf: Diejenigen Anträge eimugehn, 
* Unſere Provinzial⸗Staͤnde in Ihrer Schrift vom 
9. December v. J. in Betreff der ——— der Kom⸗ 
—D———— COLT Ban TR? α— a 


:s. fchiedenen Stände: vertheilt und mit den Tagegeldern - - 


— 
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munal-Landbtage, des ſtaͤndiſchen Comité zu 
Königsberg und der Kreidtage an Und: Haben ges 
fangen laffen, indem Wir nicht gemeint find, von dem 
Gefetze abzugehn, und die Stände Unfere Abſichten in Be⸗ 
ziehung auf jene Inſtitute gänzlich mißverfianden: zu haben 
fcheinen. Was nemlih De — | 
a) die Kommunal-Landtage anlangt, ſo haben Wir 
in: dem Gefege vom 1. Juli 1823 $. 57: es deutlich 
ausgefpröchen, daß Wir nur wegen der in dem ein⸗ 
zelnen Landesrheilen des ftändifhen Verbandes be: 
fiependen Kommunal Berhältniffe, die: bis⸗ 
- herigen Kommunal» Berfaffungen, wie fie 
jegt beſtehen, und unter der alleinigen Modiſika⸗ 
tion der Zuziehung aller zur Landftandichaft. zugelaf- 
fenen Stände fo lange fortdauern laſſen wollen, 
bis jene KommunalsVerhäftniffe durch gemeinfchaft- 
liche Webereinfunft auf die Gefammtheit der Provin⸗ 

zials Stände etwa übergehen möchten. 

- Hieraus ergiebe fich deutlich, daß nur beftebende 
- Kommunal s Berhältniffe das Objekt der Verhandlun⸗ 
gen des Kommumalstandtages fein, und die Sort 
daher der bisherigen Kommunal: Berfaffungen 
unter der gedachten Modifikation rechtfertigen koͤn⸗ 
nen, daß ed daher eben fo unzulaͤßig if, neue Kom⸗ 
munal⸗Verfaſſungen in den. verfchiedenen Landestheis 
len, wo folche nicht bereits befiehen, zu bilden, als 
die Wirkfainkeit der Kommunal: LandsStände auf 
‚andere Gegenftände, als Die KommunalsVerhäft 
niffe: des Landestheils auszudehnen. Am mwenigften 
iſt ed mie dem im Gefege vom. 5. Juni 1823 and» 
- gefprochenen Zwecke der Provinzial; Stände: und der 
beſtimmten Vorſchrift ded $. 51. des Gefeged vom 
1. Juli 1823 zu vereinigen, wenn. die Stände dem 
Provinzial» Landtage die Befugniß beigelegt wiſſen 
wollen, dem Kommunal: Landtage Aufträge zu geben, 
und feiner Wirkfamkfeit nach Gutbefinden gewiſſe Ges 
genftände, zu übermweifen. i J | 
Da hun auch aus den angeftellten Erörterungen 
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ſich ergiebt, daß die Pandarınens uno. Korrestiondpdu: 
‘fer der einzige Gegenftand find, bei welchen ein wirfs 
liches Kommunal: Verhältniß flatt findet, diefer eins 
zelne Gegenftand aber die Verwicelung und die nicht 
unbedeutenden Koften, welche die jährliche Zufammens 
berufung der KommunalsLandftände verurfachen würde, 
keinesweges rechtfertigt, fo bleibe Unſere Entfchlies 
pung uͤber die Errichtung von Kommunal » Landtagen 
vor der Hand gaͤnzlich ausgeſetzt. Auf dem nächften 
Provinzial⸗Landtage werden Unfere Stände nochmals in 
“ Meberlegung nehmen, ob nach Unferer im Gefege vom 
1. Juli 1823 andgefprochenen Abſicht, Kommunal - 
Landtage zuläffig und erforderlich find, oder ob nicht‘ 
‚ jene Abfiche auf eine leichtere und den Fande minder 
koſtſpielige Are erreicht werden könne. Bis dahin . 
‚mögen die diesfalfigen zeitherigen RENNER ohne 
- Veränderung fortdanern. 
Was 
5 das ſtaͤndiſche Comité in Königsberg an⸗ 
langt, welches nur fuͤr Oſtpreußen und die dortigen 
Kommunagl-Verhaͤltniſſe zeither beſtanden hat, fo has 
ben Wir auch nur in dieſer Beziehung im 6. 57. 
des Geſetzes die Möglichkeit feiner ‚Fortdauer und 
feiner fernern Einwirkung auf die Kommunal: Berhälts 
niſſe vorausgefeßt, keinesweges aber, dent $. 53. des 
Geſetzes entgegen, ſolches als einen bleibenden Auds 
ſchuß der Provinzial⸗Staͤnde anerkennen wollen. Die 
Entſchließung über deſſen Fortdauer muͤſſen Wir da⸗ 
ber von der über die Kommunal» Landtage abhängig 
mnachen. jedenfall aber können wir die Zwecke, wegen 
welcher Unſere Brovinzials Stände folches fortbeftehen 
zu Saffen, und defien Wirkſamkeit auch auf Weftpreußen 
andzudehnen beabfichtigen, nicht billigen. Als Organ 
der Provinz find Unfere Provinzial: Stände ſelbſt, in 
» gefeglicher Verſammlung, nicht aber im Gefege ver> 
boltene, bleibende Ausfchäffe anzuerkennen. „Die Vor⸗ 
bereitung der Landtags s Verhandlungen sieme in Hins 
fidt der von Uns dem Provinzials fandtage vorzules 
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genden Gegenftände unſern Behoͤrden, ſo wie, was 
Die ns vorzuiegenden Bitten anlangt, es Sache ders 
jenigen Abgeordneten, welche einen diedfallfigen Anz 
trag bei der VBerfammlung machen mollen, fein wird, 
ſolchen vorzubereiten. - Eine fortwährende Korrefpons 
denz des Comitd mit dem Vorſteher der Kreis⸗ 
fände, deren einziger Zweck es bleiben muß, in Kreis⸗ 
Kommunal: Angelegenheiten ein Organ "des Kreiſes 
zu bilden, ift aber weder notbwendig, noch nach F. 51. 
des Gefeges zuiäßig, Es mag daher vor_der Dand, 
und bis auf dem nächften Landtage die Provinzials 
Stände entweder andere, das Fortbeftehen des Comitté 
zu feinen dermaligen Zwecken motivirende Gruͤnde dars 
thun, oder fich ſelbſt von der Zweckmäßigfeit feiner 
gänzlichen Auflöfung überzeugen, ebenfalls lediglich 
bei der zeitherigen Verfaſſung befielben fein Bewen⸗ 
den behalten. 
Was. | 

e) die Kreisſtaͤnde anlangt, ſo haben Wie bereits 
ausgeſprochen, daß ſie keinen andern Zweck haben 
koͤnnen, als den, in Kreis⸗Kommungl⸗Angelegen⸗ 
beiten ein Organ der Kreis⸗Eingeſeſſenen bei der 
Verwaltung zu bilden. Hierin ift zugleich. beſtimmt, 
dag nur Die, Verwaltungs⸗Kreiſe die Bezirke der 
Kreisftände bilden koͤnnen, und daher eine Abgraͤn⸗ 
zung der ſtaͤndiſchen Kreiſe, wie die Provinziat⸗Staͤnde 
ſie vorſchlagen, mit dem Zwecke des Inſtituts gaͤnz⸗ 
lich unvereinbar iſt. Da nun auch die Vorſchlaͤge 
zu Bildung und Zuſammenſetzung der Kreistage, von 
ben, was zeither in Unſerer Monarchie beſtanden 
hat, und was Wir, in weiterer zeitgemaͤßer Ausbil⸗ 
dung des Beſtehenden, feſtzuſetzen fuͤr nothwendig 
und dem Staatswohle fuͤr entſprechend halten, ſich 
gänzlich. entfernen, ſo haben Wir Einleitung: getrof⸗ 
fen, Daß eine volftändige Kreidordnung ausgearbeitet 
werde, und behalten Ung denmacht das — 
zu beſchuſen. 


‚ Eandliefetiing. - * 
3. In Beireff der unterm 22. November v. J. er⸗ 
folgten Erflärung Unferer Provinzial» Stände über die 
"von Uns ihnen proponirte Landlieferung, haben Wir wegen 
deren Annahme bereitd unrerm 28. December Verfuͤgung 
getroffen wobei es ſein Bewenden behaͤlt. 
| Infruftion für die Dorfgerichte. J 
4. Die Inſtruktion für die Dorfgerichte, von weicher 
die. Sf vom ‚4. December. v. J. handelt, laffen Bir 
einer andermweiten Prüfung unterwerfen, bei welcher die in 
gedachter Schrift enthaltenen, Bemerkungen berüdfichtigt 
werden ſollen. = 
| Verhaͤltniſſe der Zudem. 

Pi Was die Berhättniffe der Juden. und die deshalb 
in der Schrift vom 9. December. gefchehenen Anträge ans 
langt, fo find ſchon in den Gefegen felbft die nöthigen 
Vorſchriften gegen das Einfchleichen der fremden Juden ' 
‚enthalten; und da die Lofals Behörden darauf zu halten 
verpflichtet ſind, die Negierungen auch in allen Fällen, in 
welchen Vernachlaͤßigungen dieſer Vorſchriften zu ihrer 
Kenntniß gebracht werden, Remedur treffen werden, ſo 
finden Wir, die Ernenpung beſonderer Kommmiſſi onen zu die⸗ 
ſem Zwecke nicht fuͤr nothwendig. 

Auf die ſonſtigen Antraͤge wird bei den weitern Be⸗ 
rathungen uͤber dieſen Seoebnand die noͤthige Raͤckſicht 
gevonmen werden. | . | 
* — 
6. In Betreff des Bandartneufianfee zu Tapiau und 
der Armen» Verpflegung überhaupt, genehmigen Wir auf 
die Schriften vom 13. und 21. December v. J. das von 
Unfern Ständen vargefchlagene Ausfunftämittel zur Erz 
ſparung der, der Provinz Dftpreußen angefonnenen erhoͤh⸗ 
ren Geldbeiträge zur Unterhaltung des Landarmenhaufes 
zu Tapiau, daß memlich durch die Kreis: Verbände für 
die Naturals Verpflegung der Landarmen geforgt, und da⸗ 
mit zugleich der Meberfüllung des Landarmenhaufes abges 
bolfen werde, hierdurch proviforifch auf fo Jange, bis die 
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dem Staats⸗ Miniſterio zur Begutachtung vorliegende alls 
gemeine Armen⸗Ordnung publizirt und zur Ausführung 
gebracht werden kann. Auch. baden Wir, dem Miniſterio 
des Innern aufgetragen, die zu dieſem Behufe erforderlis 
. Ken Einrichtungen nad vorgängiger "Berathung mit den 
vom Landtage wegen ded Landarmenmwefens erwählten Bes 
volmächtigten zu veranlaffen, auf gleiche Weife auch Uns 
fere Entfcheidung über die Konkurrenz der Stände bei der 
Verwaltung der Fandarmenhäufer zu Tapiau und Graudenz - 
vorzubereiten, und auf die inzwifchen fchon veranlaßte 
Recherche der beftehenden Verwaltungsart die Abſtellung 


.  etwaniger Mißbräuche zu verfügen. 


Beſteuerung der Iandwirtbfchaftlichen Produkte. 

7. Was die Befteuerung der landwirthſchaftlichen Ges 
genſtaͤnde in der: Erhebungsrolle vom 19. November v. J. 
anlangt, ſo iſt das Gutachten in der Schrift vom 16. De⸗ 
cember, mit beſonderer Hinſicht auf die Lage der Preußi⸗ 
ſchen Provinzen zu Rußland und Pohlen in dem von Uns 
mit des Kaiſers von Rußland Majeſtaͤt abgeſchloſſenen 
Handels-Traktat bereits fo weit als möglich berückfichtigt 
worden. Dasjenige aber, was dadurch noch nicht Erledi⸗ 
gung erhalten, wird fernerweit gepruͤft, und ihnen nach 
Ablauf der von Uns unterm 28. Juni d. J. anberaumten 
Friſt, bis zu welcher die in der Verordnung vom 19. No⸗ 
vember v. J. beftimmten: Säge gültig find, aus dem al& 
Dann zu erlaffenden: definitiven Tarif Über die in der ges 
dachten Verordnung bezeichneten landwirthſchaftlichen Ars 
tifel zu erfehen gegeben: werden, ob und in wie meit ihre 
Wuͤnſche mit dem Intereſſe ded Ganzen zu vereinbaren 
gewefen find. | 


— 


Verſchiedene Gegenftände des Kommunal» Wefens. 
Volizei⸗Verwaltung in kleinen nnd mittlern Städten. 
Hiernaͤchtt geben Wir Ihnen 
B. 


anf die verſchiedenen angebranten Bitten fol: 
gendes zu erkennen: 
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1. Was: die ‚Schrift vom 22. December v. J. über 
"mehrere Gegenftände des Kommunal-Wefens anlangr, fo ift 
a) die Polizei: Verwaltung nach ‚der allgemeinen Vers 
| faffung Sache der Kommunal: Behörden, und, fo wie 
. Jede Kommune felbft zunächft bet diefer Verwaltung 
intereſſirt ift, fo muß fie auch ferner die Koften, das 
für um fo mehr beftreiten, als Fünftig nur in dem 
‚ganz großen Drten, wo der Staat bei der Polizei⸗ 
Verwaltung ein unmittelbared Intereſſe hat, befons 
‚dere, Polizei » Direktionen auf Koſten des Staats 
werden unterhalten werden. Wir koͤnnen daher auf 
Bewilligung von Zufchüffen zur Polizei: sBerwaltung 
der Fleinen und mittlern Städte nicht eingehen. Auch 
werden Unſere getreuen Stände bei näherer Erwäs 
gung felbft finden, daß wenn in dortiger Provinz eine 
folche Bewiligung erfolgte, jede kleine Stadt, ja jedes 
Dorf in Unferer Monarchie, einen gleichen Anfpruc 
haben, hierdurch aber für die Staats» Kaffen ein neuer 
Koften » Aufwand entſtehen würde, welcher. nur durch 
‚neue Steuern fänmtlicher Kommunen gedeckt werden 
koͤnnte. 


| Deklaration der Städte- Ordnung und Kommunal Ordnung 
fuͤr das platte Land. 


b) Wenn bei kuͤnftiger Modifikation der Staͤdte⸗Ord⸗ 
nung provinzielle Intereſſen in Frage kommen, ſo 
wie wenn die Kommunal-Verhaͤltniſſe des platten 
Landes durch ein neues Geſetz geordnet werden ſoll⸗ 
ten, fo werden Wir die Vorlegung der Entwuͤrfe an 
die Stände, Ihrem Wunfche gemäß anordnen. 

Kompetenzen. 

c) Bei der Eniſchließung uͤber die Fortdauer oder die 
Einziehung der zeither aus Staats: Kaſſen bezahlten 
Kompetenzen werden Wir auf den Zuftand der Städte 
Landesväterliche Ruͤckſicht nehmen. Neue Kompetenzen 
zu ‚bewilligen, erlaubt aber der Zuftand der Staats: 
Kaffe eben fo wenig, als 

Schuldenwefen der Städte. En 

Ä a) etwas im Allgemeinen fuͤr das nn der 


\ 


ſere Provinzials Stände kunftig mit weireren Refoi ation 





She‘ zu thun. Vielmeht muß Biete 
überall’ nach den öretichen, — jefonde 
regulirt werden. — — 
Etoaodtiſche Brindelen.. RT 
e) Der Antrag wegen der ſtaͤdtiſchen — 
zu allgemeinen Ausdrücken. gefaßt, als daß wir un 
auf irgend eine Entfehließung fallen öhnten, & 
| * Beſteuerung der Hunde. SER, *3 
Was aber endlich er 34 
H die Veſteuerung der Hunde anlangt/ * ii "Wir 
unſern Minifter des Innern angewieſen, : di 
.. Kommunen, welche eine ſolche Steuer wünfd 
zu deren Veranlagung zweckmaͤßige ſe hi 
ſolche wie ſchon zeither geſchehen iſt, 4 !: — nee 3 
geſtatten. BAR 
Pare ell lrung des Grundelgenthums 
. Was die Anträge in, der Schrift som EN De 
— v. J. anlangt, fo haben, Wir ſchon fri er zu 
merken Veranlaſſung gehabt, daß die undeſcht an ikte 
cellirung des Grundeigenthums mancherlei Nachthe— 
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beifuͤhre, daher denn bereits Vorbereitungen 40 eh 
Antrag gebrachten Verordnung getroffen find, weiche 


fern. getreuen Ständen künftig. im Entunf, zut ‚Be 
achtung vorgelegt werden wird. | 
amperide und bäueglice, Berpttmife um, eencnteun 


3. Ueber die erfehledenin J der Schriſt vom 20. 
Deember v. J. enthaltenen, die gutsherrlichen und Händen 
lichen Verhaͤltniſſe und die Gemeinheitstheitungen | 
fenden Gegenftände erwarten Wir noch die ausführliche 
Berichte der Behörden; und werden in diefer- "wichtigen, 
eine wielfeitige Erwägung erfordernden - Angelegenheit Un⸗ 














verſehen. a hehe 
egetkaßſen⸗ aatande u ur 3* 

4. Sn Betreff der Stundung ber Feuer⸗ Kaſſen⸗ 
ſtaͤnde in den Litthauiſchen Städten, auf welche in der 
Schrift vom 22. Decemder v. J. angetragen wu iſt, 


* 
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Haben Wir angeordnet, daß, in ſoweit die — und 
die Sorge für das Retabliſſement der Abgebrannten eb 
verftattet, den Reſtanten Terminals Zahlungen bewilligt 
werden mögen. Auch haben Wir Unferm Ober; Präfidens 
‘ten den Auftrag ertheilt, die Angelegenheit beſonders zu 
beaufſichtigen, und, in fo weit obige Ruͤckſicht es zulaͤßt, 
da Retabliſſements⸗Gelder aus Unſern Kaſſen nicht vor⸗ 
geſchoſſen werden koͤnnen, bedraͤngten Reſtanten weitere 
Nachſicht zu gewaͤhren. 

u Drganifation der Provinzial VBeboͤrden. 

5. Dem in der Schrift vom 20. December v. J. 
audgelprochenen Wunſche: daß den Provinzial: Behörden 
möglichfie. Seldfiftändigfeit gegeben, und ihre Gefcpäfts, 
‚führung vereinfacht werden möge, find Wir fchon durch 
die -in Beziehung auf diefen Gegenftand. vorlängft. angeords 
neten Verhandlungen entgegen gefommen ‚deren. Reſultat 
demnaͤchſt zur allgemeinen Kenntniß kommen wird. 


Taubſtummen⸗Inſtitut zu ‚Königsberg. | 
6. Der in. der Schrift vom 6. December v. J. ent: 
baltene Antrag auf Verlegung. des Taubſtummen⸗Inſtituts 
zu Königsberg in ein anderes Lokal und deſſen fonftige 
Unterſtuͤtzung fol einer weitern Prüfung unterworfen und 
demnaͤchſt Darüber von Uns entſchieden werden. 
Gründung eines. Gymnaſii zu Hohenſtein. 
Nicht minder haben Wir über 
7. den in der Schrift vom 12. December Und ges 
fchehenen Borfchlag, zu Gründung eines. Gymnaſiii zu 
Hohenflein, vom Minifterio der Geiſtlichen und Schul⸗An⸗ 
gelegenheiten. gutachtlichen Bericht erfordert, nach deffen 
Eingange. Wir das Weitere befchließen: werden. 
8. Auf den, Antrag in der Schrift vom 22. December 
v. J., den Einſaſſen ded Danziger Territorü die während 
der Belagerung im Jahr 1813 gelieferten Naturalien zu 
vergüten, können. Wir: nicht eingehen, da jenen Landestheis 
len aus den Verordnungen vom 3, Juni 1814 und 1. 
März 1815. infonderheit nach. $. 7. der fegtern überall 
Fein Anſpruch anf Vergütung der Kriegsleiſtungen zufteht, 
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und die in denfelben zugeflandenen Bewilligungen auf die 
——— Landestheile nicht ausgedehnt werden konnen. 
| Bromberger Liquidationg- IWefen, 
Wenn biernächft 
9. in der Schrift vom ao. December darauf ange⸗ 
tragen iſt, daß 
.a) bei der Liquidation gegen . ‚den Bromberger Reſten⸗ 
fonds auch diejenigen Forderungen, welche. aus der 
Zeit vom 1. Gebruar bis 1. September .1807 ber: 
rühren, zugelaflen, 
dagegen | 
b) alle und jcde Aktiv: Reke des hide erlaffen wer. 
den möchten, fo muͤſſen Wir den Ständen bemerklich 
machen, daß fich diefe Anträge nicht vereinigen laſſen, 
indem der erftere darauf abzielt, dem Reſtenfonds neue 
Verbindlichfeiten aufzulegen, der zweite aber, ihm die 
ohnehin unzureichenden Mittel zu entziehn, durch wel: 
che er feine Verbindlichkeiten erfüllen kann. "Da nun 
die Ausfchließung der sub a. erwähnten Forderungen 
auf Gründen beruht, welche wiederholt auf das forgs 
fältigfte erwogen worden find; die Nefleinziehung da 
gegen mit der böchften Schonung erfolgt, wie der im 
Verhaͤltniſſe zu dem Ausftande Außerft geringfügige 
Ertrag der Nefteinziehung Flar -beweift, fo kann auf 
diefe Anträge nicht eingegangen ‚werden. 
BRORIME-(DIGEnPAnDe, | 
Was 
10. Die Schrift vom 22. December v. J. Über ver 
fchiedene Mititair , Angelegenheiten betrifft, fo iſt 
‘ a) der Antrag: die Garnifonen im Königreiche Preußen 
durch Heranziehung mehrerer Truppen aus andern 
Provinzen zu verftärfen, nicht zu gewähren, da er 
mit der gegenwärtigen Armee: Eintheilung und mit 
der gleichmäßigen Vertheilung des Erfaged auf ale 
Provinzen der Monarchie nicht vereinbar ift. 
b) Der Servis der Städte, wie er unter: Beruͤckſichti⸗ 
gung der Stenerfraft derfelben ſixirt worden, ift ge 
genwärtig nichts weiter als eine flädtifche Grund⸗ 


"flewer ‚welche die Stelle der von den Srundſtüͤcken 
des platten Landes entrichteren Kontribution vertritt. 
Da nun auch. die Klage der Stände, daß durch diefe 

Steuer dem Lande zum Bellen der mit flärfern Gar⸗ 
niſonen belegten Provinzen . bedeutende Summen ents 

gehen, keinesweges gegründet ifl, indem ſich —— 

ergiebt, daß 

3%; "die Servisfteuer der Provinznur 184,059 Kl. 25 fer. 

die dorehin geleiftete Serviszah⸗ 

lung aus Unfern Kaffen dagegen 270,711 s ı2 s 

jährfich beträgt, fo daß in die 

dortige Provinz jährlich an Ser⸗ | 

viszahlungen . .: 786,651 s 17 = 
mehr entrichtet, als von ihr aufgebracht werden, fo 
ift auf die geichehenen Anträge nicht einzugehen. 

c) Der Antrag: daß die Fourage für durchmarfchirende 

Truppen und Remonte- Kommandos durch Entrepres 
neurs befchafft werden möchte, iſt, weil fich dergleis 
chen Daurchmaͤrſche in der Regel nicht vorausſehen 
laſſen, unausfuͤhrbar; dagegen ſollen aber den Un⸗ 
terthanen fuͤr die zu liefernde Fourage jedesmal die 
laufenden Marktpreiſe gewährt werden. 

Wenn demnäkhft 

" d) Unfere getreuen Stände wänfchen, daß bie Lieferung 
der Zabrifate zum MilitairsBevarf Fünftig den Staͤd⸗ 
ten auf freiwillige Anerbietungen gegen die feflgefege 

sem Preife überlaffen werden möge, fo werden die 

dortigen Truppentheile, weichen die Selbſtbeſchaffung 
gewiſſer Bedärfniffe überlaffen iſt, folche ohne Zweifel 

. immer ‘gern dort einkaufen, wenn die dortigen Gas 

bhrikanten tüchtige Waaren für angemeflene Preiſe 
liefern.- Was das Tuch anlangt, ſo hat Unfer Kriegs, 

WMiniſter Uns angezeigt, daß es fihon vom Jahre 

4816 am’ größtentheild von „dortigen Handwerkern 
und Sabrifanten gekauft, und feitdem dafür bis jegt 
bereitd die baare Summe von 653,597 Rthlr. dort⸗ 

: bin bezahlt worden, auch nach und nach die Zahl 

der fuͤr u Depot zu Königäberg liefernden Orte: 
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auf ſieben, der zum Depot in Graudenz liefernden 
aber auf dreizehn. geſtiegen ſei. Da num. jeder Fas 

brikant hierbei zur- Konkurrenz gelaſſen, und, bei ans 

gemeſſenen Anerbietungen berückfichtigt - werden wird, 
fo ift der diesfaltfige Antrag der Stände, bereits erledict. 
Desgleichen. 

13. Auf die, ebenfalls Pititair-Gegenfände betref⸗ 
fende Schrift. vom 20. December ertheilen Wir Unfern 
Provinzial» Ständen 

a) auf den Antrag: : daß fämmtfiche für die Armee er: 

forderliche Nemonte- Pferde in dortiger Provinz eins 
gefanft werden möchten, zum. Befcheide, daß ſowohl 
aus militairifhen Nückiichten, als aus Nückfichten 
auf die Wohlfahrt dersandern Provinzen diefem Ans 
trage nicht ſtatt gegeben. werden kann; Daß. aber, 
was die Begünftigung der. Eleinern Pferdezüchtier 
‚beim Anfaufe betrifft, ſchon jetzt, nach Anzeige uns 
ferd Kriegs, Minifterd, ohne Küdfiht auf den Bes 
figer gekauft wird, wenn die Pferde nur gut, fehler: 
frei und brauchbar find. 

., .. Ym übrigen. ergiebt ſich, daß bereits jetzt beinahe 
drei Fünftheile des ganzen Remonte-Bedarfs in Pre; 

fen eingekauft worden find, und: daher ohnehin diefe 

‚Provinz vor: allen. übrigen. in Dieter a cht beguͤn⸗ 

ſtigt iſt. | 

Was , | 
. b), den Antrag: den eturalien / Bedarf für das ‚yte 
und Ste Armee » Corps in Preußen einzukaufen, ans 
langt, ſo behalten Wir Uns vor, auf folchen in Zus 
kunft, wenn die Umſtaͤnde ed zulaffen,. Ruͤckſicht zu 

.. nehmen. Vor der Hand aber, geflatten die Preis 

Verhaͤltniſſe in den, Rheiniſch-Weſtphaͤliſchen Provins 

— zen und die auch dort beabſichtigte Einführung der 
Landlieferung nicht, den gedachten Antrag zu gewähren. 
— Juſtiz ⸗Angelegenheiten. 

12. Auf die verſchiedenen in Beziehung auf die Ju⸗ 
fig» Pflege in der Sand vom 19. — enthaltenen 
Autraͤge, werden Wir. 3 er 
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a) Die Beſchwerde ber zu große Gerichte lprenget durch 
die Provinzials Behörden unterſuchen und erörtern 
laſſen, auf welchem Wege am angemeffenften eine 
Abhuͤlfe derfelben erfolgen Fönne, demnächft aber die 
erforderlichen Anordnungen treffen. 
b) Auf eine allgemeine Zuruͤckgabe der Patrimonial: Ges 
richte in den Kreifen Culm und Michelau Eönnen 
Wir zwar nicht eingehn, überlaffen es aber jedem . 
einzelnen ehemaligen Jurisdiftionss Befiger, die Her 
ſtellung feiner. Gerichtebarfeit bei dem Juſtiz Minis 
fterio nachzufuchen, und werden auf an Uns erflattete 
Berichte in jedem Falle Entfchließung faflen. 
.-. 0) Das Gefuh, um Uebernahme der Kriminal- ⸗Koſten 
auf, Staats-Fonds, koͤnnen Wir zwar nicht gewäͤh. 
ren, behalten Uns aber vor, durch zweckmaͤßige Mos 
dififationen der Kriminals Gerichtsverwaltung die Las 
fien der Kriminal: Gerichtsbarkeit den Jurisdiktiona⸗ 
rien weſentlich zu erleichtern. 
Desgleichen. 2 
Was 


| 13. Den in der Schrift vom 14. December — 
tenen Antrag anlangt, zur Verminderung der Rechtsſtrei⸗ 
tigkeiten in den einzelnen Kreiſen Schiedsrichter anzuftels 
len, fo finden Wir diefen Antrag der Beachtung wilrdig, 
und beauftragen Unſern Ober, Präfidenten der dortigen _ 
Provinz, mit den Landes. Juftiz: Cofegien in nähere Ers 
waͤgung zu ziehn: ob und unter welchen ſpeziellen Maaß⸗ 
gaben eine Einrichtung nach dem Antrage ber Provinzials 
Stände werde organiſirt werden koͤnnen. 
Desgleichen. 

14. In Beziehung auf die Schrift vom 17. Decem⸗ 
ber, fernere Antraͤge wegen der Rechtspflege betreffend, 
haben Wir bereits | 

w den Antrag: wegen Beifügung der Entſcheidungs⸗ 

“Gründe bei den Erkenntniſſen dritter Inſtanz durch 
die dieferhalb unterm 21. Juni d. J. erlaffene Vers 
"ordnung gewährt, und. | a 7 
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b) die weitere Erörterung über bie wegen des Vormund⸗ 


fchaftöwefens etwa’ zu treffenden Aenderungen Unferm 
Staats -Minifterio übertragen. 


c) Eine Revifion der Hypotheken⸗ Ordnung ift bereits 


von Uns im Allgemeinen angeordnet. 


d) Dem Antrage, wegen Revifion der Erbfolgegefeße in 


Beziehung auf die Landgäter erften Standes, geben 
Wir flatt, und ertheilen dem Dber > Präfidenten der 
Provinz den Auftrag, diefe Angelegenheit nach den 
Andeutungen der Stände näher zu erörtern und Uns 
den Entwurf ded diesfalls zu erlaſſenden Geſetzes ein⸗ 
zureichen. 


e) · Bei derſelben Geiegenheit wird der Ober⸗Praͤident 


auch angewieſen, den Antrag wegen der Verhaͤltniſſe 
der adlichen Wittwen naͤher zu eroͤrtern. 


f) Unfer Staats-Miniſterium hat bereits wegen Erwei⸗ 


terung der Zuchthäufer in Preußen Einleitung ge 
troffen, und eben jegt ift die Einrichtung eines folchen 
zu Ragnit im Werfe. Es wird daher die Sache 
der. Provinzial» Behörden, infonderheit des Ober⸗ 
Präfidii fein, die dabei noch anzubringenden Verbeſ⸗ 
ferungen, namentlich die Anftellung befonderer Geift- 
lichen, beiden betreffenden Minifterien in Antrag zu 
bringen, welche darauf alle thunliche Nückficht neh⸗ 
men werden. | 

Ueberhaupt aber werden Wir 


g) darauf Bedache nehmen, den Wanſchen der Stände 


wegen Vereinfachung der Yuflizs Pflege, Befchleunis 


gung im Betriebe der Nechtös Angelegenheiten, Ders 


minderung der Sportuln ꝛc. in fo weit, als es fi 
mit der Gründlichfeit der Rechtspflege vereinbaren 


läßt, moͤglichſt zu entſprechen. 


Getraͤnke⸗Steuern. 
15. Der in der Schrift vom 21. December euthal⸗ 


‚ tene Antrag, auf Veränderung der Erhebung der Getraͤnke⸗ 
Steuern durch Fixirung derſelben, iſt in einer Provinz 
niche zu gewähren, da die getreuen Stände bei näherer 


Erwäs 
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Eiäguns felbſt finden "werden, daß es eben ſo ——— 
iſt, der Getraͤnke-Fabrikation diefer einen Prodinz durch 
die Fixirung die Gelegenheit zu verſchaffen, die der benach: 
Barten durch mohlfeilere Preife' zu unterdrücken, als, um 
dies zu vermeiden, diefe Eine Provinz durch eine Binnens 
ZOU Linie von den andern zu trennen, und fomit den in 
Folge des jetzigen Steuer : Shfleme befiehenden völlig freien 
Verkehr zwifchen allen Provinzeti Unſerer Monarchie tie: 
der aufzuheben. Wenn jedoch Ähnliche Anträge von den 
andern Stände: Verfammiungen in: Unfern öftlichen Pros 
vinzen geſchehen follten, fo werden Wir, in fofern die Sache 
ohne Stoͤrung der-Freiheit des innern Verkehrs —— 
iſt, alsdann das Weitere beſchließen. 

Abgabe von Privaf-Zudren. 

16. Die mittelft der Schrift vom a1. December in 

Antrag gebrachte Aufhebung der Abgabe von den, Privat: 

Fuhten können Wir nıcht verfügen, da die Abgabe noth⸗ 

wendig ift, um die Poftyalter, welchen eine Abgabe von . 

Extra s Poſten an die PoftsKaffe obliegt, im Stande zu .° 
erbalten, Mit Privat-Fuhren zu: Fonfurriren, und ihrer 

Verpflichtung, jederzeit Pferde fuͤr Reiſende bereit zu hal⸗ 

fen, zu genügen. _ 

Klafien, Mahl⸗ und Schlacht» uud Gewerbes Steuer. 

17. Auf die. in der Schrift. vom 14. December in 
Betreff der Klaffens, Mahl» und Schlaht> und Gewerbe, 
Steuer enthaltenen Anträge erteilen Wir den getreuen | 
Ständen folgende Nefolutionen: 

: a) in Bezug -auf. die. Klaffen » Steuer, Es iſt — wie 
die Stände. ſelbſt ermeſſen koͤnnen — nicht möglich, 
bei einer ſolchen ganz allgemeinen perſoͤnlichen Steuer, 
durch welche, dem Staats-Haushaltsplane zufolge, 
ein betraͤchtlicher Theil des Staats-Bedarfs gedeckt 
werden ſoll, glle Beſchwerden einzelner Betheiligten 
ganz zu vermeiden; vielmehr kommt es nur darauf 
an, daß derartige Beſchwerden jederzeit ſorgfaͤltig und 
mit Eingehen auf den Sinn und die Abficht des Ges 
ſetzes unterfucht, und den gegründet: befundenen Abs 

Kenia. Heft 1, 1820, Si 
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haͤtfe geſchafft herde. Hierzu ſind die Behörden in 
dortiger Provinz bereits angewieſen; auch wird ferner 


darauf gehalten werden, daß die Behoͤrden dieſer ih⸗ 
rer Pflicht jederzeit nachkommen. Daß jene Be 


fhwerden durch die von den Ständen vorgefchlagene 
Hinzufügung von noch fünf biöher gefeglich nicht zu: 
läßigen Steuer » Ybltufungen vermindert: werben wuͤr⸗ 
den, iſt zu bezweifeln, da vielmehr die jegige Zahl 
von 12 Steuer: Stufen nach ben darüber gefanımels 


ten Erfahrungen, hinreichend erfcheint, um dadurch 


eine möglichft verhäftnigmäßige Vertheilung der Abs 


‚gabe 38 bewirken. Sofern fich aber ip biefens und 


in dem weiter hinzugefügten Antrage, wegen Bildung 
befonderer Einfhägungs - Kömmiffarien aus Deputir: 
ten jeden Kreifes, der Wunfch der Stände ausfpriche, 
den Propinzial- und Kreisftändifchen Organen ‚eine 
‚mehrere Einwirkung auf die Veranlagung jener Steuer 
einzuräumen, fo werden Wir diefen Wunfh in nä 
bere Erwägung nehmen laffen, und haben die Stänte 
hierüber bei ihrer nächften Zufammenfunft die Vorlage 
anderweiter Propofitionen nebft den nöthigen Datis 
zur Leitung der des fallſigen Berathung zu gewaͤrtigen. 
Zur Sicherung des auf jene Steuer gerechneten Theils 
des Staatshaushalts-Bedarfs iſt jedoch hierbei je⸗ 
derzeit von der Vorbedingung auszugehen, daß der 
Ertrag, welchen die Abgaben nach der bisherigen Form 
der Veranlagung gewaͤhrt, auch ferner gedeckt blei⸗ 
ben muͤſſe. 

Der hieran geknuͤpfte Antrag der Staͤnde, den 
Landtäthen und den fie vertretenden Behoͤrden zur 
möglichften Koften-Erfparniß für die Steuerſchuldi⸗ 
gen Die Hefugnig zum Verkauf Der wegen rückftän- 
diger Steuer abgepfändeten Gegenftände ohne Zuzie- 
bung ter Gerichte beizufegen, wird ebenfalls in nähere 
Erwägung genommen werden. 


» Wegen der Mahl: und Schlachtftener beſtimmt das 


Gefeg vom 30. Mai 1820 bereits die Bedingungen, 
unter denen diejenigen Städte, welche geſeblich die⸗ 
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“ fer ‚Steuer unterliegen ,, derfelben enthoben und dei 
Kiäffenfieuer unterworfen werden fönnen, Anträge 
diefer Urt Finnen jedoch nur von den zunaͤchſt Ber 
theiligten Ausgehen, daher "Bir um fo mehr Beden⸗ 
fen finden inüffen, auf den Dorfchlag wegen allge⸗ 

meiner Umwandelung jeher Abgabe in den bis jegt 
mahl> und ſchlachtſteuerpflichtigen Staͤdten der dor⸗ 

tigen Provinz einzugehn, als bereits von Seiten der 
Kommunal;⸗ Behörde der Hauptſtadt Koͤnigsberg/ drin⸗ 
gende Vorſtellung gegen die Genehmigung jenes Vor⸗ 
ſchlages eingegangen iſt. 
c) Wegen der Gewerbeſtener laͤßt ſich auf bet Antrag, 
die Säge dieſer Steuer allgemein zu ermaͤßigen, für 
jetzt nicht eingehen, da die unumgaͤnglich erfotderliche 
Deckung des Staatshauspaltds Bedarfs, den durch _ 
foiche Ermäßigung nothwendig entſtehenden Ausfall 
nicht geſtattet, auch bei der zur Deckung jenes Aus⸗ 
falls vorgeſchlagenen Mitbeſteuerung der jetzt ſieuet⸗ 
freien geringeren Handwerker nicht zu uͤberſehen iſt, 
daß letztere bereits mit Ruͤckſtcht auf ihren Gewerbe⸗ 
betrieb zu einer hoͤhern Klaſſenſteuer herangezogen 
werden. 

Die Veranlagung der Gewerbeſteuer, durch Depu⸗ 
tirte der Gewerbtreibenden feldft, findet, beteits ges 
feglich bei allen denjenigen Gewerbgattungen ftätt, wo 
hiervon bei der Gleichartigkeit des klaſſifizirten Ge - 
werbes und bei der darauf vorauszuſetzenden naͤhern 
Kenntniß der Abfchägungs-Deputirten von bein Ge 
werbs/ Umfange ihrer Genoſſen ein guͤnſtiger Erfolg 
für die richtige Veranlagung der Steuer zu erwarten 
ifts und auch bei den andern Gemerben ift den 
Schägungs» Behörden die konſultative Zuziehung fäch? 
verſtaͤndiger Gewerbtreibenden jur Pflicht gemacht. 

Die Nothwendigkeit oder Zweckmaͤßigkeit einer wei⸗ 
teren Ausdehnung jener gefeglichen Vorſchriften, ift 
durch die bisherigen Erfahrungen nicht bewährt; da⸗ 

her es zu der hierunter vorgeſchlagenen Abanderung 

n des Geſehes Aut, Zeit an genägenden Srunde ermaugelt. 
2. 4 
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Muaͤller in der Nähe mahlftenerpflichtiger Stätte. 
"18. In Betreff der in. der -Schrift vom. 14. Decamı 
ber v. 3. angebrachten Beſchwerde darüber: daß nach dem 
Geſehe die in einem klaſſenſteuerpflichtigen Orte innerhalb 
einer halben Meile um eine mahlſteuerpflichtige Stadt 
wohnenden Muͤller, in ſofern fie mie Mählenfabrikaten 
Handel treiben, von den Fruͤchten, die fie vermahlen far 
fen,. die. Mahlſteuer entrichten müflen, Wird den getreuen 
Ständen bei nochmaliger näherer Erwägung. nicht entge 
hen, daß diefe Beftimmung auch fernerhin um deswegen 
nothwendig bleibt, ‚weil. ohne folche die zu DBermeidung 
" ängftlicher und dem Publikum beſchwerlicher Viſitationen 
auf fernerhin nicht zuruͤckzunehmende Erlaubniß, mahl— 
und ſchlachtſteuerpflichtige Objekte unter „ Centner in die 
Staͤdte frei einzufuͤhren, dazu dienen würde, durch Ein 
führung von dergleichen Dbjeften in die benachbarten: Staͤdte 
in kleinen Quantitaͤten nicht nur das Steuer: Einkommen 
zu vermindern, ſondern auch die Handeltreibenden inner: 


halb der Städte zu benachtheiligen. Da nun auh der 
gleichen Müller alles Getreide aus klaſſenſteuerpflichtigen | 


Drten auf Freizettel für Andere frei vermahlen dürfen, 


und daher die Mahlſteuer nicht in ihrer Qualität ald 


Muͤller, fondern Iediglih in der als Händler bejah— 


len, fo muß es bei der diesfallfigen Vorſchrift des Geſetzes 


ſein Bewenden behalten. 
Son ſtige Angaben» Angelegenheiten. 


19. Was hiernächft die in der Schrift vom 20.Dv 


cember angebrachten. verfchiedenen Bitten und Beſchwerden 
über Beiteuerungs= Angelegenheiten anlangt, fo wird: 


a) Dad Gefuh, um Aufhebung der im Culm- und | 


Michelaufchen Kreife- noch beſtehenden Dffiara um . 


Podyınua und. um Wiedereinführung der im Gtelle 


jener Abgaben früher beitandenen altpreußiſchen Kom | 
‚tribution, in nähere Erwägung genonmen werden, | 


u find wir nicht abgeneigr, den hierunter geaͤußer⸗ 

ven Wuͤnſchen der Stände zu entfprechen. .. 
b) Der Antrag, auf Aufhebung der ‚in den Domaniak 

al eben jener Kreife noch beſtehenden Muͤhlen⸗ 
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Metzgelder, iſt zwar ebenfalls zur ‚näheren Berathung 
vermwiefen, und werden Wir auch hierunter jederzeit 
geneigt fein, Unfern Domanial Einfaffen jede zulaͤſ⸗ 
fi ige Erleichterung zu gewähren, wobei igdoch Unſere 
e Provinzial: Stände darauf aufmerffam gemacht wers 
den, daß diefer Gegenftand bios in die befondern 

Rechte des Domanial:Fisfus eingreift. - 

Wenn ferner 
. ©) eingefnen "Domanial > Einfaffen in Oſtpreußen bei der 
erfolgten Dienftaufhebung wuͤrklich ein unverhältniß- 
mäßig Hohes und unerfchmwingliched Schaarwerks⸗-Be⸗ 
freiungsgeld auferlegt fein follte, fo werden Wir auf 
des fallſige Anträge, der Behörden jede biffige Erleich⸗ 
erung eintteten laffen; doc muß auch Ruͤckſichts 
bdieſes Gegenſtandes die nemliche Bemerkung, wie bei 
pen unmittelbar vorhergehenden Punkte wiederholt 
werden. | 

| 4) Der Antrag auf Aufhebung ber in Oſt⸗ und Weſt⸗ 
preußen beſiehenden fixirten Trankſteuer endlich, iſt 
zur Beruͤckſichtigung nicht geeignet, da jene Steuer 
einen integrirenden Theil des dortigen General: Hufen⸗ 
ſchoͤſſes ausmacht, und unveränderlich auf den Grund: 
ftücfen und zwar indbefondere anf denjenigen hohen Er⸗ 
trag der letztern haftet, welcher durch die noch bei: 
behaltenen Gerränke, Zwangs⸗ und Brenn, Berechs 
tigungen erzeugte wird, mithin die Abgabe zu den 
Grundfteuern gehört, deren unveränderte Beibehal- 
tung Nach den in jeder Provinz zur Anwendung kom⸗ 
mienden DVeranlagungsr und Erhebungs-Grundſaͤtzen 
"durch das allgemeine Abgaben⸗-Geſetz vom 30. Mat 
1820 bis zu einer der Zukunft vorbehaltenen allge⸗ 
meinen Reviſion auch diefes Theils der Staats: Abs 
gaben angeordnet ift. 

“" | Desgleichen-. | 
"20. Der Antrag in der Schrift vom ==. RN 
toegen. Berückfichtigung der Lage der Preußiſchen Provinz, 
und ihrer durch das Klima verurfachten minderen Ergie⸗ 
bigfeit bei den von ihr aufzubringenden Steuern, ik Pins 


> „N 
t. 
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ſichts der Grundſteuer, als um welche es fich hierbei Haupt 
ſaͤchlich nur handeln kann, bereits durch die im Vergleich 
zu den weſtlichen und ſuͤdlichen Theilen der Monarchie ſtatt 
findende weit geringere Belaſtung erledigt, und wegen der 
Übrigen Steyern bedarf es hierzu Feiner befondern Anord⸗ 
‚nungen, da nach. den Erhebungss und Veranlagung 
GBrundfägen. jener Abgaben das darin ppm jeder Provinz 
aufzubringende Quantum mefentlich durch den höheren oder 
minderen Grad des dort herrfchenden Wohlfiandes und 
Gewerbfleißes bedingt tft, mithin die Flimarifchen Verhaͤlt⸗ 
nie, ſoweit fle auf das eine oder andere einwirken, ſchon 
hierdurch genugſam mit in al kommen. 

Der fernere Vorſchlag; neben den höheren Beiträgen, 
welche die Befiger von Kapitalien nach Maaßgabe ihres 


Vermoͤgens und Verbrauchs ſchon zu den beſtehenden 


Steuern entrichten, noch eine beſondere Einkommen-Steuer 
‚ für Kapitafiften einzuführen, it dem Interefle der Grund 
befiger und Gewerbetreibenden der Provinz zuwiderlaufend, 
da eine folhe Maaßregel nur den Erfolg haben würde, 
die Kapitglien, ‚deren. die. Provinz zu ihrem Wohlſtande 
und Gedeihen bedarf,..mehr und mehr von dorf zu entfers 
nen; auch bei übermiegender Nachfrage nach Kapital eine 
auf fegtered zu legende Abgabe, aller Erfahrung zufolge, 
immer unmittef- oder mittelbar demjenigen, der ded Kapis 
tols bedarf, alfg dem Schuldner ſelbſt, zur Laſt faͤllt. 
S al I: vo 

ar, Auf die mitgelft: der Schrift. vom 20. December 
gebetene DBerminderung der Salzpreife Fönnen Wir nicht 
eingehn, da die Probinz Preußen, im welcher ohnehin nur 


eine hoͤchſt unbedeutende Erhöhung diefer Preife Statt ges 


fanden hat, gegen. die übrigen ohne eine allgemeine Gtös 
rung des freien Verkehrs nicht begänflige werden kann, 
eine Allgemeine Derabfegung der Salzpreife aber bei der 
jegigen Finanzlage des Staats gänzlich unthunlich il. Um 
jedoch den Einfaffen Pie unmittelbare Erholung diefed Be 
dürfniffes aus den Salzfaktoreien zu erleichtern, folf kuͤnf⸗ 
tig bei fegteren dad Salz auch in halben Tonnen 34-2027 
Pfund verkauft, wo es noͤthig ift, für Errichtung neuer 
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Gaftoreien geforgt, and; wenn Prodinzial oder Kommunal» 
Bezirke fich zum: Detail» Verfaufe mach den Faktorei⸗Preiſen 
Debitanten annnehmen wollen, ſolches durch Kredit» der 
willigung möglichft erleichtert werden. 2 
Wie auch, der Und gefchehenen Anzeige zufolge, Die 
Bewirtung ‚der. Salz» Transporte durch die angefeflenen 
Landwirthe von der Salz: Adminifiration zeither fhon auf 
‚alle mögliche Weife befördert worden ift, alſo ift auch Uns 
fer, Wille, a. dies im. Zukunft geſchehe, und von Unfern 
Behörden auf den Nugen der Einfafien hierbei jede zu⸗ 
läßige Rücfiche genommen werde, \ 
Entſchaͤdigung der Brau/ und Brennere)- Berechtigten. 
.n. ‚92. Der Antrag in der Schrift vom 20. December 
auf. Entſchaͤdigung der Braus und; Brennerei: Berechtigten 
iſt ducch die Öefege vom 28. Oktober 1310 und ı5. Sep⸗ 
tember 1818, welche die Entfchädigung der Bannderechs 
tigten fefigefeßt haben, bereits erledige, indem. weitere Ent⸗ 
Schädigungen nicht. art finden. Finnen. | | 

Auch iſt, der Uns erflatteten Anzeige zufolge, bie des 
fimmung, daß neue Brau⸗ und Srennereten auf dem Lande 
nur auf. Befigungen von einem Grundmwerthe von 15,000: 
Rthir. errichtet werden dirfen, von Unfern Behörden bes 
reits feie ſechs Jahren ohne Ausnahme beokachtet worden. 
—— er Gewerbe - Po'tgei. 
23. Was den Gegenfiand der Schrift vom 22. Des 
cember, die Errichtung von. Gewerbe Gefelichaften ans 
Jangt, fo haben Wir bereits früher eine Mevifion der Ders 
maligen Gewerbe: Poligeis Gefeggebung angeordnet. Auch 
find die hierzu gehörigen Vorarbeiten bereitd gefertigt, und 
ir beabfichtigen die Nefultate der deshalb meiter anzu⸗ 
fiellenden Berathuugen, bei welchen auch der Inhalt der 
oben erwähnten Schrift in Erwägung gezogen werben ſoll, 
den Ständen kuͤnftig zur Begutachtung vorzulegen. 

Verſchledene polijeiliche Gegenſtaͤude. . 
24. Auf die verfchiedenen Anträge in der Schrift 

vom 19. December ertheilen Wir Unſern getrenen Staͤn⸗ 
den folgende Refolutionen: 


EI | nn 
a) Eine alfgemieine Wegeordnung iſt "bereits enttworfen, 
und wird, fobald die noch rüuͤckſtaͤndigen Gutachten 


einiger Behörden eg find, das Wpitere € ver⸗ 
fuͤgt werden. 


6) Die Wicheraufnahine der Verhaudinen über Ein, 
führung gleicher Wagen: und Schlitten.&teife iff, da 
Unfere Stände felbft ſowohl die Nothwendigkeit einer 

diesfallſigen Beſtimmung, als deren Ausfuͤhrbarkeit 

anerkannt haben, von Uns anbefohlen worden, und 

ſollen die Negierungen und das Ober— Praͤſtdium mit 
den Vorbereitungen beauftragt werden. | 


e) Wir finden Fein Bedenken, dem ausgeſprochenen 
Wunſche gemäß, die Geſinde-Ordnung vom 8. Nor 
vember 1810 als ein das Alfgemeitie Landrecht er; 
ganzendes und erläuterndes Geſetz auch in den Kreis 
> fen Culm und Michelan für publicirt zu erklaͤren, 
and ertheilen Antweifing, daß die Behörden hiernach 
ſich achten, und im Amtsblatte das Erfotderliche 
bekannt machen ſollen. 


d) Die allgemeinen‘ Grundſaͤtze, nach welhen die Po: 
lizei verwaltet wird, find im Allgemeinen Landrechte 
ausgefprochen, und es wird ſich erſt bei deſſen bereits 
angeordneten Reviſie ion ergeben, in wiefern darin eine 
Veränderung eintreten wird. Und da die, befondern 
polizeilichen Vorfehriften durch Zeit und Dre: bedingt 
werden, und nachdem Beduͤrfniſſe ſich nothwendig 
verändern müſſen, ſo muß der Antrag auf Publika— 
tion eines allgemeinen Poltzei⸗ Geſetzbuches auf ſich 
beruhen. 

Englifche Kornbill. 

25. In Betreff des Gefuchs in der Schrift vom 
13. December um Verwendung bei der Könige. Großbris 
fannifchen Negierung, wegen Abfchaffung der Kornbill, läßt 
fih Hoffen, daß zum Beſten des. Verkehrs zwifchen beiden 
- Staaten und zu gegenfeitigem Vortheile in Folge der weis 
ser ſich entwickelnden Verhältniffe eine : ——— der 

engliſchen Korngeſetze eintreten werde. | 
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4 Ar — Handels ⸗ Gegentande 
26. VBon den verſchiedenen in der Schrift vom’ 19. 
—** in Anregung erachten: Gegenftänden des Hans 
dels iſt 

a). der, Antrag, wegen Erleichterung des Verkehrs mit 

Rußland und Polen durch den inmittelſt mit Rußland 
abgeſchloſſenen Handelstraktat erledigt. 

6) In Betreff der geringern Befteuerung der auslandi⸗ 
— ſchen Heringe bewendet es bei der von Uns inmittelſt 
ertheilten⸗ Entſcheidung, bei welcher die Anträge der 
Staͤnde in Erwaͤgung genommen: worden find, Das 
cn Geſuch um Befreiung: der ſchwediſchen und norwegi⸗ 

fhen Schiffe. :von der Slaggengelders Abgabe, bei 
wwelcher die im: den «Häfen von. Schweden und Nors 
— wegen: vom den Preußiſchen Schiffen erhobenen Ab⸗ 
gaben nicht unbeachtet bleiben können, 'müffen Wie 
aber vor der Hand wenigftend ablehnen ‚oinden Wir 

» weitere Entfchlteßung- nach) Maaßgabe der Entwicke⸗ 
kung. des DBerhältniffed mit der dortigen Regierung - 

Uns vorbehalten. | 

c) und d) Ans: den⸗ von Unſern Miniſterien des Hau⸗ 

adels und der Finanzen Und angezeigten Thatſachen 
ergiebt ſich, daß die Gewaͤhrung der Anträge wegen 
Aufhebung des Ausfuhrzolls von Leinengarn, und 
wegen Verwilligung der Steuers Vergünftigungen, 
welche die Meffen zu Frankfurt ai d. O. und Naum⸗ 
burg genießen, für.die Handelöpläße. der. Oſtſee dem 
: Merfehr der Provinz: Preußen "wenig oder nichts hei 
fen, den Steuer⸗Kaſſen dagegen, befonders wegen 
der dadurch veranlaßten Eremplififation, erhebliche 
Nachtheile verurfachen: würden, daher Wir darauf 
‚nicht eingehn. koͤnnen. 
> Zum Ausbau der von Königsberg ſadwaͤrts führen» 
den Kunſtſtraße iſt bereits. Alles gefchehn, was die 
vorhandenen Mittel erlauben, und der Antrag da⸗ 
durch erledigt. 

u; In Beziehung auf die Erflattung der Eonfumtions- 

ſteuer bei der. Ausführung von Brauntwein und 


be 
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Fleiſchwaaren kann ein. Mehrerrs als bereits theil 
weiſe angeordnet iſt, und demnaͤchſt allgemein ange 
ordnet werden: wird, nicht gefcheben. Sr 
| 27. In Betreff der Herabfegung - des gefeßtichen 
Zinsfußes von ſechs auf fünf vom: Hundert iſt, nach der 
Schrift vom 20. December, kein foͤrmliches Concluſum zu 
Stande gekommen. Wir muͤſſen aber den. Antrag be 
Mehrheit auf. die gedachte: Herabfegung zu genehmijhen, 
zur Zeit noch Anſtand nehmen, da’ durch diefelbe unte 
den gegenwärtigen Umſtaͤnden der Real⸗Kredit ver Pro 
win; gefchwächt werden würde: Indeſſen werden Mir, 
am Uns für die Zukunft des Weitern zu enafehtiepen, noch 
das Gutachten der Behoͤrden erſordern. 
—28. Was die verſchiedenen in der Sthrife: vom 20. 
December enthaltenen Bitten zur Wiederaufhuͤlfe der Pro 
vinz anlangt, fo baden Wir bereitd: Alles, was der jehig 
Zuftand des Staats: erlaubt, verfüge und das Ober⸗Praͤ⸗ 
ſidium mit. Auftrag. verſehen, wodurch ſich die Antraͤge, 
in ſoweit überhaupt gewaͤhrbar And i erledigen werden. 
Auch iſt 
5.29 Hierdurch und durch das, was Bir Unferm Oben 
Praͤſidenten zur Verwaltung anvertraut haben, der Antraz 
in ‚der Schrift vom 22. December a 
i. Wenn biernähft 
| 30. Noch der. Denffchrift vom 27. November v. J. 
über die Frage: Ob kuͤnftig die Provinzial: Landtage ii 
Marienburg gehalten werden möchten, ‚kein foͤrmliches Com 
ehafun zu Stande: gekommen iſt, diefer Antrag auch dem 
Geſetze F. 555: widerfpricht, fo finden Wir: Uns zur Zei 
anf die Sache weitere einzugehen nicht beivogen, und wer 
den fünftig, wenn durch Concluſum ein diesfallſiger An 
trag an Uns gelangen follte, weitere Entſchließgung faſſen. 
Endlich würde . 

31. ein Abdruck der geſammten Landtags⸗ Verhand⸗ 
fungen, wie ſolcher nach der Schrift vom 20, Decembtr 
gewuͤnſcht wird, dem Zwecke nicht entfprechend fein, babr 
Wir auf diefen Antrag nicht eingehn können. Wir haben 
jedoch der Beſtimmuns im 8. 54. des Geſetzes gemäß, 
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wegen PETER ERW der Reſultate, das Noͤthige an⸗ 
geordnet. 

Urkundlich Haben Wir hieruͤber gegenwaͤrtigen Land⸗ 
tags⸗Abſchied ausfertigen laſſen, und bleiben, Unſern ge⸗ 
treuen Staͤnden in Gnaden gewogen. 

Gegeben zu — den 17. Auguſt 1825. * 

) 


IL | 
Friedrich Bilperm. 
| —8 Saatnann 


Bir 


Königl, — Abſchied fuͤr die Pommetthen Pro⸗ 
| pinzial Stände. 


— — — 


Bir —— Wildelm, von Sornes Gnaden 
König von Preußen ꝛc. 

Ensbieten Unjern im Herbſte v. 3. zum Lanbiage in 
Stettin derſammelt geweſenen getreuen Staͤnden des Her; 
zogthums Pommern und des Fuͤrſtenthums Rügen Unfern 
gnädigen Gruß! | 

Wir haben aus denen auf dem Landta ze gepflogenen 
Verhandluxgen mit Wohlgefallen entnommen, Daß dieſel⸗ 
ben durch Fleiß, durch gemeinſames Beſtreben aller Staͤnde 
des Landes Beſtes zu foͤrdern und durch loͤbliche Geſin⸗ 
nungen aͤchter, ehrerbietiger Liebe zu Uns und Unſerm Ko— 
niglichen Hauſe des Vertrauens, welches Wir in ſie ge⸗ 
ſetzt hatten, ſich wuͤrdig bewieſen haben, und ertheilen 
ihnen auf. ihre Uns vorgelegten Gutachten ünd Anträge, 
nachdem Wir ſolche durch Unſer Staats⸗Miniſterium haben 
prüfen laſſen, nachfolgenden Befcheid: 

A. Anf die Gutachten der Stände über die 
ihnen vorgefegten Propoſitionen. 
Wegen der nach 8. 4. deß — — 1. Juli 1823 vorbehaltenen 


I. Die Worſatan a ER Unferer getreuen 
Stände fie die in den F. $. 4. u. f. m. .. Geſetzes 
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vom. T, Julius 1823), einer beſondern Verordnung vorbe⸗ 
haltenen naͤheren Beſtimmungen haben Wir, wie dieſelben 
aus Unſerer am heutigen Tage vollzogenen Verordnung 
zu erſehen haben, der Mehrzahl nach, fuͤr zweckmaͤßig de 
funden, insbeſondere aber 

ı, der Ritterſchaft des Fuͤrſtenthums Raͤgen noch ei⸗ 
nen 4ten Abgeordneten auf dem Landtage zu geile: 
len geflatter, mit der Beflimmung jedoch, daß die im 
angeführten Gefeße angeordnete Stelivertretung dei 
Fürften zu Putbus nunmehr wegfalle. 

2. Da die Abgeordneten der Nitterfchaft als Abgeord: 
nete ritterfchaftlicher Körperfchaften gewiſſer Diftrikte 

‚ 3u. betrachten find, die Ritterguts-Beſitzer, welde 

ſonſt die Nitterfchaft eined ehemaligen Kreiſes bilde: 
ten, jegt aber der Nitterfchaft mehrerer Kreife am 
‚gehören, viel weniger als corporativ verbunden zu 
©.....bettachten find, als die in einem der jegigen land 
räthlichen Kreife Angefeffenen; ſo haben Wir fein 
Bedenken: getragen, nach dem Antrage eines Theils 
der Landtags⸗Verſammlung zu beſtimmen: daß die 
-Bertheilung der ritterſchaftlichen Abgeordneten ſowohl 
in Hinterpommern, als in Alt: Vorpommern nad 

der nenen Kreis⸗Eintheilung erfolge. . 

Den Vorſchlag, daß der: 160te Abgeordnete vom den 
Kreifen abwechfelnd in einer. gemwiffen und vorgeſchriebenen 
Reihefolge geftelle werde, haben Wir genehmigt, aber dabei 
beſtimmt, daß der Regenwalder Kreis, da: derfelbe ohnehin 
ſchon 2 Abgeordnete zu — berechtigt iſt, hieran feinen 
Cheil nehme. 

3: Den Antrag dagegen, daß zur Wahlfaͤhigkeit fr 

‚ „ nitrerfchaftlichen Abgeordneten eines Kreiſes die An 

gefeffenheit in: dem nemlichen Kreife erfsrderkich ge 
macht werde, haben Wir, zu genehmigen Bedenken 

"getragen, da bierdurch daß MWahlreche der Ritter⸗ 

ſchaft eine gefegliche Beſchraͤnkung erhalten wuͤrde, 
welche den Wählenden ohne aͤußere Belchränkung 
ſiich ſelbſt aufzulegen jederzeit überlaffen bleibt. 

4. Der. für ein, feinen Befiger zur Waͤhlbarkeit im 
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Boauernſtande befähigended: Gut in Vorſchlag ges 


brachte Umfang von 20 Magdeburger Morgen ift 
keinesweges binreichend, um den Befiger felbfiftändig 
zu ernähren; Wir haben daher mit Beruͤckſichtigung 


der Verſchiedenheit des Ertrages der Grundſtücke in 


Gegenden, wo guter und wo mittlerer Boden und in 
Gegenden, wo ſchlechter Boden vorherrſchend iſt, den 


Umfang ſolcher Güter in den Gegenden der beiden 


erften Gattungen und namentlich in, Neu: Borpomitern 


“ auf mindeflend 40 Magdeburger Morgen, in Gegen; 
"den Ießterer Arc auf 6o Magdeburger Morgen kul⸗ 


tivirten Ackerlandes feftzufegen für nörhig erachtet. - 


. Waß die nähere Bezeichnung der zur Nitrerfchaft zu 


rechnenden Güter betrifft, fo find die Kennzeichen der 
Ritterguͤter in Alt Pommern von den Ständen zwar 
ganz richtig angegeben, Wir haben aber für nöchig 
befunden, jedem, bei. denfelben etwa noch übrig bleis 
benden Zweifel durch die Beſtimmung vorzubeugen, 


daß, ſaͤmmtliche Güter dazu gezogen werden follen, 


welche. einem adlichen Befiger die Kreiss und Land⸗ 
ftandfchaft dis zum Fahre 1804 unbezweifelt gewährt 
haben; — mobei zu bemerken ift, daß fpäter in den 
durch den Krieg veranlaßten ſtaͤndiſchen Verhandlun⸗ 


‚gen auf die alte Obſervanz nicht überall fireng ge⸗ 


halten worden iſt. 


. Die für die Neu: BorpommerfheNitterfhaft 


in Vorſchlag gebrachte Bezeichnung der dahin gehörens 


renden Güter ift dagegen durchaus unanmwendbar, da 
lediglich die Größe des Grundeigenthums dabei in 


Anfchlag gebracht, und von der bevorrechteten Quä— 
litaäͤt und dem gefchichtlichen Rechte der Güter, wors 


. auf e8. bier bauptfüchlich anfomme, ganz abgefehen 


. PR 


“ 


worden iſt. Mir Hinblick auf jene Eigenfchaften Fönz 


nen Wir dager das Recht zur Wahl und Wählbars 
keit in der Nitterfchaft dieſes Pandestheiled nur den 
Defigern von Gütern zugeſtehen, welche einem adlis 


"pen Eigenthuͤmer vor Einführung ‘der Eonftitution 


vom Jahre 1811 Kreis- und rLandſtandſchaft ge⸗ 
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waͤhrten; außerdem aber folchen hieher nicht gehl⸗ 
renden Gütern, weiche in der, im Artikel II. Unferer 
Verordnung vom heutigen Tage näher angegebe 
nen Art beeigenfhafter, von Uns Allerhoͤchſ 
felbft zu Ritters Gütern bereitd erhoben worden fin, 


„oder dazu noch erhoben werden möchten. 


. Sm $. 11. des Uns vorgelegten Entwurfs bringe 


die Stände mehrere fpezielle Beflimmungen über die 
Bedingung für Wählbarkeit und Wahlrecht bei den 
Dreswahlen im Bauernftande und über die bei die 
fen Wahlen zw beobachtende Berfahrungsmeife in 
Vorſchlag; Wir haben diefelbe- in Unferer. Verort: 


‚ nung jedoch nicht aufgenonmen, weil die im Geſehe 


vom 1, Juli 1823 hierüber gegebenen Worfchriften 
einer Erläuterung feinesweges bedürfen, eine Abän 
derung derfelben aber nicht zuläßig iſt; zur Vermeis 
dung etwaniger Zweifel Über den Begriff von Dark 


Gemeinen, auf deren Herfommen in anderen Dorf 


Angelegenheiten der. $. 20. ded angeführten Geſehes 


Bezug nimmt, wollen Wir hiermit auf die Befim 


8 


mung ded Allgemeinen Landrechts Theil IL, Tit. VIL 
$. 18. und 20, verweifen. 

Eben fo wenig ftatthaft haben Wir die Aufnahm 
der von den Ständen vorgefchlagenen, weiteren Ein 
führung und theilweifen Abänderungen der im $. 26. 
des Gefeges wegen Leitung der Wahlen gegebenen 
Beftimmung gefunden, baben. aber megen der erfla 
Wahlen ded Banernfiandes in NeusBorpommern, di 


ſolche in Kirchfpielen vorgenommen werden muͤſſen, 
feſtgeſetzt, daß wenn zu denfelben Wähler zufammen 


treten, die unter mehr ald einer Gutsobrigkeit ſtehen, 
der Landrath einem der dabei concurrirenden Gut 
herren die Leitung der Wahl zu übertragen babe. 

In dem die Feflfegung der Diäten und Reiſekoſten 
betreffenden Vorſchlage haben die Stände irrthuͤmlich 
auch die Beſtimmung der Diäten und Neifekoften für 
die Bezirks- und Drtd» Wähler in Antrag gebradt. 
Die Beſtimmungen hierüber gehören aber keineswetes 





in die betreffende Verordnung, welcher der $.55.des 
Geſetzes lediglich, Die Feſtſetzung der Diäten. und Rei⸗ 
ſekoſten ‚für, die Landtags⸗Abgeordneten überlafien hat. 
Da eine Majoritaͤt von zwei Dritteln der anweſen⸗ 
den, Landtags- Mitglieder fich zu dem Antrage vereiniget 
hat, daß den Abgeordneten, aller Stände ein gleicher Diaͤ⸗ 
tens und Reiſekoſten⸗Satz bewillige werde, fo wollen Wir 
denſelben genehmigen, den in Vorſchlag gebrachten Diäten- 
Sag aber finden Wir mit Ruͤckſicht auf die örtlichen Vers 
haͤliniſſe zw. hoch, und. haben Wir denfelben ohne Unters 
fhied der Anweſenheits⸗ und der Meifetage auf 3 Rthlr. 
und die Entſchaͤdigung der Neifefoften auf ı Ntlr. 10 Sgr. 
pro Meile feftzufegen für zwectmäßig gehalten. Der. Ans 
® rag, die. Meifekoften der Landtags » Abgeordneten von Alts 
Pommern auf die Staats⸗Kaſſe zu übernehmen, weil ihnen 
nach der alten Verfaſſung der durch die neue Gefeggehung 
anfgehodene Vorſpann gebührt habe, ift um fo weniger 
laͤßig, als durch die Aufhebung des Vorſpanns den 
Stanıd »Kaffen * eine Vermehrung der Ausgaben er⸗ 
wachſen iſt. hr. 
Einrichtung ber Communal⸗ Land» und Kreise Tage. 
II. Bei den Vorſchlaͤgen ded Landtages wegen Fünf: 
tiger Einrichtung der Kreid- und Communal-fandtage ha⸗ 
bei: Die Abgeordneten von Neu⸗Vorpommern, wegen Der: 
ſchiedenheit der. in ihrem Landestheile obwaltenden Ders 
bälsniffe, von den Alt» Pommerfchen Ständen ſich trennen 
zu muͤßen geglaubt. Da aber die, die Einrichtung Der 
Eommunal , Landinge besreffenden, Worfchläge beider Pro: 
vinzen auf ganz gleichen Srundfägen beruhen, und Wir 
für dienlich erachtet haben, die Verfaſſung der Kreis:Tage 
in beiden. Landestheilen gleichfalls nach den nemlichen 
Grundfägen, und nur mit Beräclichtigung der verfchiedes 
nen Eigenthuͤmlichkeiten anzuordnen; fo haben Wir in den 
beiden Verordnungen, fowohl in der für. die Verfaffung 
der Communalsfandtage, ald in der für die Verſaſſung 
der Kreidtage, alle Landestheile des Provinzial» Verbandes 
zw umfaſſen für zweckmäßig erachtet. 
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Pa "Communal= Landtage. 
In Betreff der Vorfchläge zu dem 
a. Communalstandtage finden Wir zu bemerken: 
daß, da die fämmtlichen, beſtehenden Communal, Ans 
gelegenheiten den beiden Landestheilen Alt- Borpom: 
mern und Dinterpommern gemein, und in Feinem 
derfelben von denen des andern abgefondert für ſich 
‚ beftehende Communal-Verhaͤltniſſe vorhanden find, 
“fein Grund abzufehen. ift, warum ein jeder dieſer 
Landestheile, wie die Srände vorgefhlagen, befondere 
- Communal:DBerbände bilden follen. 

Mir Fönnen folched daher nicht genehmigen und be 
fimmen vielmehr, daß beide Landestheile fich zu einem ge⸗ 
meinfchaftlichen Communal-⸗Landtag vereinigen füllen. 

Im Uebrigen haben Wir den wegen Einrichtung 
der Communal » fandtage und wegen der hierauf Bezug 
habenden Gegenſtaͤnde von den Ständen, ſowohl von Alt 
ald Neu: Pommern, gemachten Borfchlägen im Allgemeinen 
Unfere Genehmigung, jedoch mit folgenden Einfopränfuns 

gen, ertheilt: 

1. dem Vorſchlage, nach welchem in Alt: Pommern der 
Communal⸗Landtag aus den jedesmaligen Provinzal⸗ 
Landtags⸗Abgeordneten zuſammengeſetzt fein ſoll, Un 
ſern vollen Beifall ertheilend, haben Wir ein Gleiches 
für den. Communal⸗Landtag in Neu⸗ Vorpommern 
angeordnet. 

2. Wir wollen genehmigen, daß in Alt + Pommarn der 
Borfigende auf.dem Communal Landtage von ſaͤmmt⸗ 
lichen Mitgliedern deffelben aus der Mitte derer. ded 
ıften Standes gewählt ‘werde, behalten Uns aber 
deffelben Beftätigung vor, und haben für angemeffen 
erachtet, die Dauer feines Amtes über die eines je 
desmaligen Communal: Landtages hinaus, und zwar 
bis zu Ablauf der Hälfte einer Wahl» Periode für 
den Provinzial:fandtag, als bis zu. denjenigen Zeit 
punkte fefizufegen, wo die Ausfcheidung deffelben aus 
der Zahl der a Abgeordneten zuerſt erfolgen 
kann. 

3. 


3: Die Wirkfamfeit der Communal⸗ »Bandtage durch ſpe⸗ 
zielle Angaben der einzelnen Gefchäfts- Gegenftände 
zu bezeichnen, iſt ‚nicht erforderlich, fondern hinrei⸗ 
reichend, im Gefege die Communal + Angelegenheiten 
eines Landestheiles als folche anzugeben, indem ins 
bvividuelle Derfchiedenheiten für einen jeden Commu⸗ 
nalftändifchen Verband Statt finden werden, und 
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anzunehmen -ift, daß, was in einem jeden Fandestheile 


fireng genommen, zu den eigentlichen Communal⸗An⸗ 


gelegenheiten deſſelben gehört, daſelbſt feftteher. Eine 
detailfirte Beſtimmung der Gefchäfts-Wirffainfeit der, _ 


Behufs der Communalftändifchen Verwaltung für 
beide Communalftändifchen Verbände bewilligten, Aus⸗ 
ſchuͤſſe gehöre nicht in Die Verordnung wegen Eins 
richtung der Communal⸗Landtage, ſondern muͤſſen 
die Beſtimmungen hieruͤber einem beſonders von den 
Ständen zw entwerfenden Regulativ überlaffen bleiben. 

4. Da die Geſchaͤfts-Gegenſtaͤnde der Communal- Lands 

tage oͤrtlich und adminiſtrativer Natur find; fo haben 


Wir die Dber» Präfidenten der Provinzen zu Unſeren 


beſtaͤndigen Kommiſſarien bei den Eommunals Lands 
agen zu beftellen um fo mehr für nothivendig er⸗ 
achtet, als die ſtaͤndiſchen Angelegenheiten ohnehin zu 
ihrem Reſſort gehoͤren. 


| - KRreistage: 
b. Bei den Beftimmungen über die Kreisftändifchen Vers 


fanimiungen "haben Wir nah Inhalt der beſondern 


„ deshalb erlaffenen Verordnung im Allgemeinen die aͤl⸗ 
tere Derfaffung aufrecht zu erhalten für nothwendig 
a erachtet, und nur. „die Abänderungen einsreten laſſen, 
welde 
„I Der Zweck diefer Berfammiungen , die Landrärhliche 
Verwaltung der Communal, Angelegenheiten zu be⸗ 
“. gleiten und zu unterſtuͤtzen; 
2. die damit in Verbindung ftehende Uebereinfiimmung 
der Kreisftändifchen Verbände mie den’ Iandräthlichen 
Verwaltungs ⸗ Kreifet und 
Annalen. Geil. 1826. RE 


5ıo ’ 
3. der Hinzutritt des Buͤrger⸗ und Bauern⸗ Standes 
erforderlich gemacht haben. 

Wir haben daher auf die Uns eingereichten, von 
der früheren Verfaſſung zum Theil ſehr abweichenden Dor: 
ſchlaͤge nicht eingehen koͤnnen, zugleich aber die Gerecht— 
famen ver-einzelnen Stände und die Intereſſen der einzel: 
nen Diftrifte durch die $. 18. der Verordnung ersheilten 
Beſtimmungen geſichert. De Br ur) 52 2 De 
| Geſetz ⸗ Entwurf wegen Vorladung der Lehns- Agnaten. 

III. Die Anträge der Stände über dem ihnen jur 
Begutachtung vorgelegten Entwurf zu der Werordnung 
wegen DBorladung der Lehns-Agnaten, Mitbelehnten x. 
werden Wir bei Erfaffung des detanen Geſetzes beruͤd⸗ 
ſichtigen. 


ueber Beſteuerung der landwirtbſchaftlichen Gegenſaͤnde der 
Steuer⸗Rolle. 


IV. Die in dem Gutachten Unſerer getreuen Staͤnde 


AUns gemachten Anträge ruͤckſichtlich der Beſteuerung der 
inländischen, landwirthſchaftlichen Produkte, wollen Wir in 
Verbindung. mit den Anträgen der Stände der übrigen 


“, Provinzen forgfältig' prüfen laffen, und den Stränden aus 


dem demnaͤchſt zu erlaffenden Steuer-Tarif zu erfehen 
geben, in mie weit ed möglich geweſen ſein wird, ihre 
Vorſchlaͤge zu beruͤckſichtigen. 
Propofition wegen der bürgerlichen Verhaͤltniſſe der e Jube 

V. Die auf Unfer Erfordern abgegebenen Vorſchlige 
über die Feſtſtellung der bürgerlichen Verhaͤltniſſe der Ju 
den, follen der mit denfelben beabfichtigten Beſtimmaung 
gemaͤß, bei der Unſerem Staats⸗-Miniſterio über dieſe An 
gelegenheit anfgegebenen Berathung benugt werden. Auf 
die von den Ständen in dem Gutachten vom g. = 
ber v. J. und in. der befonderen Perition vom ı3ten 


felden Monats gemachten Anträge aber beſcheiden Bir 


diefelben. hiermit dahin: 
ı. daß, da von ben Behoͤrden pflichtmaͤßig verſichert 
wird, daß Fein Grund zu der durch Thatſachen ohne 
bin nicht unterfiügten Muthmaaßung vorhanden fel, 


En, J Be 
ald werde von den jüdifchen Bewohnern von Poms. 
mern, welcheé ſtaatsbuͤrgerliche Rechte beſitzen, wider 
die Vorſchriften des Edikts vom "ik Mär; 1812 ver⸗ 
ſtoßen, und als finde bei der Aushebung der Erſatz⸗ 
—Mannſchaſten fuͤr das Heer in dieſer Provinz eine 
geſetzwidrige Beguͤnſtigung der Juden ſtatt, Wir die 
in Vorſchlag gebrachten, geſchaͤrften Maaßregeln zu 
veranlaſſen, billig Anſtand nehmen mũſſen 
2. daß die den Ständen anſtoͤßigen Beſtimmungen der 
von Unferm-verftorbenen Staatskanzler am 25. Ja⸗ 
nuar 1812 erlaſſenen Inſtruktiom nach welcher frem⸗ 
den, blos wegen eines temporairen Gewerbebetriebs 

im Lande ſich aufhaltenden Juden)’ die in’ ihrem Was 
terlande ſtaatsbuürgerliche Rechte genießen, Vorzuͤge 
vor ſolchen zugeſtanden werden ſollten ‚, die ſich in 
dieſem Falle nicht befinden, Tängft außer Anwendung - 
gekommen find, » indem LAluelaͤnder, welche Unfere: 
Staaten beſuchen, um gewerbliche Gefchäfte darin zu 
» ©. betreiben, -Tediglich nach den ihnen ertheilten Koncefz 
ſonen und Gewerbſcheinen beurtheilt werden, wobei, 
wenn ſie Juden ſind, es darauf, ob ſie in ihrem Va⸗ 
terlande ſtaatsbuͤrgerliche Rechte genießen oder nicht, 
gar nicht ankommt; ee oo. 
3. daß, wiewohl allerdings der Andrang der aus Ku 
‚land und Polen  auswandernden Juden in neuerer 

Zeit zugenommen hat, diefem "doch nur vorzugsweiſe 
unſere Greuz⸗ Provinzen Preußen, Poſen und Ober⸗ 
ſchleſien ausgeſetzt ſein koͤnnen, woſelbſt die Polizei⸗ 
Behoͤrden laͤngſt mit gemeſſenen Anweiſungen verſehen 
find, dem Eindringen auslaͤndiſcher Juden nachdruͤck⸗ 
lich zu mehren. 3 eis ei 
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B. Auf die in den — Uns ——— 

‚ten Bittſchriften enthaltenen Anträge und 
WVorſchhäge. 

Petition war Reviſi * * er Gefchäftsfäßtung der der Genenil. 


1. Auf das — um Reviſion ber Geſchaͤftsfuͤh⸗ 
rung der General⸗Kommiſſi ionen und auf Die Dabei ge 
machten Vorfchläge, eröffnen Wir Unfern getreuen Staͤn⸗ 
den, daß Unfer Minifter des Innern mit der Veranftal: 
tung forgfältiger. Revifionen und Recherchen Aber die Ge 
ſchaͤftsfuͤhrung, ſowohl der GeneralsKommiffionen, ald 
der dabei beſchaͤfſtigten Oekonomie⸗Kommiſſarien, fo tie 
auch mis Nevifion des Koſten-Reglements beauftragt und 
angemiefen ift, mit Nachdrucf auf die. Hierbei fich etwa er⸗ 
gebenden Mängel einzumwirken. Die: in Antrag gebtachte 
Kontrolle der Defonomie-Kommiffariew durch. Kreis: dr 
vollmaͤchtigte erachten Wir aber theils für unausfuͤhrbar, 
theild für entbehrlich, da den Parteien nach F. 81. der 
Verordnung vom 20. Juni 1817 die Befugniß zuſteht, 
Beiſtaͤnde in den Terminen mitzubringen. 

Im Uebrigen haben Wir die Generals Kommiffionen 
auch bereitd anmweifen laffen, die. gütlichen Vereinigungen 
nach Möglichkeit. zu befördern, und der Beſtaͤtigung von 
Vergleichen keine Schwierigkeiten entgegen zu feßen, fobald 
nicht etwas ausdrücklich. in den Geſetzen Verbotenes darin 
ſtipulirt ift, und: endlich werden Wir auf den demmächft ju 
gewärtigenden Bericht Unfers Minifters: des Innern gern 
alle mit den Gefegen nnd der. Förderung Des Zweckes ver: 
eindare Manfregeln treffen, um die, Soßen: zu mindern, 
und den Gefchäftsgang abzufürzen, 

Vetition wegen Herftellung der Fünfte und Innungen und. Det 
ration der Städte - Drdnung. 

2% Auf das Geſuch um Herſtellung der Zanfte und 
Innungen im Gewerbe und eine Deklaration der Städte 
Ordnung eroͤffnen Wir Unſern getreuen Staͤnden, daß Wit 
die Ausarbeitung eines neuen Gewerbe⸗Polizei⸗Geſetzes 
und einer Deklaration der Städte » Drbnung bereitö ver 
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ainlaßt haben, nnd: die. hesfauſtgen Enewärfe dem Eandrage 
zur Begutachtung vorlegen laſſen werden. 


Vetition wegen Beſchrantung der. Pareellirung der Bauerhdfe. 


3. Zu den, von den Staͤnden in Antrag gebrachten, 
Verordnungen ze Beſchraͤnkung der. Parcellirung der 
Bauerguͤter, ſind die. Vorbereitungen bereitd eingeleitet, 
und foll der; Entwurf. dazu dem — zur — | 
chen Aeußerung vorgelegt werden. Mi: [i 


Antrag. der, Berchräntung ı neue Sräbfen-Nnlagen.. 


| 4. Auf.den Antrag der. Stände, eine Befchränfung , 
‚neuer Mühlen : Anlagen anzuorbuen,,. eröffnen Wir. denfels 
ben, daß Wir Unfer Stagts-, Minifterium beauftragt ha⸗ 
ben, Uns. die Beſtimmungen in Vorſchlag zu bringen, wie 
dem ſeit dem Ablauf der praͤcluſiviſchen Friſt durch neue 
Muͤhlen⸗Aulagen entfiehenden, Verluſte vorgebeugt, und 
wie dergleichen Verluſte vergutigt werden koͤnnen. 


Die Borfeung vom 26: ‚November v J., den Rotblland der 
| Vrovinz Pommern —2* | 
5. ‚Auf die den Nothſtand der Provinz VPemmern be⸗ 
treffenden Beſchwerden und Vorſchiaͤge zur Abhuͤlfe deſſel⸗ 
ben eroͤffnen Wir den Staͤnden, nachdem wegen der unter 
No. 1. bis 4. doſelbſi vorgetragenen. Gegenſtaͤnde das 
Erforderliche bereit, in dem ihnen. auf das Gutachten über 
die ‚Steuer Rolle ertheiften Beſcheide enthalten ifl,. 
a. zu dem; die Tabacks⸗Steuer batvefjenden Antrag: daß 
| die vormalige Art und Weife der Steuer Erhebung, 
‚nachdem -die Thor⸗Kontrolle in den -Srädten aufges 
hoben iſt, nicht wieder hergeftellt “werden kann; Wir 
aber; wiewohl den Produtenten rückfichtlich des Stener- 
Vorſchuſſes durch diejenigen: Maapregeln, welche Wir 
mittefft Unſeter Ordre vom) 9. Januar 1822 Anger 
ordnet haben,: eine bedeutende: Erleichterung gewährt 
ift, Uns doch bewogen gefunden haben, Unferm Staats, 
Minifterium: aufzugeben, in Berathung zu ‚nehmen, 
welche anderweite Erleichterungen für die Producen⸗ 
tem bei diefer Steuer werden eihtreten Fönnen. 


r 
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bs Daß über ‚die, der Ausſuhe des Innfändifchen Brannt⸗ 
weins zu bewilligende Boniſikation ‚mächftend allge 
meine, feſte Beſtimmungen getroffen werden ſollen, 
‚ Änzwifchen aber die Stettiner Regierunß durch Unſern 
: Finanz Minifter bereits ermächtigt worden. ift, Bei 
ſtaͤrkerem Branntwein’ als 60 Grad Tralles einen 
höheren, als den bisherigen Verguͤtigungs⸗Satz von 
ı Sgr. für das Quart von 50 Grad Stärfe Statt 
.. finden zu laffen: ws> 5 a gute 
c. Daß. wiewobl nach Ynzeige unſer Finanz Minifer 
die Forſtverwal ung auch in der „Provinz Pommern 
nach den allgemeinen Grundfägen sefährt wird, auf 
die Anträge 'und "Angaben der‘ Provinzial» Stände 
eine nähere Erörterung durch die Verwaltungs Be 
höͤrden an Ort und Stelle verfügt werden foll, ob 
die bisherige Forſtbenutzung für die Provinz unver 
theilhaft und‘ wie ſie deshalb ww modifigiven ſei. 


Benitigung eines Ametttiong-one für bus Tanofhaftie 
Gredit- safttut 


6. Unfere Ehefepießungen auf daB‘ Geſuch um Be⸗ 
willigung eines Amortiſations⸗ Fonds für das Pommerſche 
landſchaftliche Credit⸗ ⸗Inſtitut, und auf! die auf deſſen Ver⸗ 
faſſung Bezug haͤbenden Anträge wollen "Wir der dortigen 
Landſchaft durch Unſern Miniſter des Junern eröffnen laſſen; 
indem dieſe Gegenſtaͤnde nur den landſchaftlichen Errdit 
Verband betreffen, derſelbe aber feine eigenen Vertreter 
ver engern Ausſchuſſe und dem General kandtase hat. 


Petitlon, die Alaſſen⸗ und Gewerbe- Steuer betreffend. | 
7. In Betreff: des Verfahrens bei Ausſchreiben der 
Klaffen: und Gewerbe- Steuer, follen die Defih werden der 
Stände. über die unrichtige Ausführung; >: 
9 der ‚wegen: der Klaſſen⸗Steuer befichenden Geſehe 
\ und Verordnungen «einer genauen. Interfuchung un⸗ 
. terworfen, und wo ſich dabei Abweichungen von den 
 gefeplichen Vorſchriften ergeben, denſelben abgehol⸗ 
fen werden. 
Wenn aber die Stände den. Grund der zu ihre 
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Kenntniß gekommenen und bei einer ſolchen allgemeinen 
perföntihen Steuer niemals ganz zu vermeidenden Bes 
fchmwerden in den Formen finden, mach denen die Veran⸗ 
lagung der Steuer in Gemaͤßheit der dermaligen geſetzli⸗ 
chen Vorſchriften erfolgt, ſo werden Wir gern geneigt 
ſein, ihre Vorſchlaͤge wegen einer einzufuͤhrenden ander⸗ 
weiten Vertheilungsatt der Steuer unter Mitwirkung der 
Provinzial⸗ und Kreisſtaͤnde, in nähere Erwägung zu neh⸗ 
men, fegen aber dabei voraus, daß bei derfelden zur Si ' 
cherung der für den Staatöhauspaltss Bedarf unumgaͤng⸗ 
lich - erforderlichen Geldmittel von der. Vorbediagung aus⸗ 
gegangen wird, daß derjenige Geldbetrag, . welcher durch 
die Steuer bisher aufgebracht worden ift, im Ganzen auch 
ferner. aufgebracht und genügend ſicher geftellt werde. 
Die Erände haben daher diefen Gegenftand bei ihrer 
nächften Fandtags » Berfammiung in gründlichere Berathung 
zu nehmen, und füllen ihnen des Endes von dem Lands 
tags Kommiffario die erforderlichen Daten zur Leitung 
ihrer arg zu faflenden Veſqhlaſe an die — gege⸗ 
ben werden. 
Was 
.b die Anträge wegen der Gewerbe: Steuer betrifft; ‚fo 
iſt diefer Gegenftand 'von Unfern Behörden bereits 
in fehr vielfeitige und gründliche Erwägung gezogen 
‚worden. Es wird daher die von den - Ständen ges 
mwünfchte Abänderung des betreffenden Gefeged nur 
‚daun eintreten koͤnnen, wenn die, Ddeuifelden zum 
Grunde liegenden Prinzipien in einer vielfeitigen Er> 
fahrung, welche‘ jedenfalls jegt noch nicht vorhanden 
iſt, Widerlegung gefunden haben werden, weshalb 
Wir Unfern getreuen Cränden gern anbeim geben 
wollen, in diefer Beziehung gemachte Wahrnehmuns 
gem auf dem fünftigen Landtage zu Unferer Kenntniß 
zu bringen. 


Antrag anf Serabfegumg der Steuer auf dag zum Hauskruint auf 
dem platten Lande felbft fabrizirte Bier. 


8. Auf den Antrag wegen weiterer Ausdehnung der 
hauptfächlih zu Gunften der geringen Einwohner: Klaffe 
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verſtatteten fleuerfreien Bereitung des Haustrunks kann 
nicht eingegangen werden, da die hieruͤber ſchon beſtehen⸗ 
den, geſetzlichen Vorſchriften dem vorbemerkten Zwecke ge⸗ 
nuͤgend entſprechen; dagegen aber iſt Unſer Finanz Minifer 
beauftragt, in Bezug auf den Antrag wegen mehrerer de 
. förderung der, Steuerfiration für die nur zum: eigenen 
Bedarf betriebenen Brauereien, die Regierungen der Pros 
vinz Pommern dahin anzumeifen, folche auf billige Bedarfs 
Neberfchläge beruhende Abfindungen moͤglichſt zu befördern, 


Petition wegen Beihehaltung = Neben: Modus und der Quartal⸗ 
ie „ Steuer. 


9. In Beziehung auf den die Beibehaltung des Ne 
ben- Modus und der Quartal ⸗Steuer :betreffenden Antrag 
muß e8 — — 

a. in Bezug auf Alt Vorpommern bei der von Unferm 
Finanz» DMinifter in Gemäßheit de $.: 9. des. allge 
‚meinen Abgaben: Gefeges vom 30. Mai 1820 einge 
leiteten Aufhebung desjenigen Theiles jener Altern Ab⸗ 
gabe, welcher von unangeſeſſenen Leuten ‚ oder von 


. Gewerbetreibenden nach Maafigabe des Betrieb ih⸗ 


res Gewerbes aufgebracht iſt, fein: Bewenden behal⸗ 
ten; indem die fruͤhern Abgabepflichtigen auf den 
Erlaß jener perfönlichen, oder gewerblichen Steuer 
aus dem eben angeführten Geſetze ein wohlbegruͤn⸗ 
detes Recht haben. Derjenige Theil des Neben Mo; 
dus und der Quartal» Steuer hingegen, welcher von 
Eleineren Grundbefigern als Real- Abgabe an die 
Stelle der von den Hufenbeſitzern entrichteten Con 
tribution aufgebracht worden, iſt von dieſer Aufhe⸗ 
bung nicht betroffen; es verbleibt vielmehr deſſen fer⸗ 


nere Erhebung und beſtimmungsmaͤßige Verwendung 


den bisherigen Perceptions⸗ Berechtigten. So weit 
früuherhin der geſammte Ertrag der mehrermähnten 
Abgabe den- darüber namentlich im Jahr 1752 er 
‚ gangenen ‚Iandeöherrlichen Verordnungen gemäß zur 
Sublevation wegen der dagegen in den ritterſchaftll⸗ 


chen Doͤrfern eingetretenen Contributions⸗ Erhöhung 
hat verwendet werden ſollen, iſt anerkannt, daß dem 


* 
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Nerceptiong + Berechtigten für bie durch das netie 
Steuer-Geſetz eingetretene Schmaͤlerung jener ſubſt⸗ 
diariſchen Abgabe eine Entſchaͤdigung nicht wird ver⸗ 
ſagt werden, daher es lediglich von denjenigen, wel⸗ 
che ſich zu einer. ſolchen Entſchaͤdigung berechtigt hal⸗ 
— abhängt, ihre desfallſigen Anſpruͤche nachzuweiſen. 
b. In Neu⸗Vorpommern haben die vorgedachten Ab⸗ 
gaben ebenfalls und zwar,- weil fie ſich dort nach dem . 
.„ darüber im Verlauf der Zeit bis zur Einführung 
des neuen Steuer» Gefeged ganz als eine perfönliche 


und gewerbliche Abgabe geſtaltet Haben, ihrem ger 


ſammten Betrage nach aufgehoben "werden müflen, 
- and können aus gleichen, wie den vorbemerkten Gruͤn⸗ 
den auch dort nicht wieder eingeführt werden. Go 
weit aber die Abgabe aus- den ritterfchaftlichen und 
Städte s Eigenthums⸗Ortſchaften zu den ftändifchent 
Klaffen gefloffen und für provinzielle Zwecke verwen⸗ 
det worden ift, wollen Wir erwarten, ob und welche 
motivirte Anträge von Seiten ded Communal⸗Land⸗ 
tages für jenen Theil des fiändifchen Provinzial-Ver⸗ 
bandes, wegen eines für dieſen Ausfall zu -gemährens 

ben Erfages, etwa aufgeftellt werden mögen; ‚wobei 
jedoch die bedentenden Zufchüffe, welche Wir jenem- 
Theile der Provinz aus landesväterlicher Gnade zur 
Beftreitung deffen befonderer fländifchen Ausgaben 
fhon aus allgemeinen Staats Fonds bewilligt haben, 
nicht unerwogen bleiben dürfen. 


Antrag auf Verbefferung der Armen- Pflege in Neu» Vorpommern, 


10. Auf die, die Verbefferung der Armen» Pflege in 


Neu Vorpommern betreffenden Anträge geben Wir den 
Ständen zu erfennen, daß, Unferm Staats - Minifierio ein 
vom Minifter des Innern eingereichter Entwurf zu einer 
allgemeinen Armen:Drdnung zur Berathung vorliegt, bei 
welchen insbefondere die aus den verfchiedenen Provinzen 
eingefommenen. Vorfchläge Berückfichtigung gefunden has 
ben, daß Wir Und aber die weitere Beflimmung vorbehal- 
ten, ob und welche Gegenftände der Modififation nach dem 


0 


\ 
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beſonderen Verätenifen einer jeden Areal zu — 
ſein werden. 


| Antrag auf Beſchraͤnkung der SEITEN 
12, Die in Antrag gebrachte Befchränfung der Frei. 
heit der AUnfiedelungen ift ein Gegenſtand fehr großer 
Wichtigkeit, der jedoch nur durch ein’ für Die ganze Mo⸗ 
narchie gältiged Gefeg erledigt werden kann, weshalb die 
betreffende Eingabe Unſerm Minifter des Innern zur De 
nugung bei Abfaffung der dem Staats: :Minifterium nur 
mehr bereits zur Berathung vorliegenden Allgemeinen Ar 
men» Ordnung sugefertigt worden iſt. 


Veſchwene, die Verpflichtung der Stadt Stralſund zum untetbal 
der Militair- Armen betreffend. 


12. Die Befchwerde. des Landtages wegen Derzöge 
zung- in. Negulirung der, der Stadt Stralſund obliegenden 
Derpflegung der. Militair: Armen haben Wir Unferm Di 
niſter des Innern zur gründlichen Prüfung und fchleunigen 
Erledigung zugefertigt. 
Befchtwerde, wegen der neuen interimiftifchen Beftaͤtigung der Ju 
. Kitlarien der Patrinmontat» Gerichte‘ und die neue interimiſtiſche 
Anftellung der Bürgermeiftee und anderer Beamten, in Neu⸗ 
Vorpommern. 

13. Auf die Beſchwerde wegen der neuen interimi⸗ 
ſchen Beſtaͤtigung der Juſtitiarien der Patrimonial-Gerichte 
und die neue interimiſtiſche Anſtellung der Buͤrgermeiſter 
und anderen Beamten in Neu-Vorpommern geben. Bir 
den Ständen zu erkennen, daß die interimiftifche Beftätis 
gung der Juſtitiariats-Kontrakte Feine Beforgniffe über 
das Fortbeftehen der Parrimonial » Gerichtöverfaffung be 
gründen kann. Diefelbe ift nach. einer von dem ZJufliy 
Minifter angeoroneten Verwaltungs » Maaßregel - erfolgt, 
welche bezweckt, den Gerichtöherren die Vereinigung zu 
Kreiögerichten, oder mit benachbarten Koͤnigl. Gerichten 
zu erleichtern, und kann feinen Grund zu Befchwerden 
geben, da es vom Staate abhängt, zu befiimmen, unter 
svelchen Bedingungen die- Königl. Deamum ——— 

übernehmen koͤnnen. 


u 
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Was die ———— Anſtetlung der Buͤrgermeiſter 
und anderer Beamten in Reu⸗ Vorpommern aniangt, ſo 
iſt deshalb zu bemerken: daß Aber dieſe ganz allgemein 
geſiellte Beſchwerde noch nähere , Erkundigung eingezogen 
werden, und von Seiten des Miniſters des Innern noͤ⸗ 
thigenfalls Ab ſtellung der Beſchwerde erfolgen ſolle. 
Pett on wegen 5332 Bee Sunafeanen — in Yonmetn 

| 14. Auf das Gefach um Erhaltung der Jungftauen⸗ 
Kiöfter in Pommern bei‘ ihren fatutenmäßigen Rechten 
mit den dabei vorgetragenen Beſchwerden, wollen Wir den 
Staͤnden gern die Verſi cherung ertheilen, daß Wir un⸗ 
ſerer früheren landesvaͤterlichen Entſchließung getreu; die 
benannten Stifter fernerhin aufrecht zu erhalten Willens 
find, auch die gegenwärtig in den Stiftern erledigten Stel⸗ 
len wieder beſetzen werden. Im Uebrigen eröffnen Wir 
den Staͤnden, daß die —* Stellenbeſetzung in dieſen 
Stiftern auf Unſern Befehl, nach den in Unſern Verord⸗ 
nungen vom 21. Februar 1804, 10. März 1805 und 18. 
Juli ıgrı feſtgeſetzten Grundſaͤtzen erfolgt iſt/ daß Wir 
aber, mit Ruͤckſicht auf den Antrag der Staͤnde wegen 
Wiederherſtellung der ſtatutenmaͤßigen Verfaſſung, die frü- . 
hern Statuten einer Pruͤfung unterziehen laſſen, und nach 
deren Reſultaten in Erwägung ziehen wollen, ob und in 
wie weit die früheren Verfaſſungen ganz, oder zum Theil 
wieder hergeſtellt werden koͤnnen. 

Die im Jahr 1823 .gefchehene Verwendung des groͤ⸗ 
ßeren Theils Yon vorhandenen, aus Vakanzen herrührens 
den; disponiblen Revenuͤen-⸗Ueberſchuͤſſe der Stifter iſt uͤbri⸗ 
gens zur Unterſtuͤtzung der Huͤlfsbeduͤrftigſten unter die zu 
Stiftsſtellen Notirten, aber noch nicht in Stifter Aufge⸗ 
nommenen,. erfolgt. Der Minifter des Innern hat diefe 
Vertheilung nach Unferer Anweiſung ausgeführt, und den 
verwendeten Betrag nur. deshalb theilweiſe zu der Kaffe 
feines Minifterii einziehen laffen, um denſelben an hiefige - 
Bedürftige, deren Quittungen den betreffenden Stifts-Kaſſen 
u angeikiett find, auszuzahlen. 


% 
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Das Geſuch, dein’ Stifte zu Cammin das waͤhrend 
der: Kriegszeiten von demſelben verlaſſene Wohnigebände 
wieder zuruckzugeben, oder daſſelbe anderweit zu erfägen, 
Haben Wir zur Erörterung und Erledigung im ordnunge- 

mäßigen Wege an das Miniſterium des Innern gewieſen. 
Antrag auf Deklaration des 8. 28. der Verordnung, wegen Unter— 
ſuchung und. Beflrafung der Holz» Diebſtaͤhle vom 7.5 en 

15. Die Beftimmung des F. 28. der Verordnung 
wegen Unterfuchung und Beſtrafung der Holzdiebftähle vom 


2. Juni 1821, nach welcher den auf Lebenszeit angeſtellten 


Privat⸗ Forfibedienten die. $. 19. deffelben Gefeged den 
Königl, Horfibedienten beigelegte Staudwürdigkeit. ihres 
Zeugniſſes zugeftanden. ift, zu Öunften der auf Kündigung 


‚angefiellten Privat Förfter auszudehnen, koͤnnen Wir Uns 


nicht bewogen finden, da die Stellung der Sorfibedienten 
letzterer Art nach $. 357. und. 359. der Kriminal- Drd- 
nung  denfelben die. Kraft völlig glaudpürdiger Zeugen 


nimmt, und die aus der Natur eines Teichen Dienftver- 


haͤltniſſes gefchöpfte geſetzliche Beſtimmung in einem ein⸗ 
zelnen Gate, eine. Ausnahme nicht erleiden kann. 

- Bitte um Erweiterung der Salz-Siedereien im Colberg. 

16. Der Antrag auf Erweiterung der Salz-Siede— 


| seien in Colberg kann ſowohl aus ſtaatswirthſchaftlichen 
Gruͤnden, wie auch wegen Ruͤckſicht auf die Sicherheit der 


Feſtung nicht genehmigt werden. | 
Antrag auf Wiederberftellung des Rügenmwalder Hafens, 
17. Den Antrag eier Unterfuchung des Ruͤgenwalder 
Hafens zu veranlaffen, und defien Wiederherftellung zu be 
wirken, Eönnen Wir nicht zugejteben, da die Inſtandhaltung 


diefes Hafens lediglich eine Communal-Angelegenheit der Stadt 


Ruͤgenwalde ift, und feine Gründe vorhanden find, dDerfelben 


von Staatswegen hierbei eine Unterfiügung zu gewähren, 


Urkundlih haben Wir hierüber gegenwärtigen Land— 
tags⸗Abſchied ausfertigen laſſen, und bleiben Unfern ges 
treuen Ständen in Gnaden gewogen. 

Gegeben zu Berlin, den 17. Auguft 1825. 

(L. S,) Friedrich Wilhelm. 
| v. Schuckmann. 





Zweiter. Aofnitt, F 
Auswärtige 


Sefengebung. 


— 


Königlich Snahwelthe — die —— — 
Bi Vereins für, die Ritterfchaft bee —— 
thums Biemen. 


— 


— der Vierte, von Sotted Gnaden Sieh des 
vereinigten Reichs Großbritannien und Irland ꝛc., 
auch Koͤnig von vdanrorat, derzos zu Braunſchweig 
und Lüneburg ꝛc. ıc. 


RMarn Unfere getreue — des Herzogthums 
| Bremen unterthänigft darum nachgefucht hat, daß ihr ge, 
ſtattet werden möge, einen Credit⸗ Verein, in welchen dem⸗ 
naͤchſt auch andere freie Gutsbeſitzer der Herzogthuͤmer 
Bremen und Verden und: des Landes Hadeln aufgenom⸗ 
men werden koͤnnen, unter ſich zu errichten, durch deſſen 
Vermittelung den Gutsbeſi gern Gelegenheit verſchafft werde, 
Die Rapitalien, deren fie etwa bedürfen möchten,“ ohne 
Schwierigkeit, und oͤhne daß fie dabei eine unzeitige Kuͤn⸗ 
digtzung zu fürchten “brauchen, bis zw einem gewiſſen Be⸗ 
träge: anzufeihen und ſolche, fo mie die auf ihren Gütern’ 
beteits haftenden Schulden allmaͤhlig zu tilgen, und zu 
dem Ende Uns von der — Ritterſchaft ein Plam' 


—2 


votgelegt worden iſt, bet deſſen Ina Mir nichts me er⸗ 
innern finden: 

So wollen Wir die Errichtung eines folchen, von ab 
len öffentlichen Landes-Kaſſen völlig getrennten, und le 
diglich durch feine eigene innere Einrichtung garantirten 
Vereins genehmigen, und den nachfolgenden Statuten die 
ſes Dereind und der Inſtruktion für deffen Verwaltung 
Unſere Allerhoͤchſte Beftätigumg Hierdurch dergeftalt erthei 
len, daß nach vdenfelben in allen das zu errichtende Credit 
Inſtitut angehenden Angelegenheiten unabänderlich verfahs 
ren werden fol, | 

Wie übrigens das gedachte Inſtitut lediglich als ein 
Privat Verein. zu betrachten ift: fo bleibt daffelbe allen in 
den erwähnten Landestheilen beftehenden Rechten, fo meit 
folhe in den nachfolgenden, von Uns genehmigten Stas 
tuten nicht abgeändert worden find, unterworfen. 
| Insbeſondere aber verordnen Wir, daß. alle geſetli⸗ 

chen. Beftiminungen über das Hppothefenwefen in Unfe 
rem Königreiche auf das gegenwärtige Inſtitut ihre volle 
Anwendung finden follen. 

Hieran gefchieht Unfer gnaͤdigſter Wille. 
1° Gegeben‘ Carlton-House, den 17: Januar dei 
1826ſten Jahrs, Unſeres Reichs im Siebenten. 

Georgc Rex. 


€, EN v. wanger. 


Starnien des Atlenſdeſihen Cedit-Vereius fuͤr das 
| Herzogthum Bremen: | 


Einleitung. 


9.1 
Dir . Bicterfähafeliche ‚Credits Verein. für. das. Herzogthum 
Bremen hat den Zweck, das Schuldenweſen der einzelnen Theil⸗ 
nehmer dahin zu reguliren, daß er die auf den —— 
gen Guͤtern bis zu einem beſtimmten Theile des Werths der 
Güter. haftenden Privat» Schulden Abernimme, auch den Den 
ſitzern Anlehne auf ſolche Güter bis zu einem beſtimmten Theile 


BE Er 
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5 Werths verſchafft, und eine im — der Zeit vorzu⸗ 
ehmende gaͤnzliche Tilgung der Sondden — Ar 
ve $. ur Fe 
Es bilder alfo der Verein eine ‚Sorporation, R indie ad 
en unten folgenden Grundfägen Mitglieder. aufnimmt, die von 
he übernotimenen und contrahirten Schulden mit ihrem ger 
ammten, Vermögen gatantirt, ſolche als Selbftihuldnerin ‚vers 
‚infet und abträge, und aus welcher jebes Mitglied von felbfe 
gänzlich austritt, ſobald es alle feine gegen den Verein übers 
nommenen Derbindlichkeiten volfiändig erfült hat. So wie 
der Verein einziger unmittelbarer. Schuldner feiner Gläubiger 
tft, fo find. auch jeine Meitglieder wegen: der von ihm übernoms 
menen oder bewilligten Schulden ihm allein unmittelbar ver⸗ 
pflichtet. 


Erſtes Capitel. 
Receptions-Faͤhigkeit. 
9. 3%; 

Der ritterſchaftliche Credits Verein. wird vor der Hand die 
matrikelſaͤhigen Guͤter - der Brgmenfgen- Ritterſchaft befaſſen. 
Es ſoll indeſſen demnaͤchſt, ſobald der Verein zur Conſiſtenz ges 
langt ſein wird, auch das uͤbrige freie Grund» Eigenthum, fos 
wohl in diefer Provinz als auch In der Provinz Verden und 
indem Lande Hadeln, wenn der. ffatutenmäßige Umfang nag⸗ 
gewieſen wird, aufgenommen werden können. 

ur 5 

Jeder zur Eingehung eines Darlehns » Vertrags rechtlich 
qualifigirte Befiber eines Guts, welches nach den feflgeftellten 
Grundſatzen zu wenigſtens 5000 Rthlr. Konvention, Minze 
taxirt iſt, kann in die Anſtalt — werden. 


N $. 

er ein Sut beſttzt — durch die Kofkurren der 
Nechte anderer Perfonen beſchraͤnkt iſt, ſo daß entweder die 
Konkurrenz in dem vorhandenen gleichzeitigen ‚Eigentbume mehr | 
rerer Perfonen, oder in der beichränften Dispofitions;Befuguiß 
über ſelblges beſteht, iſt ſchuldig nachzuweiſen, daß das bes 
ſchraͤnkte Eigenthum nichts deſto weniger derjenigen Sicherheit 
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entfpreche, welche von ihm dem Bereine für den zu entrichten: 
den jährlichen Beitrag, fo. wie den Gläubigern des Vereins für 
die bergeliehenen Kapitalien,. vom Inſtitute gewährte werden 
muß, Beſitzer folder Güter, mit befchränfter Dispofitionss 
Befugniß Haben. daher die. nöthigen Eonfenfe aller interefficten 
Theile ſowohl zur Werhypothecirung als. auch zur Weräußerung 
berbeizufchaffen, und zwar auf fo lange Zeit, als das Gut dem 
Vereine verhaftet. bleibt. Fideicommiffe, Majorate, Lehne ıc., 
bei welchen ein foldyer Conſens nicht Herbeigefchafft werden kann, 
bleiben von dem Juſtitute ausgeſchloſſen. 


Der Auſzunehmende muß ebenfalls ——— daß die 
Gebäude feines Guts bei einer foliden Brand⸗ Aſſeeuranz ⸗/So⸗ 
cletär zu einer augemeflenen Summe verfichert find, 

6.7. 

Seder, der zur Reeeption fich meldet, ift verbunden, den 
Werth feiner Guͤter nachzumelfen, und foll ihm fodann bis auf 
die Hälfte Diefes Werths creditirt BER: 

8 

Ausnahmsmelfe "und "gegen — eines erhoͤheten 
jaͤhrlichen Beitrages ($. 20.)’ können bis zu zwei‘ Drittel bes 
Taxwerthes, nie aber zu eluem höheren Velanfe, Darlehen be⸗ 
wiligt werden. 


6. 9 
um den Werth der Guͤter zu beſtimmen, ſoll — 
auf deren jährlich ˖ wlederkehrenden reinen Ertrag Ruͤckſicht ge⸗ 
nommen werden; zu deffen Ausmittelung die Worlegung aller 
dahin Iprechenden Documente und Nachrichten, wie der früheren 
Pachtkontrakte, Adminiftratlons Rechnungen ꝛc. erforderlich iſt. 
Inſonderheit aber muß eine Wermeffung, wenn folde vorhans 
den iſt, ſonſt aber :das Mefullat der geometrischen: Ueberſchla⸗ 
gung, fo wie endlich ein beglaubter Ertrakt aus den — 
Rollen ſelbſt rn werden. 
6. 10, 

Der Ertrag eines Gu⸗ ſoll, in ſowelt Fruͤchte zur Taxa⸗ 
tion kommen, nad) einem zojaͤhrigen Dutchſchnitts, Preife aus⸗ 
gemittelt werden, und zwar unter Bezugnahme auf den Markt⸗ 
preis der-einem jeden ur Sa genden Stadt; jedoch 

foms 


| ag 
tommen a Jahre des hoͤchſten und 2 Jahre des niedtigſten 


Sruchtpreifes bei der Berechnung des Tarati nicht mic In, Ans 


ſchlag. — Alles dasjenige, was übrigens bei der Computatlon 


des Guͤterwerths in Betracht kommen foll, muß einen beſtimm⸗ 


ten Ertragswerth haben. 
u. 


$. | j * 

Jedem Gutsbeſitzer ſteht es frei, bevor er ſich zum voͤl⸗ 
ligen Eintritte mit ſeinem Gute bereit erklaͤrt, bei der Credit⸗ 
Kommiſſion darauf anzutragen, daß ſelbige nach den in dem 
vorftehenden 66. enthaltenen Grundfägen ausmittele, mit wel— 
cher Summe er. principienmäßig in den Verein aufgenommen 
zu werden berechtigt fel. Die durch diefe Ausmittelung etwa 
veranlaßten Koften iſt jedoch der Gutsbefiger im jedem Falle 
zu tragen verpflichtet. | 


$. I2, 
Wer. eine Veränderung mir der Subſtanz des Guts vors 


nehmen will, muß deshalb um die Einwilligung der Credit, 
Kommiffion nachſuchen, und fich nöthigen Falls einer neuen 
Abſchaͤtzung unterwerfen, | 

Eine ſolche neue Abſchaͤtzung findet aud Statt, wenn 

ein ERReND: nach feinem Eintritte neue Darlehne nachſucht. 
5. 13. 

Derjenige, welcher die Theilnahme am Vereine beabſich⸗ 
tigt, iſt ſchuldig, den auf ſeinem ganzen Vermoͤgen hypotheka— 
riſch und ſonſt als dingliches Recht haftenden Schuldbeſtand 
nachzuweiſen, und zwar ſo, daß er die Berechtigten namhaft 
macht. Dieſen werden ſodann von ber Credit-Kommiſſion 
Certifikate darüber ausgeſtellt, daß fie angemeldet worden find, 

Um die Kaffe gegen die Anfpräche derer zu fihern, welche 
etiva übergangen fein dürften, und alfo ein folhes Certifikat 
nicht erhalten haben, trägt die Credit, Kommiſſion Sorge, daß 
felbige von der ‚competenten Gerichts s Behörde edictaliter zur 
Liquidation ihrer Forderungen vorgeladen werden, fo daß fie, 
fans fie fih nicht melden, ohne Hoffnung auf Wiedereinfegung 
in den vorigen Stand, durch Abgabe eines decreti praeclusivi 
denjenigen Schulden, welche der Credits Verein übernimmt, nach⸗ 
ſtehen muͤſſen. Hiernach verfteht es ſich von — daß diejenl⸗ 

Annalen, Heft II, 1826. % i 
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gen, welche Eertififate erhalten Haben, fich nicht meiter zu mel 
den brauchen. 
— $. 14. ' | J 
Es wird hiebei feſtgeſetzt, daß auch alle dingliche Rechte 


der Art, wie die jura dotalia, die Sicherheiten wegen Erbgel 


der, Abfindungen, Witthum, Morgengabe ꝛc., welche auf dem 
- Gute haften, beruͤckſichtigt, oder auf die eine oder andere At 
gedeckt werden müflen, bevor von der Inſeription des Guts 
die Rede fein kann, damit durch dieje Rechte die principienmös 
Big erforderliche erfte Hypothek, die dem Vereine unbedingt 9% 
fichert werden muß, nicht gefährdee werde. Es muͤſſen daher 


die erwähnten Nechte und Anſpruͤche, namentlich alle, Hinfide 


lich deren wegen vorbehaltenen Eigenthums’ oder aus anderen 
Gründen ein &eparationsreht im Coneurfe in Anfprud ge 
nommen werden fann, bei Strafe, damit der Hypothek dis 
Vereins nachgefegt zu werden, vor Srlaffung des Prächufiv 
Decrets gleichfalls, angemeldet und liquidirt werden, | 
VUebrigens verfteht es ſich hiebet von felbft, daß obige Be⸗ 
ftimmung auf die abfolut. privilegirten Gläubiger der erfen 
Kaffe feine Anwendung, findet. 
Ä 5 
Wider die ausgeſprochene Receptlons-Unfaͤhigkelt hat fein 
Recurs an irgend eine andere Behoͤrde Statt. 
— 
| Durch den wirklichen Eintritt in den Verein verpfläte 
fi) der Gutsbeſitzer zur vollſtaͤndigen Erfülung aller ihm nad 
dieſem Plane obliegenden Verbindlichkeiten, insbefondere abtt 
zur puͤnktlichen Berichtigung feiner Beiträge zur Dergiffung 
und almähligen Abtragung des Ihm creditirten Kapitals. Zu 


dlefem Ende hat er, fobald feine Neceptionss Fähigkeit Ihm u 


Sffnee iſt, unter Vorbehalt der Beftimmungen eines etwa fünf, 
tig zw erlaflenden allgemeinen Gefeges über das Hypotheken⸗ 
weſen, einen Verpfaͤndungs-Brief uͤber dasjenige Gut, mi 
welchem er In den Verein tritt, auezuftellen. Diefe Hypothe 
ken, Verfehreibung iſt der competenten Gerichts Behörde zu 
Eintragung In das Hypothekenbuch anzuzeigen, und erhält durch 
die Eintragung wegen des Kapitals, der Zinſen und aller ſon⸗ 
ſtigen ſtatutenmaͤßigen Leiſtungen vor allen andern Hypothelet, 
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fowohl denen derjenigen. Gläubiger, welche mittelft des erlaffer 
nen Prächufiv » Befcheldes in der Ordnung nachgefest find, als: 
auch welche erft nachher noch auf das verpfändete Gut eine. 
Hypothek, fei fie eine oͤffentliche oder Privat s Hypothef, file . 
ſchweigend oder ausdruͤcklich erlangen, unbedingt als Sfigneliche 
Soypothet den Vorzug. 4 

5.2 1%; 

Sollte, einen der Intereſſenten gewiſſe Theile feines zu 
verpfändenden Gutes der dem Vereine zu beſtellenden Hypothek 
zu entziehen wuͤnſchen, und felbige Behuf anderweiter Diepos 
fitton fich referviren wollen: fo ift derjelbe verpflichtet, ſolches 
vor feiner Reception anzuzeigen, Iſt jene Reſervation nicht 
vor der Einfchreibung des Gutes gefchehen, fo kann nachher 
von dem gegenwärtigen Beſtande des verbypothecirten Gutes 
der. Hypothek des Vereins, ohne Einwilligung der Credit⸗Kom⸗ 
miſſi 8 nichts entzogen werden. 

§. 18. 

Nachdem der Gutsbeſi itzer ſowohl wegen ſänee paſſiven 
als aktiven Vermoͤgens für receptlonsfaͤhig erkannt und recipirt 
tft, fo macht die Kommiſſion ſolches öffentlich bekannt und fors 
dert, Kraft eines befondern durch diefes Negulativ derfelden ers 
thellten Nechtes, die einzelnen Gläubiger des Necipirten auf, 
der Eredit,Kommiffion zu eröffnen, ob fie das von ihr oder. 
bereits vom Schuldner ihnen gefündigte Kapital nach Ablauf 
der Kündigungs , Zeit baar ausbezahlt haben, oder anderweit 
dem Eredit » Vereine gegen Schuldbriefe zinsbar vorftrecfen wol 
len. — Geben fie dieſe Erklärung nicht binnen der ihnen dess - 
falls gefesten Friſt ab, fo ſoll es angefehen werden, als vers 
fangten fie die Zahlung ihres Kapitals, und Haben fie fodanın 
ſolche gegen Ablieferung der quittirten Obligatlon zu gewaͤrtigen. 

Uebrigens bat der recipirte Gutsbeſitzer ſich ruͤckſichtlich 
der wegen der übernommenen Schulden feinen Glaͤubigern bis 
zur Zahlungszeit der Kapitalien zukommenden Zinfen. mit felbts 
gen abzufinden, folche auch vor: der öffentlichen Receptlons⸗Er⸗ 
Elärung der, Credit Rommilfion einzufchicfen oder zu erklären, 
ob fie mie zum Kapitale gerechnet werden follen, in welchem 
leßtern Falle der Credit» Verein, fofern nemllich durch dieſe 
Zinſen nicht die zu übernehinende Schulden Summe überfties 

£l 2 
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gen merden ſollte, fuͤr die Zahlung — Sorge tage 
wird. 
$. 19 
Ale Koften, welche bis dahin verurfacht werden, daß der 
Verein den ſich meldenden Gutsbefiger recipirt hat, muß de 
letztere beſtreiten. 


Zweites Kapitel. 
Pflichten des recipirten Gutsbeſitzers. 


$. 20. 

Die Verpflichtungen, ‚welche. der Gutsbeſ itzer durch ſeinen 
Eintritt in den Verein gegen dleſen übernimmt, beſtehen in 
der puͤnktlichen und vollftändigen Abtragung feiner Beitraͤge 
und In der ordnungsmäßigen Adminiftration - feiner Güter. 

Der Beitrag, welchen der vecipirte Gutsbefiger dem Ver⸗ 
eine Halbjährig und zwar vor dem 1. April und vor dem ı 
Oktober jeden Jahrs zu entrichten hat, beträgt für jedes Jahr 
füe alle Darlehne, welche ‚nicht „über die Hälfte des Taxwerths 
binangeben, minbeRene 45 Procent, von den übrigen Darleh—⸗ 
nen ‚bis zu % des Taxwerths aber 5 Procent des eingeſchtle⸗ 
benen- Schuld ⸗/Kapitals. 

§. 2 


Dieſe Beitraͤge ſind theils zur Verzinſung der von dem 
Vereine angeliehenen Kapitalien, theils zur Berichtigung der 
Adminiſtratlons⸗/Koſten, und theils zur allmaͤhligen Tilgung 
der übernommenen Schulden beftimmt. Del einem jährlichen 
DBeltrage von 45 Procent fol wenigfiens F Procent auf die 
Abbezahlung des Schuld Kapitals verwandt nie, und ſteht 
es jedem Theilnehmer frei, fich gleich Anfangs oder aud ſpaͤ 
terbin zu einem höheren Procente verbindlich zu machen, um 
dadurch feine Schulden In kuͤrzerer Zeit getilge zu fehen. 

Auch iſt der Gutsbeſitzer verpflichtet, Höhere Beitraͤge zu 
entrichten, wenn und fo lange der Verein ſelbſt in’die Noth⸗ 
wendigkeit kommen follte, feinen Gläubigern höhere Zinfen als 
zu 4 Procent zu bezahlen; indem die planmäßige almäplige 
lgung der ae nie geftöre werden darf, 


| 989 
In dieſer Hinſicht wird Hier bemerkt, daß das ganze 
Schuld; Kapital mit einem jährlichen Abtrage | 
von FZ Procene in 72 Sahren 
— ⸗ s. 56 
⸗ 3 1 347 4 | 
Be ‘ s 4I * 
völlig gerilgt werden wird. 
J 

Xlle Beiträge werden der Regel nach in gerechter Convens - 
tions» Münze nach dem 20. Fl. Fuße entrichter, und dauern, 
ohne Beräckfichtigung der allmählig eintretenden Tilgung, bie 

zum Abtrage der ganzen Schuld ungekuͤrzt fort. | 

Wer die im $. 20. beftimmten Termine verfäumt, ent 

' zichtet an Strafs Procenten von der vorgefchriebenen Summe 
bel einem 14taͤglgen Verzuge I Procent, 
se 5 4wöchigen Verzuge 3 + 
4:3 6.4 N 3 4 i 
s + uam + 11H 
9 2 | 
t Jeder Reclpirte muß feine Güter in ber — adminl⸗ 
ſtriren, daß die Credit⸗Kommiſſion nicht den. gegründeten Vers 
dacht gegen ihn zu begen veranlaßt ift, als beteriorive er dem 
' Werth feiner verhypothecirten Güter. Den Grund diefes Ver⸗ 
dachtes hat die Credit: Kommiffion auf das forgfältigfte zu uns 
terſuchen, und eine Entfheidung darüber abzugeben, wogegen 
von Seiten des Intereſſenten fein remedium Statt findet. 
Faͤllt die Entſcheidung gegen den Intereſſenten aus, fo ſoll ders 
' felbe aus der Verwaltung feiner Güter exmittirt und die Cre⸗ 
dit / Kommiſſion in felbige immittirt werten. 
* 24. 

Hat die Credit Kommiffion in: Fällen dieſer Art die Ad: 
miniftration des Guts erhalten: fo hat fie aud allein, und 
zwar nach befter Einfiht, zu beftimmen, wie das Gut aufs 
forgfältigfte ———— werden mag. 


eat - 

Wenn Gebäude abßrenvien, bie der Credits Kaffe zur Hy 
pothek gefeist find: fo hat die Credit /Kommiſſion dafür zu 
ſorgen, daß die Verficherungs Summe nur zum Wiederaufbau 
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der Gebäude, im ſoſern diefe zur Bewirthſchaſtung des Guts 
nothwendig find, fonft aber zur Amortifatton der von dem 
Eredit Vereine übernommenen Schulden verwendet werde, Sollte 


jedoch auch der Wiederaufbau folder Gebäude, die zur Bewitth⸗ 


fchaftung des Guts nicht erforderlich find, von dem Gutsbe 
ſitzer gewuͤnſcht werden, und er nachweiſen können, daß er den 
felben, unbejchadet der gegen den Verein übernommenen Ver⸗ 
bindlichkeiten, zu bemerkitelligen im Stande fet: fo kann ihm 
die Verfierungs- Summe zu diefem Zwecke unter Bedingun 
gen, ‚welche die Credit; Kommiffion für die Sicherung und dus 
Inntereſſe des Inſtituts für nothwendig haͤlt, verabfolgt werden, 

Ale Veraͤußerungen, welche ein Intereſſent hinſichtlech 
feines tem. Vereine fpeziell verhypotheeirten Immobiliar /Vermo 


gens ohne deffen Einwilligung fich erlaubt, find im Bezug anf 
den Verein ungültig, und die veräußerten Gegenſtaͤnde werden 


ohne alle Erftattung von Auslagen von jedem dritten Zefiker 
gerichtlich vindieirt. Ä 
| 27 
+. Sollte jemand feine vom Vereine übernomimenen Sul 
den abzutragen und aus dem Vereine herauszutreten wuͤnſchen, 
ehe der zur Amortifation feiner Schulden nöchige Zeitraum 
verftrichen iſt: fo iſt er. verpflichtet, den och nicht getilgten, 
fondern von thm jest abzutragenden Reſt feiner Schuld ent 
weder in Schuld, Briefen des Vereins, oder nach vorgängiger 
balbjäprigen Kündigung baar einzuliefern. 
Zu? S. 28. | 
Die Eretit: Kommiffion iſt nicht ermächtigt, den elnmel 
reelplrten Theilnehmer..am Vereine wieder aus felbigem zu en 
fernen, fondern fie kann Ihn nur durch das im folgenden $.29. 
beſchriebene gerichtliche Verfahren zu Erfüllung feiner Pflichten 
anhalten. ——— x 


mix $. 29, 

Das gerihtlihe Verfahren des Vereins wider feine ſůu⸗ 
migen Schulöner wird in einem fummarifchen Mroceßgang 
behandelt, Sobald nemlich ein zeitiger Termin Behuf Zahlung 
der erforderlichen Belträge verfloffen ift: fo fol. dem Keftanten 
vom Kaſſirer eine ſchriftliche Anmahnung zugeſtellt werden, nad 


“ 
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welcher er binnen 8 Tagen jene Beiträge abzuführen bat; ift 
auch diefe Frift verftrichen, ohne daß ber Säumige feinen Pflich⸗ 
ten Genüge leiftet: fo wird dem competenten "Gerichte von 
Seiten der Credit» Rommiffion eine Anzeige über den Reſtan⸗ 
ten und über die von Ihm belzutreilbende Summe gemadht, 
worauf das Gericht Innerhalb 3 Tagen die Erecution —— 
comminatione fofort zu verfügen hat. Be 

Von denjenigen Gegenftänden, worin zur. Erecution ges . 
ſchritten werden mag, find jedoch die zur Bewirthſchaftung der 
Guͤter erforderlihen. Inventarlen, ſo wie das ndihlge Brot/ 
Saat⸗ und Futterkorn gaͤnzlich eximirt. 

Die mit der Execution beauftragten Gerichts /Perſonen 
haben von dem Verfolge der Executlon der SENDEN on 
alle 8 Tage eine. tegelmäßtge Anzeige zu ‚machen. 

$. 30. 

Bleibt auch die Erecution ſechs Wochen lang fruchtles, . 
fo twird, auf eine der competenten Gerldyts Behörde darüber 
gemachte, Anzeige, die Sequeftration des verhypothecirten Gute 
binnen drei Tagen verfügt, und legteres von der Credits Kom 
miſſion in Adminiſtration genommen. 

Daſſelbe findet aud) Statt, wenn’ * die EConcurreng 
anderer auf dem Vermoͤgen des Intereſſenten baftenden Schuls 
den Concurs über daſſelbe ausbrechen follte. u 

Von der Adminiftrattonss» Führung lege der Credit; Verein 
der competenten Gerichts» Behörde Nehenichaft ab, jobald ans: 
dere Anjprüce außer denen des Eredit- Vereins vorhanden find. 

Während des pendenten Concurfes genießt der Credits 
‚Verein den Vorzug vor fänmtlihen Gläubigern, jedoch mit 
Ausnahme der abjolut privilegirten der erften Klafle, aus der’ 
Adminiftration des Gutes feine völligen Zinsbeiträge zu beziehen. 

Sollte zur Beendigung eines Cohcurfes das Gut zum 
. melftbietenden Werfauf ausgeboten werden: fo kann der Credits 
Verein nicht gezwungen werden den Zufchlag zuzulaffen, bis er 
aus dem gebotenen Kaufgelde feine vollftändige Befriedigung 
erhält. So lange dies nicht der Fall ift, fol das Gut alle 
Jahr von neuem zum Anfchlage kommen, falls nicht eine auf 
beftimmte Zeit fortzufeßende Adwiniſtratlon oder Verpachtung \ 
vortheilpafter erſchelnen follte, 


Ed 


J 
BE ee N 
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Die verfügte Sequeftration des Guts erreicht ein Ente, 


wenn die aufgervachfenen Zinfen und Koften und auch dacje⸗ 


‚nige, was zur MVerbefferung des Guts waͤhrend der Admin 

‚Rrations ; Zeit in daffelbe „verwandt fein follte, wiederum auf 

gebracht worden it. Eh 

rien 0 32 | 
Ale auf Antrag, beitter Perfonen wlder das dem Credit 

Vereine verpfändete Gut erkarınte Erecutionen müffen der Koms 

miſſion jedesmal ex officio, um erforderlichen Falls ihre Ge 

rechtſame wahrnehmen zu innen, communicirt werden. 

| — —— | Ä 

zur Vermeidung einer jeden unbilligen Härte fol vom 


Vereine auf einen erweislich unverfchuldeten Nothſtand dei 


Intereſſenten in ſoweit Ruͤckſicht genommen werden, und billlge 
Nachſicht wegen Einziehung feiner Ruͤckſtaͤnde eintreten, als es 
mit ‚den vom Vereine felbft übernommenen QVerpflichtungen vers 
einbar iſt; jedoch ſteht darüber der Credits Rommiffien allein 
die Cognitlon zu, — | 

Die Intereſſenten ‚haben bei Verluſt dleſer Verguͤnſtigung 
den treffenden Nothſtand jedesmal ſechs Wochen vor dem Zah⸗ 
lungstermine anzuzeigen; es waͤre denn, daß ſich erſt nachher 


ber Ungluͤcksfall ereignet Hätte, und hiervon ungeſaͤumte An 


zeige geſchaͤhe. — 
Uebrigens verſteht ſich hlebei von ſelbſt, daß bei etwa 


entſtehendem Concurſe die geſtundeten Beitraͤge nur nach den 


allgemeinen "gefeglichen Borfchriften cofloeirt werden koͤnnen. 
I $. 34 | 

Damit. jedoch dem Vereine durch eine verwilligte Zahlungs 
friſt feine Gefährde erwachfe, muß der -befriftete Intereſſent die 
zur Dedfung feiner Beiträge vom Vereine zu verwendenden 
Gelder demfelben mit jährlih 4 Procent bei den eingehenden 
Ruͤckſtaͤnden vergäten, 

5 | ö $. 35. — 
Einem jeden Intereſſenten ſoll auf Veriangen aͤhrllch 


eine Beſcheinigung über die bei der Kaffe von ihm auf fein 


Gut eingefchriebenen Summen und über dasjenige, mas abfchläg: 
lich davon abgebauet worden iſt, unentgeltlich ertheilt werden. 


| 
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Ju 9. 36. “ 

Sind fämmtliche bei dem Vereine contrahirten Schulden 
eines Gutsbeſitzers abgetragen, fo hört .er auf Mitglied des. 
Vereins zu fein, und wird für die Zukunft von allen Verbinds 
lichkeiten gegen bdenfelben frei, hat aber auch feine weiteren 
Anfprüche an ihn. Es wird dies öffentlich bekannt gemacht, 
und dem Entlaffenen eine Generals Abrehnung in beweifender 
Form nebft Entbindung von feinen bisherigen Verpflichtungen 
ausgefertigt, tworauf die Hypothek bei dem competenten Gerichte 
geldſcht werden kann. 


Drittes Kapitel. 


Ueber die von dem Credit⸗Vereine aufzunehmenden 
| Anlehne. 


$. 37. 

Sa Credits Verein nimmt Anlehne auf, und: garantirt 
dieſelben unter der im $. 2. ausgedruͤckten Verbindlichkeit. Die 
Anlehne werden der Regel nach nur in gerechter grober Con⸗ 
ventions/ Münze nach dem Zwanzig⸗ Gulden /Fuße aufgenommen. 

9. 383. 

Ueber das Anlehn ſtellt der Credit «Verein dem Darleiher 
eine Schuldverfehreibung aus, und zwar nach der’ Wahl deffels 
ben, entweder auf den Namen des Gläubigers oder auf den 
Inhaber (au porteur), welche leßtere ohne Teffion in jede dritte 
Sand übergehen kann, und in der Hand desjenigen refpectirt 
werden foll, welcher fie bei der Credit Kaffe producirt, 

Eine folche Schuldverſchreibung kann nicht uͤber mehr 
als 1000 Rthlr. und nicht uͤber wenlget als 25 Rthlr. lauten. 

5. 39. 

Zur Empfangnahme der Zinſen werden neben den auf 
den Inhaber lautenden Obligationen 5 Zins-Coupons ausge— 
fertigt, gegen deren Zuruͤckgabe der Juhaber alljährlich und 
zwar zu Oſtern feinen Zinfenbetrag zu Stade zu empfangen 
bat. Bei Obligationen, die auf dev Namen lauten, werden 
die Zinfen von dem bemerften Zeltpunete an Br gegen 
Auitung ausgezahlt. 

Die Kaffe bleibe abrigens zur Zahlung nur bis Michaelis 
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geöffnet; wer . daher binnen dieſer Zeit die Zinſen nicht m, 
muß damit bis zum. nächften Zinien:Zahlungs; Termine verziehen, 
| Nah Ablauf von fünf Jahren werden zu dem auf den 
Inhaber geftellten Obligationen, bei der Einfteferung des sten 
Zins; Coupons, neue re ausgehändigt. 

$. 40. 

Derjenige, welcher die Zinfen nicht binnen ziel Jahren 
hebt, nachdem fie fällig geworden ſind, macht ſich, nachdem 
desfalls noch ein. öffentlicher Aufruf .gleih nach dem zweiten 
Zinszahlungstermine erlaffen fein wird, dieſes Zinsanfprugs 
verluftig ‚ und fällt berjeise ben Referve: Fond zu. 

$. 41. 

Ueber die Mortifikation eines verloren gegangenen Schuld: 
briefes; über das Verfahren, wie es mit der Auszahlung des 
Kapitals oder der Zinfen gehalten: werden folle, wenn fid zu 
einem Schuldbriefe mehrere Eigenthuͤmer melden; fo wie ends 
lid) uͤber vie Erneuerung eines durch Zufall verdorbenen Schuld⸗ 
briefes find diejenigen Grundſaͤtze adoptirt, welche hinſi ichtlich 
der Landes-Obligatlonen durch Tandeshercliche Verordnungen 
feftgeftellt werden, ‚ 

ae Fe 

Die Verfhreibungen, melde der Verein feinen Gläubb 
gern ausſtellt, find zu betrachten wie cedirte Partials Obligatios 
nen von derjenigen ganzen Akctv« Forderung, welche dem Der 
eine gegen die Gefammtheit feiner jedesmaligen Schuldner ge 
buͤhrt. Daher kommt jedem Gläubiger für fein Darlehn ver 
haͤltnißmaͤßlg gerade diefelbe hyporhekariſche Sicherheit an den 
Guͤtern aller einzelnen Vereinsgenoſſen vollſtaͤndig zu Statten, 
deren der Verein daran ſelbſt genießt. Außerdem aber haftet 
den Gläubigern ferner hypothekariſch das gefammte übrige zeb 
tige und Fünftige Vermögen des Vereins, nemlich-der Reſerve— 
Fond und die in der Eredit» Kaffe vorraͤthigen und aufkommen⸗ 
den Gelder. 

WUebrigens wird hierdurch ausdruͤcklich feſtgeſetzt, daß allen 
Glaͤubigern des Vereins, ohne Ruͤckſicht auf die Zeit Ihrer 
Schuldverfihreibung, völlig gleiche echte ankommen, | 

\ 9.4. 
Del dem voranszufeßenden fteten Wechſel in ‚den Merfonen 
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der einzelnen Vereinsgenoſſen if es erforderlich, und für den eigenen 


Vorteil und die Bequemlichkeit’ der Gläubiger ſelbſt erfprießlich, 
daß zwiſchen jenen und-diefen alle unmittelbaren procefiualifchen 
Weiterungen gänzlich vermieden werden. Solchemnach brauden 
die Gläubiger. fih wegen ihrer Befriedigung an Kapital und 
Zinſen lediglich an den Verein zu halten; fie dürfen nur diejen 
In Anſpruch nehmen, nicht aber die, freilih aud ihnen zur 
Sicherheit dienende, Gefammt, Hypothet gegen. die einzelnen 


Vereinsgenoflen ohne Dazwiſchenkunft des reine felbft uns 


mittelbar verfolgen. . 


$. 44. 

Wegen der Kündigung der. von dem Vereine ausgeflen 
Obligationen wird Folgendes feftgefeßt: 

1) Jeder Inhaber einer Obligation, mag dieſelbe au porteur 
oder auf den Namen gefteltt fein, kann dieſelbe halbjährig, und 
ziwar zu DOftern und Michaelis, bei der Credit-Kaſſe kündigen, 
und wird Ihm fodann zur Verfallzeit fein Kapital nebſt fälligen 
Zinfen baar ausgezahlt. Lauter - der. gefündigte Schuldbrief 
au porteur, ſo reicht er denſelben mit der Kündigung bei der 
Kaſſe ein, und empfängt dagegen. einen Recognitionsſchein, ges 
gen deffen Nücklieferung dem Inhaber des Scheins demnaͤchſt 
die Kapitalzahlung geleiftee wird, Gekündigte Obligationen auf 


Namen lautend werden erſt bei der eingetretenen Zahlungszeit . 
quitirt eingellefert, die geſchehene Kündigung aber wird bei der 


Looſe auf ſelbige notirt. 


2) Auch die Credit⸗ Kommiſſi on hat das Recht, dem In⸗ 


haber einer Dbligation das Kapital zu Fündigen, und zwar bei 
der jedesmaligen Zinshebung, und die Ruͤckzahlung des Kapitals 
erfolge ein halbes Jahr darauf. Bei au, porteur-Papieren 
fol die Kündigung gleichzeitig ia den a ne Anzeigen bes 
fannt gemacht werden, 

§. 4 


Eine Einrede kann von „Seiten des Credit⸗ Vereins den 


von — ausgeftellten Schuld⸗ Briefen und Zins⸗Coupons 
auf keine Weiſe entgegengefegt werden, fobald die Echtheit des 
Documents, woraus die Zahlung verlangt wird, nicht beziveis 
felt werden kann. Auch follen Kapitals und Zinfen: Zahlungen 
nur in den $. 42, ausgedräckten Fällen aufgehalten werden. dürfen. 


— 


— — — 
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Viertes Kapitel, 
Berpätmiß bes Bereing zu den Sandes» Behdrden. 
$. 46. 

Die Behuf der Verwaltung der Nechte und Pflichten des 
Vereins niedergefeßte Credit» Kommiſſion iſt der Aufficht der 
Bremenſchen Nitterfhaft, fo wie der des Königl. Kabinets, 
Miniſterli unterworfen, und wird diefen beiden Behoͤrden alı 
jährlich ein Bericht über die Lage des Inſtituts abgeſtattet. 
Der BDBeriht an das Königl. Kabinets, Minifterlum gehe 
durch die Könige, Land, Droftel. 

Sowohl die oberſte Staats s Behörde als auch die Kit 
terſchaft iſt befugt, eine Einſicht in das ganze Rechnungsweſeꝛ 
| jederzeit zu verlangen. 

9. 47. 

Ale Recurſe von den Befchläffen der Ceedit Kommiffe 
gehen zunaͤchſt am die Nitterfchaft, und von den Entfcheidungen 
diefer letztern durch die Koͤnigl. — an das Koͤnigl. 
Kabinets » Deinifterlum, 

$. * 

In gerichtlicher Hinſicht iſt der Verein der aKonigl Ju⸗ 
filys Kanzlei zu Stade unterworfen, bei welcher Behoͤrde er 
rückfichtlich der Erfüllung der in den gegenwärtigen Statuten 
enthaltenen Verpflichtungen in Anfprud genommen werden kann. 


Fuͤnftes Kapitel. 
Bon den Fonds des Vereins und beren Verwendung. 


' 5. 49. 

Von den eingehenden Beiträgen der einzelnen — 
ten wird der Zinſen-Betrag für die von dem Verelue angeles 
henen Kapitalien jederzeit vorabgenommen, und der Neft auf 
die Deckung der ar Koften und auf Tilgung der 
Anlehne verwandt, 


. 6, 0. 
zu den Abminiftrationss Roten darf. von den m jäpelihen 
Belträgen der Vereins-Genoſſen nie mehr als Z Procent bet 
eingefhriebenen Kapitalien verwandt werden, und foll bie da⸗ 
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hin, daß ſaͤmmtliche Admintftrations, Koften mit diefem 4 Pros 
cent beftritten werden koͤnnen, ber erforderlihe Zufhuß auf den 
Referve s Fond übernommen werden. * 

§. gt. | 

In den TilgungssFond follen nachfolgende Einnahmen 

fließen : EP — en 

ı) von den eingehenden Belträgen mindeftens 4 Procent der 
eingefchriebenen Kapitalten derjenigen Mitglieder, die fels 
bige mit 44 Procent verzinfen. Diefer Einfluß vermehrt 
ſich mit jeder Erhöhung des jährlichen Beitrages; 

2) der Gewinn, welchen das Inſtitut duch Anlehne zu nies 
drigeren Zinfen zu machen Gelegenheit finden wird; 

3) die jährlichen Zufhäffe aus dem Referves Fond, wenn 
diefer zu der hinreichenden Summe herangewachſen fein 
"wird; 

4 die Zinfen fämmtliher von dem Tilgungs ; Fond einge 
(öfeten Schuldfcheine. Zu 

u $. 52 | 

Der Neferves Fond wird gebildet, um für unvorhergefes 

bene Faͤlle Aushilfe zu verfhaffen, demnaͤchſt zu den Admins _ 
ftrations, Koften und zu der fchnelleren Tilgung der Schulden 
Beiträge zw leiften, und den Credit des Inſtituts vollftändig 


zu ſichern. 


$. 53. 

In den NeferverFond folen folgende Einnahmen fließen: 
1) die Strafs Procente und Zinfen, welche nach den $$. 22. 
and 40, der Credit» Kaffe zufallen; ee 
2) die Noßdienfigelder, weldye den eintretenden Beſitzern roßs 

dienftpflichtiger Güter, nach der Aufforderung der Ritters 

fchaft vom 10. März 1823 erftattet ‚werden koͤnnen; fo mie 
auch die Noßdienfigelder aller derjenigen Nitterguts, Bes 
figer, welche die Ruͤckzahlung derjelben entiveder bis. jeßt 

‚nicht verlangt haben, oder zum Beſten diefes Inſtltuts 

darauf Verzicht leiften werden; | | 
3) Die Einteittsgelder aller derjenigen aufzunehmenden In— 

terefienten, auf deren zu recipirenden Grund s Eigenthum 
oder Gefällen fein Roßdienft haftet, oder die in der Folge 


> 


l 


* 


dem Inſtitute beitreten, ohne die erwaͤhnten Roßdienſt⸗ 
Beitraͤge jetzt uͤberwieſen zu haben. 
Dieſe Eintrittsgelder werden fuͤr die erſten zehn Jahre 
nad) Errihtung des Suftituts zu ein Procent von der 
inſeribirten Summe feftgefeßt, und follen danıı von zehn 
zu zehn Jahren mit einem halben Procent erhöhet wers 
dem, jedoch nie mehr. als zwei Procent betragen. Sämmts 
lihe Eintrittsgelder müffen gleich -bei der Aufnahme und, 
wenn fie über 3 Procent des Taxwerthes betragen, im 
jährlichen ratis zu dieſem Belaufe entrichtet werden; 
4) alle ſonſtige nicht zur Kapitals» und Zinſenzahlung bes 
ſtimmte Einfläffe der Anſtalt; 
$) die Zinfen der eigenen Kapitallen der Neferve, Kaffe, zu 
welhen Ende fämmtlihe Einflüffe derfelben. beim Synftis 
ftute ſelbſt durch Antauf von Schuldbriefen angelegt wers 
den follen. 
9. 5% 

Sobald der ——— bis zu 50,000 fr beranges 
wachen fein wird, follen die Adminiſtrations-Koſten von den 
Zinſen und Übrigen Einfläffen deſſelben befteitten, der Reſt aber 
auf die Tilgung der eingefchriebenen Summen verwandt werden. 


$. 55. 

Dileſes Kapital der so,ooo Rthlr. bleibt eine feſte Dos 
tation des Inſtituts, und erft mach deſſen gänzlicher Aufloͤſung 
kann von der Nitterfchaft, mit Genehmigung: des Koͤnigl. Kas 
Binets : Minifterii, darüber weiter disponirt werden. 


Pd 


Schftes Kapitel. 
Bon der Adminiſtration des Inſtituts. 


56 oa 

An der Spitze des Vereins fteht zur Leitung der Geſchaͤſte 
deffelben eine dazu angeordnete Credit; Kommiffion. 
0 Dle Mitglieder derfelben find drei Perſonen der Bremen, 
ſchen Nitterfchaft, die von der Nitterfchaft durch abſolute Stims 
men: Mehrheit erwaͤhlt, und Seiner Majeftät dem Könige zur 
Beſtaͤtigung präfgntirt werden. Sie übernehmen die damit 
verbundenen Pfüchten unentgeltlich. 


e. “ 589 

Die Mitglieder der Kommiffion muͤſſen Theilnehmer des 
Vereins fein, und werden auf die’ u ge Pflichten be⸗ 
eldigt. 

5. 57. 

Dlie Credit» Kommiffion hat Ihren Sig zu Stade, wo 
fie fih regelmäßig alle halbe Jahr kur; vor dem gewöhnlichen 
Landtage verfammelt. Uebrigens haben bei außerordentlichen 
Vorfaͤllen auch ertraordinaire Zufammenfünfte Statt, in fofern 
eilige Sachen nicht per circularia — werden koͤnnen. 


og. 

Der Kommiffion wird es zue Pflicht gemacht, das — 
Beſte des Vereins zu berathen, und aufs ſorgfaͤltigſte ins Werk 
zu ſetzen; in allem ſich aber den vorllegenden Plan in ihren 
Berathungen und Nefolutionen zur Richtſchnur dienen zu lafs 
fen, nad) beſter Einſicht darnach zu verfahren und nicht davon. 
abzuweichen. 

Inſonderheit hat ſie aber genau auf den Dienſt be ihr 
untergeordneten Bediente zu achten, deren Arbeit zu pruͤfen und, 
fo oft es ihr noͤthig erſcheinen ſollte, regelmäßig aber jedes 
halbe Jahr, eine. Revifion des Nehnungewefens und aller ans 
deren von ben Bedienten zu beforgenden Gejchäfte, durch Nach— 
fihe der Bücher und Kaſſen-Beſtaͤnde, vorzunehmen; nicht 
minder auch forgfältig darnach zu forfhen, ob die einzelnen 
Mitglieder des Vereins ihren Pflichten nahfommen, und ihre 
verpfändeten Güter wohl adminiſtriren; endlich auch alle Bes 
richte, Obligationen und Zins: Coupons eigenhändig zu unters 
fchreiben, 

$. 59. j 

Die Credit /Kommiſſ on hat das Recht, unter den Mii⸗ 
gliedern des Vereins einen oder mehrere Deputirte zu ernem 
nen, um die Auffiht bei den GütersTarationen und über die 
Abminiftration derjelben zu führen. e 

| . 60. 

Das der Kommiffton untergeordnete und ihrer befonderen 
Aufſicht unterworfene Perfonal befteht aus einem Nechtss Cons 
julenten, einem Kaffirer und einem Regiftrator. Alle drei wers 


540 
den von ber Kommiffion ernannt, und In Eid und Pflicht ge⸗ 
nommen. 

Selbige verrichten diejenigen Arbeiten, welche Ihnen zum 
Mugen des Vereins von der Direktion aufgetragen. werden, 
und erhalten nach einer allen Thellen freiftehenden balbjährigen 
Dienftkündigung ihre Entlaffung, 

$. 6 | 

Des Confulenten oder Syndiel befondere. Pflichten. beftes 
ben darin, der Kommiſſion in allem, mas das Beſte des Ins 
ſtituts angeht, mit treuem Rathe und That betzuftehen, derſel— 
ben über alle zu berathende Punkte ein unpartelifches Gutach⸗ 
ten abzugeben, die Beſchluͤſſe der Kommiffion zu concipiren, und 
nach erfolgter Signirung deren Ausfertigung zu beforgen. 

$. 642. 


Des Kaffirers befondere Pflichten beftehen In der Hebung, 
Auszahlung und Berechnung der fämmtlichen Gelder, im der 
Aufzeihnung und Anmeldung der eingehenden oder vorzunebs 
menden Kündigungen, und in ber — der Een 
Anleihen. 

9. 63. 

Der Dienft des Regiſtrators beruht auf der Verpflich- 
tung, dem Kaffiree in allen vorfommenden Kaffen s Angelegens 
beiten Hülfe zu leiften, die, Rechnungs: Manuale zu revidiren, 
die Negiftratur in gehöriger Ordnung zu * ‚ und ſaͤmmtli⸗ 
| che Eopialien zu beforgen, 

9. 64 

Ueber die befonderen Obliegenheiten des Adminiſtratlons⸗ 
Perſonals in Abfiht auf die bei den Tarationen der Güter 
zu beobachtenden Förmlichkeiten, auf dem Gefchäftskreis jedes 
einzelnen Offiianten, auf die Ordnung in der Rechnuugsfuͤh⸗ 
zung, fo wie endlich rücfichtlih der denſelben auszufegenden 
Kemunerationen, find die erforderlichen Vorſchriften in einer 
befonderen Inſtruktlon enthalten, 


In⸗ 








* — | , | | 541 | 
Inſtruktion für die BerwaltungssBehbrbe des: Bremen, 
| (hen ritterfchaftlichen Credit⸗ Vereins. . 
Einleitung. 
AIR Faser 7 
Die Adminiſtration des Credit⸗ Vereine if — iti 
allen vorkommenden Fällen den buchftäblihen Inhalt der Sta⸗ 
tuten genau zu befolgen j und davon in keinem Punkte ab 
weichen, " 


Die- nachftependen Wonfhriften.-Enmen daher aud fie 
‚als Erläuterung ber Statuten angeſehen werden. 


Erſtes Kapitel. | 
Bon ber — und der Guůͤter⸗ — 
| $, 5. 
Bel dem durch Concurtenz dritter Heeſonen eingeſchraͤnk⸗ 
ten Eigenthum eines zu recipirenden Guts iſt beſonders darauf 
zu achten, ob und In wie weit die Dispoſitlons-Befugtilß Aber 
die Subſtanz deflelben dadurch beſchraͤnkt iſt, indem Behuf 
Aufnahme eines ſolchen Guts wicht allein die Sufficienz der 
jährlichen reinen Einkünfte, fondern auch die erforderlichen Falle 
vorzunehmende Veräußerung deſſelben außer Zweifel geſetzt wer⸗ 
den muß, | 
Es verſteht ſich hlernach von ſelbſt, daß ſo wenig ri 
eitteifchaftlihe Stamm, Vetterns Net, als fonftige Retracts/ 
Rechte, und feldft Erbenzins/Kontrakte, welche den Verkauf des 
Guts gleichwohl zulaſſen, die Aufnahme deſſelben hindern koͤnnen. 


3 
Die Aufnahme eines Guts zu % des Taxwerthes iſt nur 
als eine Ausnahme von der allgemeinen Hegel zu, betrachten 
und nur datın zuläßlg, tern genügend nachgewieſen werden 
kann, daß bie reinen Einkünfte des Guts zur Deckung des er⸗ 
hoͤheten jaͤhrlichen Beitrages — binveihen, 2 


Sm Galle bie vorgelegten — nicht — 
ſollten, um den Ertrag des aufzunehmenden Guts gehörig nach⸗ 
einualen. bein nh. 1826, Mm | 


* 
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zuweiſen, und eine Abſchaͤtzung bethalb — wird/ fo 
muß dieſe jederzeit durch: kundige Oekonomen u werden, 


§. 9% 
zu bieſem Ende — von beeldigten — ausge⸗ 
mittelt und angegeben: wie hoch, unter Beruͤckſichtigung der 
oͤrtlichen Verhaͤltniſſe und der in der. Gegend gängigen Pacht 


preiſe, der Pachtwerth fammtlicher Ländereien des -aufzunchmen 


den Guts insgeſammt und im einzelnen anzufchfagen fei. 

| | 6 = 
Dei Abgabe des Gutachtens iſt der gängige Pachtpreis 

der Gegend aber. nur in fowelt zu beruͤckſichtigen, als er auf 

daurenden Grundlagen beruhet, daher, mit. Sicherheit unter ak 

(en Umftänden auf ihn gerechnet werben — 


6. 7. 
—— ſind nach dem — Durchſchnitte, 
mit Weglaſſung der zwehjaͤhrlgen hoͤchſten und niedrigſten Preiſe, 


andere Naturalien nach den Marktpreiſen der naͤchſten Stadt 


oder den etiva verabredeten Neluitionspreifen, Dienfte aber zur 
Hälfte bes gängigen Suhr« oder Tagelohns zu veranfchlagen, 
9. 8. 
Die Taratlon der Forſten wird von zwei Gorftverftändi 
gen beforge, und dabei nur auf den bei forſtmaͤßiger Behand⸗ 


lung nachhaltig zu erwartenden Ertrag geiehn. 


9. en 

Die Nugung ber Gebäude wird bei. der Tapation nie 

befonders veranfchlagt, auch werden die etivanigen — 
fünfte eines Guts nur in ſoweit in, Anrechnung gebracht, als 

fie. einen wirklichen, für fi beftehenden — Ertrag 


llefern. 


. IO, . 
Von dem folchergeftalt ausgemittelten Einkommen find 
fammtliche auf dem Gute ruhende Laften abzufegen, und ber 
fodann bleibende reine Ertrag, mit 4 Procent -Eapitalifirt, er⸗ 
giebt den Taxwerth des Gutes, ei 
5. 1 
Die Leitung — Taxation kann entweder von nen; 
Mitgliede der Credit» Kommiffion ſelbſt übernommen oder einem 





| 545: 
andern Thellnehmer des Vereins, oder in deſſen Ermangelung 
einem Amte ‚oder Gerichte Übertragen werden. 7 *2 
>. 1» | 

Die Reſultate der Zaparion muͤſſen dem ———— 
den von. der Credit⸗Kommiſſion dabei gemachten Bemer⸗ 
kungen ſofort mitgetheilt werden, und ſteht es demſelben frei, 
beſtimmte ſpezielle Einwendungen dagegen zu machen, uͤber welche 
dann, in ſofern die Kommiſſion eine weitere Erforſchung fuͤr 
nothwendig haͤlt, eine Reviſion der Taxe N andere ie 
leute verfügt werben muß. 


#ı 


6. . 

Uebrigens ſind die Abſchaͤzungen ueblguch um Behuf.d des 
Credit / Vereins zu benugen, und es kann darauf fo wenig bei 
den Gerichten und anderen Behörden provocist. werden, ale: die, 
Divektion ermächtigt iſt, daraus Mittheilungen zu machen. 


Zweites Kapitel. 


Aufſicht uͤber die Obliegenheiten der Mugleder bes, 
Vereins. 


$. 14 

Am Allgemeinen wird bie Kommiſſion REN und 
durch ihre Deputirte darauf achten laffen,, daß die verhypothe⸗ 
eirten Guͤter von den Theilnehmern in Ihrem Werthe nicht des 
teriorirt werden, und, im Falle dieferhalb gegründeter Verdacht ., 
enitfiehen follte, den Eigenthümer zuvor an bie a des 
$. 23. der Statuten fehriftlih erinnern. 

Sollte diefe Erinnerung fruchtlos bleiben, oder ber Uns 
grund des Verdachts nicht gezeigt werden, fo iſt die gefegliche 
Vorſchrift ungefäumt — Ausfuͤhrung zu bringen. 

§. 15. 

Einer ſpezielleren Auht aber muͤſſen diejenigen Guͤter⸗ 
Adminiſtrationen unterzogen werden, die in Gemaͤßheit der 66. 
24. und 30. der Statuten eintreten; hier muß mit der allge⸗ 
meinen Aufſicht auch eine genaue Pruͤfung und Neviſion der 
Guts sNegifter verbunden werden, die von einem der Kommifs 
ſarien zu Übernehmen, oder einem benachbarten SUR 
des Vereins zu übertragen ift. 

Mm 2 


/ 


* 
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1 — 6. Or, 


w.. — $, 16, . 

Jedem Mitgliede muß es fvet geſtellt bleiben, ſelnen Bei⸗ 
trag entweder baar oder in faͤlligen Zins/ Coupons oder ver⸗ 
mittelſt Zinſen / Quitungen zu leiſten; eben fo beruhet es bei 
dem Austritt eines Mitglledes aus dem Vereine In deſſen Will⸗ 
kuͤhr, ob er den. noch nicht getilgten Reſt feiner Schulden ent⸗ 
weder in Obligationen des Credits Vereins oder ‚ Nach vorgäns 
giger orönungsmäßiger Kindigung, baar abjutragen vorzieht. 


a * | $. 17, | u 

Ale Stundungen, die In Gemaͤßheit des $.33, der Sta, 
tuten den Theilnehmern geſtattet werden, duͤrfen nur von mögs 
lichſt kurzer Dauer fein, und nie die Zeitfrift überfchreiten, bins 
nen welcher bei entftehenden Concurfen, den geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften nach, die Zinſen /Ruͤckſtaͤnde mit dem Kapitale zugleich 
colloeitt werden koͤnnen. 


Drittes Kapitel. 
Ueber die von dem Credit⸗Vereine aufzunehmenden 
| Kapitalien. | 
N $. 13, 

Die Größe ber Summe, auf welche die einzelnen Obll⸗ 
gationen zu fleflen find ‚ fann nur von den Umftänden abhäns 
gen; indeſſen wird die Kommiſſton beſonders darauf bedacht 
ſein, bei jedem Anlehne einen Theil deſſelben mo möglih in 
geringeren Poften zu so bie soo Rthlr. aufzunehmen, 


| 8. 19. 
ne Credits Kommifflon iſt ermaͤchtigt Behuf Beſorgung 
der Geld⸗Anlehne, auch, in ſofern es ohne beſondere Koſten 
geſchehen kann, Behuf Auszahlung der Zinfen, ſowohl in Hans 
nover als in anderen größeren Plaͤtzen eigene Agenten anzu⸗ 
fegen, Die Vermehrung oder Verminderung dieſer Agenten ſo 
wie ihre moͤglichſt billige Remuneration wird nad) dem jedes⸗ 
maligen Bedarf zu beſtimmen fein, 

J $, 20. | Ä 
Ganz vorzüglich muß die Aufmerkfamfele ber Credit, Rommifs 
fion auf die-möglichfte Herabſetzung des Zinsfußes gerichtet ſein. 


— 
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Dis Zoltiut iſt zwar auf den Zineſuß von hoͤchtten⸗ 4 
Procent berechnet, indeſſen leidet es kelnen Zweifel, daß die 
erforderlichen Kapitallen entweder gleich anfangs, oder doch im 
Verlaufe der Zeit zu geringeren Zinfen zu erhalten fein wer⸗ 
den/ und wird die Kommiſſion, indem das Zutrauen zu dem 
Inſtitute nur durch die größte Pünftlicgkeie in der Zluſen⸗ 
und: Kapital sZahlung erworben: und erhalten werden’ kann, ihe 
Deftreben. dahin richten,. Hierdurch, fo: wie auf: jede andere‘ 
— wur a — des Be. zu wecken. 


vieetes ged lel | i 
. Bei des Vereins zu ben Vehdeen J 


$. ar 

Das Inſtitut iſt ſowohi der Ritterſchaft als dem Konigl. e 
Kabinets⸗ Miniſterio untergeordnet; in dieſer Hinſicht iſt die 
Kommifflon verpflichtet, jeder dieſer Behörden auf Erfordern 
die genaueften Nachrichten über die Lage des ‚Seftttuts zu er⸗ 
tbeilen. 

Dem an beide Behörden jährlich zu erffattenden Berichte 
ift eine allgemeine Leberficht beizufügen, aus welcher die Sum 
me der recipirten Schulden und der darauf geleifteten Abträge, 
der Betrag der geyahlten Zinfen, die Koften der Adminiftration 
und der Beftand des Hilfs; ‚oder Deferves Fonds erſichtlich 
fein muß. 


Fuͤnftes Kapitel, | 
Bon ben Fonds bes Inſtituts und deren Verwendung. 


6, 22. | 
Ale Einnahmen des Inſtituts, mögen fie ftändig oder 
zufällig fein, find zu vier verfehledenen Zwecken beſtimmt. 
1) Zur Zinszahlung, 
2) Zur allmähligen Kapitals Abtragung, 
3) Zur Bildung des Reſerve⸗ oder Hilfs, Fonds, und 
4) Zur. Dedung ber Adminiftrations s Kofen. 


Ale eingehenden Gelder mäflen daher Behuf diefer ver 
ſchiedenen Kaſſen möglichft fepartet, jedenfalls aber für jeden 


‚ einzelnen Zweck beſonders verrechnet werden. 


5 3. 


Da die mdglichſt ſchnelle Tilgung der Schulden einen 
bee Haupt⸗Zwecke des Inſtituts ausmacht, , fo Hat: die Kom 


mifflon. mit aller Sorgfalt darauf. zu. achten, daß die Kaſſen⸗ 


Vorraͤthe fofort wieder benutzt werden, welches vornemllch durch 


Einloͤſung ausgegebener Obligationen bewirkt werden kann. Et 
wird daher in der Regel nur der Betrag ber fälligen Zinſen 
und der currenten Adminifrationss Koften,: und dieſer auch mt 
auf -möglihft kurze Zeit, in der Kaffe vorrächig bleiben dir 
fen, zumal die Adminiftratiom ſtets Im Stande fein wird, den 


‚ Betrag der zu erwartenden Einnahme im Voraus zu Überfehen, 


— 


6. 24. 

Jedes Mittel ‚ weldjes zur as des — 
Fonds und zur Vergroͤßerung des Huͤlfs⸗Fonds, ſei es durch 
Erſparung an Zinfen oder an Porto s Ausgaben für die auf 
anderen Plaͤtzen vielleicht zu leiftenden Zahlungen, oder auf iv 
gend eine andere Weiſe abzwecken kann, iſt gleichfalls von dei 


Kommiſſion ſorgſam aufzuſuchen und zu benutzen. 


G 25, 

| Riafſchellch der verſchledenen Kaſſen⸗Berechnungen find 

nachfolgende allgemeine Vorſchriften zu befolgen: 
i) In der Zinſen-Berechnung find nur die wirkllch gezahl 
- sen Zinfen aufzuführen, indem die ayf die Zahlung felbft 
verwandten Koften in die Adminiſtratlons⸗/ Koſten/ Rechnung 

gehoͤren. 

2) Die Tilgungs-Fonds/-Berechnung umfaßt alle und jede 
Einnahme biefer Kaffe, und es Eönnen, da’ der baare 
Kaſſen-Beſtand ftets in Verbriefungen umgeſetzt merden 
muß, darin nur diejenigen Summen ober Obligationen 
in wirkliche Ausgabe gebracht werden, welche nad dem 
Austritte eines Mitgliedes erlöfhen. Es verfieht ſich 
‚dabei jedoch von felbft,: daß für. jeden einzelnen Intet⸗ 
efienten, nah Maaßgabe feiner jährlichen Einfläffe und 


des damit fucceffive geleiſteten Abtrages, eine nn 
Rechnung geführt werden muß. a 
3) Die Referves Fonds » Berechnung enthält alle Einfiäffe 

diefer Kaſſe ſo wie deren Ausgaben, welche leßteren jes- 

— doch bis zu dem $. ss. der Statuten bemerften Zeits 
punfte nur als Vorſchuͤſſe angefehen werden Können. 

4) In die Berechnung der "Adminiftrationd: Koften endlich 

gehören alle diejenigen Summen, welche auf die Vers 
waltung des Inſtituts an Beſoldungen, Remuneratlonen 
und ſonſtigen Koſten verwandt werden muͤſſen. 


6. 26. 


Di⸗ Barden: der Adminiſtrations / Koſten wird daher 
in ſo viele Rubriken zerfallen, als verſchiedenartige Ausgaben: 
geleiſtet werden/ und mit beſonderer Trennung derjenigen, wel⸗ 
che von den Theilnehmern erſtattet werden muͤſſen, wohin na⸗ 
mentlich auch etwanige Taxatlons⸗Koſten, Druck⸗Koſten der 
Obligationen, ausgelegtes Porto und dergleichen zu rechnen » 


S5.. 27. 

Mit Ausnahme der auf die erſte Elurichtung zu machen⸗ 
den Verwendung, werden die Adminiſtrations-Koſten anfangs 
nur unbedeutend fein koͤnnen, und wird der Credit⸗Kommiſſion 
befonders empfohlen, die Sagen und Nemunerationen der Of— 
fizlanten nach dem MWerbältniffe Ihrer anfänglichen geringeren 
Geſchaͤſte bis dahin zu veguliren, daB der Umfang berfelben 
dle Beilegung einer firen Defoldung erforberlig machen wird. 


Schftes Kapitel, 


Bon ber ———— Verwaltung des — 
Perſonals. 


$. 28. 
Der Geſchaͤfts-Kreis der Kommiſſion iſt In den Status 
- ten und fin diefer Jnſtruktion bereits Hinreichend bezeichnet, 
und daher bier nur zu ‚bemerken, daß die Neihefolge unter den 
Mitgliedern bei. der erfien Beſetzung nach der Zahl der erhalte: 
nen Wahl⸗Stimmen, demhächft aber nach dem Zeitpunfte des 


BB 
Elntrlitts beſtimmt wird, und daß hlernach der Aeleere allemal 
den > führt. j en 
we: | 
Bel — Behinderung des einen oder andern Mit 
gliedes der Kommiſſion in. der Verſammlung perſoͤnlich zu ers 
feinen, reihen auch die Abſtimmungen der beiden anweſenden 
Mitglieder, wenn fie über den. Gegenſtand einig ‚fi fü ud, zur Faſ⸗ 
fung eines gültigen Beſchluſſes din. ‚Bel Berfchledenheit der 
Meinungen find ſelblge indeſſen verpflichtet, die ſchriftliche Abs 
ſtimmung des abweſenden Mitglledes zu fordern, in elligen 
Sachen aber einen beftellten Deputirten oder ein’ anderes Mits 
glied des Wereins mit: feiner : Stimme : bet‘ der Werathung zu⸗ 


zuziehen ‚das letztere tritt auch dann ein, wenn bdas abweſende 
Mitglied. der Kommiſſion ſich zufaͤlllg außerhalb der Provinz: 


aufhalten, oder durch andere Umſtaͤnde verhindert ſein ſollte, an 
den: Geſchaͤften der Kommiſſion Theil zu nehmen. 
- Sobald in Behinderungsfällen eines Kommiffarit ein ans 


deres Mitglied des Vereins zur Theilnahme an: den Gefchäften 


berufen wird, fol defien Abſtiumung und Unterſchrift diefelbe 


rechtliche Wirkung haben, wie’ die des vertretenen: Kommiſſarii. 


| | $. 31. — 
Ale Geſchaͤfte geringerer Bedeutung, bei welchen ihrer 


Natur nach eine Verſchiedenheit der Meinung nicht eintreten. 


- kann, die entweder auf ausdruͤcklichen Vorfchriften beruhen, oder 
als Folgen getrofiener Beftimmungen, als präparatorifhe Maaßs 


regeln, oder als bloße Formalitäten anzufehen find, können von _ 


einem einzigen Mitgllede der Kommiffion gültig vollzogen wers 
den, und bleibt es der Eredit:Kommiffion freigeftellt, hlezu eine 
ihrer Mitglieder, etwa das Ältere in Stade anmefende oder in 
der Nähe wohnende Mitglied, zu deſigniren. 


5. 32. 


Mit Ausnahme der Schuldbriefe, der Hechnungs» Abs 


fehläffe- und” der. Berichte an die vorgefeßten Behörden, welche 


von ſaͤmmtlichen Kommiflarien unterzeichnet: werden müflen, bes - 
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dürfen die fonftigen Ausfertigungen nur der uUnterſchrift de 
anivefentwn Älteren Mitgliedes. Imgleichen bleibt es der. Koms 
miffion überlafien, den Syndicum mit Vollmacht zu verfehen, 
um bie Ausgabe folcher Ausfertiungen unter — Namens⸗ 
Unterſchrift zu beſorgen. 

Se: 3: 
Der Syndiens verſieht die Funktionen des Rechts/ Kon | 
fulenten und zugleich die des Secretaril der Kommiffion. Im 
erfterer Hinſicht find deſſen Obliegenheiten in dem $. 62. der - 
‚Statuten im Allgemeinen ausgedräct, zu welchen befonders 
noch die Führung dee Prozefie des Tredits Vereins zu rechnen If. 
Sin feiner Aualitäe als Secretarius ift er verpflichtet, die 
Beichläffe der Kommiſſion zu concipiren, nach erfolgter Signis 
rung auszufestigeh und zu contrafignivren, ſaͤmmtliche an die 
Credits Kommiſſion gerichtete Vorftellungen nnd Anträge in Abs 
' wefenheit der Kommiffion zu eröffnen, mit dem praesentato 
zu verfeben und in das Produktenbuch einzutragen. 
Ferner vegiftrirt derſelbe alle ausgegebenen Schuldbriefe 


und deren. Einloͤſung in ein befonderes Buch, führt die Aufe -— 


fiht über die Regiſtratur, hat gemeinfhaftlih mit dem Kaffirer 
die Originals Verfchreibungen der Intereſſenten und die noch. 
nicht ausgegebenen Schuldbriefe in Verwahrung, und macht 
endlich der Credit, Kommiſſion von etiva bemerkten Mängeln 
des Inſtituts oder in der Funktion deg. sense und Regi⸗ 
firators ungefäumte Anzeige, - | 
| $. 34 
Dem Kafflrer Ilege die gefammte Rufen» Bervaltung 
ob, und begreift feldige | 
I) die Erhebung der jährlichen Beiträge und. der fonftigen 
Einnahme, 
2) die Aufbewahrung und Auszahlung fämmtlicher Gelder, 
bie Deforgung der Kündigungen und Anleihen, 
und 
4) die Rechnungsfuͤhrung. 


S .. 3. 
Raͤckſichtlich der Beitraͤge traͤgt er Sorge, daß ſelblge von 


..650° , 
den einzelnen Intereſſeuten pÄnkelich eingehen, und läßt widri⸗ 
genfalls das im $. 29. der RR vorgefchriebene Deeſehren 
eintreten, J 

6. 36. 
Det der Kuszablung ‚der Zinfen und Kapitallen iſt fels 
biger verpflichtet, die größte Genauigkeit und Ordnung anzu 
wenden, und jedem. Gläubiger, fo weit es ohne Nachtheil des 
Inſtituts geſchehen kann, mit Willfaͤhrlgkeit entgegen zu kom⸗ 
men. Ganz vorzuͤglich aber wird er Sorge tragen, daß die 
der Kaſſe entbehrlichen Gelder nicht unbenutzt bleiben,, fondern 
ihrem Zwecke gemäß ſofort wieder verwandt werden. 
| Soliten bei irgend einem Schuldbriefe oder einer fonftis, 
gen Obllgatlon ruͤckſichtllch deren Echtheit oder gegitimation 
Zweifel aufftoßen: ſo ift er verpflichtet, . felbige vor der, Aus 
ern dem Syndicus zur Prüfung vorzulegen, 


$. 37. 


. Die Kündigungen von Kapltallen duͤrfen nie — Ge⸗ 
nehmigung der Kommiſſion vorgenommen werden. Betreffen 
fie Namen; Obligationen, fo ſorgt der Kaſſirer dafür, daß fie 
den Gläubigern zeitig zugehen, betreffen fie Schuldbriefe au 
. porteur, fo macht er fie in den oͤffentlichen Blaͤttern bei der Num⸗ 
mer bekannt. 

Anlehne darf der Kaſſirer nicht ohne Autoriſation aufs 
nehmen, und muß vorzüglich fein Beftreben dahin sichten, moͤg⸗ 
lichſt zu billigeren Zinſen aufzuleihen. 

Eine Ueberſicht ſeiner Verwaltung nebſt Vorſchlaͤgen zu 
„den erforderlichen Geld- und Papler-Umſaͤtzen legt -derfelbe: der 
Kommiſſion, fo oft fie es verlangt, regelmäßig aber jährlich in 
der gewöhnlichen Sommer ;Seffion vor, ‚um darüber mit In⸗ 
ſtruktion verfehen zu werden. 

5. 38. nn 

Ueber alle vorkommenden Einnahmen und Ausgaben muß 
der Kaffırer ein Diartum führen, "und die in dieſem bemerften 
Poͤſte monatlih In die für jede Kaffe befonders zu baltenden 
Manuale Übertragen. Die Einficht beider iſt ſowohl der Koms 
miſſion als dem Syndikus zu jeder Zeit geftatter, Binnen drei 


ein | . 2 ‘ | x 551 
Mondten, nach Ablauf des Rechnungs/-gJahrs, fertigt derſelbe 


aus den Manualen fämmtliche Rechnungen zur Abnahme und 


Sfäfkifietrung an, unterfchreibt diefelben, und erläutert und bes 
folgt. die ihm geftellten Monita, fo wie auch etwanige künftige, 


die Ordnung des Rechnungs s Weſens und Eu Kontrakte bes 


— Vorſchriften. 


$: 39. 

Die Groͤße der von dem Kaſſirer zu beſtellenden Dienft; 
Caution hänge von der Ermäßigung der Kommiſſion ab, mit 
Vorbehalt ihrer Erhöhung bei demnächftiger Zunahme des Vers 
waltunge sGonde, | | i 
a 7 

Des Regiſtrato ts Obllegenhelten Segefen drei bi 
fehledene Gegenftände: 

1) Die dem Kaffirer in allen vorkommenden Safen- Ange \ 
legenheiten zu leiftende Huͤlfe. 

In dieſer Hinſicht iſt er verpflichtet, das Kaſſen ⸗DDia⸗ 
rium beim Schluſſe eines jeden Monats zu revidiren, die 
dazu gehörigen Belege mit dem Kaffirer zu collationiren, - 
und felbiges fodann mie dem, Kafficer zu unterzeichnen. — 

Ferner leiftet derfelbe bei der Aufftellung der ſaͤmmtli⸗ 
hen Haupts und Meben - Rechnungen Huͤlfe, ſormirt aus 

‚ benfelben,  fobald fie von der Credit: Kommiffion adges 
nommen find, das Hauptbuch und fiellt den einzelnen 

Intereſſenten die von Ihnen verlangten fpezlellen Abrech⸗ 

nungen zu. 1 | 

Alle in der Kaſſen⸗ Verwaltung von ihm bemerften 
Unrichtigkeiten iſt er bei eigener Verantwortlichkeit der 
Kommiffion fofort anzuzeigen ſchuldig. 

2) Die Ordnung in der Regiſtratur zu erhalten, wozu er⸗ 


forderlich ift, daß fämmtliche Akten Ihrem Objekte nach 


gehörig ſeparirt, mit einem Verzeichniſſe verfehen und in 
einem befondern Negifter aufgeführt werden. 


3) Endlich die Mundieung und Abfendung mmtlicher Aus 
fertigungen, Or 


- 
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dDie Remunerationen und Beſoldungen des geſammten 
Verwaltungs Perſonals find folgendermaaßen beſtimmt: 
1) Die Mitglieder der Eredite Kommiſſion RER 
an Diäten, A Tag 2 Rthlr., 
Reiſekoſten, à Meile hin und auch zutuck 1Rthlr. 
bel jeder Zuſammenkunft, ſo wie bei jedem Geſchaͤfte, 
welches eine Entfernung vom Wohnorte erfordert. 
3) Dieſelben Diäten. und Keifekoften werden den Deputirs 
ten und fonftigen Sntereffenten des Inſtituts zugebillige, 
wenn fie auf Nequifition der Credit » Kommifflön einzelne 
Geſchaͤfte beſorgen. 
3). Sie das der Kommiſſion untergeordnete Perſonal find die 
jaͤhrlichen Beſoldungen zum höchften dahin beftimmt: 
für den Syndicus 300 Rthlr. 
s 9 SRafleer 400 ⸗ 
⸗ ⸗ Regiſtrator 200 ⸗ 
$. 4. | 
die Eidesformeln für ſaͤmmtliche Offizianten ſind in den 
Anlagen enthalten. 


— — — — — — 


GNo. t.) 
Formular 
| . pur 
Verhopochecinuns der Guͤter der aufzunehmenden 
Mitglieder. 


Nachdem ‚Ic; Endesunterfchriebener, beſage ber von der 

Bremenſchen Credit; Rommiffion darüber unterm 
erhaltenen Verfiherung mit dem Gute in den rit⸗ 
terſchaftlichen Credit; Verein aufgenommen worden, und dann 
nach Vorſchrift der Starten diefes Vereins, $. 16., eine Vers 
pfändung diefes Guts fammt allen dazu gehörigen Pertinenzien 
und Gerechtigkeiten nach der hier beigefügten Befchreibung.erfots 
derlich iſt: fo agnoscire und beftele ich diefe Verpfaͤndung hle⸗ 
durch 
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durch fuͤr mich und meine Erben in dee. Maaße, daß ich dem 
erwähnten Inſtitute nicht nur wegen der jetzt für mich üben, 
nommenen Schulden,“ fondern auch der £ünftig mir oder mei⸗ 
nen Erben noch zu verwilligenden Vorſchuſſe alle diejenigen 
Rechte einraͤume und zuſchreibe, welche dein Credit/Vereine 


durch die Statuten deſſelben vom An bie aufs 
— Güter der —* beigelegt worden. 
Geſchehen 


Golst die Beicreituns des Guts.) 





(No. u | 
— — 


Formular zum Schuld » Brief auf Namen. 
— T—/ 


| Schuld⸗ Brief 
des 
Bamenlhen ritterſchaftlichen Erle, Enns 
über 
- Thaler 


in gerechte grober Eonventions » Münze, Zwanzig Sulden auf 
die Mark fein gerechnet. 


Wir zum Eredits Vereine der Bremenſchen -Ritterfchaft 
angeordnete Kommiffarien urfunden und bekennen biermit, 
daß ; 
uns ein Kapital von Thalern in gerechter grober 
Conventlons Münze nah dem Zwanzig, Guldenfuße vorgelichen 
bat, welches wir am Heutigen Tage durch unferen Kaffirer ers 
heben laſſen, und zum wahren Mugen des Credits Vereins ges 
brauchen und verwenden. 

Wir quitiren daher über den baaren und richtigen Ems 
pfang obgedachten Kapitals der - Thaler, und verfpres 
hen zugleich, daffelke dem Darleiher oder jedem andern ges 
treuen Inhaber diefes Schuld » Briefes, nach einer zufolge $. 
44. der Statuten jedem Thelle zu Oftern ‚und Michaelis freis 
Uinnalen. Heft IL, 1826. Rn 
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ſtehenden halbjaͤhrigen Kundigung, in empfangener Mangſorte 
zuruͤckzuzahlen, bis dahln aber alljaͤhrlich zu Oſtern mit 
fuͤrs Hundert zu verzinſen. W 
Zur Sicherheit für Kapital. und Zinfen -cediren und ver 
schreiben wir. dem. Gläubiger bis zu der betreffenden Summe 
nicht allein die ganze Aktivs Forderung, welche dem Verein 
gegen die Geſammthelt feiner jedesmaligen Schuldner gebuͤhrt 
fondern aud alle in der Kaffe des Vereine vorräthigen und 
auffommenden Gelder, und entſagen fchlteßlich allen. gegen diefe 
Verſchrelbung etwa zu erhebenden Einreden und Ausflächten, 
Dreſſen zu Urkund haben wir gegenwärtigen Schuld, Brief 
Namens des DVerelits eigenhändig vollzogen. 
So gefchehen Stade, den — 
(L. S) 
Die Kommiſſion des Bremenſchen ritterſchaftlichen 
| Credit-⸗Vereins. u 
—— — — —— — — — —— —— 


(No.3.) — 
— — 


Formular 
dur Zins-⸗Quitung.— 

Auf ein Kapital von | - . Thaler: Convention; 
Mütze, weiches am bei dem Eredit»Wereine der 
Bremenſchen Ritterſchaft von dem belegt iſt, 
bat der Here Kaſſirer des Credits Vereins die Hanzjährigen 
Zinſen zu Prozent vom 1. April bis dahin f 
mit —W on 
an mich Endesunterfchriebenen richtig ausgezahlt, welches Hier; 
durch quiticend befcheiniget wird, — 
den 18 









Rthl. Gr. pPf. 
Zinſen vom 1. April bis dabhin J 


. 555 


No, 4. 


Formular 
N} wre {fi o.n...: 


Ich Endesunterſchriebener urfunde und befenne hiermit, 
daß, nachdem der mir dasjenige Kapital 
er Thaler Eonventions« Münze, welches laut Schuld 
Briefes des Bremenſchen ritterſchaftllchen Erebit s Vereins 
No. vom bei demfelben zu Prozent belegt 
worden, nebſt dem bis auf den heutigen Tag mir gebuͤhrenden 
Zinfenbetrage baar und richtig ausgezahlt bat; ich demſelben 
den vorangeführten Schuld / Brief No. - vom 
wel her zugleich im Original Hierneben ausgeliefert, wird, for 
wohl in Anſehung des Hauptſtuhls ats der “zunächft am iſten 
April und melter fälligen Zinfen hierdurch vedire und ab; 
trete, thue folches auch alſo und dergeflalt, daß felbiger mit 
dem benannten Schuld: Briefe und dem darin aufgeführten 
Kapitale nebſt Zinfen, als mit feinem wohlerworbenen Eigen, 
thum, nach Gefallen verfahren. könne und möge -- 


Deilen zu Urkund babe ich, unter Entſagung aller gegen 

vorgedachte Ceſſion zu machenden Einwendungen, gegenwaͤrtigen 

Eeffiöns ⸗ Schein eigenhändig unterſchrleben und beſiegelt. 
Geſchehen 


Daß vorſtehender Eeſſlons⸗ Schein von dem 
eigenhändig: vollzogen — wird Br... PRNCHBISEt 


) 


Nu 2 
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No: 5. | 
Privilegirter. Schufd+ Brief | 
des 


Bremenſchen —— Credit⸗Vereins 
uͤber 





Ber — 


in gerechter große € Conventionss Münze, Zwanzig Gulden auf 
die Mark fein gerechnet, 


welcher zur Sicherheit ſowohl des Kapitais als der Zinfen, 
- unter Garantie fämmtliher zum Credits Vereine verbundenen 
Gutsbeſitzer, und mit der. In den Statuten dieſes Inſtituts 
näher beftimmten öffentlichen Verpfaͤndung der ganzen Artivs 
Forderung des Vereins an die Geſammtheit ſeiner jedesmaligen 
Schuldner und der in der Kaffe des Vereins vorräthigen, und 
darin ferner eingehenden Gelder, . von der angeordneten Koms 
mifflon des Credits Vereins ausgefertigt und unter No. 
des Megifters ‚eingetragen worden. 


Stade, den 
(L. .s) 
Di Somit ion des Bremenfchen EN 
Eredit⸗Bereins. 


Anmerkung. 


Zu dleſem Schulb- Briefe wer⸗ 


Aushändigung derſelben vor dem 
ben Zins- Coupons von 5 zu 5 ; h2 


Falligfeitg = Termine nicht felbft 


Jahren ausgereicht. 

Der Borzeiger des lehten Cou⸗ 
pons erhält die Coupons auf die 
845 5 Jahre, in fofern der 

eliber des Schuld - Briefs die 


verlangt h bat. 

Jedem Theile ftebt eine halb⸗ 
jährige Kapital» Kinpigung zu 
Dftern und Michaelis frei. 


—, 
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Formular 


der 
auszugebenden Credie⸗ ⸗Scheine auf kuͤrzere Looſe. 


Gegenwaͤrtiger von der Kommifflon ‚des Bremenſchen rits 
‚ terfchaftlihen Credits Vereins ausgeftellte Credit; Schein befchels - 
niget, daß N. N. der Eredit» Kaffe, die Summe von 
Thaler in ‚gerechter grober Conventions, Münze baar vorge⸗ 
ſchoſſen, welches Kapital vom heutigen Tage an. mit. Zivel 
Prozent verzinfet und, nach vorgängiger: Einmonatlichen Loofe, 
an den, getreuen Inhaber diefes Scheine, gegen deſſen Zuruͤck⸗ 
Lieferung, aus der — baar — werden fol, : 


Stade = 
* FR d. S. )» 
Die Kommiffe des Bremenfehen literſchaſtichen 


Credi it⸗ Vereins. 
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Litteratit. 


Handbuch des Preußifchen Mitlitair- Rechts ober Dar: 
ftelung der im Preußifchen Heere beftehenden Grund 
ſaͤtze uber militairifche Rechtss und Polizei? Verhäfe: 
5 niffe, Disziplin und Sufkfiz- Verwaltung, mit Geneh— 
- migung St. Majeftät des Königs, herausgege- 
ben von Karl Guſtav von Rudloff, Major im 
Königl. Kriegs: Minifterium. Berlin, 1826 in Com: 
miffion bei’ Ruͤckert. Theil J. 327. S. Theil II. 645. 
Das vorliegende Handbuch befriedigt eben fo gruͤndlich und 
vollftändig, als zweckmäßig, ein großes, längft gefühltes Bes 
därfnig. Die früheren Schriften über das Preußiſche Mills 
taies Recht, hatten durch die tefentlihen und durchgreifenden 
Veränderungen, welche feit ihrer Erſcheinung, Recht und Mis 
litair erhalten. hatten, ihre praftifche Brauchbarkelt far gänzlich: 
verloren. _ Ein zweiter Cavan würde daher ſchon im der ' 
Form und in dem Umfange des erftern ein wichtiges, erfreus 
liches Geſchenk geweſen fein, ungleich wichtiger und erfreulis 
cher ift aber dasjenige, was wir dem Herrn Verfaſſer verdan⸗ 
fen, da es an Umfang, Vollſtaͤndigkeilt, Zivectmäßigkeit und 
Reichthum das Werk feines Vorgängers fo weit übertrifft, und 
dem Verfaſſer, als Referenten im Königl. Krieges Mintfterium, 
für die Segenftände, welche er bier behandelt, noch mehr, als. 
diefern, die zu einem Werke diefer Art erforderlihen Materias 
lien vorlagen. - I J 
Der erſte Thetil handelt von den Rechten und 
Pflichten der Militair-Perſonen nach folgenden Abs ⸗ 
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ſchnitten: T. Von den Recht en ver Milſt alt⸗Perſo⸗ 
nen, In den verſchledenen buͤrgerlichen, richterli 
chein und! mtlkeatrifchen Bergätentffen. IL Vom 
Berthrsftand der Militairs; Perfonen. IH: Bom 
gerlchtlichen Verſahren tmden bargerlichen Recht e⸗ 
angelegenheiten ver MitieatesPerfonen. IV. Bon 
den Pflichten der Milltair⸗Perſonen. 3 

Dir wege Theil: von den STETTEN 
Ye der MitteairsPerfonen und deren rechtlichen 
Folgen oder daR MilttaisSrrafıRehr, zerfällt In 
"folgende ’ (ie den desiierften" TH. fortlaufende) Abſchnitte: V 
Bon den prrigiverietzungen der Milit air⸗Per⸗ 
ſonen. VI. Won den Strafen der Mititairi Pers 
fonen. VIIVeon Anwe endung der :gefegtigen 
Strafen auf. dle Vergehen und’ Werbreden der 
Millttalr⸗Perfo nen; VIII⸗Von der militalriſchen 
Di s ziplin ar ⸗/Gewa bt, deren Ausabung und der 
disziplinar fen Behandlüngider 'Untergebenen. 
IX. Bon der Milttair⸗Gerichtbarkeit und dien 
Militaiv, Seriäften. X. Vom dem Verfahren det 
MitttaterSeriäte In deu zu ihrer Competenz 9% 
Hörenden Unterfüdungs s Angelegenheiten oder 
dem Militatr-StrafsProzeffe "XL Vom Ver fah⸗ 
ren der Civila Gericht e in Unterſuchungs Sachen 
wider beurlaubte Landwehr⸗Individuen, Soldw 
ten der KriegssNeferve, des Trains und die beur⸗ 
taubten Rekruten des ſtehenden Heeres. XII. Ver— 
fahren bei Contraventlionen der Militair⸗Perſo— 
nen gegen Polizei, Finanz-und andere, auf die 
StaatsVerwaltung Bezug habende Verordnun⸗ 
gen. Der Anhang, betreffend die activen Landwehr 
ren, und die Bellagen, enthalten auszugsweife die Inſtruk⸗ 
tion vom. 6. Maͤrz 1826, über die Behandlung der Feſtungs⸗ 
‚Stuben; Gefangenen und die: Gebuͤhren⸗ Tare für die Audi⸗ 
teure vom ı1. December 1802. 
Die nähere Angabe und Beurtheilung des Inhalts liege 
außer den Grenzen diefer Anzeige; Referent bemerkt nur noch, 
dag die einzelnen $. $. hoͤchſt Be dem Inhalt und der 


J 


Saffung der betreffenden Worfchriften treu find, und leßtere, 
fo wie die. Sammlungen und Schriften, in melden fie abges 
deuckt find, auführen, daß: daher der größte Theil diefes Werks 
materialiter Geſetzbuch If. Den Lefern der Annalen. ift 
bereits bekannt, daß dies ſchaͤtzbare und Intereffante Werk, durch 
das Eieeulare des Königl, Kriegs; Minifterlums: vom 30. Auguft 


1825, der Armes empfohlen. wurde, da dies Eirculare in dem 


aten. Hefte gedachten Jahres, S. 546 abgedruckt if. Sie werden 


ſich ohne Zweifel aus diefem Werke felbft Überzeugen, daß der Herr 


Verfaſſer ‚fein Verfprechen, redlic) erfüllt, und. die Erwartungen, 


— 


zu wev⸗ er. berechtigte, hoͤchſt vollſtaͤndig befriedigt hat. 

Referent kann die ſehr richtige Aeußerung des Herrn 
Verfaſſers S. VII. der Vorrede, uͤber die nothwendige Eigen⸗ 
thuͤmlichkeit des Meilitair » Rechts, nicht unbemerkt. laſſen. Das 
befondere Recht eines: beſondern Standes muß, wenn es feinen 
Zweck erfüllen ſoll, nothwendig manche flaatsbärgerliche und 
gemeilnrechtliche Rechte der, zu dieſem Stande gehörigen, In⸗ 
dividuen beſchraͤnken, aber auch erweitern. Die Gleichhelt vor 
dem Geſetze iſt durch Gleichheit der buͤrgerlichen Verhaͤltniſſe 
bedingt; eine unbedingte Gleichheit vor dem Geſetze findet ſich 
nur in Lehrbuͤchern und in den modernen Conſtitutions-Akten, 
in beiden aber nur als todte, mithin unfruchtbare Buchſtaben, 
in der Praxis Hingegen nirgends , ‚als da, wo es feine fpezielle 
bürgerlishe Verbältniffe giebt. Da Zwecke und Beduͤrfniſſe der 
bürgerlihen Geſellſchaften das allgemeine bürgerliche Recht bes 
Dingen; fo bedingen auch die Zwecke, Beftimmungen und Bes 
dürfniffe einzelner Kategorien der bürgerlichen Geſellſchaft des 
ven fpezielles Necht, welches freilich jene. eigenthämlichen Ver⸗ 
haͤltniſſe nicht Äberfchreiten und bie, von dieſen nicht betroffenen 
allgemeinen Verhaͤltniſſe nicht berühren kann. 





ranz Steckeler 
Buchbinder a 
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